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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vorsitzender Dr. Skotton: Hoher Bundesrat! über die wichtigsten Ergebnisse der 
Ich e r  ö f f n e  die 319. Sitzung des Bundes- XXVII. Generalversammlung der Vereinten 
rates. Nationen. 

Das amtliche P r o  t o  k 0 11 der 318. Sitzung 
des Bundesrates vom 1 .  Feber 1913 ist auf­
gelegen, unbeanstandet geblieben und gilt da­
her als genehmigt. 

E n t s c h u 1 d i g t hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Reich!. 

Einlauf und Behandlung der Tagesordnung 

Ich habe diesen Bericht dem Ausschuß fü.r 
auswärtige Angelegenheiten und wirtschaft­
liche Integration zur weiteren geschäftsord­
nungsmäßigen Behandlung zugewiesen. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
Debatte über die Punkte 1 und 2 sowie 20 
und 21 der Tagesordnung unter einem abzu­
führen. 

Die Punkte 1 und 2 sind 
Vorsitzender: Eingelangt ist ein Schreiben 

des Bundeskanzlers betreffend eine Minister- ein Bundesgesetz zur Zusammenfassung der 
vertretung. Unternehmungen der verstaatlichten Eisen­

und Stahlindustrie und 
Ich ersuche den Herrn Schriftführer um Ver-

lesung dieses Schreibens. 

Schriftführer Ing. Gassner: 

"An den Herrn Vorsitzenden des Bundes­
rates. 

eine OIG-Gesetz-Novelle 1973. 

Die Punkte 20 und 21 sind 

ein Arlberg Schnellstraße Finanzierungs­
gesetz und 

eine Novelle zum Tauernautobahn-Finanzie­
rungsgesetz .

. 
Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 

werden zuerst die Berichterstatter ihre Be­
richte geben. Sodann wird die Debatte über 
die zusammengezogenen Punkte unter einem 
abgeführt. Die Abstimmung erfolgt wie immer 
in solchen Fällen getrennt. 

Wird gegen diesen Vorschlag ein Einwand 
Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen erhoben? - Das ,ist nicht der Fall. Der Vor­

um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu schlag ist somit angenommen. 
machen. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Entschlie­
ßung. vom 12. Februar 1973, Zl. 1 175/13, über 
meinen Vorschlag gemäß Artikel 73 des Bun­
des-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 
1929 für die Dauer der zeitweiligen Verhinde­
rung des Bundesministers für Landesverteidi­
'gung Karl Lütgendorf in der Zeit vom 1 8. bis 
22. Februar 1 973 den Bundesminister für Inne­
Ies atto Rösch mit dessen Vertretung betraut. 

Kreisky" 

Vorsitzender: Dieses Schreiben dient zur 
Kenntnis. 

Ich begrüße den inzwischen im Hause er­
schienenen Herrn Staatssekretär Veselsky. 
(Allgemeiner BeifalL) 

Eingelangt sind weiters jene Beschlüsse des 
Nationalrates, die Gegenstand der heutigen 
Tagesordnung sind. 

Ich habe diese Vorlagen gemäß § 29 der 
Geschäftsordnung den Obmännern der zustän­
digen Ausschüsse zur Vorberatung zugewie­
sen. Die Ausschüsse haben diese Beschlüsse 
des Nationalrates einer Vorberatung unter­
zogen. Die diesbezüglichen schriftlichen Be­
richte liegen vor. 

Gemäß § 28 Abs. C der Geschäftsordnung 
habe ich diese Vorlagen auf die Tagesordnung 
der heutigen Sitzung gestellt. 

Eingelangt ist ferner ein Bericht des Bundes-
ministers für Auswärtige Angelegenheiten 

1. Punkt: Gesetzesbeschlu8 des Nationalrates 
vom 15. Feber 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz zur Zusammenfassung der Unterneh­
mungen der verstaatlichten Eisen- und Stahl-

industrie (921 der Beilagen) 

2. Punkt: Gesetzesbesdllu8 des Nationalrates 
vom 15. Feber 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das OIG-Gesetz geändert 
wird (OIG-Gesetz-Novelle 1973) (899 und 922 

der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Tagesordnung ein und gelangen zu den Punk­
ten 1 und 2, über die eingangs beschlossen 
wurde, die Debatte unter einem abzuführen. 

Es sind dies: 

Bundesgesetz zur Zusammenfassung der 
Unternehmungen der verstaatlichten Eisen­
und Stahlindustrie und 

OIG-Gesetz-Novelle 1913. 
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Vorsitzender 
Berichterstatter über beide Punkte ist Herr 

Bundesrat 'Kouba. Ich bitte um die Bericht­
erstattung. 

Berichterstatter Kouba: Herr Vorsitzender! 
Herr Staatssekretär! Meine Damen und Her­
renl Durch den vorliegenden Gesetzesbesch�uß 
des Nationalrates soll eine Verschmelzung der 
Oesterreichisch-Alpine Montangesellschaft 
Wien und der Vereinigte Osterreichische 
Eisen- und Stahlwerke Aktiengesellschaft 
Linz mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1973 
erfolgen. Die Anteilsrechte der Osterreichische 
Industrie Verwaltungs-Aktiengesellschaft an 
der Gebrüder Böhler & Co Aktiengesellschaft 
Wien und der Schoeller-Bleckmann Stahlwerke 
Aktiengesellschaft Wien sollen als Sachein­
lagen in das Eigentum der neugebildeten Ge­
sellschaft übergehen. Im Sinne einer ErYfeite­
rung der Mitbeslimmung der Dienstnehmer 
soll sich der Aufsichtsrat der neugebildeten 
Gesellschaft zu einem Drittel aus Dienstneh­
mervertretern zusammensetzen. ' 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat die gegenständliche Vorlage in sei­
ner Sitzung vom 20. Feber 1 973 in Verhand­
lung genommen und mit Stimmenmehrheit 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für wirtschaftliche Angelegenheiten so­
mit durch mich den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 1 5. Feber 1973 betreffend ein Bun­
desgesetz zur Zusammenfassung der Unter­
nehmungen der verstaatlichten Eisen- und 
Stahlindustrie wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter für den Bericht. Ich bitte, den zwei­
ten Bericht gleich anzuschließen. 

Berichterstatter Kouba: Durch den vorlie­
genden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
soll die Mitgliederzahl des Aufsic:htsrates der 
OIAG erhöht werden. Weiters sollen die Be­
stimmungen über die Wahl und Abberufung 
von Aufsichtsratsmitgliedern der in der An­
lage zum OIG-Gesetz angeführten Gesellschaf­
ten dem Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
zur Zusammenfassung der Unternehmungen 
der verstaatlichten Eisen- und Stahlindustrie 
(921 der Beilagen) angepaßt werden. Ferner 
ist vorgesehen, daß zur Besetzung heranste­
hende Vorstandsposten der verstaatlic:hten 
Unternehmungen im "Amtsblatt zur Wien er 
Zeitung" zu verlautbaren sind. 

Der Ausschuß für wirtschaftlime Angelegen­
heiten hat die gegenständlime Vorlage in sei­
ner Sitzung vom 20. Feber 1 973 in Verhand-

lung genommen und mit Stimmenmehrheit be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einsprum zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für wirtschaftliche Angelegenheiten so­
mit durch. mich den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 15. Feber 1973 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das OIG-Gesetz geändert 
wird (OIG-Gesetz-Novelle 1 973), wird kein 
Einsprum erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Berimt­
erstatter für seine Beric:hte., 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein, 
die über die zusammengezogenen Punkte 
unter einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sic:h Herr Bundes­
rat Schipani. Im erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Schipani (SPO): Herr Vorsitzen­
der! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Wenn wir heute wie- schon viele Male vorher 
jiber Detailprobleme der verstaatlic:hten Indu­
strie, genauer gesagt, sowohl über j"ene der 
Stahlerzeuger als auch über die ihrer Töchter, 
und der OIAG beraten und zu beschließen 
haben, gestatten Sie mir dazu eInmal grund­
sätzlich eine Feststellung. 

Als Sozialisten bekennen wir uns zu unserer 
verstaatlic:hten Industrie und bejahen sie. 
Gleic:hzeitig ac:hten wir das Privateigentum, 
w,ie überhaupt gesagt werden muß, daß beide 
Formen in gemeinsamen Gremien in Eintracht 
miteinander arbeiten und sehr gut nebenein­
ander bestehen können, wie uns das ja auch 
bereits in der Vergangenheit bewiesen wurde. 

Ehe 1m in die Spezialdebatte zu den in Be­
handlung stehenden Tagesordnungspunkten 
eingehe, glaube ich, ist es notwendig, die all­
gemeine Entwicklung aufzuzeigen. Lassen Sie 
mich mit der Schaffung der verstaatlichten 
Industrie in Osterreich beginnen. 

So wie in allen westlimen Demokratien 
wurde auch die Verstaatlichung in Oster­
reim offiziell begründet. Es wurde dazu ein 
Motivenberimt herausgegeben,'und ,im möchte 
Ihnen einiges aus diesem zitieren. Es heißt 
darin: 

"Die Ubereignung von bestimmten Unter­
nehmungen an den Staat findet seine sachliche 
Begründung dar,in, daß die Wirtschaftszweige 
vielfam einer sehr tiefgreifenden Reorgani­
sation und umfassenden Planung unterzogen 
werden müssen, um ihre in der Vergangen­
heit so verhängnisvolle Krisenempfindlimke-it 
zu überwinden. Diese Aufgabe kann nur in 
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einer Reihe von Maßnahmen bewältigt wer­
den, die im Rahmen der Privatwirtschaft nicht 
bewältigt werden können." 

Es heißt dann weiter: "Der vorliegende Ge­
setzentwurf" - gemeint ist das Gesetz, von 
1946 - "stellt so den ersten bedeutsamen 
Schritt zur SChaffung . einer gesunden krisen­
freien W,irtschaftsverfassung dar, die Voll­
besChäftigung gewährleistet. Er gliedert somit 
auch Osterreich in die allgemeine in Europa 
sich vollziehende Entwicklung ein." 

Der Motivenbericht des Gesetzes 1 946 for­
dert aber nicht nur die Reorganisation, son­
dern auch die Planung dieses gesamten ver­
staatlichten Bereiches, und neben allgemeinen 
Motiven erscheinen darin auCh etwas präzi­
sere als UrsaChe und Begründung angeführt: 
Erstens die KrisenempfindliChkeit vermeiden. 
Zweitens wurde darin festgestellt, daß jene 
Produktion im Rahmen der PrivatwirtsChaft 
undurChführbar wäre. Als drttter Grund wird 
angeführt: die Vollbeschäftigung sichern. Und 
viertens: der Entwicklung folgen, die sich 
überall in Europa vollzieht. Es sind also aus­
schließlich wirtschaftliche oder soziale Gründe 
sowie die allgemeine europäische Entwick­
lung, die damals dieser Motivenbericht ange­
geben hat. 

Lassen Sie mich aber auch persönlich etwas 
über die Gründe der Verstaatlichung sagen. 
Es sind naCh meiner Meinung zwei große 
Gründe: in erster Linie di� schon im Motiven­
bericht zitierten wirtschaftlichen und in zwei­
ter Linie innenpolitische Gründe. 

sten hergeholten Befürchtungen zerstreuen. 
Die Verantwortlichen der Zweiten Republik, 
die sich an die bitteren Erfahrungen der Zwi­
schenkriegszeit erinnern konnten, nahmen 
diese Gelegenheit wahr, beziehungsweise 
konnten sie einfach nicht vorbeigehen las­
sen, um der Wirtschaft ihres Landes endlich 
eine solide Basis zu geben, vor allem, um die 
Geißel der Arbeitslosigkeit und die außer­
ordentliche Krisenempfindlichkeit der öster­
reichischen Wirtschaft zu beseitigen. 

Neben den innerpolitischen Gründen hatten 
auch nationalistische Beweggründe in der 
innerösterreichischen Politik großes Gewicht. 
Da die meisten Grundindustrien und die Groß­
banken teils vor und teils nach dem Anschluß 
Deutsches Eigentum geworden waren, nahm 
die Zweite Repub1ik dieses Vermögen durch 
die Verstaatlichung erst wieder in österreichi­
schen Besitz. Die Notwendigkeit einer solchen 
Maßnahme war umso klarer, als der gesam­
ten Volkswirtschaft eine ernste Gefahr drohte. 
Es bestand nämlich die Möglichkeit, daß auf 
Grund des Potsdamer Abkommens das 
Deutsche Eigentum als WiedergutmaChung 
beschlagnahmt werden koimte. Sie erinnern 
sich sicher noch alle daran: Vor allem die 
Russen haben nicht gezögert, diese Klausel in 
die Tat umzusetzen; das haben ja die vielen 
USIA-Betriebe bewiesen, die praktisch bis zum 
Jahre 1955 der österreichischen Oberhoheit 
entzogen waren. 

Es sei vorweggenommen, daß
' die Ver­

staatlichung auch von den westlichen Alliier­
ten sicherlich positiv aufgenommen wurde, das 
heißt, daß sie sie uns ebenfalls gegönnt haben 
und daß von dieser Seite keinerlei Schwierig­
keiten zu erwarten waren. 

Diesen unmittelbaren wirtschaftlichen Sor­
gen muß man aber auch einen ferner liegen­
den, aber etwas tieferen Grund hinzufügen. 
Ich darf hier Redakteur Blau zitieren, der dies 
wie folgt zusammengefaßt hat: 

"Die mittlere und ältere Generation verfügt 
über einen Schatz bitterer Erfahrungen aus 
den Zwischenkriegsjahren." 

Dam'als ging die in Pr,ivateigentum befind-­
liche Schwer- und Grundstoffindustrie bald 
zum großen Teil in ausländische Hände über. 
Fremde Interessen entschieden darüber, ob 
und wieviel Kohle, Erz, Stahl oder Metall 
in Osterreich erzeugt werden sollten. Sie ent­
schieden oft gegen asterreich, und Zehntau­
sende Arbeitslose in der Urindustrie verur­
sachten im Teufelskreis der Krise die Mas­
senarbeitslosigkeit der Hunderttausenden. 

Zu den wirtschaftlichen Gründen wäre noCh 
festzustellen, daß damals die materiellen und 
wirtschaftlichen Gründe sehr bedeutsam 
waren, nämlich in einem Augenblick, in dem 
allgemeiner Mangel herrschte. Als die Wirt­
schaft nicht nur zerrüttet, sondern auCh aus 
einem größeren Zusammenhang herausgeris­
sen war, bestand die äußerste Notwendigkeit, 
sie wieder in Gang zu bringen, wozu nur die 
öffentliche Hand imstande war. Es waren viele 
Unternehmensleiter nicht mehr im Lande, zum 
Teil waren sie geflohen, und die österreichi­
sche Pr.ivatwirtschaft war schon wegen des 
Kapitalmangels, wie ich bereits angeführt 
habe, völlig außerstande, derartige Aufgaben 
zu erfüllen. Die Verstaatlichung dieser Unter­
nehmungen war daher der einzige Ausweg. 
Eine bloße Subventionierung, die vielleicht 
auch ins Auge zu fassen gewesen wäre, wie 
dies im Falle des belgischen Kohlenbergbaues 
geschehen war, konnte nicht einmal in Be­
tracht gezogen werden, weil es weder Mana-. 
ger noCh a�erkannte Eigentümer gegeben hat. Außerdem besteht kein Zweifel daran, daß 

Der Plan, die wichtigsten Unternehmungen die ausländisChen, nämlich die deutsChen und 
zu verstaatliChen, konnte auch die am weite- italienisChen Interessen die durdJ. ihre eige-
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nen Handlungen hervorgerufene wirtschaft­
liche Stagnation ausnützten, um die öster­
reichische Demokratie und sogar die nach 1934 
errichtete Diktatur zu unterhöhlen. Vor allem 
in den vom Kapital beherrschten Grundstoff­
industrien, zum Beispiel in der Alpine, bil­
dete und finanzierte man Kampfverbände, die 
wirksam gegen die Unabhängigkeit der öster­
reichischen Republik eingesetzt wurden. So­
viel zu den innerpolitischen Gründen. 

Ich habe Ihnen anfangs zwei Gründe ge­
nannt. Ich muß mich jetzt verbessern, es gab 
nämlich damals noch einen dritten Grund, 
nämlich die ideologischen Motive. Ich möchte 
auch darüber etwas sagen. Es ist vielleicht 
notwendig, einmal die Haltung der beiden 
großen politischen Parteien zu charakterisie­
ren. 

Bereits der Punkt 4 des ersten Programms 
der Sozialistischen Partei vom 1. Mai 1946 
bezog sich deutlich auf unser heutiges Thema: 
Planung und Demokratisierung der Volkswirt­
schaft, Verstaatlichung beziehungsweise Kom-

. munalisierung oder Vergenossenschaftung von 
Banken und Versicherungsgesellschaften, 
Bergwerken, Olgruben, Kraftwerken und 
Großunternehmungen der Eisen-:-, Stahl-, 
Metall-, Baustoff- und chemischen Industrie 
sowie von Großunternehmungen der Lebens­
mittelproduktion. Sie sehen also, das war 
damals bereits ,im Programm der Sozialisti­
schen Partei. 

Die Haltung und Stellungnahme eines gro­
ßen Teiles der OVP zur Verstaatlichung war 
damals eine positive, wenngleich auch die 
Befürworter es schon damals

· 
in Ihrer Partei 

etwas schwer hatten. Ich habe mich der Mühe 
unterzogen, Werbematerial zu sichten, und 
man kommt zu dem Schluß, daß die OVP 
damals zur Verstaatlichung in etwa folgen­
der Meinung war: 

"Wir anerkennen das Eigentum, aber wir 
kennen auch hier keine Buchweisheit, des­
halb bejahen wir die Vergesellschaftung von 
für die Gesamtheit notwendigen und .lebens­
wichtigen Betrieben ... 

Das war also in etwa die Stellungnahme 
der Osterreichischen Volkspartei damals. 
(Bundesrat B ü r k 1 e: Eine gute Aussage!) Ja, 
wenn es etwas Gutes ist, soll man es auch 
nicht verschweigen, Herr Kollege. Aber ich 
muß Ihnen dann leider etwas sagen, was viel­
leicht etwas weniger gut ist. "Es tut mir leid, 
aber das sind auch Tatsachen. 

Sie waren also damals dieser Meinung, und 
es waren sicherlich sehr viele, die· diese auch 
positiv vertreten haben. Aber ich darf nicht 
verschweigen - und Jetzt will ich gleich dar-

auf kommen, Herr Kollege Bürkle -, daß es 
gerade bei  Ihnen sehr viele gegeben hat 
- das ist ja nicht weiter verwunderlich, es 
waren größtenteils Eigeninteressen -, für die 
dieses Bekenntnis, dieses offizielle Bekenntnis 
der OVP nach meinem Dafürhalten nur ein 
Lippenbekenntnis gewesen ist. Sie haben sich 
damals dem Fraktionszwang gebeugt. 

Warum ich das sage, sieht man klar und 
deutlich aus der Entwicklung dieser verstaat­
lichten Industrie, die sie in der Zwischenzeit 
genommen hat. Ich werde Ihnen einige Gründe 
aufzählen. 

Von den seinerzeit 70 verstaatlichten Unter­
nehmungen gibt es in der Zwischenzeit weni­
ger als die Hälfte. Ein weiterer Fa,.kt, der 
zeigt, daß große Teile der OVP für Reprivati­
sierung gewesen sind, scheint mir die Tatsache 
zu sein, daß 1955 40 Prozent der Anteilsrechte 
an verstaatlichten Großbanken verkauft wur­
den, was Sie ja sicherlich wissen werden. 

Eine Zusammenfassung der Probleme vom 
Standpunkt der OVP brachte auch noch ein 
prominentes Mitglied der Osterreichischen 
Volkspartei zu Papier. Es ist ganz interessant,' 
wenn. man diese Dinge nach so langer Zeit 
wieder liest, und ich möchte Ihnen auch hier 
die Quellenangabe machen. Es handelt sich 
um den Beitrag "Verstaatlichte Unterneh­
mungen im Kraftfeld 'von Politik und Wirt­
schaft", erschienen in den "Finanznachrichten" 
vom 21. Oktober 1961 in der Nummer 42/43 
auf Seite 1 .  Darin stellt nämlich, und ich 
möchte hier die Richtigkeit meiner Worte 
untermauern, Herr Generaldirektorstellver'­
treter Walk im harten Kern seines Beitrages 
in etwa folgendes fest: 

"Die Verstaatlichung wurde 1946 von der 
SPO aus ideologischen Gründen angestrebt, 
wogegen die OVP zumindest, soweit es sich 
nicht um Unternehmungen der Grundstoff­
industrie handelte, in der Verstaatlichung eine 
Ubergangslösung sah, bis später eine Repri­
vatisierung möglich würde." 

Meine Damen und Herrenl Diese Erklärung 
präzisiert klar die Stellung. beider Parteien. 
Verstehen Sie, meine Damen und Herren von 
der Osterreichischen Volkspartei, daß es auch 
uns manchmal schwerfällt, an die Lauterkeit 
von Beteuerungen zu glauben, wenn sich Pro 
und Kontra etwa die Waage halten. 

Nur ist es, glaube ich, im Interesse dieser 
gesamten verstaatlichten Industrie und ihrer 
Unternehmungen schön langsam Zeit, hier 
klare Verhältnisse zu schaffen. Zu viele Ver­
waltungs- und Gesellschaftsformen wurden 
mit dieser verstaatlichten Industrie und ein­
zelnen Unternehmungen bereits durche�er-
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ziert. Von der IBV über die Sektion IV zur I Aber es darf Sie, meine Damen und Herren 
OIAG, Forderungen zur Erfüllung von Bun- von' der rechten Reichshälfte, nicht sehr wun­
des-, Länder- und Regionalinteressen, ausste- dem, wenn wir also nunmehr nicht bereit 
hende Entscheidungen, die mangels klarer sind, die Dinge auf die lange Bank zu schieben. 
Verhältnisse nicht getroffen werden konnten, Es hat sich einmal mehr herausgestellt, daß 
sei es auf dem Gebiete der Investitionen oder lange Verhandlungen zu nichts führen, wenn 
auf dem Gebiet der Programmkoord(nation. von allem Anfang an bei Ihnen durchzublik-

ken war, daß Sie gegen eine Fusion sind, 
Meine Damen und Herren! Ich selbst komme lieber eine Holding einer schon bestehenden 

aus einem verstaatlichten Betrieb, nämlich Holding unterstellen wollen und eine feste 
von der Hütte Krems, einer Tochtergesell-, Verankerung des Proporzes verlangen, näm­
schaft der ViOEST, und ich möchte Ihnen in lich jenes Proporzes, den Sie selber im Jahre 
Erinnerung rufen, daß gerade unser Betrieb 1 966 so verteufelt haben. Es wäre Ihnen, so 
als einer der ersten vor die Hunde gegan- glaube ich, letzten Endes doch sicherlich nur 
gen wäre, einfach deshalb, weil der Eigen- darum gegangen, größeren personellen Ein­
tümer vorerst seiner Verpflichtung nicht nach- fluß im neuen Konzern zu erreichen, ohne 
gekommen ist, weil keine finanziellen Mittel dann dem eigentlichen Gesetz zuzustimmen. 
bereitgestellt waren und weil es eben keine 
Programmkoordination gegeben hat. (Bun­
desrat B ü r k 1 e: Dabei haben Waldbrunner 
und Pittermann die verstaatlichten Betriebe 
bis zum Jahre 1966 beherrschtf) 

Ja, diese Antwort habe ich erwartet, aber 
Sie wissen ebensogut, daß die Finanzminister 
immer von der OVP gestellt wurden und man 
aus diesem Grund deq. Verpflichtungen nicht 
nachkommen konnte. (Bundesrat B ülk 1 e: 
Nur wurde meine Frage nicht beantwortet! Es 
war doch damals eine Koalitionsregierung!) 
Sie wissen: Wenn Sie in einem Betrieb eine 
neue Anlage brauchen, brauchen Sie be­
kanntlich Geld dazu. Die Situation der USIA­
Betriebe dürfte Ihnen ebensogut bekannt sein 
wie mir. Desgleichen werden Ihnen. die Ver­
sprechungen bekannt sein, die es damals ge­
geben hat, wenn diese Betriebe wieder in 
österreichiscb.en Besitz eingegliedert werden. 
Ich glaube, ich habe Ihnen da jetzt wieder 
erschöpfend Auskunft gegeben, Herr Kollege. 
Diesen Einwand kann ich also nicht gelten 
lassen, denn ohne Geld spielt bekanntlich für 
niemanden Musik, auch in der verstaatlich­
ten Industrie nicht. 

Erst nach einem Marsch auf den Ballhaus­
platz - ich möchte auch das wieder sehr 
positiv herausstreichen - konnten wir damals 
erreichen, mit Einsicht und Einverständnis 
aller im Parlament vertretenen politischen 
Parteien, daß uns damals geholfen wurde und 
diese Mittel zur Verfügung gestellt wurden. 
Aber das sind eben leider nur Einzelaktionen, 
und ich glaube, man müßte endlich einmal 
aufhören, hier ständig Feuerwehr zu spielen. 
Für diese Betriebe muß so gesorgt werden, 
wie dies auch ein Privatunternehmen tun 
müßte. 

Blickt man so zurück, was mit dieser ver­
staatlichten Industrie eigentlich schon alles 
geschehen ist und was sie· alles ausgehalten 
hat, dann muß man sich eigentlich wundem. 

Wir Sozialisten erfüllen somit die im OIAG­
Gesetz vorgesehene branchenmäßige Zusam­
menführung der Unternehmungen. Gleichzei­
tig wird damit, wie es sich für eine verstaat­
lichte Industrie geziemt, ein langgehegter 
Wunsch von uns Gewerkschaftern, nämlich die 
betriebliche Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
an diesen Unternehmen, mitgeregelt. 

Ich darf daher abschließend feststellen, daß 
wir beide Gesetze begrüßen, ihnen unsere Zu­
stimmung geben. Das heißt, daß unsere Frak­
tion gegen die :in Behandlung stehenden Ge­
setzesbeschlüsse des Nationalrates keinen 
Einspruch erhebt. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Als nächster zum Wort ge­
meldet ist Herr Bundesrat Ing. Harramach. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Ing. Harramac:h (OVP): Hoher 
Bundesrat! Meine Damen und Herrenl Lassen 
Sie mich ,zuerst mit zwei grundsätzlichen 

'
Be­

merkungen beginnen. 

Die erste davon ist fast persönlicher Natur. 
Ich bedaure zutiefst, daß die Fraktion der 
OVP des Bunqesrates heute den beiden Geset­
zesvorlagen, die zur Behandlung stehen, nicht 
die Zustimmung geben kann, und zwar aus 
grundsätzlichen Uiberlegungen. Ich bedaure 
das deswegen zutiefst ---:- das ist der Grund 
meiner persönlichen Bemerkung -, weil mein 
ganzes berufliches und politisches Leben mit 
der verstaatlichten Industrie auf das innigste 
verknüpft war und ich daher nicht erfreut bin, 
wenn w.ir in einer so grundsätzlichen Ent­
scheidung nicht imstande sind - weil man es . 
uns nicht ermöglicht hat -, diesen Gesetzen 
die Zustimmung zu ,geben. 

Die zweite Bemerkung: Ich bin der festen 
Dberzeugung, daß j edermann im ganzen öster­
reichischeIi Volk und sicher in der OVP weiß, 
welche Bedeutung die verstaatlichte Industrie 
insgesamt und 

'
insbesondere die Eisen- und 
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Stahlindustrie für Osterreich hat.- Wir wissen, 
daß dort über 10.000 Menschen beschäftigt 
sind und ihr Leben und das Leben der Fami­
lienmitglieder dieser 10.000 davon abhängig 
ist. Aber weit mehr als das: Die ganze Folge­
industrie ist von der Grundstoffindustrie ab­
hängig, und das sind noch viel mehr Men­
schen, die also in direkter Abhängigkeit ste­
hen. Dalher sind wir natürlich aus ganrzem 
Herzen daran interessiert, daß diese Industrie 
gedeiht und daß sie sich für Osterreich gut 
entwickelt. 

. 

Daher möchte ich gleich feststellen - am 
Beginn meiner Ausführungen und nicht am 
Ende, wie das normalerweise _ ü'blich ist -, 
daß wir, wenn wir schon hier im Hause nicht 
einig sein können in der VorgangsweiSe zu 
dieser Gesetzesfindung, doch. in der Zusam­
menal'lbeit in den Unternehmungen, in den 
Betrieben einig sein könnten. Die Koopera­
tion zwischen den großen Parteien in den Be­
trieben soll aufrechterhalten werden. Es g�bt 
gute Anzeichen dafür, daß das möglich ist. 
Ich hoffe, daß das auch in Zukunft sein wird. 
Ich nehme an, daß nach der heutigen Sitzung 
- wir wissen ja alle das Endergebnis in die­
sen Fällen, die Mehrheit wird also hier be­
stimmen - doch ein neuer Beginn gelegt wird. 

Wenn ich gesagt habe, daß wir grundsätz­
lich gegen die ibeiden Gesetze stimmen müs­
sen, so muß ich das begründen. Ich 'bin per­
sönlich kein Freund davon, nachzureden, was 
im Nationalrat bereits gesagt wurde, denn 
das kennen Sie ja alle, vor allem die Offent­
lichkeit, die sich ja für uns, wie der Herr Vor­
sitzende tbei seiner Antrittsrede festgestellt 
hat, nicht sonderlich interessiert. Aber es müs­
sen bestimmte Dinge gesagt weIden; ich kann 
nicht sagen, wir lehnen ab, ohne es zu begrün­
den. 

Ich behaupte, daß diese Gesetzesvorlage 
- ich ,werde mich mehr auf das Fusionsgesetz 
beziehen - ungenügend, wenn überhaupt, 
vorbereitet wurde. Sie alle wissen, was in die­
sen Dingen geschehen ist. Der Herr General­
direktor Dr. Geist, Vorsitzer des Vorstandes 
der OIAG, 'hat zu . wiederholten Malen öffent­
lich das Wort ergriffen und jedesmal . eine 
andere Lösung propagiert; immer wieder ist 
ihm etwas Neues eingefallen. 

Geist hat mit der B l1-Lösung begonnen, 
das ist bekanntlich die Lösung, die die VOEST 
ausschließen würde. Er ist dann dazu überge­
gangen, daß man die VOEST vielleicht doch 
einbeziehen müßte. Da waren zuerst Proteste 
notwendig. Dann hat er gesagt, 'die VOEST 
wird nicht jetzt, aber später sicherlich einbe­
zogen werden. Und dann ist er plötzlich mit 
dem ganz überraschenden Gedanken gekom-

men, man könnte doch eine Superholding 
schaffen, lies OIAG, wo ganz einfach alle 
Unternehmungen, die verstaatlicht ,sind, zu­
sammengefaßt werden und von einer einzigen 
Direktion geführt werden. Und schließlich kam 
es dazu, daß er dem Vorstand der OIAG den 
Vorschlag unter.breitet hat, man möge die 
heute im Gesetz vorliegende Fusion zwischen 
den beiden großen Eisen enzeugenden Firmen 
VOEST und Alpine beschrließen und man möge 
die beiden Edelstahl erzeugenden Gesellschaf­
ten als Tochtergesellschaften angliedern. 

Der Vorstand der tHAG hat das mit Mehr­
heit 'beschlossen. Die Vertreter der Osterrei­
chischen Volkspartei waren dagegen. Sie 
waren nicht grundsätzlich gegen die Fusion, 
sondern sie waren der Auffassung, daß ein so 
smwerwiegender Schritt in einer so bedeu­
tungsvollen Wirtsdraftsgruppe nicht ohne 
gründlime Vorbereitung vorgenommen wer­
den kann. Sie waren der Meinung, daß man 
durch die Gründung einer Holding ein Zwi­
s"chenstadium schaffen müßte, und zwar nicht 
einer Finan7jho1ding, sondern einer Führungs­
holding, in die die besten Kräfte aus der 
Eisen- und Stahlindustrie versammelt werden 
sollten, die nach gründlicher Vorbereitung be­
schließen sollten, welchen Weg man auf dem 
Gebiete der verstaatlichten Eisen- und Stap.l­
industrie in Zukunft gehen wird. 

Diese Auffassung wurde von der OVP­
Fraktion des Aufsichtsrates voll und ganz ge­
teilt, und auch dort gab es eine Mehrheits­
abstimmung für den sozialistischen Vorschllag, 
und es wurde die Fusion ,beschlossen. 

Wir sind Demokraten, und wir wissen, daß 
Mehrheiten selbstverständlich in der Demo­
kratie entscheiden. Wir werden se)bstver­
ständIich jede Mehrheitsentscheidung respek­
tieren. Aber Sie dürfen von uns nimt erwar­
ten, daß wir solche Entscheidungen mit Be­
geisterung anerkennen, wenn wir glauben, daß 
sie nicht richtig durchdacht sind. Diese Kritik 
werden Sie also ertragen müssen. 

Ich selber komme aus dem Edelstahlsektor. 
Ich frage mim, was dieses Gesetz und diese 
Fus�on bedeuten soll, wenn man den Edelstahl 
dabei so 'behandelt, wie das in der Gesetzes­
vorlage geschieht. Es wäre doch logisch gewe­
sen, daß man bei einer solchen Fusion zuerst 
einmal daruber nachdenkt, welche Gruppen 
der Erzeugung es in diesem ganzen Konzern 
gibt und was man mit denen macht. 

Wir haben in Osterreich zwei große Edel­
stahl erzeugende Firmen, die bisher selbstän­
dig waren, das ist Böhler und Schoeller-Bleck­
mann. Wir haben eine dritte, die schon eine 
Tochter der Alpine war, das ist die Styria, 
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und wir haben außerdem die Edelstahlel'Zeu­
gung in der VOEST und in der Alpine. Man 
hätte sich doch vorher den Kopf zerbrechen 
müssen: Wie kann ich den Edelstahl und die 
Edelstahlerzeugung konzentrieren, wie kann 
ich verhindern, daß, sie sich später auf dem 
Weltmarkt noch Konkurrenz machen, wo sie 
doch alle einem Eigentümer gehören? 

Mir ist der Fusionsgedanke an sich nicht 
fremd. Das hätte man doch vorher prüfen müs­
sen, man hat es aber nicht geprüft. Man hat 
es nicht getan, sondern hat es sich sehr einfach 
gemacht: Man sagte, Alpine und VOEST wer­
den fusioniert, damit geht die Styria mit in 
die Mutter, wird dann selbstverständlich wie­
der Tochter werden. man wird erst die not­
wendigen Voraussetzungen dafür schaffen, 
aber sie wird wieder Tochter werden, und 
Schoeller und Böhler werden von Haus aus 
Töchter. 

Wo hier die Vernunft und das wirtschaft­
liche Durchdenken bleilbt, ist mir rätselhaft. 
Es gibt auf der ganzen Welt sicher keinen 
Konzern - zumindest nicht auf dem Eisen­
und Stahlsektor -, wo die Mutter der Tochter 
Konkurrenz auf dem Weltmarkt macht, das 
gibt es also nicht. (Bundesrat B ü r k 1 e: Das 
weiß nur die IIbestvorbereitete" Regierung! 
Die anderen begreifen es nie! - Bundesrat 
S c  h i p  a n  i: Das ist die Situat10n jetzt! Die 
soll ja bereinigt werden! Das ist Ihnen auch 
bekannt, Herr Kollege!) 

Ja selbstverständlich, ich habe j a  auch gar 
nichts gegen diese Bereinigung, Herr Kollege 
Schipani. Gegen die Bereinigung habe ich 
überhaupt nichts, ganz im Gegenteil, ich bin 
nur der Meinung, daß man das alles zuerst 
durchdenken muß, daß man es gründlich vor­
bereitet. (Bundesrat S c  h i p  a n i: 25 Jahre 
wollt ihr schon durchdenken ) 

Das war der Grund, warum die OVP gesagt 
hat: Schaffen wir eine Holding, überlegen wir 
uns das. und dann machen wir das Beste i das 
Beste, was es gibt. Aber nicht, daß man zuerst 
durch Parlamentsakte eine Tat setzt, die über­
haupt nicht durchdacht ist. Sie ist nämlich 
nicht durchdacht. Das werde ich Ihnen noch 
beweisen können, wenn ich auch bemüht bin, 
mich sehr kurz zu fassen. 

Eine zweite Uberlegung, die nicht getroffen 
wurde: Wir haben -gesehen, was allein der 
Gedanke der Fusion in dem Denken unserer 
Freunde in Oberösterreich und in der Steier­
mark in den Betrieben selber ausgelöst hat, 
welche Revolutionen es fast schon gegeben 
hat. (Bundesrat Ti r n  t h a 1: Von der OVP 
aufgeheizt worden, vom OAAB/ Künstlich! 
Sonst hätte es diese Differenzen nie gegeben!) 

Das behaupten Sib. \Tenn Sie glauben, daß 
die OVP imstande L Ihre sozialistischen 
Kollegen in der VOES'r aufzuhetzen, nehme 
ich das zur Kenntnis. (Beifall bei der OVP.) 

Wer hat überlegt, was aus jenen Betrieben 
wird, die der Rationalisierung zum Opfer fal­
len? Machen wir uns nichts vor! Es geht 
Ihnen - das weiß ich genau, das gilt für Sie 
genauso wie für uns -, es geht Ihnen allen 
um die Sicherung der Arbeitsplätze. Niemand 
von Ihnen denkt daran, leichtSinnig Arbeits­
plätze zu -gefährden. Aber alle wissen, daß 
die Fusion nur dann einen Sinn hat, wenn eine 
gewisse Rationalisierung eintritt. Rationalisie­
rung hängt immer mit dem Opfer von Arbeits­
plätzen zusammen, es sei denn, man findet 
Aus.weichmöglichkeiten. Selbstverständlich. 
Aber wo sind die Uiberlegungen? Das frage 
ich Sie. In der ganzen Nationalratsdebatte 
habe ich nicht ein Wort darüber gehört. Wo 
sind die Uberlegungen, die uns sagen kön­
nen, was mit jenen Leuten geschieht, die frei­
werden? Nichts, gar nichts, überhaupt nichts 
habe ich gehört. Kein Wort. (Bundesrat Ti r n­
t h aI: Was ist bisher mit jenen Leuten gesche­
hen, die freigeworden s,ind? Wer hat sich da 
Gedanken gemacht?) 

Ich möchte weiter sagen, daß eine Kommis­
sion, die eingesetzt wurde, festgestellt hat, daß 
der Finanzbedarf für diese Fusion - Herr 
Staatssekretär, Sie sagen mir das bestimmt 
(Staatssekretär Dr. V e s eI s k y: 2 Milliar­
den!) - 2 Milliarden Schilling beträgt. Ich 
frage mich: Wo ist, bevor diese Gesetzesvor­
lage ins Haus gekommen ist, beraten und 
beschlossen worden, wie dieses Geld aufge­
bracht wird? 

Ich habe ,wohl die Erklärung des Herrn 
Finanzministers gehört, der Gewinne, die zum 
größten Teil ja erst entstehen müssen, dafür 
nicht von den Unternehmungen abziehen will. 
Aber die sind ja noch nicht da. Ich frage mich, 
ob das eine gute Vor.bereitung ist. 

Wenn Sie mir erlauben, möchte ich j etzt 
einen ganz kurzen, einen wirklich kurzen Ver­
gleich anstellen zwischen dem Wirtschafts­
konzept, das, wenn ich den sozialistischen Zei­
tungen glauben darf, seinerzeit von 1400 Fach­
leuten erarbeitet wurde und der SPO als Leit­
ziel dient, und zwischen der Praxis, die j etzt 
eintritt. 

Im Wirtschaftskonzept heißt es - wenn Sie 
das wissen wollen, sage ich Ihnen die Seiten­
zahlen und die Ziffern dazu -, daß zum Bei­
spiel die Errichtung eines Wirtschaftsministe­
riums zur Durchsetzung einer einheitlichen 
wirtschaftspolitischen Strategie erforderlich 
ist. 
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, Was war in der Praxis? Durch die Trennung teipolitisch arbeiten. Alber man muß es ehr­

zwischen der verstaatlichten Energiewirtschaft lich zugeben und sich nicht hinter lauter sach­
und der verstaatlichten Industrie in zwei Mini- lichen oder unsachlichen Argumenten verstek­
sterien und durch die Errichtung eines For- ken. (Bundesrat S c  h i p  a n i: Wo ist das ein 
schungsministeriums, das auch wesentliche sachliches Argument bei Ihnen�) 
Teile des Industriesektors zu besorgen hat, Ich möchte eine ,weitere Forderung aus 
ist die einheitliche Führung einer Wirtschafts- Ihrem Wirtschaftsprogramm nennen. Im Wirt­
politik zersplittert worden. Genau das Gegen- schaftsprogramm steht drinnen : "Die Ausdeh­
teil von dem, was von den 1400 Fachleuten nung der Befugnisse der ÖIAG ist anzustre­
gefordert wurde, ist eingetreten. (Bundesrat ben, um die Wathr,ung der Eigentümerinter­
S c  h i p  a n  i: Mit dem Kompetenzgesetz wird essen gegenüber den vielen Sonderinteressen 
das geregelt!) Für die Zukunft, bitte, sprechen zu sichern." 
Sie. 

Was war das Ergebnis? Der Herr Bundes-
Eine weitere Forderung : "Ein störungsfreier kanzler Dr. Kreisky hat einen Gesetzentwurf 

Wirtschaftsablauf kann nur durch wissen- vorgelegt, in dem nicht die Ausdehnung der 
·schaftlich fundierte Rahmenplanung erreicht Möglichkeiten und der Befugnisse der OIAG 
werden." So heißt es im Wirtschaftsprogramm. drinnen war, sondern die Beschränkung, näm-

Ich sage Ihnen jetzt ein Beispiel. Wir haben lich die Rüdokehr zu einem längst überwunden 
über Eisen und Stahl schon gesprochen. Wir geglaubten Status, in dem für die Ernennung 
haben schon darüber gesprochen, welche Ein- der Aufsichtsräte nicht mehr die OIAG zustän­
fälle der Herr Generaldirektor Dr. Geist zu dig sein sollte. Wenn das wieder heraus­
diesem Kapitel hatte und wie schnell wir gekommen ist und heute im Gesetz nicht drin­
variiert haben. Ich sage Ihnen ein zweites nensteht, dann ist das nicht ein Verdienst der 
Beispiel : die Elektrolyse in Ranshofen. Sozialistischen Partei, sondern ein Verdienst 

der Oppositionsparteien. 
Diesmal sage ich die Daten dazu, weil sie 

im Nationalrat noch nicht genannt wurden. Weiters : "Grundbedingung" - so heißt es 
im Wirtschaftsprogramm - "jeder Konzernie­

Am 14. April 197 1  sagte Generaldirektor rung ist jedoch, daß, wo erforderlich, vorher 
Dr. Geist: Die Elektrolyse ist nicht zwecK- eine Stärkung der Finanzkraft einzelner Glie-
mäßig. der erfolgen muß." , 

Sdion am 22. April, also nur eine Woche Ich habe darüber gesprochen. Ich bin sicher, 
später, nach einem Kurzbesuch in Ranshofen, daß der Herr Staatssekretär uns heute noch 
sagte er: Die Elektrolyse wird gebaut. darauf eine Antwort geben wird. Ich bin nur 

Am 17. Juli 1971 sagte Generaldirektor der Meinung, daß es nicht vorher erfolgt ist 
Geist : Die Entscheidung wird im September und daß es vielleicht nachher - hoffentlich, 
1 97 1  fallen. kann ich nur sagen - erfolgen wird. 

Im Oktober erklärte derselbe Generaldirek- Nun ein letzter Beispielsfall, die Forderung 
tor Dr. Geist, daß die Entscheidung voraus- im Wirtscbaftsprogramm der SPO : "Der Zu­
sichtJlich negativ ausfallen wird. sammenschluß von, OMV und OSW könnte 

So geht das das ganze Jahr 1972 weiter. Bis große wirtschaftliche Vorteile bril!gen." 

heute ist noch keine Entscheidung gefallen. Was ist in der Praxis geschehen? Die 

Jetzt mache ich Ihnen eine Voraussage. Ich Fusionspläne, die in der OIAG gefaßt worden 

möchte einmal Prophet sein : Ich bin uberzeugt sind, sind von der Sozialistischen Partei ver­

davon - der Kollege Ha/bringer wird mir hindert worden, man hat eine gemeinsame 

vielleicht etwas Nä'heres darüber sagen kön- Tochter geschaffen, die Beteiligung ist 50 zu 

nen -, daß vor den Landtagswahlen in Ober- 50. Was das in der Praxis bei der Fassung 
österreich die Entscheidung für die Elektrolyse von Beschlüssen heißt, können Sie sich vor­
fallen wird. Wenn Sie j etzt behaupten, daß stellen. Ich glaube, ich brauche Ihnen das nicht 
das sachliche Arbeiten sind, daß das sachliche zu erläutern. 

Beweggründe sind, dann bedaure ich, daß Sie Meine Damen und Herren! Zu einem aller­
uns für so leichtgläubig halten, denn in meinen letzten Punkt (Bundesrat S c  h i p  a n  i: Zum 
Augen spielt die Politik, die Parteipolitik, die vorletzten!), oder vielleicht ist es der vor­
gr"Ößte Rolle. (Beifall bei der OVP. - Zwi- letzte, ich weiß es noch nicht. Es hängt davon 
schenruf des Bundesrates S c h i p a n  i.) . ab; was man noch hört. 

Ich mache Ihnen, Herr Kollege Schipani, ein Für die Fusion VOEST-Alpine wird ein Son-
Zugeständnis. Es ist Ihr gutes Recht, Partei- dergesetz geschaffen. An sich sieht niemand 
politik zu machen. Niemand kann dagegen den Grund ein, warum Gesetze dafür notwen­
etwas sagen. Eine Partei muß eben auch par- dig sind, denn auf der ganzen Welt ist es 
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üblich, daß wirtschaftliche Zusammenschlüsse 
auf Grund von GesellsehafterbescMüssen zu­
stande kommen und nidlt durch Gesetze. Aber 
nehmen wir einmal an, ' es wird ein Sonder­
gesetz gemacht. Beide -Gesetze sind ja Sonder­
gesetze, denn beide sind Ausnahmen von der 
bisherigen Regelung. 

Dieses Sondergesetz beinhaltet einen Punkt, 
der sicherlich als sehr heikel zu behanileln 
'ist - ich weiß das -, und das ist der Punkt 
der Mitbestimmung. Sie sehen, ich spredle 
sehr offen. 

Die Mitbestimmung im Betrieb ist eine alte 
Forderung des Osterreichischen Arbeiter- und 
Angestelltellibundes, eine Forderung, die die 
OVP übernommen hat. Es ist natürlidl auch 
eine Forderung der SPO, das ist mir ganz 
klar. Ich b ehaupte nicht, daß die SPO vielleicht 
andere Gedanken hätte. A:ber unter "Mitbe­
stimmung" stellt man sich auf beiden Seiten 
offensichtlidJ. versdliedene Dinge vor. 

ICh persönlidl habe als Gewerksdlafter - ich 
war Funktionär der Gewerkschaft -, als Ar­
beiter.kammerrat immer wieder gesagt, daß 
idl der Meinung .bin, daß das bisrherige Be­
triebsrätegesetz zwar sehr viel Raum für Mit­
bestimmung gibt, daß aber die Kammern und 
die Gewerkschaften versäumen, die Mensdlen 
auf diese Dinge vorzubereiten, daß es also 
viel zuwenig geschulte Leute gibt, die die 
Rechte, die im Gesetz drinnen stehen, ausnüt­
zen können. 

Nun geschieht dasjenige, was idl als das 
Unsinnigste ansehe: Es wird nur die Zahl der 
Mitglieder im Aufsichtsrat ergänzt, und damit 
ist nichts gewonnen. Es · geht nidlt um die Zahl 
derer, die dort mitreden. Jeder, der in einem 
Betrieb beschäftigt war - und idl war 17 Jahre 
in zwei großen verstaatlidlten Unternehmun­
gen tätig -, weiß, daß im Aufsichtsrat nicht 
die entsdleidenden Beschlüsse fallen, sondern 
die eChten Entscheidungen werden am Arbeits­
platz getroffen, und die Mitbestimmung am 
Arbeitsplatz ist etwas ganz anderes als die 
Mitbestimmung ,im Aufsichtsrat. 

Es schiene mir, wenn ich auch im Grundsatz 
nichts dagegen habe - ich bin auch dafür, ich 
würde sogar diesem Teil gern zustimmen, 
wenn i_dl das könnte . . .  (Ruf bei der SPO: 
Wenn Sie das dÜIf�en!) Idl sage nicht "dürfte", 
sondern '"könnte" : das 'ist technisch leider nicht 
möglidl, Herr Kollege. Idl sage nur: Es ist 
doch völlig sinnlos, vor einer großen Reform 
des Arbeitsrechtes, vor der grundsätzlichen 
Klärung der Mitbestimmung ein Sondergesetz 
für ein Unternehmen zu sdlaffenf Das kann 
dodl nur wieder politische Hintergründe 
haben; es kann doch keine anderen haben. 
Weilche sollte es halben? 

Sie wissen alle, daß wir noch heuer in die 
Diskussion eintreten werden, um vielleicht 
ein moderneres Gesetz zu schaffen, das die 
Beziehungen zwischen Ar:beitgebern und Ar­
beitnehmern regelt. Aber warum. soll ich dann 
einen Teil im voraus lösen, wenn ich weiß, 
daß das in Kürze kommt? Auch das ist ein 
Sondergesetz. 

Es ist also unglaublich - das muß iCh Ihnen 
auch sagen -, daß wir uns als Demokraten -
und das sind wir alle, wie ich weiß - unent­
wegt erlauben, die Demokratie dadurch zu 
stören, daß wir aus parteipOilitischen Gründen 
Sondergesetze beschließen! Und <hier ist das 
der !FalL (Beiia11 bei der OVP.) 

Nun wirklich das letzte Wort: Wir von der 
OVP sagen nein zu beiden Gesetzen, weil sie 
Sondergesetze und sachlich nicht begründet 
und nicht gut vorbereitet sind. Alber wir sagen 
ja zur Zusammenarbeit in den Betrieben. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet zu diesem 
Tagesordnungspunkt ist noch Herr Bundesrat 
TimthaI. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Tirnthal (SPO) : Herr Vorsitzen­
der ! Herr Staatssekretär! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren f Zu den Ausführungen 
meines geschätzten Herrn Vorredners möchte 
ich nur kurz folgendes sagen: 

Mir ist bekannt, daß Herr lng. Harramach 
zu j enen Menschen gehört, die in Wirklichkeit 
die Stahlkonzernierung, wie sie heute durch­
geführt wird, bejahen. Es ist also für ihn sehr 
bedauerlich, daß er im Auftrage seiner Partei 
heute diesen Ges etzen nicht zustimmen darf. 
(Heiterkeit bei der OVP. - Zwischenrufe bei 
der SPO.) 

Ich möchte feststellen, daß sidl die Ausfüh­
rungen des Herrn lng. Harramadl wohltuend 
von j enen der OVP-Debattenredner im Natio­
nalrat unterscheiden, denn dort wurde anders 
gesprochen. Dort war der Tenor anders:  die 
Wirtschaft krankjammern, j ede Verantwor­
tung ablehnen, gegen die legistischen Maß­
nahmen der Regierung stimmen, aber bei der 
Besetzung von Spitzenpositionen in allen Füh­
rungsgremien kräftig mitnaschen wollen. 
(Bundesrat B ü l k  1 e: "Naschen" ist gutf) Das 
ist die gegenwärtige Haltung und Linie der 
Osterreichisdlen Volkspartei. 

So aber, meine Damen und Herren, geht es 
nichtl Wenn man etwas für ausgesprochen 
sehledlt findet, dann darf man sich doch nidlt 
gleichrzeitig gewissermaßen scharenweise an 
Direktoren- und Generaldirektorenposten 
herandrängen. Dann müßte man doch, wenn 
die Konzernierung der Eisen- und Stahlindu­
strie eine so sdlreddiche Feh'lgeburt wäre, wie 
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dies die OVP darstellt, die Konsequenzen zie­
hen und seine Führungskräfte zurückziehen I 
Davon aber hört man auch nichts. (Zwischen­
ruf bei der avp.) 

Ich habe überhaupt den Eindruck, daß ge-
� wisse Kreise in der OVP heute noch nicht mit 

der Verstaatlichung der Grundstoffindustrie in 
Osterreich einverstanden sind. Um alber die 
Gründe für diese Verstaatlichung zu verste .. 
hen, ist es doch notwendig, das Rad der Ge­
schichte zurückzudrehen ; um etwa 40 Jahre 
zurückzudrehen, als politischer Mord und Tot­
schlag auf der Tagesordnung stand (lebhafte 
Zwischenrufe bei der OVP), als die Weltwirt­
schaftskrise ihren Höhepunkt erreichte, als die 
christlich-soziale Partei die Demokratie zer­
schllug und eine Ständediktatur errichtete, auf­
rechte Demokraten hängen ließ und Anhalte­
lager schuf, in denen Tausende Osterreicher' 

ohne Prozeß, ohne Verurteilung jahrelang 
festgehalten wurden. 

"Osterreich ist der Spucknapf Europas !" Mit 
diesen sehr wenig schmeichelhaften Worten 
definierte im Jahre 1934 der ehemalige italie­
nische Diktator Benito Mussolini die Zustände 
in unserem Lande. (Ruf bei der OVP: Was 
hat das damit zu tun?) 

Dieser Satz, meine Damen und Herren, zeigt 
mit großer Deutlich!keit, daß Ost erreich damals 
zum Spielball der europäischen Mächte gewor­
den war. Die österreichische Wirtschaft lag 
damals total auf dem Boden. Es ga;b mehr 
als 600.000 Arbeitslose. 

Das war auch der Anfang vom Ende der 
Ersten Republik, die unter den damaligen Um­
ständen, in sich uneinig - praktisch ohne 
Widerstand -, in das Deutsche Reich einver­
leibt werden konnte. (Zwischenruf des Bundes­
rates B ü r k I e.) Eineinhalb Jahre später 
begann dann der Zweite Weltkrieg, der 1 945 
mit der totalen Kapitulation Großdeutschlands 
endete. 

Aus den Fehlern dieser Vergangenheit 
haben die Erbauer der Zweiten Republik die 
Lehre gezogen (neuerlicher Zwischenruf des 
Bundesrates B ü r k 1 e), daß ein sinnvoller 
Wiederaufbau der österreichischen Wirtschaft, 
des aus den Trümmern neuerstandenen Oster­
reich nur dann möglich sein kann, wenn die 
Grundstoffindustrie und jen� Wirtschafts­
zweige, denen eine Schlüsselposition in unse­
rem Lande zukommt, nicht im Besitze einzel­
ner Personen, sondern im Besitze der Gesamt­
heit des Volkes sind. 

Aus dieser Begründung heraus wurden die 
heiden Verstaatlichungsgesetze in den Jahren 
1 946 und 1947 einstimmig besChlossen. (Ruf 
bei der OVP: Damals war eine OVP-Mehr-
heitJ) 

, 

Die zahlreichen Organisationsformen der 
verstaatlichten Industrie seit 1 946 zeigen mit 
großer Deutlichkeit, daß sie seit Kriegsende 
ständig im parteipolitischen Sp annungsfeld ge­
standen ist. In keiner Phase hatte eine der 
angeführten Dachorganisationen ein wirkliches 
Weisungsrecht. Eine Koordinierung von oben 
war daher nie möglich. 

Dadurch haben sich die Betriebe ausein­
anderentwickelt. Keiner hat auf den anderen 
Rücksicht genommen. Auch Investitionen 
waren nicht aufeinander abgestimmt. Am 
Weltmarkt waren und sind s'ie teilweise heute 
noch arge Konkurrenten, welche sich gegen­
seitig die Preise unterbieten. Sicher, eine sehr 
eigenartige Unternehmenspolitik von Betrie­
ben mit dem gleichen Eigentümer! Eine typisch 
österreichische Situation, die in den vergange­
nen Jahren viele Millionen gekostet hat. 

Allerdings wurden . auch große Leistungen 
erbracht: Der Bruttoumsatz stieg seit 1 946 von 
1 ,7 Milliarden Schilling auf 23 Milliarden 
Sdlilling im Ja'hre 1 960 und auf 42 Milliarden 
Schilling im Jahre 1 910. Diese Werte wurden 
von 56.060 Beschäftigten im Jahre 1 946, von 
123.321 Ar-beitnehmern im Jahre 1960 und von 
103.060 Arbeitern und Angestellten im Jahre 
1970 erarbeitet. 

Das heißt mit anderen Worten, daß die Pro­
duktivität in den Jahren zwischen 1 960 und 
1910 gewaltig gestiegen ist: 1 960 wurden pro 
BesChäftigten Waren im Werte von 1 85.000 S 
produziert, 1 970 lag <He Kopfquote bereits bei 
408.000 S. 

In der VerstaatliChten sind 1 6,7 Prozent aller 
in der Industrie Tätigen beschäftigt. Was in 
diesen Unternehmungen erzeugt wird, ent­
spricht aber 20 Prozent des Wertes der Er­
zeugung der gesamten österreichischen Indu­
strie. Dies heißt wiederum, meine Damen und 
Herren, daß die ' Produktivität in der Privat­
industrie im Durchschnitt geringer ist als in 
der verstaatliChten Industrie. 

Die Exporte stiegen seit 1950 von 1 ,5 Mil­
liarden Schilling auf 14,5 Milliarden Schilling 
im Jahre 1970. Seit 1 946 hat die verstaatlichte 
Industrie . 44 Milliarden Schilling investiert. 
Von diesen 44 Milliarden Schilling kamen vom 
Eigentümer Bund nur 1 ,4 Milliarden Schilling, 
3,7 Milliarden Schilling waren ERP-Kredite 
und 38,9 Milliarden Schilling waren Selbst­
finanzierung. 

Vor allem in der Zeitspanne zwischen 1946 
und 1960 hat die verstaatlichte Industrie auf 
ihre Kosten den Wiederaufbau der österrei­
chischen Wirtschaft echt und kräftig durch 
besonders niedrige Inlandspreise subventio-
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niert. Die Preisvorteile für Inlandsverbraucher 
betrugen allein bei Eisen und Stahl mehr als 
2 Milliarden Schilling, jene für Kohle lagen 
bei fast 4 Milliarden Schilling. Diese Zahlen 
ergeben sich aus der Differenz zwisdlen den 
damaligen Weltmarkt- und Inlandspreisen. 

Denken Sie auch an die Bemühungen im 
Rahmen der OIG, bei denen auch nichts 
herausgekommen ist. 

Gutachten wurden in Auftrag gegeben für 
die Koordinierung der Eisen- und Stahlindu­
strie. Eines an die amerikanische Firma Booz 

Darüber hinaus erbrachten diese Betriebe Allen & Hamilton und eines an ein Professo­
noch zusätzliche Leistungen ohne Vergütung rente am der Hochschule Leoben. Beide Gut­
an den Bund, die ebenfalls erwähnt werden achten waren dar.auf ausgerichtet, die Stahl­
müssen. Es handelt sich dabei um 900 Mi!- industrie gesundschrumpfen zu lassen. 
lionen Schilling für Ablöselieferungen an Ruß- 14 .000 Arbeitnehmer sollten abgebaut werden. 
land, 300 Millionen Schilling für die Lohn- Die Realisierung dieser Gutachten, meine 
und Preisstützung 1956 und 1 00 Millionen . Damen und Herren, wäre für viele Industrie­
Schilling für das Erdgasleitungsnetz der standorte tödlich gewesen. 
NIOGAS. . 

Der Forschung und Entwicklung wurde und 
wird in den verstaatlichten Betrieben beson­
deres Augenmerk zugewandt. Paradestück 
dieser Forschungstätigkeit ist das Linz-Dona­
witz-Verfahren, dessen Entwicklung �n der 
ganzen Welt Aufsehen erregt hat. Viele Staa­
ten haben bereits Stahlwerke nach österreichi­
schem Vorbild errichtet. 

Damit, meine Damen und Herren, glaube ich, 
genügend Beweise dafür geliefert zu haben, 
daß die Verstaatlichung der österreichischen 
Grundstoffindustrie ein positiver Faktor der 
österreichischen Wirtschaft ist. Ja sie war Vor­
aussetzung für den Wiederaufbau unseres 
Vaterlandes. 

Alle Einigungsversuche scheiterten an par­
teipolitischen Erwägungen der Osterreichi­
sehen Volkspartei. Als Beweis für meine Be­
hauptung sei die Erklärung Dr. Withalms an­
geführt, der im Namen der OVP im Jahre 
1 967 - noch 1 967, meine Damen und Her­
ren - eine Zusammenführung der

' 
verstaat­

lichten Eisen- und Stahlindustrie als nicht not­
wendig erachtet hatte. 

Erst mit dem OIG-Gesetz hat der Gesetz­
geber versucht, ein Instrument zu schaffen, 
das erstens die verstaatlichte Industrie aus 
dem tagespolitischen Parteienstreit herauszu­
heben versuchte und zweitens der OIAG ein­
deutig den Auftrag erteilte, die verstaatlichte 
Industrie innerhalb von vier Jahren branchen­
weise zusammenzuführen. Dieses Gesetz ist 
am 1 .  Jänner 1 970 in Kraft getreten, und die 
Halbzeit der vorgegebenen vier Jahre ist nun 
vorbei. 

Heute beschließen wir nun im Bundesrat 
die Konzernierung der verstaatlichten Eisen­
und Stahlindustrie. Folgende Pläne standen 
zur Diskussion: 

Erstens eine Fusion der Edelstahlindustrie, 
also der Firmen Böhler und Schoeller-Bleck­
mann. Die Alpine und VOEST sollten zunächst 
selbständig bleiben. 

Zweitens die sogenannte Bundesstraße 1 7-
Lösung. Dies hätte einen Zusammenschluß der 
Alpine, von Böhler und Schoeller-Bleckmann 

Denken Sie an den ersten Eisen- und Stahl- bedeutet. 
plan im Jahre 1 947, an den sich fast niemand 
gehalten hat. 

Aber wo viel Licht ist, da gibt es leider 
auch viel Schatten. Ich habe in meinen Aus­
�ührungen bereits einmal darauf hingewiesen, 
daß sich die verstaatlichten Unternehmungen 
oft wie feindliche Brüder gegenüberstehen. 
Wenn Hochkonjunktur herrschte, traten diese 
Schwächen nicht zutage. Jedesmal aber, wenn 
eine Stagnation am Weltmarkt eintrat - ich 
denke da an die Jahre 1 953, 1 957, 1962/63; 
für den Edelstahlbereich sind auch 191 1 /72 
Schwierigkeiten eingetreten -, dann wurde 
der Ruf nach einer Neuordnung der verstaat­
lichten Eisen- und Stahlindustrie immer beson­
ders lautstark verkündet. Auch in dieser Rich­
tung gab es viele, allerdings erfolglose An­
sätze. 

Drittens: Die Alpine bleibt in der ersten 
Phase selbständig und die Edelstahlwerke 

Denken Sie an die Arbeit des Fünfzehner- werden mit der VOEST vereinigt. 
aussChusses im Jahre 1 963, der die Aufgabe 
hatte, eine Koordinierung durchzuführen. 
Nichts ist daraus geworden. 

Viertens : Alpine und VOEST werden fusio­
niert und der Edelstahlbereich bleibt allein. 

Denken Sie an die Einsetzung der Branchen- Letztlich fünftens die sogenannte große Lö-
arbeitskreise in den Jahren 1 962 bis 1 966, sung, der Zusammenschluß aller vier Stahl­
welche die Unternehmungen zusammenführen werke. Diese große Lösung werden wir heute 
sollten. beschließen. 
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TlmthaI 

Die Sozialistisme Partei wollte von Haus 
aus eine möglichst enge Bindung zwischen den 
vier Unternehmungen. Um aber zunächst die 
beiden großen Kommerzeisenwerke Alpine 
und VOEST in Ruhe und ohne Hektik inte­
grieren zu können, hat man von einer Voll­
fusion aller vier Werke Abstand genommen. 
Die beiden Bdelstahlwerke GBC und Sc ho eller­
Bleckmann werden als selbständige Töchter 
der nunmehr großen Mutter angeschlossen. 
Die Konzernverträge zwischen den Töchtern 
und der Mutter sind bereits unterzeichnet. 

Obwohl sich die Bundesregierung sehr be­
mühte, dieses Gesetz einstimmig durchzubrin­
gen, war eine Zustimmung der OVP in der 
gegenwärtigen Situation nicht zu erreichen. 
Von meiner Warte aus gesehen hatte die 
OVP für ihre ablehnende Haltung folgende 
Gründe, die alle öffentlich zu sagen sie sich 
aber bestimmt hüten wird : 

Erstens : Sie war nie für die Fusion, sondern 
für eine Holding unter Wahrung der Selb­
ständigkeit aller vier Unternehmungen. Dies 
hätte nur eine lose Bindung untereinander 
gebracht, und es wäre wieder nichts gesche­
hen. 

Zweitens : Die Osterreichische Volkspartei 
hat bei der Besetzung von Spitzenpositionen 
eine Reihe von personellen Wünschen vorge­
bracht, die von der Regierungspartei aus sach­
lichen Gründen einfach nicht zur Kenntnis ge­
nommen werden konnten. 

Drittens : Die OVP weiß ganz genau, daß 
eine wirksame Neuordnung' der Stahlindustrie 
große politische Bedeutung hat. Klappt sie, 
dann hat die Regierung·spartei einen großen 
Erfolg errungen, der sich sicherlich auch bei 
den nächsten Wahlen im Jahre 1975 auswir­
ken wird. 

Darum hat die Osterreichische Volkspartei 
alles getan, um in dieser Phase die Zusammen­
führung der Stahlindustrie zu verhindern oder 
wenigstens zu verzögern. Deshalb hat sie auch 
im vergangenen Sommer und Frühherbst unter 
der Parole "Hie Steirer, hie Oberösterrekher" 
einen Wirbel zu inszenieren versucht. 

Meine Damen und Herrenl Außerdem paßt 
der OVP auch die gesetzliche Verankerung 
der Drittelparität der Betriebsräte im Auf­
sichtsrat der Mutter nicht, die. mit dem neu�n 
Gesetz kommen wird. Sie hat daher in Par­
teiengesprächen versucht, die Rechte der Be­
legschaftsvertreter im Aufsichtsrat einzu­
schränken. (Zwischenruf des Bundesrates 
lng. H a  r r a m a c  h.) Wer hat zugestimmt? 
(Bundesrat Ing. H a  r r a in a c h: Dr. Kreisky 
hat zugestimmtl) Das ist ja nicht richtig! Wir 
haben uns dagegen gewehrt, und es ist sofort 

wieder herausgenommen worden. Wer hat es 
verlangt, Herr Kollege? (Bundesrat Ing. H a  l­
I a  m a c  h: Herr Dr. KreiskyJ) Herr Doktor 
Schleinzer hat das verlangt. Wenn Sie wollen, 
kann ich es beweisen: Herr Dr. Schleinzer hat 
das verlangtl 

Meine Damen und Herren! Jedenfalls ist 
nun der Stahlkonzern Wirklichkeit geworden. 
Damit ist ein potentes Unternehmen entstan­
den, das auch in der Weltstahlindustrie an 
vorderer Stelle reiht. 

Im neuen Konzern sind rund 76.000 Arbeiter 
und Angestellte tätig. Der Umsatz betrug 1 97 1  
27.792 Millionen Schilling. Der Konzern hat 
ein Eigenkapita.1 einschließlich der Rücklagen 
von 8,25 Milliarden Schilling. 

Wir Sozialisten sind davon überzeugt, daß 
die Stahlkönzernierung ein Erfolg sein wird, 
ein Erfolg für die betroffenen Unternehmun­
gen und die dort Beschäftigten, aber auch ein 
Erfolg für die gesamte österreichische Wirt­
schaft. 

Leider hat die OVP den Zug verpi,!ßt, weil 
sie heute noch nicht erkannt hat, daß die stän­
dig zunehmende internationale wirtschaftliche 
Verflechtung Konzentrationsmaßnahmen auCh. 
bei uns erforderlich macht. Es ist ein Glück für 
Osterreich, daß diese Partei, in deren Reihen 
heute noch Leute dominieren, die mit einem 
wirtschaftspolitischen Kleinkrämergeist bel;].af­
tet sind, nicht mehr regiert. 

Sie, meine Damen und Herren von der OVP, 
könnten nun im Bundesrat zeigen" daß Ihre 
Haltung im Gegensatz zu jener Ihrer Kolle­
gen im Nationalrat zukunftsweisend ist. Ich 
lade Sie ein, gegen dieses Gesetz keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Wir Sozialisten stimmen den zur Beratung 
stehenden Gesetzen jedenfalls gerne zu. Ich 
dan!ke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei 
der SPtJ.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Staatssekretär Dr. Veselsky. Ich erteile 
ihm das Wort. 

. Staatssekretär im Bundeskanzleramt Doktor 
Veselsky: Herr Vorsitzender I Hoher Bundes­
ratl Gestatteh Sie mir, auch von der Regie­
rungsbank einige Feststellungen aus diesem 
Anlaß zu treffen, der, wie wir glauben, ein 
großer ist. Es ist ein großer Tag für die Wirt­
schaft Osterreichs, für die Industrie Oster­
reichs, für ganz Osterreich, an dem dieses 
Gesetzeswerk endgültig beschlossen wird. 

Damit erlangt Osterreich in industrieller 
Hinsicht auf diesem einen Gebiet eine Posi­
tion wie sonst kaum irgendwo. Mit der Schaf­
fung dieses Stahlkonzems wird Osterreich 
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immerhin einen Konzern besitzen, der in der 
Weltrangliste, was die Beschäftigtenzahl an­
langt, an zehnter Stelle liegt und in Europa 
an sechster Stelle liegt. 

Ich darf das, worauf der Herr Bundeskanzler 
im Nationalrat hingewiesen hat, auch hier 
unterstreichen. Ich möchte aber noch hinzu­
fügen, daß dieser Stahlkonzern in einer Hin­
sicht noch viel weiter vorn liegt und daß wir 
darauf ganz besonders stolz sein können. Die­
ser Stahlkonzern bedient sich der besten und 
fortschrittlichsten Technologien, die es gegen­
wärtig auf der Welt über'haupt gibt. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an 
das Blasstahlverfahren von Linz-Donawitz, das 
mittlerweile die Welt erobert" hat. Es ist die 
Leistung österreichiseher Techniker- und öster­
reichiseher Ingenieurkunst und österreichi­
scher Arbeiter. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an 
etwas anderes, was vielleicht weniger bekannt 
ist, und zwar an die Tatsache, daß das Strang­
gußverfahren in österreich seine Wiege hatte, 
VOn Osterreich aus die Welt zu erobern im 
Begriffe ist und daß hier wiederum österreichi­
sche Ingenieur-, österreichische Tedmiker­
kunst und österreichische Arbeiter für die 
Welt eine ganz wichtige Leistung erbrachten. 
(Bundesrat lng. M a d e  r: Das war auch schon 
vorher der Falll) 

Ich möchte etwas anderes noch sagen. Wir 
sind auch in der Lage, beispielsweise auf dem 
Gebiete des Elektroschlackeumschmelzverfah­
rens in der westlichen Welt Dinge anzubieten, 
worüber andere Staaten noch nicht verfügen. ' 

Es ist auch kein Zufall, daß beispielsweise 
die modernste, größte und leistungsfähigste 
Langschmiedemaschine der Welt in Osterreich 
von österreichischen Technikern errichtet 
Wurde. 

Was möchte ich damit unterstreichen, meine 
Damen und Herren 1 Ich möchte unterstreichen, 
daß wir mit der Schaffung dieses Konzerns 

Ich weiß, daß Sie darüber sehr traurig sind, 
denn Ihre Partei hat sich mit dieser Verstaat­
lichung sehr spät anfreunden können. r�ider­
spruch und RuJe bei der OVP: 19461) 

Ich . darf Ihnen vielleicht hier in diesem Zu­
sammenhang etwas vorlesen. Ich zitiere jetzt, 
bitte : 

"Ebenso verständlich ist es, daß die bürger­
liche . . .  partei die Verstaatlichung (!vielleicht 
nicht die ganze!) lieber heute als morgen un­
geschehen machen möchte und jedenfalls ent­
schlossen ist, jede Ausweitung über den 
gegenwärtigen Umfang hinaus zu verhindern; 
darunter ist keinesfalls nur eine formell­
juristische Ausdehnung durch zusätzliche Ent­
eignungen zu verstehen, vielmehr auch jede 
überdurchschnittliche Expansion in den bereits 
verstaatlichten Unternehmungen, sofern diese 
durch direkte oder indirekte wirtschaftspoliti­
s.che Hilfen herbeigeführt wird." 

Ich setze fort: 

"Während der Vorschlag der Sozialistischen 
Partei in . die Richtung einer Zentralisierung, 
Konzernierung, Ausweitung (über die im 
L Verstaatlichungsgesetz genannten Unter­
nehmungen hinaus) und Sicherung eines ent­
sprechenden Einflusses der ministeriellen Ver­
waltung zielt, lehnt das l{onzept der Oster­
reichischen Volkspartei Zentralisierung, Kon­
zernierung und Ausweitung ausdrücklich ab. "  
(Zwischenrufe bei der avp.) 

Wer das war? Das war Ihr Klubobmann, 
Professor Koren, der das im Jahre 1964 (Hei­
terkeit bei der SPO) in jenem Werk schrieb, 
mit dem er sich als Wissenschafter habilitierte. 
Es heißt "Die Verstaatlichung in Osterreich". 
(Ruf bei der OVP: Das ist keine Parteimei­
nung!) Aber ich glaube, es charakterisiert sehr 
klar die Meinung Ihrer Partei. (Ruf bei der 
OVP: Das ist aber ein Unterschied!) Ich sagte, 
Sie konnten sich sehr spät damit anfreunden. 
(Ruf bei der OVP: Sehr spät - im Jahre 19461) 

einen Spitzenplatz in der Weltrangliste errei- Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
chen, was die Beschäftigung anlangt, aber' Wenn wir nun dieses Gesetz heute endgültig 
einen noch viel mehr im Vordergrund stehen- beschließen können, so ist es für uns nicht 
den Spitzenplatz, was die technische Leistungs- erfreulich, daß dieser Beschluß kein einstimmi­
fähigkeit be,trifft. 

. 
ger sein wird. Selbstverständlich ist es uns 

In diesem Augenblick-dürfen wir unterstrei­
chen, daß dieser Konzern diese Leistungen, 
immer im Eigentum des Staates stehend, er­
brachte und daß damit auch die Legende von 
der nicht hinreichenden Leistungs- und Kon­
kurr.enzfähigkeit verstaatlichter Unternehmun­
gen ein für allemal, glaube ich, ad absurdum 
geführt ist. (Bundesrat B ü r k 1 e: Sie genera­
lisieren, Herr Staatssekretär! Es gibt auch 
, andere! Leider! Ich bin sehr traurig darüber!) 

ein gemeinsames Anliegen, Osterreich zu ent­
wickeln, die österreichische Industrie weiter­
zuentwickeln, und die verstaatlichte Industrie 
ist ein Teil der österreichischen Industrie. 

Ich frage mich: Wieso können Sie dieser 
Lösung nicht zustimmen? Ich frage mich ge­
rade hier in dieser Diskussion, warum Sie 
dieser Lösung nicht zustimmen. Ich frage mich 
gerade nach dem Beitrag Ihres Herrn Abge­
ordneten Ha'rramach, warum Sie nicht zustim-
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men können. (Rufe bei der öVP: Da haben gemacht wurde, durch die Unterstützung der 
Sie nicht aufgepaßtI Haben Sie seine Ausfüh- aIG auf diesem Gebiet zu einer Lösung zu 
rungen nicht gehört?) kommen." 

In Wirklichkeit hat gerade der Vertreter 
des aAAB die jetzt gewählte Lösung als die 
einzig richtige bezeichnet. ICh verweise auf 
das Jahr . . .  (Bundesrat B ü r k I e: Sie spre­
chen doch nicht von der Rednertribüne! Pole­
misieren Sie nicht/) Ich darf mim doch wohl 
mit den Argumenten auseinandersetzen, die 
hier gebramt wurden. -(Rufe bei der öVP: 
Aber nicht polemisieren! Sie k15nnen hier als 
Staatssekretär im Namen der Regierung spre­
chen!) 

Meine 'sehr verehrten Damen und Herren I 
Im Jahre 1 968 berichtete eine angesehene 
österreichische Tageszeitung, der Wiener " Ku­
rier", am 17.  9. unter der Schlagzeile "Taus 
kämpft um Stahlfusionierung".  Ich könnte 
Ihnen daraus vielleicht eines zitieren: 

"Dr. Taus hatte am Wochenende bei der 
Herbsttagung des steirischen OAAB in über­
raschend scharfen Formulierungen für eine 
Beschleunigung des Zusammengehens der 
österreichischen verstaatlichten Stahlindustrie 
plädiert. Als zielführend bezeiduiete Doktor 
Taus eine Fusionierung von Alpine und 
VOEST. Die Edelstahluntemehmungen (Böh­
ler, Schoeller) sollten Tochtergesellschaften 
des neuen Großunternehmens werden." 

Genau das ist die Lösung, die jetzt getrof­
fen wird! (Ruf bei der SPO: Sieger Taus!) 

Herr Bundesrat Harramach hat im Jahre 
1 969 auch einiges hier im Bundesrat dazu 
gesagt, was ich unterstreichen möchtß und 
was mich heute die Frage stellen läßt, warum 
Sie heute nicht zustimmen können. 

. 

Sie sagten damals, Herr Bundesrat Harra­
mach, um die Leistungen der aIG auf dem 
Weg der Konzernierung bis zum damaligen 
Zeitpunkt zu charakterisieren, folgendes: 

Diese Zusammenführung "ist also nicht ge­
lungen. Es ist ganz einfach deswegen nicht 
gelungen, weil eine Theorie, deren Anhänger 
ich war - das möchte ich ausdrüddkh hier 
gestehen ' -, ganz einfach nicht in Erfüllung 
gegangen ist. Ich war mit Freunden immer 
der Meinung, daß das Ziel erreicht werden 
könnte, wenn man die freiwillige Zusammen­
arbeit der zuständigen Organe in den Unter­
nehmungen in Rechnung stellt. Hier haben 
wir nicht sehr viel erreicht. Ich gebe das ehr­
lich zu. Wir haben einige Beispiele dafür, daß 
es geht. Aber die großen Beispiele sind aus­
geblieben. Denken wir allein an Eisen und 
Stahl. Wir sind dort um keinen Schritt weiter­
gekommen, obwohl immer wieder der Versuch 

Deshalb, verzeihen Sie, Herr Bundesrat, 
mußten wir uns zu einer gesetzlichen Lösung 
entschließen I Sie liegt auch durmaus nicht nur 
auf der Linie Ihres Herrn Dr. Taus, sondern 
auch auf Ihrer eigenen, wenn ich mir Ihre 
Aussagen von 1969 anscha�e, wo Sie richtig 
hier sagten: 

"Im erwähne hier zum Beispiel nur, . . . " 
(Bundesrat B ü r k 1 e: Hier hat noch kein 
Regierungsmitglied und kein Staatssekretär 
so lange gesprochen! - Gegenrufe bei der 
SPO.) 

Vorsitzender (das Glockenzeichen gebend ­
weitere Zwischenrufe bei der öVP): Ich bitte 
um Ruhe, wenn der Vorsitzende das Glocken­
zei<hen gibt. Es ist nach der Geschäftsordnung 
keine Redezeit vorgeschrieben bei einem Re­
gierungsmitglied. (Weitere Zwischenrufe bei 
der OVP.) 

Staatssekretär Dr. Veselsky (fortsetzend): 
Bundesrat Ing. Harramach sagte: 

"Ich erwähne hier zum Beispiel nur, daß 
Industriegiganten, im Vergleich zu. · denen 
österreichische Großbetriebe wie Familien­
betriebe aussehen, zur Zusammenarbeit drän­
gen, daß sich große deutsche Unter�ehmungen 
- ich möchte die Namen nicht nennen, weil 
ich davon überzeugt bin, daß Sie sie ,kennen -
mit englischen und amerikanischen Firmen 
zusammenschließen, um die gigantischen Auf­
gaben der technischen Forschung und Entwick­
lung gemeinsam zu bewältigen." Also ein Be­
kenntnis zur Größe, zur Zusammenführung. 
Das gesmieht jetzt. 

Damit ist die Antwort auf die Frage gege­
ben: Warum durch Gesetz? Weil es anders 
nicht ging, und weil zum Beispiel auch die Ein­
führung einer verbesserten Mitbestimmung 
der Drittelparität nur durdJ. Gesetz möglich 
ist. 

Zweiter Punkt: Unvorbereitet. Das stimmt 
nicht. Es gab hinreichende Vorbereitungen, 
die auf Jahre zurückreichen. Es gab insge­
samt drei Stahlgutachten. Ich darf darauf hin­
weisen, daß die Vorbereitungen sehr weit­
gehend waren und daß also dieser Vorwurf 
ganz gewiß nicht zutrifft. 

Wenn Sie fragten: Wie steht es mit der 
Finanzierung, wie ist sie geregelt?, so darf 
ich die Antwort geben in Zitierung dessen, 
was der Herr Finanzminister im Nationalrat 
auch sagte: Daß die Bundesregierung bereits 
im Sommer des Jahres 1 971 einen grundsätz­
lichen Finanzierungsbesdlluß gefaßt hat be-

797 
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treffend die verstaatlichten Industrien in Ich bitte Sie aber, zur Kenntnis zu nehmen, 
Osterreich. Dieser Beschluß lautet, daß unter daß . inzwischen Jahre vergangen sind und sich 
Heranziehung der Selbstfinanzierungsmöglich- einiges geändert hat. Wenn hier ein Vorred­
keiten, unter Ausschöpfung entsprechender ner von der SPO Dinge aus der grauesten 
Möglichkeiten auf diesem Gebiet vorgegangen Vergangenheit geschildert hat, so muß ich 
werden soll, daß das SchüUausholzurückver- fragen: Wo ist da noch ein Vergleich mit der 
fahren eingesetzt werden soll und daß darüber heuti,gen Zeit? Wo ist das konkrete Anliegen 
hinaus die UIAG ihrer Finanzierungsfunktion von heute? Daß man im Laufe der Zeit auch 
gerecht werden wird. Und nur insofern all seine Meinung ändern kann - ich sage aus­
das nicht ausreicht, soll der Staat Zuschüsse . drücklich, daß ich meine Meinung nicht geän­
leisten, und dazu bekennt er sich. dert habe -, liegt doch wohl auf der Hand. 

Das kann man doch als hinreichende Vor- Nur der ist meines Erachtens dumm, der 
glaubt, daß er bei alten, einmal gefaßten Mei­bereitung in finanzieller Hinsicht bezeichnen. 
nungen sein Leben lang bleiben muß. (Bei/all Noch dazu: Es wurde ja vom Herrn Abgeord-

neten Harramach richtig darauf hingewiesen, bei der OVP.) 

daß ja der Finanzierungsbedarf im Unterneh- Ich möchte das auch auf die Zitierung des 
men, in der OIAG errechnet wurde. Herrn Dr. Koren beziehen, denn Herr Doktor 

Ich darf noch etwas am Schluß unterstrei- Koren hat das damals als Universitätsprofes­

chen: Es hat micll gefreut, ein Votum in Rich- sor gesagt; er hat als Wissenschafter gearbei­

tung vermehrter Mitbestimmung zu bekom- tet und überhaupt nicht ats Politiker. 

men, ein Votum jener Partei, die heute dem Man darf den Mann von heute mit dem 
Gesetzesbeschluß nicht zustimmen wird. Mann von damals nur dann vergleichen, wenn 

Aber ich muß eines klarstellen : In den Par- er von seinen Grundsätzen abweicht. Das ist 
teienverhandlungen hat Ihre Partei, sehr ge- ein Unterschied ! Das gebe ich ohne weiteres 
ehrter Herr Bundesrat, nicht für diese ver- zu. Aber nur dann, nicht wenn es um ein 
mehrte Mitbestimmung plädiert, sondern sie Fachproblem geht. 
hat dafür plädiert, diese Mitbestimmung nicht Ich habe mich sehr darum bemüht, und ich 
auszuweiten, was sich auch aus dem Gegen- danke Ihnen, daß Sie das auch anerkannt 
vorschlag, der im Nationalrat zur Diskussion haben, denn es ist schwer, wenn man Kontra­
stand, ableiten läßt, wo eben dieses Mitbe- redner ist, positiv und sachlich zu bleiben. Ich 
stimmungsrecht der vom Betriebsrat delegier- muß Ihnen aber doch noch einiges sagen. Ich 
ten Aufsichtsräte beschränkt werden soll auf habe vor vielen Jahren - da waren Sie noch 
die causae minores, auf die Kleinigkeiten. nicht in der Regierung und haben sich viel­
Wenn es um größere Dinge gehen sollte, wie leicht noch gar nicht mit solchen Fragen be­
die Bestellung eines Vorstandsmitgliedes und schäftigt - den Standpunkt vertreten, daß die 
um Investitionsentscheidungen, an denen doch Eigentümerin Republik Osterreich gut daran 
die Betriebsräte wirklich Anteil nehmen müs- täte, in der Eisen- und Stahlindustrie perso­
sen, dann hätten sie nicht mitreden dürfen. nengleiche Vorstände zu schaffen. Das heißt, 
Das möchte ich unterstrichen haben. die Vorstände für den gesamten Bereich Edel­

Idl darf am Schluß sagen: Es hat mich sehr 
gefreut, diese Argumentation zu hören, und 
eigentlich wirft für mich diese Argumentation, 
die sich so positiv von früheren abhebt, immer 
deutlicher die Frage auf, warum Sie diesem 
Gesetzesbeschluß nicht zustimmen, wo Sie 
doch bereit sind, weiter im Bereich der ver­
staatlichten Industrie mitzuwirken. Ich danke 
sehr. (Beifall bei der SPtJ.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
noch Herr Bundesrat Ing. Harramach. Ich er­
teile ihm das Wort. 

stahl- und Kommerzeisen in einer Personen­
gruppe von vielleicht acht Personen - wie 
wir es jetzt wahrscheinlich kriegen werden -
zusammenzufassen ohne Fusion. Und zwar aus 
dem einfachen Grund, weil .ich gesagt habe: 
Diese unleidliche Konkurrenz auf dem Welt­
markt, die sich die Firmen, die demselben 
Eigentümer in Osterreich gehören, bereiten, 
wäre dann ausgeschaltet, wenn j eder für alles 
verantwortlich ist. Auf diesen Gedanken hat 
niemand gehört. 

Ich könnte Ihnen den ehemaligen Herrn 
Vizekanzler Dr. Pittermann zitieren. Ich war 

Bundesrat Ing. Harramadl (OVP) : Hoher ja lange genug bei ihm im Viererbeirat und 
Bundesrat! Herr Staatssekretär! Ich werde es dann im Fünfzehnerausschuß. Ich habe mit 
sehr kurz machen. Sie haben wortwörtlich aus ihm wiederholt darüber gesprochen, und er 
einer Rede, die ich hier gehalten habe, zitiert. hat im Grunde genommen die gleiche Meinung 
Ich bekenne mich dazu, es stimmt alles, was vertreten, aber er hat sich in der SPO und ich 
ich gesagt habe. Ich habe auch keinen Grund, habe mich in der OVP nicht durchgesetzt. Es 
meine Meinung von damals zu ändern. ist gar nichts dabei, denn in einer Partei gibt 
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Ing. Harramadl 
es bekanntlich viele Meinungen, und man muß Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
immer wieder im Kauf nehmen, daß die eigene gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht der Fall. 
Meinung nicht zum Durchbruch. kommt. Die Abstimmung über die vorliegenden Ge­

Ich habe aber meine Meinung deshalb nicht 
geändert, und ich habe Ihnen auch. mit keinem 
Wort gesagt, daß ich gegen eine Fusion bin. 
Ich. habe nur gemeint, daß eine Fusion vorbe­
reitet gehört. Schauen Sie sich doch einmal im 
Ausland die Beispiele anl Schauen Sie einmal 
nach, wie lange das vorbereitet wird I Sie kön­
nen übrigens heute in den Zeitungen lesen, 
daß eine sehr bemerkenswerte Fusion auf dem 
gleichen Gebiet in der Bundesrepublik 
Deutschland stattgefunden hat; die Rheinstahl­
werke sind praktisch von den Thyssenwerken 
übernommen worden. Herr Dr. Kreisky hat 
das sicher nicht vorbereitet; ob er allerdings 
unschuldig daran ist, weiß ich nicht. 

Ich will Ihnen also nur sagen, daß ich der 
Meinung. bin, daß Sie Unrecht tun, wenn Sie 
uns falsche Motive unterschieben. Die Oster­
reichische Volkspartei hat die Fusion zu kei­
nem Zeitpunkt ausgeschlossen und ist immer 
noch der Meinung, daß vielleicht die Fusion 
das Ziel sein sollte. Aber wir waren immer 
der Meinung, daß die Fusion vorbereitet sein 
muß und daß man nicht aus politischen Erwä­
gungen - das ist unser Vorwurf - Taten 
setzt, die im Grunde genommen unerhörte 
Risken in sich bergen können. 

Weil Sie so polemisch waren, Herr Staats­
sekretär - das waren wir von der Regierungs­
bank nie gewohnt -, sage ich Ihnen auch 
etwas. Es ist mein gutes Recht, das zu sagen. 
Ich bin ja nur Bundesrat, ich darf hier reden. 
(Beifall bei der OVP. - Bundesrat Hella 
H a  n z 1 i k: Das war eine Feststellung und 
keine Polemik!) Das war eine Polemik, ent­
schuldigen Siel (Weitere Zwischenrufe bei 
OVP und SPO.) Es bleibt unbenommen, ob es 
angenehm oder unangenehm ist. Das ist eine 
zweite Sache. 

Aber jetzt sage ich Ihnen auch etwas, das 
können Sie dann am Schluß auch wieder für 
Ihre Partei als positiv bezeichnen. Ich bin 
eigentlich glücklich, wenn heute der Schluß­
strich gesetzt wird, den wir nicht ändern kön­
nen, nämlich daß die Fachleute der VOEST 
und der Alpine die Geschicke des Eisens wie­
der in die Hand nehmen und daß Herr Doktor 
Kreisky nicht mehr mitbestimmen muß. (Bei­
fall bei der OVP.) 

setzesbeschlüsse des Nationalrates erfolgt ge-
trennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m­
m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die 
beiden Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates 
k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

3. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 14. Feber 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz. mit dem das Volksbegehrengesetz ge­
ändert wird. samt Anlagen (900 der Benagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
3. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 
Volksbegehrengesetzes. 

BeriChterstatter ist Herr Bundesrat Wind­
steig. Ich bitte um seinen Bericht und begrüße 
gleichzeitig den im Haus erschienenen Herrn 
Bundesminister Otto Rösch. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Berichterstatter Windsteig: Herr Vorsitzen­
der! Herr Bundesministerl Hoher Bundesrat! 
Der vorliegende Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates bezweckt vor allem eine Anpassung 
des Volksbegehrengesetzes an die National­
rats-Wahlordnung 1971 und an das Wähler­
evidenzgesetz. Vorgesehen ist dabei eine 
Herabsetzung der für die Einleitung eines 
Volksbegehrens erforderlichen Zahl von 
Unterstützungserklärungen von bisher 30.000 
auf 1 0.000. Diese Erklärungen müssen jedoch 
persönlich vor der Gemeindebehörde abge­
geben oder gerichtlich oder notariell beglau­
bigt sein. Ein Einleitungsantrag ist auch dann 
gültig eingebraCht, wenn er von mindestens 
acht (bisher 1 5) Mitgliedern des Nationalrates 
oder von mindestens je vier (bisher fünf) 
Mitgliedern der Landtage dreier Länder unter­
fertigt ist. 

Nach der Behandlung des vorliegenden 
Gesetzesbeschlusses im Ausschuß für Ver­
fassungs- und Rechtsangelegenheiten stelle 
ich namens dieses Ausschusses den A n  t r a g, 
der Bundesrat wolle besChließen: 

Gegen den Gesetzesbesmluß des National­
rates vom 14. Feber 1973 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Volksbegehrengesetz 
geändert wird, samt Anlagen, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn BeriCht-
Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr erstatter für seinen Bericht. 

gemeldet. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das 
ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wir gehen nunmehr in die De�atte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Professor Dr. Schambeck. Im erteile ihm 
das Wort. 
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Bundesrat Dr. Sdlambedc. (OVP) : Herr Vor­
sitzenderl Herr Bundesministerl Meine Damen 
und Herren! Hoher Bundesrat! Wie der Herr 
Berichterstatter bereits betont hat, stellt diese 
Novelle zum Volksbegehrengesetz eine not­

-wendige und daher auch begrüßenswerte An­
passung des Volksbegehrengesetzes an die 
Nationalrats-Wahlordnung 1 97 1  und an das 
Wählerevidenzgesetz dar. Zum. anderen wird 
der Versuch einer Verbesserung der Einrich­
tung des Volksbegehrens dadurch unternom­
men, daß die Zahl der Unterschriften für die 
Einleitung eines Volksbegehrens durch Stimm­
beredltigte selbst von 30.000 auf 1 0.000 herab­
gesetzt wird. Da weiters als Ergebnis eines 
Eintragungsverfahrens nach dem Bundes-Ver­
fassungsgesetz 200.000 Untersduiften oder die 
Hälfte der Stimmberechtigten dreier Bundes­
länder erforderlich ist, bleibt ein Schikane­
verbot bestehen. 

Hohes Haus I Das Volksbegehren ist neben 
dem Wahlrecht das deutlichste und direkteste 
demokratische Recht des einzelnen Bürgers. 
Professor Hans Kelsen, der Schöpfer des öster­
reichischen Bundes-Verfassungsgesetzes, hat 
schon im Jahre 1 925 in seiner Schrift "Das 
Problem des Parlamentarismus" erklärt - ich 
zitiere wörtlich -: 

"Wenn schon die Wählerschaft ihren Ver­
trauensmännern keine bindenden Instruktio­
nen geben darf, dann muß doch zumindest die 
Möglichkeit bestehen, daß aus dem Schoß des 
Volkes Anregungen laut werden, nach denen 
das Parlament die Richtung seiner gesetz­
gebenden Tätigkeit bestimmen kann." 

Das Volksbegehren hat daher nach Hans 
Kelsen und mit Hans Kelsen die Aufgabe, den 
Sinn und den Zweck, das freie Mandat der 
Abgeordneten zu ergänzen und zur Ver­
lebendigung der Demokratie beizutragen. Das 
ist wichtig in einer Zeit, in welcher immer 
mehr Menschen auch in Osterreich nicht wis­
sen, was immer weniger Menschen über sie 
und mit ihnen verfügen. 

In diesem Sinne hat schon der Abgeordnete 

"Es ist selbstverständlich, daß das Parlament 
die zentrale politische Institution jeder Demo­
kratie bleiben muß, doch gehört es zum Wesen 
der modernen Demokratie, daß sie sich nicht 
allein im Parlament manifestiert." 

Dieselbe Meinung hat Kreisky in dem Vor­
wort zu Broda-Gratz . "Verbesserungsvor­
schläge zur Demokratie" wiederholt. 

In diesem Zusammenhang meinte auch 
Dr. Kreisky damals in dem Ritschel-Buch - ich 
zitiere weiters wörtlich den Herrn Parteivor­
sitzenden der SPO und Bundeskanzler -: 

"Ich bin der Meinung, daß es da einiges zu 
reformieren gäbe. Zuerst einmal müßte man 
einen Weg finden, um das Volksbegehren zu 
demokratisieren. " 

Ich schließe mich auch dieser Meinung des 
Herrn Bundeskanzlers und Parteivorsitzenden 
Dr. Kreisky vollinhaltlich an. 

In diesem Sinne einer Demokratisierung des 
Volksbegehrens habe auch ich in Vorträgen 
vor der Tiroler Juristischen Gesellschaft in 
Innsbruck im Jänner 197 1 ,  vor der Vorarl­
berger Juristischen Gesellschaft im Februar 
1 972 in Bregenz, die später bei Mohr in Tübin­
gen in der Reihe "Recht und Staat" als eigene 
Publikationen erschienen sind, Vorschläge er­
stattet, die he mach, ich glaube, sagen zu 
dürfen, von dem von uns allen hoch verehrten 
und unvergeßlichen Abgeordneten Dr. Otto 
Kranzlmayr schon 1971 und nach ihm vom 
Abgeordneten Dr. Georg Prader 1972 zum. 
Gegenstand von Initiativanträgen der Oster­
reichisch.en Volkspartei gemacht wurden. 

Hohes Haus l Diese Initiativanträge sind 
daher vor der Regierungsvorlage der SPO 
eingebracht worden, haben aber keine An­
nahme erfahren, weil die SPO weiters darauf 
besteht, daß erstens nur ein fertiger Gesetz­
entwurf und keine näher ausgeführte Anre:. 
gung Gegenstand und Inhalt eines Volks­
begehrens sein kann. Ich verweise aber dies­
bezüglich. auf das Vorbild des Verfassungs­
rechtes der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
und auf das Vorarlberger Landesrecht. 

der SPO und Klubsekretär Dr. Heinz Fischer Sie von der SPO haben nur der von uns 
in dem von Professor Karl-Heinz Ritschel vorgeschlagenen Herabsetzung der Zahl von 
herausgegebenen Buch "Demokratiereform" 30.000 auf 1 0.000 Unterschriften im Einlei-
1 969 erklärt : "Unser Demokratiemodell wird 
durch die Tendenz zur Oligarchie permanent 
in Frage gestellt." 

ICh schließe mim der Meinung . Heinz 
Fischers an. Ich schließe mich aber auch der 
Meinung des SPO-Vorsitzenden und gegen­
wärtigen Bundeskanzlers Dr. Bruno Kreisky 
an, der, in eben demselben Buch nachlesbar, 
feststellt - ich zitiere ebenfalls wörtlich -! 

tungsverfahren zugestimmt, den dazugehören­
den Schritt, um diese Erleichterung effektiv 
zum Tragen zu bringen, aber nicht gesetzt. 

Hohes Haus! Bedenken wir doch, daß der 
normale Wahlberechtigte nicht über einen 
eigenen legistischen Dienst verfügt; er bedarf 
dieser Erleichterung. Die Sozialistische Partei 
war dazu aber nicht bereit, und - lassen Sie 
mich das j etzt deutlich betonen - sie wider-
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Dr. Sdlambedt 
spricht damit dem Schöpfer der österreichi­
schen Bundesverfassung, Hans Kelsen, der 
schon vor Jahren gefordert hat, man müsse die 
Durchführung des Volksbegehrens tedmisch 
möglichst erleichtern - ich zitiere wieder 
wörtlich Hans Kelsen -, "indem der Initiativ­
antrag nicht schon einen ausgearbeiteten Ge­
setzentwurf, sondern auch nur allgemeine 
Direktiven zu enthalten braucht". So weit 
Hans Kelsen. 

Unser OVP-Vorschlag wollte nach dem · Rat 
des Schöpfers der Bundesverfassung Hans 
Kelsen handeln, die SPO hat dies aber zu 
unserem aufrichtigen Bedauern abgelehnt. 

Diese Ablehnung findet ihre Fortsetzung 
zweitens in der weiteren Ablehnung unseres 
Vorsrnlages, daß sinngemäß nur Stimmberech­
tigte aus dem Volk das Initiativrecht zu einem 
Volksbegehren erhalten sollen, aber nirnt Ab­
geordnete zum Nationalrat, deren Zahl nun 
von 1 5  auf acht herabgesetzt wird - bitte, 
wenn schon, dann sinngemäß unter acht -, 
und nicht auch Abgeordnete zum Landtag, 
deren Zahl von fünf auf vier Abgeordnete 
dreier Länder ebenfalls verringert wird. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
In beiden Fällen handelt es sich um eine ver­
fassungspolitisch völlig verfehlte Regelung. 
Es besteht die Gefahr, daß eine Einrichtung 
der direkten Demokratie zu parteipolitischen 
Zwecken manipuliert wird, indem zu einem 
Th�ma eine Meinung schon vorartikuliert und 
so die Meinungsbildung in der Offentlichkeit 
vorwegnehmend beeinflußt wird. (Beifall bei 
der OVP.) 

Welchen Sinn soll es auch haben - und ich 
kann Ihnen Berge von Literatur, die dem zu­
stimmt, aus dem In- und Ausland bringen, 
nicht zuletzt die letzte Nummer der "Oster­
reichischen Juristenzeitung" , wo auch der 
deutsche Staatsrechtslehrer Hans Spann aus 
München diese Meinung vertreten hat -, 
welChen Sinn soll es auch haben, wenn acht 
Nationalräte die Initiative zu einem Volks­
begehren ergreifen, das bloß eine Empfehlung 
an das Parlament ist und ein ungewisses 
Schicksal haben kann, wenn dieselbe Zahl von 
acht Nationalräten eine viel wirksamere Ge­
setzesinitiative ergreifen kann? 

Auch die Landtagsabgeordneten - und das 
ist hochinteressant für den Bundesrat und soll 
hier nirnt unerwähnt bleiben - haben eine 
andere Möglichkeit, nämlich über den Bundes­
rat als der Länderkammer des österreichischen 
Bundesparlaments, in den ja sie, die Landtags­
abgeordneten, die Mitglieder entsenden, über 
uns eine Gesetzesinitiative ergreifen zu lassen. 
Auch das, Hohes Haus, wurde nicht bedaCht. 
Wobei es ja ein Widerspruch in sich ist, wenn 

die Regierungsvorlage und das vorliegende 
Gesetz wohl den Abgeordneten zum National­
rat und den Abgeordneten zu den Landtagen 
ein Volksbegehrensinitiativrecht einräumt, auf 
die Mitglieder des Bundesrates aber vergessen 
hat. (Bundesrat W a 1 1  y: Die anderen sind 
aber direkt gewähltl) 

Herr Abgeordneter! Sie können selbstver­
ständlich jederzeit eine demokratische Ab­
dankungserklärung für den Bundesrat abge­
ben; wir von der OVP werden uns dazu nicht 
bereit erklären. (Beifall bei der OVP. - Bun­
desrat W a 1 1  y: Das war eine äußerst un­
sachliche Antwort, die typisch für Ihre Art ist!) 
Herr Kollege Wally! ICh werde sofort auf Ihre 
Äußerung näher eingehen. 

Um auf diese Fehler nach Ablehnung unse­
res Initiativantrages nochmals aufmerksam zu 
machen und eine künftige Verbesserung schon 
heute anzuregen, haben die Bundesräte Dr. Iro, 
Schreiner und Genossen für die Osterreichi­
sche Volkspartei den vorliegenden Entschlie­
ßungsantrag gestellt, kann doch gerade der 
Bundesrat an dieser Problematik - das ist 
meine Antwort, Herr Bundesrat - und dieser 
seiner weiteren Außerachtlassung, die eine . 
zweifache ist, wie iCh dargelegt habe, niebt 
unbemerkt und kritiklos vorübergehen. Es 
handelt sich dabei um ein Anliegen, welrnes 
das demokratische und bundesstaatliche Bau­
gesetz unserer Staatsordnung zugleich berührt 
und welches zu bedenken ist. Wir von der 
Osterreichischen Volkspartei haben nicht die 
AbsiCht, das . föderalistische Prinzip .im öster­
reichischen Parlamentarismus zur Abdankung 
zu empfehlen, Hohes Haus ' (Beifall bei der 
OVP.) 

Die entsprechenden Bedenken hinsichtlich 
der Volksbegehrensinitiative durch Abgeord­
nete sollen zeigen, daß das Volksbegehren 
zu einer Volksbefragung wird, was nicht dem 
Sinn der Einrichtung der direkten Demokratie 
entspricht, sondern das Volksbegehren gerade­
zu in sein Gegenteil verkehrt. 

In diesem ZusaIIlID.enhang hat schon das 
deutsche Bundesverfassungsger.iebt in Karls­
ruhe - ebenfalls nachlesbar - treffend aus­
geführt, daß sich der freie und offene Prozeß 
der Meinungs- und Willensbildung vom Volk 
zu den Staatsorganen und nicht umgekehrt 
von diesen zum Volk hin zu vollziehen hat. 
Das bezeichnet man nämlich als Manipulation. ! 

Das soll nicht heißen, daß die Einrichtung 
der Volksbefragung von der Hand zu weisen 
ist. Im Gegenteil - lassen Sie mich das 
betonen -, man sollte dies im Hinblick auf 
das politische Leben in unserer Demokratie 
auf Bundes-, Landes- und Gemeindeebene dis­
kutieren, vielleicht könnte man sich dadurch 
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einen besseren Einblick in die öffentliche die von ihm gestellte Frage geschrieben hat, 
Meinungsbildung verschaffen und sich manche gilt auch heute noch; lassen Sie mich ihn 
Uberraschung ersparen. wörtlich zitieren: 

Die vorliegende Form der Volksbegehrens� 
initiative durch Abgeordnete ist - aber dazu 
nicht geeignet. Ich führe dies an, Hohes Haus, 
weil die Kritik an der Demokratie und dem 
Parlamentarismus öfter hörbar ist, allerdings 
mehr außerhalb des Hauses als innerhalb des 
Hohen Hauses. 

Wer liest und spricht nicht über die Ver-, 
lebendigung der Demokratie und über die 
Verbesserung des Parlamentarismus? Es wäre 
daher sehr wünschenswert gewesen, hätte 
man diese Novelle zum Volksbegehrengesetz 
im Nationalrat in allen Parteien zum A:nlaß 
einer grundlegenden Demokratiediskussion 
genommen; Stoff genug gibt es dafür in allen 
politischen Parteien. So haben wohl für die 
Freiheitliche Partei Osterreichs der Herr Ab� 
geordnete Dr. Broesigke und für die Oster­
reichische Volkspartei der Herr Abgeordnete 
Dr. Prader ausführlich zu dieser Problematik 
gesprochen. Was ich aber sehr bedauert habe 
und was mich sehr gewund'ert hat - iCh habe 
mich nämlich schon darauf gefreut -: Die 
SPO hatte weder von der Abgeordnetenseite 
noch von der Regierungsbank auch nur einen 
einzigen Redner dazu gestellt, obgleich zum 
Beispiel die Herren Abgeordneten Dr. Heinz 
Fischer und Ihr Klubobmann Leopold Gratz, 
aber auch Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky 
interessante Vorschläge zur Verbesserung des 
Volksbegehrens erstattet und Herr Bundes­
minister Dr. Broda schon 1969 sehr diskus­
sionswerte Beiträge zur staatsrechtlichen und 
politologischen Literatur und Diskussion über 
die Demokratie unserer Tage geliefert haben. 

"Warum wurden die plebiszitären Einrich­
tungen wie Volksbegehren und Volksabstim­
mung . . .  so stiefmütterlich bedacht, daß diese 
Gegengewichte und Korrekturen des Parla­
mentsabsolutismus nicht wirksam werden 
konnten? Die Antwort liegt ja nahe", sChreibt 
Merkl. "Die Parteiherrschaft sollte in keiner 
Weise geschmälert oder gar gefährdet werden; 
um jeden Preis sollte vermieden werden, daß 
der einfache Staatsbürger, der überhaupt nur 
als Wähler in Frage kam, anders denke und 
anders wähle, als es die Parteiinstanzen vor­
zuschreiben für gut fanden," Ich zitiere weiter 
Merkl: "Die Demokratie wurde durch den 
Parlamentarismus, der Parlamentarismus wie­
derum durch seine Uberspitzung als Partei­
herrschaft .in Frage gestellt und entwurzelt." 

Hohes Haus I Meine Damen und Herrenl 
Diese Worte von Adolt Merkl sollen uns auch 
heute zu denken geben. Sie sind mir besonders 
in Erinnerung gekommen, als ich gestern 
hörte, daß die Sozialistische Partei im Wiener 
Landtag die Einführung der Volksabstimmung 
und des Volksbegehrens schon im zuständigen 
Ausschuß ablehnte. Die Begründung scheint 
mir besonders bemerkenswert und sympto� 
maUsch. Lassen Sie mich die SPO zitieren .. 

Die SPU erklärte, daß aus der Tatsache, 
daß Volksabstimmungen nur in Salzburg, Tirol 
und Vorarlberg sowie daß Volksbegehren in 
Oberösterreich, in Salzburg, Tirol und,Vorar1� 
berg vorgesehen sind, der Schluß zu ziehen­
sei, daß sich "diese Institutionen bisher nicht 
als unbedingt erforderlich erwiesen haben" 
und sich somit für den Landesbereich nicht 

Als erste haben die "Salzburger Nachrich� zwingend die Notwendigkeit ergibt, diese 
ten" in ihrer Ausgabe vom 20. Februar 1969 h 
dieses Thema Volksbegehren konkret ange-
faßt. 

-

Mehr als bisher sollte man aber auch das 
Parlament, was im Nationalrat nur von frei­
heitlicher Seite und von Seite der Osterrei­
chischen Volkspartei der Fall war, zum Ort 
der öffentlichen Meinungsbildung machen. 

Darum können wir von der Osterreichischen 
Volkspartei diesen nur spärlichen Ansatz zur 
Verbesserung dieser Einrichtung der direkten 
Demokratie nicht undiskutiert lassen. 

Was ein Schüler von Hans Kelsen, nämlich 
mein unvergeßlicher Lehrer Adolf Merkl, der 
selbst am - Zustandekommen des Bundes-Ver­
fassungsgesetzes mitgewirkt hat, schon zu 
Beginn der dreißiger Jahre in seiner bekann­
ten Abhandlung über UrsprUng Und Schicksal 
der Leitgedanken der Bundesverfassung auf 

Einrichtungen vo�zuse en. 

Die SPO scheint die Bedeutung des Schul­
zeit- und des Rundfunkvolksbegehrens zu 
übersehen oder zu unterschätzen, wenn sie 
- und ich zitiere wieder wörtlich - in der 
Begründung ihrer Ablehnung dieser Einrich­
tungen der direkten Demokratie ergänzend 
behauptet, "daß im Bundesbereich bisher von 
diesen Einrichtungen ein äußerst geringer Ge­
brauch gemacht wurde". 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Daneben sollten wir auch eine sehr wichtige 
Lücke in unserer Verfassung beachten. die 
dadurch gegeben ist, daß es nach wie vor dem 
Parlament überlassen bleibt, ob, und wenn ja, 
inhaltlich in einem Gesetz, wie einem Volks­
begehren entsprochen wird, ohne daß sich 
das Volk seine Meinung dazu bilden und 
sagen kann. 

319. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)22 von 90

www.parlament.gv.at



Bundes�at - 3 l 9. Sitzung - 22. Feber 1973 9329 

Dr. Sdlambeck 
Hier wäre es sehr empfehlenswert - er· 

lauben Sie mir, diesen Vorscblag zu erstat· 
ten �, dem Vorbild des Verfassungsrechtes 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft zu ent· 
sprechen und nach einem ein Volksbegehren 
annehmendes, ablehnendes oder nachträglich 
änderndes Gesetz eine eigene Volksabstim· 
mung abzuhalten. Diesbezügliche auch vom 
Abgeordneten Dr. Broesigke im Nationalrat 
geäußerte Gedanken halte ich für äußerst 
diskussionswürdig. Ein Vorschlag zu einer 
systemgerechten Fortentwicklung unseres Ver· 
fassungsrechtes, der mir gerade in diesen 
Tagen im Hinblick auf das Rundfunkgesetz 
und auf das Rundfunkvolksbegehren, das auf 
Stimmberechtigte und nicht auf Abgeordnete 
zurückgeht, von unbedingter Notwendigkeit 
zu sein scheint. Das scheint mir unbedingt 
aktuell zu sein, um auch :in dieser verfassungs· 
konformen Weise einer Gefährdung der Unab· 
hängigkeit des ORF in jeder Weise zu be· 
gegnen. 

Wenn wir uns heute um eine Demokrati· 
sierung an den Schulen, an den Hochschulen, 
im Betrieb, im Sozial- und Wirtschaftsge­
schehen bemühen - und ich habe selbst an 
dieser Stelle oftmals, meine Damen und Her­
ren, auf Gesetzentwürfe hingewiesen, die auch 
die Unterschrift der Sozialisten tragen, dort, 
wo wir ja sagen könnenj es sei allerdings 
dort, wo ein Nein notwendig ist, auch dieses 
betont -, wenn eine Demokratisierung in 
verschiedensten Lebensbereichen heute drin­
gend erforderlieh ist, dann soll dies zu einer 
Verlebendigung der Demokratie, aber nicht 
zu einer Verideologisierung und zu einer Ver­
mehrung der Einseitigkeit in der Politik bei· 
tragen. Wir werden daher auf diesen Gebieten 
mehr als bisher auf das Wesen des jeweils 
zu regelnden Sachgebietes und auf die Grund­
sätze unserer Verfassung und damit unserer 
Rechtsordnung Rück.sicht nehmen. Aus diesem 
Grunde habe ich auch Kelsen und Merkl im 
Zusammenhang mit dem Volksbegehren 
zitiert. 

Dies verlangt im Hinblick auf die Verfas­
sung des demokratischen Rechtsstaates - las­
sen Sie mich das abschließend betonen - ein 
ausgewogenes Verhältnis von repräsentativen 
und plebiszitären Verfassungseinrichtungen, 
wonach . kein Volksbegehren einen Gesetzes­
beschluß vorwegnehmen kann, aber auch 
keine gesetzgebende Tätigkeit gewählter Or­
gane parlamentarischer Körperschaften ohne 
ständige Bezugnahme auf die öffentliche Mei­
nung, die sie nieht vorwegnehmen und mani­
pulieren soll, als erfolgreidt und gemeinwohl­
gerecht bezeichnet werden kann. Gerade das 
Volksbegehren soll uns dazu zu denken geben, 
denn, Hohes Haus" wie traurig wäre es, wenn 

sich nur die Offentlichkeit außerhalb des Par­

laments darüber Gedanken macht, was den 

Abgeordneten besonders aufgetragen ist, näm­

lich zur Weiterentwicklung der Demokratie 

in österreich beizutragen? 

Das gegenständliche Gesetz, das zwar nur 

einen Teil unserer Vorschläge übernommen 

hat, von denen ich im Jahre 1 97 1  still gehofft 

habe, auch nach Reaktionen aus Ihren Reihen 

dazu, daß wir es heute einstimmig verab­

schieden können, das gegenständliche Gesetz, 

das also nur einen Teil unserer Vorschläge 
übernommen hat, stellt dazu einen kleinen 

bescheidenen Beitrag dar. Meine Fraktion 

wird ihm ihre Zustimmung unter gleichzeitiger 

Vorlage des erwähnten Entschließungsantra· 

ges geben. (Beiiall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zu diesem Tagesordnungs­

punkt wurde ein Entschließungsantrag der 
Bundesräte Dr. Iro und Genossen eingebracht. 

Der Entschließungsantrag ist genügend unter­
stützt und steht demnach zur Verhandlung. 

Ich ersuche den Herrn Schriftführer um Ver­
�esung dieses Antrages. 

SchriftfÜhrer Ing. Gassner: 

E n t s c h l i e ß u n g a n t r a g  

der Bundesräte Dr. Iro, Schreiner und Ge­
nossen betreffend Volksbegehrengesetz. 

Das Volksbegehren stellt eine Einrichtung 
der direkten Demokratie dar. Daher soll das 
Recht zur AntragsteIlung auf Einleitung des 
Volksbegehrens dem Kreis der Stimmbe­
rechtigten vorbehalten bleiben. Die Initiie­
rung eines Volksbegehrens durch Mitglieder 
des Nationalrates und von Landtagen ist 
verfassungspolitisdl umstritten, da bereits 
acht Abgeordnete zum Nationalrat die Mög­
lichkeit besitzen, eine Gesetzesinitiative im 
Nationalrat zu ergreifen. 

Darüber hinaus steht den Landtagen die 
Möglichkeit offen, im Wege des Bundes­
rates Gesetzesinitiativen zu ergreifen. 

Durch eine Beseitigung des Rechtes der 
Abgeordneten auf .Ergreifung einer Volks­
begehrensinitiative würde der plebiszitäre 
Charakter dieser Verfassungseinrichtung 
besonders hervorgehoben. Ist es doch nicht 
Aufgabe eines Volksbegehrens, daß Abge­
ordnete das Volk befragen, sondern umge­
kehrt, daß die Stimmberechtigten ihren Ab­
geordneten eine Anregung zur Gesetzge­
bung geben. 

Es wäre also am zweckmäßigsten ge­
wesen, , die Einleitung des Volksbegehrens 
einer bestimmten Anzahl von Wählern vor-
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Sdlriftftlhrer 
zubehalten. Dies wurde audl von der Natio- bei den Aussdlußberatungen abgelehnt. Und 
nalratsfraktion der Osterreidlisdlen Volks- dies, Hohes Haus, wie idl glaube, nicht zu 
partei beantragt. Unrecht. 

Da dieser Vorschlag gegen die sozialisti­
sche Mehrheit jedoch nicht durchzusetzen 
war, müßte zumindest gewährleistet sein, 
daß der zweiten Kammer ebenso das Recht 
zur AntragsteIlung auf Einleitung eines 
Volksbegehrens zusteht. Dies entspräche 
durchaus der verfassungsrechtlichen Stel­
lung des Bundesrates. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen 
daher folgenden Entsdlließungsantrag: 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

Im § 3 formuliert die OVP in ihrem Abände­
rungsantrag im Absatz 1 - idl zitiere wört­
lich -: "Ein Antrag darf jeweils nur ein 
Volksbegehren in der Form der allgemeinen 
Anregung" - das ist neu - "oder eines 
Gesetzentwurfes enthalten." 

Ich halte die Idee, die einer " allgemeinen 
Anregung" zugrunde liegen mag, in konkreten 
Fällen unter Umständen nicht für unrichtig. 
Es gibt jedoch keine Möglichkeit, eine solche 
Idee ohne neue Schwierigkeiten zu verwirk­
lichen. 

Der Bundesminister für Inneres wird er- . 
sucht, eine Novelle zum Volksbegehren­
gesetz auszuarbeiten, wonach acht Mitglie­
dern des Bundesrates das Recht zur Antrag­
steIlung auf Einleitung eines Volksbegeh­
rens eingeräumt wird. 

Wenn sich die OVP in ihrer Argumentation 
auf eine aus dem Jahre 1925 stammende 
Schrift von Professor Dr. Hans Kelsen - sie 
wurde bereits durdl den Herrn Professor 
zitiert -, "Das Problem des Parlamentaris­
mus" beruft, der dort in bezug auf die Volks­
begehrensinitiative meint - auch hier darf 

. ich wörtlich zitieren -: "Dieser Institution 
Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Sdlrift­

führer. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist Herr 
Bundesrat Remplbauer. Idl erteile ihm' das 
Wort. 

Bundesrat Remplbauer (SPO) : Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender! Werter Herr Bundesmini­
ster! Meine Damen und Herren I Hohes Haus! 
Nach diesßr ausführlichen und sicherlidl 
wissenschaftlich untermauerten Darstellung 
und dieser auch temparamentvoll vorgetragenen 
Ausführungen

' 
unseres verehrten Herrn Kol­

legen Bundesrat Professor Dr. Schambeck 
möchte idl doch kurz feststellen, daß wir 
Kritik selbstverständlich zur Kenntnis nehmen. 
Es erhebt sich aber gleich einleitend die Frage, 
warum die OVP von dieser Chance, die 
direkte Demokratie zu stärken, von der nun 
der hochverehrte Herr Professor sehr aus­
führlich gesprodlen hat, nidlt sdlon längst 
Gebrauch gemacht hat. Sie hätten dazu, sehr 
verehrter Herr Professor, sicher . auch früher 
schon Gelegenheit gehabt. (Bundesrat Doktor 
S c  h a m b e c k: Seit ich in diesem Haus bin!) 

wäre mehr Raum zu geben, als dies in den 
älteren und auch in neueren Verfassungen 
geschieht",  so kommt die Gesetzesvorlage 
dieser Meinung nahe und steht ihr keinesfalls 
entgegen. 

Professor Kelsen sprach im weiteren - und 
das wurde audJ. sdlOn angezogen - auch von 
"Direktiven",  die ein Initiativantrag enthalten 
soll, was aber mit "allgemeinen Anregungen" 
sicher nicht gleichzusetzen ist. 

Dem Schöpfer des Entwurfes des Bundes­
Verfassungsgesetzes ist sidler mit diesem 
Bundes-Verfassungsgesetz ein großer Wurf 
gelungen, und wir bekennen uns ' vorbehaltlos 
dazu. Dodl dürfen wir bei aller gebührenden 
Hochadltung festhalten, verehrter Herr Pro­
fessor Schambeck, daß Theorie und Praxis 
nidJ.t in allem und nicht in jedem völlig über­
einstimmen können. 

Zur Bestellung eines Stellvertreters des 
Bevollmädltigten eines Volksbegehrens, wie 
das von Ihnen in Ihrem Antrag gefordert wird, 
bestand kein zwingender Anlaß. Eine Ver­
längerung der Eintragungsfrist erscheint uns 
ebenfalls nidlt erforderlidl. Es widerspridlt 
- das mödlte idl behaupten - keineswegs 
dem plebiszitären Charakter eines Volksbe­
gehrens, wenn aum Abgeordnete zum Natio­
nalrat oder zu den Länderparlamenten die 
Einleitung eines Volksbegehrens beantragen 
können. 

Es ist sidler ridltig, wenn ich auf seine 
Ausführungen eingehe, daß die OVP zu dieser 
Materie einen Initiativantrag eingebracht hat. 
Diesem Antrag steht die Regierungsvorlage 
gegenüber. In einem Punkt sind Regierungs­
vorlage und Initiativantrag gleich, das ist zum 
Ausdruck gekommen: Die Zahl der für die 
Einbringung eines Volksbegehrens notwen­
digen Untersdlriften wird von 30.000 auf 
10.000 gesenkt. Im finde es audl etwas merkwürdig, wenn 

Alle übrigen Abänderungsanträge des von Sie vorhin, verehrter Herr Professor, abge­
den Abgeordneten Dr. Prader und Genossen lehnt haben, daß für Abgeordnete des Natio­
eingebradlten OVP-Initiativantrages wurden nalrates und des Landtages die Möglidlkeit 
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Remplbauer 
der Einleitung bestehen sollte, anderer .. 
seits Sie aber und Ihre Fraktion nun in einem 
Entschließungsantrag dieses Recht für den 
Bundesrat verlangen. (Beifall bei der SPO. -
Zwischenrufe bei der OVP.) Das widerspricht 
einander. sehr verehrter Herr Professor und 
sehr verehrte Herren von der rechten Reichs-

.. . .  hälfte. 

Im Prinzipiellen, im Grundsätzlichen ist es 
ein Widerspruch, was immer für eine Meinung 
Sie haben. Ich behaupte. daß das im Prinzi­
piellen, im Grundsätzlichen ein echter Wider­
spruch ist. (Beifall bei der SPO. - Bundesrat 
S c  h l e i  n e I: Sie sind für die Duldung von 
zweierlei Rechten!) 

Sehr verehrter Herr Kollege I Schließlich hat 
sich der Herr Abgeordnete Dr. Prader, also 
Ihr Fraktionskollege. als Sprecher der OVP 
bei der diesbezüglidlen Nationalratsdebatte 
namens Ihrer Fraktion immerhin dazu bekannt, 
daß die OVP dem Gesetz zustimmt, weil es 
doch einige Verbesserungen, wie er es formu­
liert hat, bringt. Also doch eine Verbesserung! 
(Bundesrat Ing. M a d e  r: Das tut er ja!) 

. Ubrigens hat auch der Abgeordnete Doktor 
Broesigke von der FPO :im Nat,ionalrat zum 
Ausdruck gebracht, daß die vorgenommenen 
Verbesserungen am Volksbegehrengesetz rich­
tig sind, und betont, daß es möglich sein muß, 
daß Abgeordnete die Einleitung eines Volks­
begehrens durch ihre Unterschrift herbeiführen 
können. Dabei wird nämlich - und das ist 
wesentlich - gewaltige Verwaltungsarbeit 
erspart, was nicht ohne Bedeutung ist. 

Was die Einführung der Unterstützungs­
erklärungen betrifft, -ist festzuhalten, daß diese 
auf Grund des Erkenntnisses des Verfassungs­
gerichtshofes vom 24. Juni 1970, Zahl W 1-2/70, 
erfolgt. Deshalb war § 4 vollkommen neu zu 
fassen: An die Stelle des Stimmrechtscheins 
tritt die Unterstützungserklärung. 

Ein Unterschied in der lJnterstützungs­
erklärung für den Antrag auf Einleitung eines 
Volksbegehrens gegenüber der Unterstüt­
zungserklärung für einen Kreiswahlvorschlag 
nach § 45 Abs. 2 der Nationalrats-Wahlord­
nung 197 1  soll aber bestehen: Der Unterstützer 
eines Einleitungsantrages muß anläßlich der 
Bestätigung der Unterstützungserklärung 
durch die Gemeinde nicht bei dieser oder vor 
dieser ersdleinen. 

Im Hinblick. auf die Beglaubigung der Unter­
schrift enthält das Gesetz einen guten Kom­
promiß. 

Die Novellierung des Volksbegehrengeset­
zes war notwendig. um seine Bestimmungen 
den Regelungen der Nationalrats-Wahlord­
nung 1971 und dem Wählerevidenzgesetz in 

der geltenden Fassung anzupassen. Mag man 
hinsichtlich der Einleitung von Volksbegehren 
von einer Erschwernis sprechen, weil künftig­
hin solchen Anträgen Unterstützungserklärun­
gen anzuschließen sind, so tritt jedenfalls eine 
Erleichterung dadurch ein. daß solChe Anträge 
nicht mehr der Unterstützung von 30.000, son­
dern nur mehr von 10.000 Personen bedürfen. 

Zu den einzelnen Bestimmungen darf zu­
sammengefaßt werden: 

Auch in Wien können nun die Bezirkswahl­
behörden zur Mitwirkung bei der Uberprüfung 
von Volksbegehren herangezogen werden. 

Die Zahl der notwendigen Unterstützungen 
wird auf 10.000 herabgesetzt - eine echte 
Erleichterung -i an Stelle von 15 Abgeord­
neten zum Nationalrat treten acht, an Stelle 
von je fünf Abgeordneten der Länderparla­
mente treten nun vier. 

Eine Begründung des Volksbegehrens ist 
nicht zwingend vorgeschrieben. 

An Stelle der bisher üblichen Unterzeich­
nung des Einleitungsantrages treten Unter­
stützungserklärungen. 

Der vorgesehene Zeitraum von amt WoChen 
wurde in eine Mindestensfrist umgewandelt -
auf Grund der Erfahrungen, die mit dem Rund­
funkvolksbegehren und dem Volksbegehren 
zur AJibeitszeitverkürzung gemacht wurden. 

Die Bestimmungen der Nationalrats-Wahl­
ordnung über die Ausübung des WahlreChts 
bleiben auch bei einem Volksbegehren auf­
recht. 

Auch in Wien ist der Empfang der Ein­
tragungslisten der zuständigen Bezirkswahl­
behörde anzuzeigen. 

Entscheidende Behörde ist nun der Bundes­
minister, nicht das Ministerium. 

Die Hemmung des Fristenlaufes ist in Uber­
einstimmung mit der Nationalrats-Wahlord­
nung 197 1 .  

An Stelle der Unterschriften auf dem Ein­
leitungs antrag treten eigenhändig unterschrie­
bene Unterstützungserklärungen der Stimm­
berechtigten. 

Im Sinne unmittelbarer Demokratie ist auch 
zu hoffen, daß künftige yolksbegehren dann 
nicht soweit geändert werden, daß sie dem 
Geiste des Einbringers und der erklärten Ab­
sicht widersprechen, auc:h nicht in Teilen 
widersprechen, wie etwa beim Rundfunkvolks­
begehren - das Gesetz hat dann völlig anders 
ausgesehen -, wenn das im allgemeinen 
Interesse liegt und im Interesse unseres Vol­
kes ist. ICh darf versichern: So lange die SPO, 
die Sozialistische Partei, mit ihrem Wähler-
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Remplbauer 

auftrag darüber bestimmend entscheiden kann, höherstehenden Parteimeinung und einer 
wird das nicht geschehen. Das möchte ich ver- höherstehenden öffentlichen Meinung über­
sichern. sehen haben, daß wir uns durch die Vollzugs-

Meine Fraktion wird gegen dieses Gesetz klausel selbst kastriert haben. Das ist ein­
keinen Einspruch erheben und begrüßt die deutig passiert, und wir würden uns heute 
Novellierung des Volksbegehrengesetzes in wieder, wenn wir nicht wenigstens durch die 
der vorliegenden Fassung. Dem Entschlie- Entschließung versuchen, unsere Rechte, die 
ßungsantrag können wir aus den dargelegten wir bereits haben und die uns innewohnen, 
Gründen ni,.cht beitreten. (Beifall bei der SPO. zu verteidigen, genauso der Lächerlichkeit 

- Bundesrat B ü r k 1 e: Wieso denn nicht?) preisgeben, wie es die Zeitungen bereits 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich Herr Bun­
desrat Ing. Mader gemeldet. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Bundesrat Ing. Mader (OVP) : Herr Vor­
sitzender! Herr Minister! Meine Damen und 
Herren! Ich darf nur zwei Minuten zu den 
letzten Ausführungen Stellung nehmen, weil 
das notwendig geworden ist. 

Ich glaube, auf diese Art und Weise kann 
man in diesem Hause nicht zu einer Vorrede 
Stellung nehmen. Sie machen, Herr Kollege 
Remplbauer, selbst die Bemühungen Ihres 
eigenen Fraktionsobmannes, der leider im 
AugenbliCk auf Grund des VorsHzes neutra­
lisiert ist, zunichte und machen sie lächerlich, 
wenn Sie feststellen, daß ein Widerspruch 
darin liegt, daß jemand auf der einen Seite 
hier fordert und - ich darf das noch einmal 
ausführen, wie das vom Kollegen SchambeCk 
bereits gesagt wurde - feststellt, daß grund­
sätzlich bereits die Nationalräte die Möglich­
keit hätten, durch Gesetzesinitiativen aktiv zu 
werden und damit den Wünschen der Wähler­
bevölkerung Rechnung zu tragen, und anderer­
seits die Landtage den Bundesrat haben, der 
ja laut Verfassung die Interessen und Wün­
sche des Landtages hier im Parlament zu ver­
treten hätte. Das, was dann gesagt wurde, 
war klipp und klar das, daß, wenn schon 
expressis verbis in diesem Gesetz extra Land­
tag und Nationalrat angeführt sind und wir 
auf Grund der dargelegten Gründe, die. Sie 
selbst nochmals wiederholt haben, diesem 
Gesetz, weil es in eine positive Richtung 
zweifellos auch geht - das wurde ja er­
wähnt -, die Zustimmung geben, wir es uns 
in diesem Hause nicht gefallen lassen, daß 
der Bu.ndesrat hier ausgeklammert wird. Es 
würde dadurch einseitig, aber wirklich un­
widersprochen ein Recht, das der Bundesrat 
jetzt bereits hat, expressis verbis an den Land­
tag delegiert, während der Bundesrat dabei 
übergangen wird. Sie selbst wissen, wie ver­
schiedene Zeitungen in den letzten Tagen und 
Wochen dazu Stellung genommen haben. 

Sie wissen auch, daß Ihr Fraktionsobmann 
selbst zu diesen Ausführungen Stellung ge� 
nommen hat. Es ist uns bereits beim Bezüge­
gesetz passiert, daß wir auf Grund einer 

jetzt haben wollen. Ich sage das bewußt hier 
in der Offentlicb.keit. 

Wenn wir nicht den Mut haben, die bereits 
bestehenden Rechte zu verteidigen und unsere 
Gleichberechtigung innerhalb dieser Gesetzes­
vorlagen, egal in welcher Partei, zu verteidi­
gen, so brauchen wir Reden in Richtung auf 
Auftwertung . des Bundesrates gar nicht mehr 
zu halten. Ich danke. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort i-st Herr Bundesrat 
Wally gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Wally (SPO) : Herr Vorsitzender I 
Meine Herren Bundesminister I Sehr verehrte 
Damen und Herr.enl Zum Entschließungsantrag 
nimmt die sozialistische Fraktion ergänzend 
zu den bereits gemachten Ausführungen wie 
folgt Stellung: 

Der im Antrag vertretene Standpunkt be­
deutet - das ist heute schon gesagt worden -
eine Umkehr der prinzipiellen Standpunkte 
der OVP, die sie bisher vertr.eten hat, nämlich 
- und das hat ja durchaus widersprüchlich 
der Herr Abgeordnete Dr. Schambeck heute 
wieder zum AusdruCk gebracht - daß· ein 
Volksbegehren nicht von Mandataren initiiert 
werden sollte. 

Zweitens : Die föderative Komponente ist 
im Volksbegehrengesetz dadurch berücksich­
tigt, daß das Initiativrecht den Landtagen zu­
erkannt wird. Dem Bundesrat würde in der 
Praxis nur ein Scheinrecht eingeräumt, denn 
eine Länderinitiative würde siCh immer der 
jeweilige Landtag, der uns entsendet, vorbe­
halten. (Bundesrat Ing. M a d e r: Das ist nicht 
wahr! Wir wollen endlich eine Gesetzesinitia­
live, Herr Kollege! Seit 1945 haben wir sie 
nicht gehabtl) Herr Kollege Mader! Gerade 
zu Ihren Ausfü:hrungen würde · ich um . Auf­
meliksamkeit bitten. 

Wenn es der -oVP-Fraktion des Bundes­
rates mit diesem Antrag ernst genug gewesen 
wäre, hätte sie in der Begründung auf die 
Polemik gegen die Regierungspartei -.:.. soweit 
wir das in der Kürze vernehmen konnten -
verzichtet und zumindest schon im zuständigen 
Ausschuß den Text zur Kenntnis gebracht 
oder wenigstens vor der Sitzung meiner Frak­
tion zur Verfügung gestellt. Im Nationalrat 
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Wally 

hat Abgeordneter Mock einen SPO-Antrag mit 
der Begründung abgelehnt, die Opposition 
lasse sich soldle Anträge nicht einfach auf 
den Tisch knallen. Wortwörtlichl 

Was der Oppositionspartei in solchen Be­
langen recht ist, darf der verantwortlichen 
Regierungspartei und ihren Mandataren sicher 
billig sein. Meine Fraktion kann daher diesem 
Entschließungsantrag der OVP-Fraktion nicht 

um die es ja ging, denn die Idee, nicht nur 
einen Gesetzesantrag, sondern auch eine all­
gemeine Anregung zur Grundlage eines Volks­
begehrens zu nehmen, würde ja einer Ände­
rung des Bundes-Verfassungsgesetzes bedür­
fen. Hier hieß es im Initiativantrag, das Volks­
begehren kann in der Form einer allgemeinen 
Anregung oder eines Gesetzentwurfes gestellt 
werden. ' 

die Zustim.mung erteilen. (Beifall bei der SPO.) In einem anzufügenden Absatz 3 heißt es 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet ist noch dann: 

Herr Bundesminister Rösch. Ich erteile ihm "Wenn ein Volksbegehren in Form einer 
das Wort. allgemeinen Anregung gestellt wird, so hat 

Bundesminister für Inneres Rösdl: Herr Vor­
sitzender I Hoher Bundesrat! Gestatten Sie, daß 
ich zu drei Punkten, die im Rahmen der Dis­
kussion hier aufgeworfen wurden, vom Stand­
punkt des für diese Vorlage federführenden 
Ressorts Stellung nehme: 

Punkt eins: Der Herr Abgeordnete Professor 
Schambeck hat darauf hingewiesen, daß zu­
erst ein Initiativantrag der Osterreichischen 
Volkspartei vorlag und dann eine Regierungs­
vorlage kam. 

Ich darf sagen, warum. Das federführende 
Ressort, das Innenministerium, hat zuerst, wie 
ich glaube, mit Recht, abgewartet, was mit dem 
Initiativantrag, der ja vorlag, geschehen wird, 
um dann bei der Behandlung dieses Initiativ­
antrages auch die notwendigen Adaptierungen 
an Nationalrats-Wahlordnung und Wähler­
evidenzgesetz vorzunehmen. 

Das hätte auch noch weiterhin so sein 
können. Aber, wie Sie wissen, wurde dann 
im Herbst vorigen Jahres eine Initiative in 
einem Bundesland ergriffen, wo es hieß, daß 
ein Volksbegehren vorbereitet wird. 

Das Ministerium stand also vor der Frage: 
Wenn nun dieses Volksbegehren wirklich ein­
geleitet werden soll und wir · keine rechts­
gültige Grundlage dafür haben, dann kommen 
wir in eine sehr peinliche Verlegenheit. Wir 
haben daher noch rasch im Dezember diese 
Adaptierungsvorlage als Regierungsvorlage 
eingebracht - das ist der Grund dafür -, 
weil man ja nicht wissen konnte, wann dieses 
Volksbegehren unter Umständen wirklich zum 
Tragen kommt. 

Wir haben dann in diese Regierungsvorlage 
dort, wo ein gewisser Konsens von Haus aus 
bestand, also mit der Her.absetzung der Unter­
stützungserklärungen, diese Bestimmungen 
mit aufgenommen. 

Die zweite Frage ist, warum wir nicht auch 
andere Uberlegungen mit eingebaut haben. 
Ich darf hier vielleicht doch aus dem Initiativ­
antrag die Verfassungsbestimmung zitieren, 

die Bundesregierung einen Gesetzentwurf im 
Sinne einer allg,emeinen Anregung auszuar­
beiten und denselben dem Nationalrat zur 
Beratung und Beschlußfassu.ng vorzulegen." 

Ich bitte Sie jetzt, folgende Uberlegung mit 
mir anzustellen. Ich formuliere einmal eine 
allgemeine Anregung. Volksbegehren : Die 
Bundesregierung wird aufgefordert, in einer 
geeigneten Gesetzesvorlage alle Vorkehrun­
gen für einen wirksamen Umweltschutz zu 
treffen. - Eine sehr aktuelle Frage; eine all­
gemeine Anregung für einen wirksamen Um­
weltschutz, und da soll die Bundesregierung 
jetzt ein Gesetz daraus machen. Also wenn ich 
jetzt annehmen würde, daß zum Beispiel das 
Innenministerium federführend wäre, so wür­
den wir wahrscheinlich in eine große Ver­
legenheit kommen: Was ist denn mit dieser 
"allgemeinen Anregung" gemeint? 

Der Herr Abgeordnete Dr. Prader hat das 
im Rahmen der Verhandlungen abgeändert 
und hat gesagt - weil er das auch eingesehen 
hat -: Nein, nicht eine allgemeine, sondern 
eine konkrete Anregung. 

Jetzt tritt die Frage auf: Wer entscheidet 
dann, ob diese Anregung konkret genug ist, 
um von der Bundesregierung einen Gesetz­
entwurf zu verlangen oder nicht? 

Und hier habe ich im zuständigen Ausschuß 
sehr offen gesagt : Ich glaube, sowohl das 
Innenministerium als auch j edes andere Mini­
sterium wäre damit überfordert. Man würde 
dann immer wieder den Vorwurf machen, daß 
man entweder zu leichtfertig einer solchen 
Anregung stattgegeben hat oder aus mani­
pulativen Gründen ein Volksbegehren über­
haupt abgelehnt hat. Es hätte dann erst recht 
eine Verwaltungsbehörde, also das Ministe­
rium, eine Entscheidung darüber zu fällen, 
ob das Volksbegehren überhaupt gemacht 
werden soll oder nicht. 

Ich darf darauf hinweisen, daß der Herr 
Abgeordnete Dr. Sdtambeck selbst in seiner 
Rede schon auf diese Problematik hingewiesen 
hat, indem er sagte: Auch nach der ,. jetzigen 
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Bundesminister Rösch 
Fassung kann das Parlament schon eine Ge- glaube, auch im Parlament darin einig, daß 
setz es initiative abändern. Man weiß aber diese Bestimmung betreffend die Abgeordne­

nicht, wie das vor sich geht. Er meinte daher, ten im vorliegenden Gesetz weiterhin auf .. 

man sollte das dann noch einmal einer Volks- rechterhalten bliebe, der ja im übrigen, wie 
befragung (Bundesrat Dr. S e h  a m b e c k: schon gesagt wUrde, dann die einstimmige 

Volksabstimmung!), einer Volksabstimmung Zustimmung gefunden hat. (Beifall bei der 

unterziehen. . SPO.) 

Ob das geht? Das wäre ein sehr, sehr lang- Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
wieriger Weg. Zuerst einmal ein Volksbe- gemeldet. 
gehren mit einer konkreten Anregung, dann Wünscht noch jemand das Wort? - Dies 
eine Gesetzesinitiative von der Bundesregie- ist nicht der Fan. 
rung, was ja wahrscheinlich auch nicht sehr 
schnell zu machen wäre, dann eine lange Die Debatte ist geschlossen. 

Debatte, ob das überhaupt dem Willen ent- Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
spricht, dann noch einmal zurück. eine Volks- gewünscht? - Das ist auch nicht der Fall. 
abstimmung, und bei dieser Volksabstimmung 

Wir kommen zur Abstimmung. 
wird dann unter Umständen über etwas ganz 
anderes abgestimmt, als die Initiatoren über- Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 

haupt gewollt haben. (Bundesrat Dr. S e h  a m- Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 

b e  c k: In der Schweiz seit 50 Jahren, Herr Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r  u e h  zu er-

Minister!) heben. 

Es wurde dabei wiederholt auf das Beispiel Die E n t s c h I  i e ß u n g wiI:d a b  g e-
der Schweiz hingewiesen. Im _glaube, es ist I e h n t. 
notwendig, auch bei dieser Gelegenheit zu 
erwähnen, wie groß die Anteilnahme der 
Schweizer Bevölkerung an solchen Initiativen 
ist. Sie geht in der Regel über 20 Prozent 
der Stimmberechtigten überhaupt nicht hinaus, 
das heißt also mit anderen Worten, daß de 
facto 1 1  Prozent der Stimmberechtigten über 
das bestimmen, was die ganzen 100 Prozent 
akzeptieren sollen, weil sidl das eben in der 
Praxis auch nicht ganz so durdlführen läßt. 

Der dritte Punkt, um den es hier noch ge­
gangen ist - er wurde schon erwähnt -, ist 
die Frage der Abgeordneten. Icb darf vielleicht 
ganz kurz nur zur Richtigstellung noch sagen: 
Diese Streichung der Initiativmöglichkeit 
durch Abgeordnete ist nicht nur von der Re­
gierungspartei, sondern auch von der Frei­
heitlichen Partei abgelehnt worden. Es waren 
beide Parteien dagegen - ich sage das nur, 
weil hier gesagt wurde, die Regierungspartei 
hat es abgelehnt -, und zwar, glau.be ich, aus 
einem Grund, der heute noch nicht erwähnt 
wurde. 

Diese Initiative durch Abgeordnete hat 
natürlich über alle anderen Uberlegungen 
hinaus noch eine Bedeutung: daß auch nach 
der Geschäftsordnung des Nationalrates 
Volksbegehren Vorrang bei der Behandlung 
haben. Das heißt also, der Initiativantrag von 
acht Abgeordneten im Parlament hat keinen 
Vorrang, im Gegenteil, er kommt hinter den 
Regierungsvorlagen, während ein Volksbe­
gehrensantrag in diesem Fci.ll vor allem ande­
ren Vorrang hat und daher vorrangig zu 
behandeln wäre. Auf Grund dieser Uberlegun­
gen war man sich im Ausschuß und, ich 

4. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 14. Feber 19'13 betreffend ein Bundes­
gesetz. mit dem Bestimmungen über die 
Geschäftsfähigkeit und die Ehemündigkeit 

geändert werden (901 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
4. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz. 
mit dem Bestimmungen über die Geschäfts­
fähigkeit und die Ehemündigkeit geändert 
werden. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Wind­
stei,g. Ich bitte um seinen Bericht. 

Ich begrüße den inzwischen im Hause er­
schienenen Herrn Bundesminister Dr. Broda. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Berichterstatter Windsteig: Herr Vorsitzen­
der l Meine Herren Bundesminister! Hoher 
Bundesratl Kernstück. des vorliegenden Ge­
setzesbeschlusses des Nationalrates ist die 
Herabsetzung der allgemeinen Altersgrenze 
für den Eintritt der Volljährigkeit vom 21.  auf 
das vollendete 19. Lebensj ahr. Ferner soll die 
Ehemündigkeit beim Mann grundsätzlich mit 
dem vollendeten 19. und bei der Frau mit dem 
vollendeten 1 6. Lebensjahr eintreten. Im Inter­
esse eines stärkeren rechtlichen Schutzes der 
Minderjährigen sind weiters Änderungen von 
Bestimmungen über die rechtsgeschäftlidle 
Verfügungs- beziehungsweise Verpflichtungs­
fähigkeit sowie über die schadensrechtlidle 
Verschuldensfähigkeit der Minderjährigen 
vorgesehen. Außerdem sieht der Gesetzes­
beschluß audl erforderlidle Anpassungen 
einer Reihe von redltlichen Bestimmungen an 
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Windsteig 
diese Neuregelungen vor. (Vorsitzender­
Stellvertreter Dr. h. c. E c k e r t übernimmt 
den Vorsitz.) 

Als Ergebnis der Ausschußberatungen stelle 
ich namens des Ausschusses für Verfassungs­
und Rechtsangelegenheiten den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 1 4. Feber 1973 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem Bestimmungen über die 
Geschäftsfähigkeit und die Ehemündigkeit ge­
ändert werden, wird kein Einspruch. erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundes­
rat Dr. Demuth. Ich erteile es ihr. 

Bundesrat Dr. Anna Demuth (SPO) ; Herr 
Präsident I Herr Ministerl Meine Damen und 
Herren I Das heutige Gesetz ist für uns eines 
von einem ganzen Paket auf dem Gebiet der 
Familienrechtsreform, die die Sozialisten seit 
eh und je angestrebt haben und die nun, zum 
Teil schon begonnen, in das Stadium der Ver­
wirklichung treten. 

Ich möchte daran erinnern, daß wir bereits 
1 901  verlangt haben, daß die Gleichstellung 
der Frau in der Familie und in der Gesellschaft 
gesetzlich besser verankert werden muß, und 
daß wir immer bemüht waren, diese Gesetzes­
vorlagen durChzubringen. Das Parlament der 
Ersten Republik hat als einen der ersten An­
träge unserer Abgeordneten Proft und Popp 
1925 bereits einen solChen Antrag eingebradJ.t, 
aber es mußten immerhin die siebziger . Jahre 
kommen, bis es so weit war, hier Regierungs­
vorlagen in diesem Sinne zu erhalten. 

Eines dieser Gesetze betrifft nun die Ehe­
mündigkeit und die Herabsetzung der Voll­
jährigkeit. Ich glaube, daß wir hier nicht zu 
früh daran sind, sondern ganz im Gegenteil 
auCh eine Art von Nachziehverfahren haben, 
damit die Jugend, die heute wesentlich reifer, 
wesentlich gebildeter, wesentlich entschei­
dungsfähiger ist als vor Jahren, das Recht 
bekommt, ab dem 19. LebensJahr bereits über 
ihr Schicksal sozusagen zu entscheiden. 

Die Vorgeschichte dieser Gesetzesvorlage 
sind lange Beratungen, einige BegutaChtungs­
verfahren und schließliCh die Einigung aller 
Jugendorganisationen und auch die Meinung 
der Abgeordneten, daß man diesem Gesetzes­
beschluß seine Zustimmung geben kann. 

Die europäischen Staaten und auch der 
Europarat haben siCh mit diesen Gesetzen um 
die Herabsetzung der Volljährigkeit beschäf­
tigt. Wir wissen, daß in Europa immer sehr 
untersdliedliChe Volljährigkeitsaltersgrenzen 

waren und daß eigenartigerweise erst das 
19. Jahrhundert für sich in Anspruch nehmen 
konnte, die Volljährigkeit höher hinaufzuset­
zen, nämliCh in der österreiChisChen MonarChie 
auf 24 Jahre, obwohl zum Beispiel in den vor­
hergehenden Jahrhunderten unter Umständen 
die Volljährigkeit sChon mit zwölf ·Jahren ge­
geben war. Es war dies vor allem, glaube ich, 
eine Uberlegung der begüterten Klassen und 
nicht zuletzt der Aristokratie, die die Ver­
fügung über größere Vermögen an ein höheres 
Alter gebunden wissen wollte. 

In unserem Zeitalter der Berufstätigkeit der 
Jugend sind diese Gesetze überholt, und die 
erste Änderung der Volljährigkeit erfolgte in 
der Ersten Republik, wo mit der Festsetzung 
des Wahlalters mit 21 Jahren auch die Fest­
setzung der Volljährigkeit vollzogen wurde. 

Wir wissen uns hierin mit den Jugendorga­
nisationen aller Parteien einig und wissen uns 
mit vielen Ländern in Europa einig, daß man 
die Volljährigkeit herabsetzen soll. Innerhalb 
weniger Jahre haben nämlich von 19  euro­
päi,schen Ländern über die Hälfte das Voll­
jährigkeitsalter gesenkt. 

Besonders begrüßen möchte ich in diesem 
Gesetz die GleiChstellung der Frauen und der 
Burschen bei der Ehemündigkeit, denn bisher 
hat eine minderjährige Frau der Gewalt des 
Mannes unterstanden, vermögensrechtlich der 
Gewalt des Vaters. Heute fällt die Bezeich­
nung "minderjährige Tochter" zugunsten der 
Bezeichnung "minderjähriges Kind". 

Die Herabsetzung der Ehemündigkeit i st 
weiters in der Form geregelt, daß sie um 
ein Jahr herabgesetzt werden kann, vom 
16. Lebensjahr des MädChens, wie es beibehal­
ten wurde, auf das 15. und beim jungen Mann 
vom 19. auf das 18. Jahr. 

Ebenso verfügt dieses Gesetz, daß die junge 
Frau, die verheiratet ist, vielleicht berufstätig 
und vom Gericht für ehefähig erklärt ist, für 
die Dauer ihrer Ehe bis zur ErreiChung der 
Vollj ähri:gkeit auch sozusagen die Volljährig­
keit zuerkannt bekommt. Das heißt, sie ist in 
ihren persönlichen Angelegenheiten frei hand­
lungsfähig. Dies ist einer der Schritte, die wir 
ganz besonders begrüßen. 

Wir wissen aber auch, daß diesem Gesetz 
noch eine Reihe anderer Gesetze folgen wird, 
und ich möChte schon heute darauf hinweisen, 
daß wir vor allem im FamilienreCht, in dem 
dann endliCh die Frau die Partnerschaft in der 
Ehe auch gesetzlich verankert bekommt, die 
heute gerade besonders bei jungen Ehen schon 
eingeführt ist, noCh eine Reihe von Gesetzen 
vor uns haben, die für uns Sozialisten und, 
ich hoffe, auch für die österreidlische Bevöl-
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kerung und einen Großteil der Frauen auch 
außerhalb unserer Partei endlich j ene Tat­
sachen in gesetzliche Form gießen, denen wir 
uns heute gegenübersehen: der Vollmündig­
keit der Frau in Gesellschaft, Beruf und Fami­
lie. In diesem Sinne begrüßen wir dieses Ge­
setz und geben ihm gerne unsere Zustim­
mung. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Zum Wort hat sich weiter gemeldet Herr Bun­
desrat Pischl. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Pis chI (OVP) : Herr Vorsitzender! 
Herr Ministerl Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Das Leben findet den Menschen 
immer wieder in grotesken Situationen. Ein 
14jähriger sChwelgt sehr oft in der Zukunfts­
vorstellung und in der Illusion. bald volljäh­
rig zu sein. damit er seine Vorstellungen vom 
Leben selbst veliWirklichen kann. Mit 40 J ah­
ren hingegen hegt man sehr oft den Wunsch, 
noCh einmal 20 zu sein. Fast jeder wird diese 
Uberlegung im Laufe seines Lebens einmal 
anstellen. 

Wenn wi'r heute ii:ber die Änderung der 
Bestimmungen über die Geschäftsfähigkeit und 
Ehemündigkeit beraten und abstimmen, dann 
kann man sicherlich behaupten. wie das auCh 
meine Vorrednerin getan hat, daß das für den 
jungen Menschen ein Gesetz ist, das wohl zu 
den wichtigsten im Rahmen des Allgemeinen 
Bürgerlichen GesetzbuChes gehört. 

Seit etwa vier Jahren wird dieses Sachgebiet 
in seiner ganzen Problematik sowohl tnner­
halb als auch außerhalb des parlamentarischen 
Bodens mehr oder weniger emotionsgeladen 
diskutiert. Die Herabsetzung der Vollj ährig­
keit auf 1 9  Jahre ist eine alte Forderung der 
Jugendorganisationen, und ich weiß aus per­
sönlicher Erfahrung, wie dringend junge Leute 
hier immer wieder eine Verbesserung ge­
wünscht beziehungsweise verlangt habell. 

Daß es sich hier um kein rein österreichi­
sches Problem. sondern um ein echtes euro­
päisches Problem handelt. hat meine Vorred­
nerin ebenfalls betont, auch daß der Europa­
,rat . in Straßburg schon im Jahre 1969 die 
Empfehlung zur Herabsetzung des Volljährig­
keitsalters an seine Mitgliedsländer ausge,. 
sprachen hat. 

Die Initiativen wurden schon damals von 
der OVP-Regierung unter Bundeskanzler Dok­
tor Klaus eingeleitet ibeziehungsweise hat 
Herr Justizminister Dr. Klecatsky im Jänner 
1 970 erklärt, daß die Herabsetzung der Voll­
jährigkeit zu den notwendigsten Gesetzen ge­
höre, welche in der nächsten Zeit beschlossen 
werden sollten. In der Zwischenzeit sind aber 
leider Gottes wieder drei Jahre vergangen. 

Die Herabsetzung der Altersgrenze ist sicher 
für den jungen Menschen kein materielles 
Geschenk. Im Gegenteil. Er wird jetzt bereits 
zwei Jahre früher erkennen. daß man im 
Leben nichts geschenkt bekommt, am aller­
wenigsten vom Staate. Die Herabsetzung der 
Volljährigkeit ist momentan weitestgehend 
eine Anpassung an die Realität. 

Wenn der junge Mensch mündig ist, in den 
gesetzgebenden Körperschaften mitzuentschei­
den, und mit 19 Jahren auch verpflichtet wird, 
die Verteidigung des Vaterlandes zu übern.eh­
men, so hat er sicherlich auch das Recht, voll-
jährig zu sein. 

-

Auf der anderen Seite sieht der junge 
Mensch in dieser Herabsetzung der Volljäh­
rigkeit sehr oft die Auflösung der Fesseln ­
der Autorität, die Erlösung von Zwang und 
glaubt in seiner Zielvorstellung an eine Frei­
heit, von der er wahrscheinlich dann später 
einmal erkennen muß. daß sie in seiner Vor­
stellungsform unrealistisch, ja vielleicht , sogar 
utopisch war. 

Es ist nur allzu leicht verständlich, daß sich 
in der Zeit, in der wir heute leben und in der 
jeder gerne der Jugend nach dem Munde 
spricht, diese Jugend eben von dies-er soge­
nannten Bevormundung lösen wHl. 

Dabei darf aber nicht übersehen werden, 
und ich glaube, wir haben die. Verpflichtung, 
es den jungen Leuten zu sagen, daß der Wohl­
stand der heutigen Zeit keine Selbstverständ­
lichkeit ist und daß der Jugendliche j etzt frü­
her als bisher in die Arena des oft sehr harten 
und schwierigen Leistungskampfes zu treten 
hat. 

Dieses Gesetz, das den einzelnen schon mit 
19 Jahren für volljährig erklärt, bringt aber 
nicht nur die so oft ersehnte Freiheit und 
Selbständigkeit. sondern sicherlich auch große 
Probleme mit sich. Dabei haben wir als Gesetz­
geber ebenfalls die Verpflichtung, diesen jun­
gen Leuten bei der Bewältigung ihrer Pro­
bleme zu helfen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich möchte hier nur ein gravierendes Problem 
herausgreifen. Es war bisher schon für den 
jungen Menschen, wenn er mit 21 volljährig 
wurde, äußerst schw.ierig, wenn er eine Fa­
milie gründen wollte, eine Wohnung zu fin­
den beziehungsweise zu finanzieren. Durch 
diese Herabsetzung der Volljährigkeit werden 
wahrscheinlich die Probleme für die jungen 
Familien noch schwieriger . und noch proble­
matischer werden. Wir können hier kaum mit 
Lösungsvorschlägen aufwarten, denn die 
WiIlklichkeit sieht einfach anders aus, als was 
wir oft den jungen Leuten zu berichten wissen. -
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Der Herr Bundeskanzler hat in seiner Regie­
rungserklärung gesagt, es werden jährlich 
5000 Wohnungen mehr gebaut werden als 
unter der OVP-Regierung bis zum Jahre 1 910. 

Wir junge Polit�ker haben diese Aussage 
damals sehr aufmerksam verfolgt. Wir wurden 
aber von dieser Regierung leider Gottes sehr 
enttäuscht, als es das letzte Jahr geheißen 
hat, es wurden nicht . um 5000 Wohnungen 
mehr, sondern um 5000 Wohnungen weniger 
gebaut. Zwischen dieser Wunschvorstellung 
beziehungsweise der Aussage in der Regie­
rungserklärung und der Realität ist ein Unter­
schied von rund 1 0.000 Wohnungen. 

Diese wohl versprochenen, aber nicht gebau­
ten Wohnungen gehen sicherlich zum größten 
Teil ,auf Konto junger Familien, und hier, 
glaube iCh, wird es durch die Herabsetzung 
der Volljährigkeit in Zukunft noch problema­
tischer, wenn man von seiten der Bundes­
regierung nicht gewillt ist, den Wohnbau 
gerade für junge Familien stärker als bisher 
zu forcieren. 

Darüber 'hinaus hat man es verabsäumt 
beziehungsweise wurde es vom Herrn Finanz­
minister abgelehnt, für die jungen Menschen, 
welche jetzt um zwei Jahre früher als bisher 
die volle Entscheidungsgewalt erhalten, eine 
finanzielle Basis zu schaffen, eine Hilfestellung 
zu leisten. Ab 1 .  Jänner 1914 wird siCh der 
Herr Finanzminister jährlich über eine halbe 
Milliarde Schilling ersparen. Uber 200.000 
junge Osterreicher werden die Leidtragenden 
sein. 

Die OsterreichisChe Volkspartei hat von 
allem Anfang an betont, daß durch die Herab­
setzung der Volljährigkeit ke.ine finanziellen 
NaChteile erwachsen dürfen. Es hätte versChie­
dene Möglichkeiten gegeben, wenn die Kin­
derbeihilfe, die Frei- und Absetzbeträge ab 
dem 19. Lebensjahr wegfallen, daß diese Be­
träge den Fam.ilien zugeführt worden wären. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Diese Vorschläge wurden im Ausschuß von 
der sozialistisChen Fraktion abgelehnt. Der 
Herr Finanzminister war nicht einmal bereit, 
die Familienbeihilfe für die Dauer des Prä­
senzdienstes zu zahlen. Hiebei hätte es keine 
Abweichung von der Rechtslage gegeben und 
den Jungmännern wäre sidterlich geholfen 
worden. (Bundesrat W a 1 1  y: Das hätte aber 
Ihre Regierung früher auch schon probieren 
können!) Bitte? (Bundesrat W a  1 1  y: Das hätte 
Ihre Regierung auch schon einführen können, 
wenn Sie das jetzt fordern! - Bundesrat Ing. 
M a d e  r: Hat sie ja/) Was einführen? (Bun­
desrat W a  1 1  y: Diese Einführung für die Prä­
senzdiener, meine ich, hätte ja auch Ihre 

Alleinregierung machen können!) Bisher 
haben sie ja die Kinderbeilhilfe bekommen, 
aber die fällt j etzt weg. (Beifall bei der OVP. 
- Bundesrat Ing. M a d e  r: Freilich, das war 
mein Zigarettengeldl) 

Durch diese ablehnende Haltung bekommen 
die Prä,senzdiener nur mehr den Tagessold 
von 20 S und müssen sich ein etwaiges weite­
res Taschengeld wiederum von ihren Eltern 
erbitten. 

Wenn in diesem Zusammenhang der Herr 
Abgeordnete Schieder im Nationalrat die Mei­
nung vertrat, man sollte 'hier nidtt um die 
Familienbeihilfe für die Präseruzdiener kämp­
fen, sondern man sollte den Ausgleich durch 
eine Erhöhung des Tagessoldes finden, dann 
muß ich heute hier sagen: "Die Botschaft hör' 
ich wohl, allein mir fehlt der Glaube", denn bis 
zur Stunde ist keine solche Vorlage einge­
bracht worden. Der Herr Abgeordnete Schie­
der hat sie wohl angekündigt. 

Meines Erachtens ist diese familienfeind­
liche Einstellung durch nichts zu entschuldigen, 
auch wenn der Herr Finanzminister noch 
sosehr versucht, die Tatsache, daß er in Zu­
kunft den Familienerhaltern über eine halbe 
Milliarde Schilling pro J aJhr vorenthält, mit 
der letzten Steuerreform zu kaschieren. 

In diesem Zusammenhang ist es auCh unver­
ständlich, daß die Regierung ein Staatssekre­
tariat für Familienfragen geschaffen hat, wenn 
bei dieser so entscheidenden Frage, die Tau­
sende von österreichischen Familien betrifft, 
die Frau Staatssekretär kein Wort zu sagen 
hat. 

Es drängt sich hier zwangsläufig die Fr,age 
auf: Hat dazu Frau Staatssekretär Kar! keine 
Meinung oder keine Vorstellung oder darf 
sie gegenüber der Offentlidlkeit keine Äuße­
rungen abgeben? 

Es bleibt nur zu hoffen, daß die Bundes­
regierung diesen Betrag, den sie sidl da auf 
Kosten der Familien erspart, nicht für tak­
tische Geschenkszahlungen verwendet, son­
dern daß sie versuchen wird, diese Mittel doch 
wieder den Familien zukommen zu lassen. 

Hohes Haus I Meine Fraktion gibt dieser 
Gesetzesvorlage einer.seits mit Freude, ande­
rerseits mit Bedauern ihre Zustimmung. Das 
Warum habe ich bereits erläutert. 

Wir hoffen, daß der junge Mensch, für den 
in Zukunft bereits mit 19 Jahren die Türen 
in die ersehnte Freiheit aufgehen, diese ver­
antwortungsvoll meistert und gleichzeitig 
auch merkt, daß ihm das neue Gesetz nicht 
nur früher Chancen gibt, sondern auch früher 
einen gewissen Schutz nimmt. 
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Die Herabsetzung der Volljährigkeit madlt 
die Jugend um entscheidende Redlte reicher, 
bela.stet sie aber früher mit Pflichten, bringt 
sie sidlerlidl auch früher um Illusionen, macht 
sie aber auch auf alle Fälle um zwei Jahre 
älter. Danke. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Edrert: 
Zum Wort hat sich weiter gemeldet Herr Bun­
desrat Remplbauer. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Remplbauer (SPU) : Herr Vorsit­
zenderl Sehr verehrter Herr Bundesminister I 
Hohes Haus I Einen historischen Uberblick darf 
ich mir nach den Ausführungen meiner Vor­
redner ersparen. Ich möchte auf das eingehen, 
was für die Herabsetzung der Volljährigkeit 
spricht. 

Die mathematische Festlegung einer Grenze 
ist nicht möglidl. Es ist durchaus denkbar, daß 
ein 16jähriger reifer sein kann als etwa ein 
30jähriger. Wissenschaftlich läßt sich die Fest­
legung einer Altersgrenze streng genommen 
nicht beweisen. 

Folgende Erwägungen sprechen jedoch -
diesen grundsätzlichen Vor.behalt einbezo­
gen - für eine Herabsetzung der Volljährig­
keitsgrenze auf das vollendete 1 9. Lebensjahr: 

Einmal die Ibiologisch-emotionale-intellek­
tuelle Akzeleration der Jugend. 

Zum weiteren die Ubereinstimmung - das 
ist angeführt worden - des Volljährigkeits­
alters mit dem aktiven W.a:hlrecht, die Uber­
einstimmung mit dem Wehrpflidltalter und die 
Ubereinstimmung der Volljährigkeitsalters­
grenze mit der Beendigung der durchschnitt­
lidlen Schul- und Berufsausbildung. 

Keine Ubereinstimmung ergibt sich mit der 
Strafmündigkeit. 

Bei der Herabsetzung des Volljährigkeits­
alters sind meiner Meinung nach vor allem Z ll 
beachten: die Urteilsfähigkeit oder die intel­
lektuelle Bewegkraft, anders ausgedrückt, die 
Unterscheidungsfähigkeit und auf der ande­
ren Seite die emotionelle Bewegkraft, die gei­
stige Dispositionsfähigkeit. 

Diese beiden Merkmale selbstverantwort­
lichen Handeins sind bei der Frage rechtlich 
beachtlicher Willensbildung von Bedeutung: 
Vor- und Nachteile eines Geschäftes müssen 
richtig erkannt und beurteilt werden, die wirt­
schaftliche Zweckmäßigkeit eines G eschäftes 
muß erkannt werden, ohne ·sich von unsach­
lichen Einflüssen, wie etwa falschem Stolz, 
Verlockung, Uberredung oder anderem mehr, 
beeinflussen zu lassen. Das setzt' der sach­
gemäße Geschäftsabschluß voraus. 

Wissenschaftlich eindeutig belegt ist dage­
gen die biologisdl-intellektuelle Akzeleration 

der Jugend. Wenn man dem soziologisch­
psychologischen Schrifttum vertrauen d.art, 
entwickelt 'sich die Urteilsfä.higkeit der Jugend 
heute rasmer als einst. Vor allem durch eine 
eingehendere, eine besser auf die Bedürfnisse 
des praktismen Lebens abgestellte Schulbil­
dung verfügen die jungen Mensmen in der 
überwiegenden Anzahl heute schon vor dem 
Eintritt der Volljährigkeit über größere intel­
lektuelle Fähigkeiten. 

Weiters erleichtert die schon jungen Men­
schen zur Verfügung stehende Fülle von In­
formationsmöglichkeiten eine eigene Mei­
nungsbildung, zumal die Vielfalt der Infor­
mationsquellen manchmal noch mangelnde 
Obj ektivität zu ersetzen in der Lage ist. 

Die Jugend ist auch bei Behandlung der 
Geschäfte viel selbständiger als früher. Gerade 
diese Urteilsfähigkeit spielt bei der Schließung 
von Rechtsgeschäften die haupflsächliche Rolle. 

Für das Hemmungsvermög-en, für das emo­
tionelle Moment also, ist die Entwicklungs­
richtung nicht so klar feststellbar. Die in p'Sy­
chologischer und soziologischer Literatur zum 
Teil vertretene Auffassung, daß eine Retar­
dierung, also eine Verlangsamung des Reife­
zustandes, gegenüber früher vorliege, möchte 
ich nicht teilen. Sicher haben wir es heute 
nicht mit einer fügsamen oder mit einer zur 
Anpassung bereiten Jugend zu tun. Vielmehr 
dürfte das Hemmung·svermögen des Menschen 
im allgemeinen durch die zunehmende Ver­
flechtung und Ubersichtlichkeit des öffent­
lichen Lebens wie auch der wirtschaftlichen 
Verhältnisse der auf individual- und massen­
psydlologischen Grundsätzen beruhenden, oft 
unterschwellig wirkenden Werbung heute 
überhaupt herabgesetzt sein. Daß dieses herab­
gesetzte Hemmungsvermögen bei älteren 
Menschen ungleich öfter anzutreffen ist als bei 
der Jugend, die auch als skeptisch. und als 
fähig zur Bewältigung neuer Entwicklungen 
bezeichnet wird, ist eine nicht zu übersehende 
Tatsache. 

Es darf daraus der Schluß gezogen werden, 
daß eine biologisch-emotionale-intellektuelle 
Akzeleration der Jugend vorliegt, aus der sich 
zwangsläufig eine gesamtpersönlkile Früh­
reife junger . Menschen ergibt. Im bin über­
zeugt davon, daß es eigentlich, so notwendig 
das ist, nicht nur der Vorschriften zum Schutz 
der Jugendlichen bedarf, sondern daß auch 
überhaupt den Gefahren begegnet werden 
muß, denen der Mensch im allgemeinen hin­
sichtlich. der von außen einwirkenden Beein­
trächtigung seiner geistigen Dispositionsfähig­
keit nur allzuleicht unterliegt. Dies gilt simer 
für die ältere Generation. 
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Für die Herabsetzung des Vollj ährigkeits- alters steht also auch aus dem Blickwinkel 

alter.s spricht ganz besonders die Uberlegung des Berufs- und SchulauSibi·ldungswesens nichts 
der Ubereinstimmung des Volljährigkeits- entgegen. 
alters mit dem aktiven Wahlrecht. Wenn der 
Gesetzgeber - und das ist heute zum Aus­
druck gekommen - Menschen ab Erreichung 
eines bestimmten Lebensalters das Recht auf 
Teilnahme an der Gestaltung des Staates dur.ch 
Ausübung des aktiven Wahlrechtes zugesteht, 
weil er diese Menschen dazu als hinreichend 

Gegen die Herabsetzung könnte sprechen, 
daß dann häufig junge Menschen als straf­
rechtlich minder Verantwortliche vor den 
Jugendrichtern stehen. Daraus könnte der 
Schluß gezog·en werden, daß sie auf Grund 
ihres Entwicklungsstandes eben noch nicht als 

. 
voll verantwortlich, als erwachsen anzusehen 

reif ansieht, so liegt der Schluß nahe, eben wären. 
diese Menschen auch für reif zu halten, ihre 
Angelegenheiten sel;bst besorgen zu können, 
und sie daher als voll geschäftsfähig zu erklä-
ren. 

Die Dbereinstimmung des aktiven Wahl­
alters mit dem Volljährigkeitsalter findet sich 
auch in der überwiegenden Mehrzahl der 
europäischen Rechtsordnungen. Sicherlich sind 
die Anforderungen, die an die intellektuelle 
Reife und an die kritische Urteilsfähigkeit des 
wahlberechtigten Staatsbürgers bei der Aus­
übung des Wahlrechtes gestellt werden, min­
destens so hoch wie bei der Schließung eines 
zweckmäßigen Rechtsgeschäftes. 

Es ist auch durchaus gerechtfertigt, dem 
Menschen, der den ordentlichen Präsenzdienst 
ableistet, die volle rechtsgeschäftliche Hand­
lungsfähigkeit zuzug·estehen, wenn man be­
denkt, daß dem jungen Menschen bei der Er­
füllung der Wehrpflicht eindeutig eine Erwach­
senenrolle mit allen Pflichten auferlegt ist. 
Dabei trägt er nicht nur Verantwortung für 
sich selbst, sondern auch für ihm zur Ausbil­
dung anvertraute Menschen und ihm anver­
trautes Fremdeigentum von oft erheblichem 
Wert. Diese Verantwortung erhöht sich bei 
Katastropheneinsätzen in besonderem Maße, 
wobei Erfolg oder Mißerfolg von Maßnahmen 
sehr oft von der richtigen Willensbetätigung 
und der gereiften Entschlußfähigkeit dieser 
jungen Menschen abhängig ist. 

Und wenn es noch einer weiteren Begrün­
dung bedürfte, so liegt es nahe, darauf zu ver­
weisen, daß die Schul- und Berufsausbildung 
derzeit länger als noch vor wenigen Jahren 
dauert und im allgemeinen mit oder nach Voll­
endung des 19.  LebensJahres abgeschlossen 
wird, vor allem in allgemeinbildenden höhe­
ren Schulen und in tedmischen Berufen. 

Die erfolgreiche Bewältigung der Schul- und 
Beruf,sausbildung macht den jungen Menschen 
zu einem vollwertigen Partner im Betriebs­
leben und im Ellwerbsleben. Mit dem Eintritt 
in die volle berufliche Verantwortung ist die 
wirtschaftlich eigenständige Stellung verbun­
den, die dem jungen Menschen Verantwor­
tung überträgt und ihn selbständig handeln 
läßt. Der Herabsetzung des Volljährigkeits-

Sehr geehrte Damen und Herrenl Hohes 
Haus! Auch das würde letztlich keinen Wider­
spruch zu diesem Gesetz bedeuten, denn bel 
der Festsetzung der Altersgrenzen für die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit junger Men­
schen nimmt der Gesetzgeber nicht die sta­
tistische Norm des normalen Jugendlichen zur 
Grundlage, sondern er berücksichtigt die 
soziale Außenseiterstellung, also die indivi­
duelle Norm des kriminell Heranwachsenden, 
bei dem fast immer ein auffallendes Zurück.­
bleiben in der charakterlichen und intellek­
tuell-emotionellen Entwicklung festzustellen 
ist. Deshalb setzt das Strafrecht eine höhere 
Altersgrenze fest. Dies betrifft aber ausschließ­
lich die Sdlicht soziologisch-pathologischer 
Jug.endlicher: 

Dies bedeutet keineswegs einen Wider­
spruch zur Herabsetzung des Vollj ährigkeits­
alters, denn jugendliche Dissozialität und 
Delinquenz haben nichts mit der Frage der 
vollen poÜtischen und rechtsgeschäftlichen 
Handlungsfä'higkeit und Verantwortung des 
normalen Jugendlichen zu tun. 

Dem wäre auch noch entgegenzuhalten, daß 
die materiellrechtlichen Bestimmungen des 
Jugendstrafrechts nur für Jugendliche gelten, 
also für Personen, die zwar das 1 4. ,  aber noch 
nicht das 1 8. Lebensjahr vollendet haben und 
di,e eine mit gerichtlicher Strafe bedrohte 
Handlung oder Unterlassung begangen haben. 
Die besondere Behandlung der Jugendstraf­
taten wird daher durch die Herabsetzung der 
Volljährigkeitsgrenze sicher nicht berührt. 

Jugendstrafs achen sind j ene Strafsachen, in 
denen der Beschuldigte, der Angeklagte zur 
Zeit der Einl,eitung des Verfahrens das 
18. Lebensjahr nmh nicht vollendet hat. In 
diesen Fällen ist eine Person auch nach diesem 
vorliegenden Gesetzesbeschluß jedenfalls noch 
minderjährig. 

Aus diesen Indizien darf zu Recht der Schluß 
gezogen werden, daß die Herabsetzung der 
geltenden Volljährigkeitsaltersgrenze auf das 
vollendete 1 9. Lebensjahr zulässig, ja gerecht­
fertigt ist. Die Entscheid1ung - und das möchte 
ich deutlich unterstreichen - ist letztlich eine 
rein rechtspolitische, über die wir als gesetz-
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gebende KörpersChaft zu entscheiden haben. Ich darf also sachlich darauf zurückkommen. 
Diese Verantwortung kann uns niemand ab- Wenn in der abgeführten Nationalratsdebatte 
nehmen, und dieser Verantwortung sind wir zu diesem vorliegenden Gesetz zum Ausdruck 
uns aUe bewußt. gekommen ist, daß die Oppositionsparteien 

Wenn iCh auf jenen Teil der Ausführungen zwar nicht mit Jubel, wie es dort heißt, jedoCh 
ohne Gewissenskonflikte, und

· 
das ist immer­meines Vorredners eingehen darf, in dem er 

ang,eführt hat, daß im Hinblick auf die Kinder- hin beaChtlich, meine Damen und Herren, das 

beihilfe und die Absetzbetr�ge ein Nachteil heißt etwas, der Regierungsvorlage die Zu­

entstehen würde, so möchte ich doch sagen : stimmung geben, so darf ich diesen entsehei­

Diese von der OVP behaupteten Benachteili- denden Schritt zur VellWirklichung der Refor­

gun gen sind ein echter Luftballon. der längst men, die sich unser verehrter Herr Justiz­

geplatzt ist, denn ich erinnere nur an die Pra- minister Dr. Broda zum Ziel gesetzt hat, auch 

xis in den Jahren 1966 bis 1970, wo Sie Allein- als Erfüllung eines Teilzieles zur Verwirkli­

verantwortung für diesen Staat getragen chung eines modemen Osterreich werten. Es 

haben, und kb erinnere Sie daran, wie Sie mit ist ein zielbewußt gesetzter Schritt zur Erfül­

den Mitteln des Familienlastenausgleichsfonds lung des Regierungsprogramms. zu dem sich 

umgegangen sind. (Ruf bei der OVP: Das hat auch, in diesem Fall zumindest, die Opposi­

damit nichts zu tun!) tionsparteien bekennen. Ich darf festhalten: 
Das ist erfreulich. 

Ich möchte nicht polemisch werden. Ich 
möchte durchaus positiv feststellen: Wenn Sie Diese Entscheidung ist eine sachliche, die 

uns heute Vorwürfe machen, dann darf ich Vernunftsgründen entspricht, nach reiflicher 

Ihnen in Erinnerung rufen, was diese soziali- Uberlegung getroffen wurde und weitgehend 

stische Bundesregierung unter Bundeskanzler der europäischen Wirkllichkeit Rechnung 

Dr. Kreisky bisher für die Familien geleistet trägt. Sicher ist die Herabsetzung der Groß­

hat! (Beifall bei der SPO.) Ich verweise auf jährigkeit keine Einbahnstraße, das ist uns 

die große Steuerrechts reform (Zwischenrufe allen bewußt; sie bringt nicht nur Rechte, son­

bei der OVP), ich verweise auf die Einkom- dem verlangt auch PfliChten. 
men- und Lohnsteuerreform. Ich darf Ihnen Abschließend darf ich festhalten, daß selbst 
sagen: Ein Familienerhalter mit etwa 8000 S der Sprecher der OVP im Nationalrat. der 
Lohnsteuer,bemessungsgrundlage hat heute um Herr Abgeordnete Dr. König - ich zitiere 
rund 600 S weniger Lohnsteuer monatlich zu wörtlich -, die "mustergültige Kooperation 
zahlen als früher (weitere Zwischenrufe bei des Herrn Justizministers mit seinen Beamten" 
der OVP), und diese Reform allein kostet zum Ausdruck gebraCht hat. 
5,3 Milliarden Schilling. 

ICh möChte Ihnen aber noch etwas vielleiCht 
Wesentlicheres sagen. Wenn ich daran denke, 
unter welchen Schwierigkeiten nur es einem 
Kind auf dem Lande draußen möglich war, 
eine höhere SChule zu besuchen und aufzu­
steigen, auch mit dem Maturazeugnis in der 
Hand. um eine Hochschule. eine Universität zu 
besuchen, um später einmal in die führenden 
Positionen des Staates und der GesellsChaft zu 
kommen, dann darf ich Ihnen sagen: Das ist die 
beste familienpolitische Maßnahme irgend­
einer Regierung, die es in der Zweiten und 
in der Ersten Republik gegeben hat, die da­
durch gesetzt wurde, daß man die Schülerfrei­
fahrten und das freie Schulbuch, .  das Gratis:. 

Verehrter Herr Bundesminister I Ich könnte 
Ihnen kein schöneres Kompliment machen. Ab­
geordneter König spricht in unser aller Sinn. 

Diesem Kompliment möchte im den Wunsch 
ansChließen, daß sowohl die Strafrechts- wie 
auch die Familienremtsreform in diesem 
Geiste nidlt nur gesehen, sondern baM in 
diesem Hohen Hause beschlossen werden 
möge und zum Wohle unserer Bevölkerung 
sehr bald in Kraft tritt. (Beifall bei der SPtJ.) 

Meine Fralktion wird in Anbetracht der dar­
gelegten positiven Argumente dem vorliegen­
den Gesetz gerne zustimmen und keinen Ein­
spruch erheben. (Beifall bei der SPO.) 

schulbuch eingeführt hat. (Beifall bei der sPti Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 

- Bundesrat Dr. P i t s c h m a n  n: Den ande- Zum Wort hat sich weiter Herr Bundesrat 

ren weggenommen/ - Weitere Zwischenrufe lng. Mader gemeldet. Ich erteile es ihm. 

bei der tJVP.) 

Verehrter Herr Kollege, bitte, olme emotiol 
Ich darf nur anführen, was · geleistet wurde, 
damit Sie einen echten Vergleich haben, daß 
das Gleichgewicht wiederhergestellt ist. Ich 
wollte Sie hier durChaus nicht zu einer emotio­
nellen Entfachung animieren. 

Bundesrat Ing. Mader (OVP) : Herr Vorsit­
zenderl Herr Ministerl Hoher Bundesrat! Es 
drängt mich heute stets nam Kollegen Rempl­
bauer an das Rednerpult. Namdem vor mir 
bereits ein Landesobmann einer Jugendorga­
nisation gesprochen hat und, ohne Kollegen 
Remplbauer übergehen zu wollen. aus der 
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SP-Fraktion eine zweifellos jung gebliebene 
Kollegin, so habe ich doch dem Thema Jugend 
noch einige Anmerkungen hinzuzufügen. 

Zuerst eine generelle Kritik, die ich beiden 
Fraktionen des Hauses mir anmaße zuzumit­
teIn: daß ausgerechnet zu jenem Zeitpunkt, 
da es um ein ausgesprochenes Jugendproblem 
geht, die Bänke zu weniger als zur Hälfte 
gefüllt sind, bedauern gerade wir jungen Poli­
tiker außerordentlich; das in einem Augen­
blick, da links und rechts auf den Zuhörer­
bänken junge Leute dieser Debatte mit Inter­
esse folgen. 

Ich darf auf die Bemerkungen des Kollegen 
Remplbauer kurz eingehen. Es ist sicherlich 
ein eigenes Kapitel, über Familienpolitik zu 
sprechen; das hat Frau Kollegin Dr. Demuth 
schon angedeutet, und das wurde auch jetzt 
wieder getan. Was aber dort gesagt wurde, 
war ein gesellschaftspolitischer Akzent in 
Richtung Familienrecht und Familienpolitik, 
und das hier war ein finanzieller Aspekt. Ob 
Familienlastenausgleichsgelder richtig oder 
falsch verwendet wur.den, wobei ich durchaus 
geneigt bin, auch zuzugeben, daß sie falsch 
verwendet wurden, auch wenn das 'unsere 
Fraktion verschuldet hätte, so muß doch ge­
sagt werden, wie Kollege Pischi schon in Be­
antwortung eines Zwischenrufes eingeworfen 
hat, daß hier Gelder weg.genommen werden, 
daß Gelder, die früher zur Verfügung waren, 
nun in Zukunft ersablos fehlen werden. Hier 
ist einfach das Angeführte kein Ersatz. 

Um noch einmal auf dieses Beispiel zurück­
zukommen, das erwähnt wurde : Es fehlt ein­
fach dem Präsen�diener das Taschengeld, das 
er früher noch von zu Hause auf Grund der 
Kinderbeihilfe mitbekommen hat. Das ist ins­
gesamt eine halbe Milliarde Schilling, von der 
wir gehört haben und von der wir mit Recht 
hoffen dürfen, daß dieses Geld wenigstens 
jenen Zwecken zugeführt wird, die im Inter­
esse der Jugend lieg·en, und nicht dazu ver­
wendet wird, um Wahlversprechungen, die 
bisher noch offen s·ind, zu finanzieren. 

Kollege Pischi hat am. Schluß gesagt, daß 
die Herabsetzung des Volljährigkeitsalters auf 
19 Jahre die Jugend auf jeden Fall um zwei 
Jahre älter macht, daß sie sie aber auch um 
Rechte reicher macht. 

Ich möchte hinrufügen, daß sie sie auch 
um v·iele Bequemlichkeiten ärmer macht -
das sage ich als langjähriger Vertreter dieser 
Jugend - und natürlich auch um viele Frei­
heiten riskanter. Der Sinn, den die Jugend für 
dieses SchlaraffenJand bisher gehabt hat, in 
dem sie eigentlich nur Bewohner mit Rechten, 
aber mit sehr wenigen Pflichten war, dieses 

hübsche Bild des Lebensfrühlings, wie es in 
der "Tiroler Tageszeitung" Dr. Oetzbrugger 
charakterisiert hat, geht eben spätestens mit 
der Volljähr·igkeit zu Ende. 

Es ist sicherlich auch eine Frage, inwieweit 
die Jugend von dieser erlangten Freiheit G e­
brauch machen wird. Die Jugend begrüßt diese 
Herabsetzung ja vor allem, weil sie sich damit 
Freiheit erwartet, Freiheit von etwas, was sie. 
wahrscheinlich gar nidlt zur Gänze definieren 
kann. 

Wenn ich das sage, so nicht in einem Angriff 
auf dieses Verlangen nach Herabsetzung, denn 
ich war selbst in einer Jugendorganisation an 
der Forderung auf Herabsetzung mit betei­
ligt. Unsere Jugend meint die Befreiung von 
einer Bevormundung. Man sieht hier wiedery 
daß die Logik auf seiten der Jugend ist, wenn 
sie in AngJeichung an Pflichten, die man ihr 
schon lange zugemutet hat, dann volle Uber­
nahme der Pflichten eben in Form der Gleich­
stellung mit der Wahl- und Wehrdienstwür­
digkeit verlangt. 

Frau Dr. Demuthl Sicherlich ist, wie Sie rich­
tig gesagt haben, anzumerken, daß das ein 
Mosaiksteinchen Ihrer FamilienpoliÜk ist. Ich 
möchte nur hoffen - und ich sage das durdt­
aus nicht polemisch -, daß dieser Teil der 
Familienpolitik nicht dazu dient, um einen. 
weiteren Beitrag Z'Ur Aufweich.ung der Fami­
lien zugunsten eines Kollektivs und einer 
immer intensiveren staatlichen Umarmung 
dieser jungen Menschen zu leisten. 

Die Jugend wird zweifellos aus einem Ver­
band, den Sie als nicht so massiv erachten 
wie wir noch immer, entlassen und wird mit: 
Problemen konfrontiert. In einer Zeit, in der 
der Jugend bis zur Erlangung dieser Grenze 
alles geboten wird, kampflos geboten wird, 
wird sie plötzlich mit Verantwortung belastet. 
(Bundesrat Dr. Anna D e m  u t h: Das ist ein 
Schritt  weiterl Es ist nicht mehr so patriarcha­
lisch wie unsere Familienpolitikl) 

Ich habe selbst drei Kinder, Frau Doktorw 
das Patriarchalische liegt mir völlig fern. Ich 
habe dagegen seit vielen, vielen Jahren ange­
kämpft. Ich darf aber trotzdem betonen, daß 
das, was man bisher den Lebenskampf nannte" 
vielleicht gibt es dafür ein progressiveres 
Wort, das mir nicht geläufig ist, auf die jun­
gen Menschen nach wie vor zukommen wird. 
und zwar jetzt nom stärker und viel früher. 
Es bedarf hier zweifellos flankierender Maß,.. 
nahmen, um diese Jugend darauf vorzuberei­
ten. Sie kann heute auch im Geschäftsbereich. 
nicht nur, wenn sie etwas kaufen will, selb­
ständig agieren, sondern auch wenn sie nadl 
der künftigen Gewerbeordnung vielleicht ein 

319. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 35 von 90

www.parlament.gv.at



9342 Bundesrat - 319. Sitzung - 22. Feber 1973 

Ing. Mader 
Geschäft aufmachen will. Dadurch wird aber 
zweifellos auch der totale Zusammenbruch 
möglich. (Bundesrat Dr. Anna D e m u t h: Das 
gilt aber für den Erwachsenen auch!) 

Natürlich, ich habe in den Vorbespredmn­
gen im Ausschuß auch gesagt, daß es auch 
Altere gibt, deren Geschäfte zusammen­
krachen, und zwar in einer höheren Anzahl 
als Junge. Nur ist sich der ältere Mensch sei­
nes Potentials in finanzieller Hinsicht und auch 

, seiner rechtlichen Möglichkeiten voll bewußt. 
Ich sage daher: Es müßte dafür gesorgt wer­
den, daß sich der junge Mensch an dieser 
Grenze dieser Folgen bewußt wird. Und das 
ist bei unserer im Wohlstand heranwach�en­
(l en Jugend nicht unbedingt der Fall. 

Das war es, was ich dazu bemerken wollte. 
Es mag sein, daß wir uns irren. Es mag sein, 
daß gerade die Gegenwart für diese Jugend, 
zu der ich mich durchaus noch zählen darf, 
eine Roßkur erfordert. Diese Herabsetzung 
darf man doch wohl in etwa als eine Roßkur 
bezeichnen, wenn die Jugend aus einer Obhut 
fällt, die zwangsläufig der Verwandlung der 
Freiheit in Verantwortung gleichkommt, und 
diese Jugend zugleich begreifen muß, daß 
diese heißbegehrte Freiheit und diese heiß­
begehrte Selbständigkeit ein Geschenk war, 
nach dem man, wenn einmal diese Grenze 
erreicht ist, im wahrsten Sinne des Wortes 
nichts mehr geschenkt bekommt. Danke schön. 
(Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c .  Eckert : 
Ich begrüße den im Hause erschienenen Herrn 
Bundesminister Dr. Kirchschläger. (Allgemei­
ner Beifall.) 

Der Herr Bundesminister Dr. Broda wünscht 
das Wort. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Vorsitzender! Hoher Bundesrat! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich möchte mich 
vorerst beim Herrn Bundesrat Remplbauer 
entschuldigen, daß ich in dem Augenblick, als 
er mir Komplimente machen wollte oder Kom­
plimente weitergeben wollte, mit dem Herrn 
Außenminister ein paar Worte sprach. Ich 
danke, Herr Bundesrat Remplbauer, für die 
außerordentliche Liebenswürdigkeit. 

Ich möchte, Hoher Bundesrat, sagen, daß die 
positiven Anmerkungen, die von den Spre­
chern aller Parteien im Nationalrat bei der 
Verabschiedung dieses Gesetzesbeschlusses 
gemacht worden sind, ja der Sache gegolten 
haben, der Sache dieses wichtigen Gesetzes, 
der Sache der Familienrechtsreform, der Sache 
der Rechtsreform überhaupt, die bisher, bis 
zur Stunde ja in allen wesentlichen Abschnit­
ten entweder die einstimmige Annahme der 

Mitglieder der gesetzgebenden Körperschaften 
gefunden hat oder die Annahme durch eine 
übergroße Mehrheit der Abgeordneten der 
gesetzgebenden Körperschaften. 

Nun, Hoher Bundesrat, meine sehr , geehr­
ten Damen und Herren, möchte ich mir in 
diesem Zusammenhang erlauben, eInIge 
grundsätzliche Bemerkungen zu machen und 
auch vor dem Forum des Hohen Bundesrates 
mitzuteilen, wie der weitere Fahrplan in der 
Familienrechtsreform sein wird. 

Wir huldigen keiner Reformeuphorie ! Wir 
reformieren nicht um des Reformierens willen, 
sondern wir tragen der Tatsache Rechnung, es 
ist einfach notwendig geworden, tiefgreifen­
den Änderungen der gesellschaftlichen Ver­
hältnisse, auch in der Anpassung der Rechts­
ordnung, Rechnung zu tragen. Ich möchte 
daher lediglich über einige Tatsachen hier be­
richten. 

Wir werden unmittelbar nach Verabschie­
dung des Strafgesetzentwurfes und nach Kund­
machung des Gesetzesbeschlusses über das 
neue Strafgesetz im Justizausschuß - so hoffe 
ich zuversichtlich - die Detailberatungen über 
die dort bereits liegenden Gesetzentwürfe der 
Familienrechtsreform beziehungsweise über 
den noch folgenden Gesetzentwurf über die 
Neuordnung der persönlichen Rechtswirkun­
gen in der Ehe - wir wollen diesen Gesetz­
entwurf, der jetzt im Begutachtungsverfahren 
steht, bis zum Ende der Frühj ahrssession im 
Nationalrat einb:dngen - aufnehmen. 

Es würde dann so sein können, daß wir -
wenn die Beratungen im Justizausschuß wie­
der vom Geist der gleichen Sachlichkeit wie 
bisher getragen se-in werden, woran ich nicht 
zweifle - in das Plenum des Nationalrates 
und in den Bundesrat so zeitgerecht kommen 
werden, daß auch die Gesetze der Familien­
rechtsreform gleichzeitig mit dem neuen Straf­
gesetz am 1. Jänner 1975 in Kraft treten kön­
nen .  

Ich sage das vor den zahlreichen Damen und 
Herren des Bundesrates, nicht weil es etwa 
so ist, daß wir gemeint haben: Zuerst Straf­
rechtsreform, dann Familienrechtsreform! ,  son­
dern man hat sich aus rein arbeitsökonomi­
schen Gründen im Justizausschuß des Natio­
nalrates darauf geeinigt, nun alle Kraft in die 
Endberatungen des Strafgesetzentwurfes zu 
investieren, weil ja das neue Strafgesetz eine 
längere Zeit benötigt, damit sich die Gerichte 
auf das neue Recht einstellen können. Wir 
sehen dafür eine Ubergangszeit von einein­
halb Jahren zwischen Beschlußfassung und 
Inkrafttreten des neuen Strafgesetzes vor. In 
der Zwischenzeit können wir die Familien­
rechtsreformgesetze beraten. 
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Man hatte zuerst den Gedanken gehabt, daß wenn Ehen aufgelöst oder geschieden werden, 
man in zwei Unter ausschüssen des Justizaus- dann, wenn es so wichtig ist, dafür zu sorgen, 
schusses parallel arbeiten könnte. Man ist von daß weniger Schikanemöglichkeiten bestehen, 
diesem Gedanken abgekommen. Ich habe sehr daß an sich notleidend gewordene Familien­
viel Verständnis dafür - obwohl das eine beziehungen nicht noch mehr dadurch vergif­
autonome Entscheidung der Parteien des tet werden - ich sage es auch -, daß nicht 
Justizausschusses war -, weil es einfach so noch mehr Haß gefördert wird dadurch, daß 
ist, daß es weniger eine Frage der Quantität, es Rechtsverhältnisse, daß es rechtliche Be­
sondern der Qualität der Arbeit ist, um die stimmungen gibt, die unter Berücksichtigung 
es geht. Es ist auch eine Frage der Quantität, der Schwierigkeit der Verhältnisse wenig ge­
aber mehr noch : Ich glaube, daß es bei so eignet sind, zur Lösung von Familienproble­
großen Reformvorhaben vielleicht doch zweck- men, Familienrechtsproblemen beizutragen. 
mäßig ist, wenn sich der Gesetzgeber selbst Deshalb meinen wir - und das ist ja heute 
nicht überfordert und wir eben nicht neben- die übereinstimmende Auffassung in allen 
einander im Justizausschuß arbeiten. Lagern, auch in allen weltanschaulichen 

Nun möchte ich Ihnen, meine sehr geehrten Lagern -, daß wir moderne, zeitgemäße, ver­

Damen und Herren, nur noch ein paar Ziffern nünftige Familienrechtsgesetze haben sollten. 

sagen lind in Erinnerung rufen, um Ihnen vor Aus den unzähligen Briefen, die an das 
Augen zu führen, welche tiefgreifenden gesell- Justizministerium in diesen Fragen kommen, 
schaftlichen Auswirkungen die Familienrechts- möchte ich Ihnen nur ein paar Zeilen aus 
reform haben wird und welch großer Kreis einem Brief einer Dame aus Innsbruck vor­
von Menschen durch die Familienrechtsreform- lesen, den ich bekommen habe und der mit 
gesetze unserer Zeit betroffen sein werden. wenigen einfachen Worten das ganze Pro-

Nach dem Mikrozensus vom September 1972 blem, um das es in Wahrheit geht, aufzeigt. 

betrug die Zahl der berufstätigen Frauen in Familienrechtsreform brauchen wir j a  nicht für 

Osterreich 1 , 1 90.000. Nach dem Mikrozensus die gesunden, heilen Familienbeziehungen, 

vom März 1969 gab es 535. 1 00 berufstätige sondern für die notleidend gewordenen Fa­

Frauen mit Kindern. Die Zahl der "unvoll- milien und familiären Beziehungen. 

ständigen Familien", wie wir sagen - der Diese Dame aus Innsbruck schrieb mir: 
alleinstehenden Frauen mit Kindern im Haus- ,.Meine erste Ehe, aus der ein Kind hervor-
halt -, belief sich auf Grund des Mikrozensus ging, wurde nach einem Jahr geschieden. Das 
vom März 1969 auf 57.000. Das ist also eine Kind, damals fünf Monate alt, wurde mir zur 
sehr große Anzahl "unvollständiger Familien", Pflege und Erziehung zugeschrieben. Trotzdem 
für die diese Familienrechtsreformgesetze un- bleibt der Vater der in allen wichtigen Fragen 
mittelbar Bedeutung haben werd�n. Entscheidende : kein Paß, kein Personalaus-

Bekannt ist die relativ sehr hohe Anzahl weis, keine Eintragung im Paß der Mutter und 
von Ehescheidungen, die wir in einem Jahr in kein Staatsbürgerschaftsnachweis ohne die 
Osterreich haben. Auch im Jahre 197 1  waren Unterschrift des Vaters. Die Unterschrift der 
es wieder über 1 0.000 Ehescheidungen, näm- Mutter ist nicht gültig. In einem demokrati­
lich 10.005. Aus diesen geschiedenen Ehen sehen Land müßte es doch mindestens so sein, 
entstammten 1 97 1  1 1 .470 Kinder, davon daß beide Teile, Mutter und Vater, zur Unter-
9229 Kinder unter 14 Jahren. schriftsleistung berechtigt sind. Ich bitte Sie, 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! sich einmal in eine Frau hineinzuversetzen, 

Hoher Bundesrat I Sie sehen daraus, wie die ihr Kind oft unter großen Mühen und Be­

außerordentlich groß die Zahl der betroffenen schwerden tragen und gebären muß, die dem 

Frauen, Kinder und Männer unseres Landes Kind viele Jahre an Arbeit, Zuneigung, Pflege 

sein wird, wenn wir nun die modernen Fami- und Mühe schenkt und dann feststellen muß, 

lienrechtsgesetze beschließen. daß über ihr Kind der Mann oder der Staat 
ein Recht hat, sie selbst hat keines." 

Niemand unter uns hat etwa die Illusion 
oder ist der Meinung, daß wir mit modernen Sehr geehrte Damen und Herren! Ein Brief 

_ wie wir glauben: besseren, zeitgemäße- von vielen. Wir glauben, daß wir diesen 

ren - Gesetzen mehr menschliches Glück berechtigten, sehr praktischen, aus dem Leben 

schaffen können. Aber eines meinen wir geschöpften Uberlegungen durch unsere Ge­

- und alle Praktiker unter Ihnen werden mit setzentwürfe Rechnung tragen sollen. 

mir übereinstimmen -: Durch die Beseitigung Deshalb, Hoher Bundesrat, bin ich so dank­
überalteter, inhaltlich obsolet gewordener bar dafür, daß durch die Zustimmung des 
gesetzlicher Bestimmungen können wir doch Hohen Bundesrates zum zur Debatte stehen­
sehr viel Unglück. dann mildern, wenn Fami- den Gesetzesbeschluß des Nationalrates über 
lienbeziehungen in eine Krise geraten, dann,

. 
die Herabsetzung der Volljährigkeit wieder 
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-ein wichtiger Schritt vorwärts zur österreichi­
schen Familienrechtsreform in unserer Zeit 
'getan werden konnte. Ich danke. (Beilall bei 
,der SPO und bei Bundesräten der OVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir schreiten daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu er­
heben. 

5. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 14. Feber 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Verwendung von Schallträgem 
im zivilgerlddlitben Verfahren (902 der Bei-. 

lagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Wir gelangen nun zum 5. Punkt der Tages­
ordnung: Bundesgesetz über die Verwendung 
von Schallträgem im zivilgerkbtlichen Ver­
fahren. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Doktor 
Hawlicek. Ich bitte um ihren Bericht. 

Berichterstatterin Dr. Hilde Hawlicek: 
Hohes Haus! Durch den vorliegenden Geset­
zesbeschluß des Nationalrates sollen die Be­
stimmungen der Zivilprozeßordnung über die 
Abfassung des Verhandlungsprotokolls geän­
dert und in Hinkunft die Aufnahme eines Pro­
tokolls durch Diktiergeräte, Magnetophone 
und dergleichen ermöglicht werden. Die nach­
trägliche Ubertragung des Protokolls in Voll­
sdlIift, w;ie dies auch derzeit beim Kurzschrift­
protokoll der Fall ist, wird hiedurch nicht be­
rührt. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
:lage in seiner Sitzung vom 20. Feber 1 913 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassungs- und Rechtsangelegen­
heiten somit durch mich den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
Tates vom 14. Feber 1913 betreffend ein Bun­
desgesetz über die Verwendung von Schall­
trägern im zivilgerichtlichen Verfahren wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. ECkert: 
Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wünscht j emand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu er­
heben. 

6. Punkt: Besdlluß des Nationalrates vom 
14. Feber 1973 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik Osterreidl und der Italie­
nischen Republik über die Anerkennung und 
VollstreCkung von gerlchtlidlen Entscheidun­
gen in Zivil- und Handelssachen, von gerlmt­
Urnen Vergleichen und von Notariatsakten 

(903 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Wir gelangen nun zum 6. Punkt der Tages­
ordnung: Abkommen mit Italien über die An­
erkennung und Vollstreckung von geridlt­
lichen Entscheidungen in Zivil- und Handels­
sachen, von gerichtlichen Vergleichen und von 
Notariatsakten. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Rempl­
bauer. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Remplbauer: Die gegensei­
tige Vollstreckung gerichtlicher Exekutions­
titel war im Verhältnis zwischen asterreich 
und Italien seit 1945 nur in Ausnahmefällen 
auf Grund besonderer vertraglicher Regelun­
gen möglich. Das vorliegende Abkommen 
sieht nun unter Weitergeltung dieser bishe­
rigen besonderen Abkommen eine allgemeine 
gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung 
von gerichtlichen Exekutionstiteln vor. Wei­
ters sollen die vor österreichischen Jugend­
ämtern geschlossenen Vergleiche in Unter­
haltssachen den gerichtlich geschlossenen Ver­
gleichen gleichgestellt und damit ebenfalls in 
Italien anerkannt werden. Entscheidungen der 
Gerichte in Sozialversicherungssachen sind 
nicht Gegenstand des Abkommens. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des vorliegenden Abkommens die Er­
lassung eines besonderen Bundesgesetzes im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 20. Feber 1913 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassungs- und Rechtsangelegen­
heiten somit durch mich den A n t r a g, der 
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Bundesrat wolle beschließen, gegen den vor- Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
liegenden Beschluß des Nationalrates vom Zum Wort ist niemand gemeldet. 
1 4. Feber 1913 keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir schreiten daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. Fe1?er 1973 betreffend ein Abkommen zwl­
sdlen der Republik Osterreidl und dem Groß­
herzogtum Luxemburg über die Anerkennung 
und die Vollstreckung von gerimtlichen Ent­
sdleidungen und öffentlidlen Urkunden auf 
dem Gebiet des Zivil- und Handelsrechtes 

(904 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Wir gelangen nun zum 1. Punkt der Tages­
ordnung : Abkommen mit Luxemburg über die 
Anerkennung und die Vollstreckung von 
geridltlichen Entscheidungen und öffentlichen 
Urkunden auf dem Gebiet des Zivil- und Han­
delsrechtes. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Rempl­
bauer. Ich bitte um seinen BeridIt. 

BeridIterstatter Remplbauer: Durch das vor­
liegende Abkommen soll zwischen Osterreich 
und Luxemburg auf dem Gebiet des Zivil- und 
Handelsrechtes mit Ausnahme des Konkurs­
verfahrens, des Ausgleichsverfahrens und des 
Verfahrens des Zahlungsaufschubes eine 
gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen erreicht werden. 
Das Abkommen entspricht im wesentlichen 
einer gleichartigen Vereinbarung OsterreidIs 
mit FrankreidI aus dem Jahre 1 961. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi,. 
gung des vorliegenden Abkommens die Erlas­
sung eines besonderen Bundesgesetzes im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
�ungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­
l�haltes in die innerstaatlidIe Rechtsordnung 
mdIt erforderlidI. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 20. Feber 1 913 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
be�chlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keInen EinsprudI zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassungs- und Rechtsangelegen­
heiten somit durch midI den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle lbesdIließen, gegen den dies­
bezüglichen BesdIluß des Nationalrates vom 
14. Feber 1 973 keinen Einspruch zu erheben. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

8. Punkt: Besdlluß des Nationalrates vom 
14. Feber 1973 betreffend ein Zusatzprotokoll 
zum Vertrag zwischen der Republik Oster­
reim. und der Sozialistischen Republik Rumä­
nien über Rechtshilfe in bürgerlimen Rechts­
samen einsChließlidl SaChen des Familien­
redlts und über Urkundenwesen, unterzeichnet 
in Wien am 17. November 1965 (905 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Wir gelangen nun zum 8. Punkt der Tages­
ordnung : Zusatzprotokoll zum Vertrag mit 
Rumänien über RedItshilfe in bürgerliChen 
RechtssadIen einsdIließlich SadIen des Fami­
lienrechts und über Urkundenwesen. 

Berichterstatter ist ebenfalls Herr Bundesrat 
Remplbauer. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichter&tatter Remplbauer: DurdI das vor­
liegende Zusatzprotokoll soll der österrei­
chisch-rumänische Rechtshilfevertrag aus dem 
Jahre 1969, BGBl. Nr. 1 12, auf das Gebiet der 
SozialversidIerung ausgedehnt werden .. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des vorliegenden Abkommens die Erlas­
sung eines besonderen Bundesgesetzes im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­
inhaltes in die innerstaatlidIe Rechtsordnung 
nicht erforderlidI. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat audI diese Vorlage in 
seiner Sitzung vom 20. Feber 1 913 in Ver­
handlung genommen und einstimmig beschlos­
sen, dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen 
Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassungs- und Rechtsangelegen­
heiten somit durch mich den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle besdIließen, gegen den dies­
bezüglichen Beschluß des Nationalrates vom 
1 4. Feber 1913 keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckerl: 
Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir sdIreiten daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 
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9. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. Feber 1973 betreffend einen Notenwechsel 
zwischen der Republik österreich und dem 
Königreich Lesotho betreffend die Weiter­
anwendung des österreichisch-britischen 
RechtshiUeabkommens vom 31. März 1931 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Ediert: 
Wir gelangen nun zum 10. Punkt der Tages­
ordnung : Vertrag mit der Schweiz über die 
Ergänzung des Europäischen Ubereinkommens 
über die Rechtshilfe in Strafsachen und die 
Erleichterung seiner Anwendung. 

(906 der Beilagen) Berichterstatter ist Herr Bundesrat Rempl­
Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Ediert: bauer. Ich bitte um seinen Bericht. 

Wir gelangen nun zum 9. Punkt der Tages­
ordnung : Notenwechsel mit Lesotho betref­
fend die Weiteranwendung des österreichisch­
britischen Rechtshilfeabkommens. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Rempl­
bauer. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Remplbauer: Der gegen­
ständliche Notenwechsel sieht vor, daß das 
durch die Erlangung der Unabhängigkeit 
Lesothos im Verhältnis zwischen Osterreich 
und Lesotho außer Kraft getretene österrei­
chisch-britische Rechtshilfeabkommen aus dem 
Jahre 1 93 1  zwischen beiden Staaten im 
wesentlichen unverändert weiter anzuwenden 
ist. 

Berichterstatter Remplbauer: Durch den vor­
liegenden Beschluß des Nationalrates sollen 
auch nach dem Inkrafttreten des Europäischen 
Ubereinkommens über die Rechtshilfe . in 
Strafsachen vom 20. April 1 959 eine Reihe 
von Vereinfachungen im Verhältnis zwischen 
Osterreich und der Schweiz aufrechterhalten 
beziehungsweise neu eingeführt werden. Wei­
ters werden bestimmte, im multilateralen 
Ubereinkommen nicht oder nur grundsätzlich 
behandelte Fragen geregelt sowie die Anwen­
dung gewisser österreichischer und schweize­
rischer Vorbehalte im Verhältnis zwischen den 
beiden Staaten präzisiert und teilweise einge­
schränkt. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi-Dem Nationalrat ersdrlen bei der G enehmi­
gung des vorliegenden Notenwechsels die gung des vorliegenden Vertrages die Erlas-

Erlassung eines besonderen Bundesgesetzes sung eines besonderen Bundesgesetzes im 

im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver- Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­

fassungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

Der Aussdmß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 20. Feber 1 973 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis dieser Beratungen stelle ich 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen, gegen diesen Beschluß des Nationalrates 
vom 14. Feber 1 913 keinen Einspruch zu er­
heben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir schreiten zur Abstimmung. 

sungsgesetz zur Uberführung des Vertrags-
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 20. Feber 1 913 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Höhen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis dieser Beratungen stelle ich 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen, gegen den Beschluß des Nationalrates 
vom 14. Feber 1913 keinen Einspruch zu er­
heben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b 8 t i m  m u n g beschließt der Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National- Bundesrat, gegen den Beschluß des National-
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. rates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu erheben. 

10. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. Feber 1973 betreffend einen Vertrag zwi­
schen der Republik österreich und der Sdlwei­
zerischen Eidgenossenschaft über die Ergän­
zung des Europäischen Ubereinkommens über 
die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 
1 959 und die Erleichterung seiner Anwendung 

(907 der Beilagen) 

1 1. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. Feber 1973 betreffend einen Vertrag zwi­
schen der Republik Usterreidl und der Schwei­
zerischen Eidgenossenschaft über die Ergän­
zung des Europäischen Auslieferungsüberein­
kommens vom 13. Dezember 1957, und die 
Erleichterung seiner Anwendung (908 der Bei-

lagen) 
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Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Wir gelangen nun zum 1 1 . Punkt der Tages­
ordnung : Vertrag mit der SdJ.weiz über die 
Ergänzung des EuropäisdJ.en Auslieferungs­
übereinkommens und die Erleichterung seiner 
Anwendung. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Rempl­
bauer. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Remplbauer: Durch den vor­
liegenden Vertrag soll auch nach dem Inkraft­
treten des Europäischen Auslieferungsüber­
einkommens vom 13.  Dezember 1957 eine 
Reihe von Vereinfachungen im Verhältnis 
zwischen Osterreich und der Schweiz aufrecht­
erhalten beziehungsweise neu eingeführt wer­
den. Weiters sollen durch diesen Vertrag be­
stimmte, im multilateralen Ubereinkommen 
nicht oder nur grundsätzlich behandelte Fra­
gen geregelt sowie die Anwendung gewisser 
österreichischer und schweizerischer Vor­
behalte im Verhältnis zwischen den beiden 
Staaten präzisiert und teilweise eingeschränkt 
werden. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des vorliegenden Abkommens die Er­
lassung eines besonderen Bundesgesetzes im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­
inhaltes in die innerstaatlidJ.e Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 20. Feber 1 973 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis dieser Beratungen stelle ich 
den A n t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen, gegen den diesbezüglichen Beschluß des 
Nationalrates vom 1 4. Feber 1 973 keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir s<hreiten daher zur Abstimung. 

Bei der · A  b s t i m m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates ke i 11 e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

12. Punkt: Besdlluß des Nationalrates vom 
14. Feber 1913 betreffend eine Erklärung der 
Republik österreich betreffend die Annahme 
des Beitritts des Fürstentums Liechtenstein 
zum Ubereinkommen vom 15. April 1958 über 
die Anerkennung und Vollstreckung von Ent­
scheidungen auf dem Gebiet der Unterhalts­
pfliCht gegenüber Kindern (909 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Wir gelangen nun zum 12. Punkt der Tages­
ordnung: Erklärung Osterreichs betreffend die 
Annahme des Beitritts Lierntensteins ZUm 
Ubereinkommen über die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen auf dem 
Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber Kin­
dern. 

'
Berichterstatter ist Herr Bundesrat Rempl­

bauer. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Remplbauer: Artikel 17 des 
Ubereinkommens vom 1 5. April 1 958 über die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entschei­
dungen auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht 
gegenüber Kindern� dem Osterreich seit 1 .  Jän­
ner 1962 angehört, sieht vor, daß jene Staaten, 
die bei der 8. Session der Haager Konferenz 
für Internationales Privatrecht nicht vertreten 
waren, dem Ubereinkommen durch eine schrift­
liche Mitteilung an die Niederländisdle Regie­
rung als Depositar beitreten können. Durch 
die vorliegende Erklärung Osterreichs soll die 
von Luxemburg abgegebene Beitrittserklärung 
angenommen werden und damit das erwähnte 
Ubereinkommen im Verhältnis zwischen bei­
den Staaten wirksam werden. 

Dem Nationalrat ersdlien bei der Genehmi­
gung des vorliegenden Abkommens die Er­
lassung eines besonderen Bundesgesetzes _ im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 20. Feber 1973 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis dieser Beratungen stelle ich 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen, gegen den diesbezüglichen Bes<hluß des 
Nationalrates vom 1 4. Feber 1973 keinen Ein­
spru<h zu erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

13. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. Feber 1913 betreffend ein Zusatzabkom­
men zwischen der Republik österreidl und 
dem Großherzogtum Luxemburg zum Haager 
Ubereinkommen vom 1. März 1954 betreffend 
das Verfahren in bilrgerlidlen ReChtssachen 

(910 der Beilagen) 
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Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Wir gelangen nun zum 1 3. Punkt der Tages­
ordnung: Zusatz abkommen mit Luxemburg 
zum Haager Ubereinkommen betreffend das 
Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Rempl­
bauer. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Remplbauer: Durch das vor­
liegende Zusat�abkommen soll die Anwen­
dung des Haager Prozeßübereinkommens vom 
1 .  März 1 954 zw.ischen Osterreich- und Luxem­
burg weiter vereinfacht und erleichtert wer­
den. Die Staatsangehörigen des einen der bei­
den Staaten sollen auf dem Gebiet des ande­
ren Staates hinsichtlich ihrer Person und ihres 
Vermögens - grundsätzlich denselben Rechts­
schutz genießen, der den Staatsangehörigen 
dieses Staates eingeräumt ist. Das Abkommen 
befaßt sich unter anderem mit dem Zustel­
lungsverfahren, der Beglaubigung von Uber­
setzungen sowie der Vollstreckung von Pro­
zeßkostenentscheidungen. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des vorliegenden Zusatzabkommens die 

' Erlassung eines besonderen Bundesgesetzes 
im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
'angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 20. Feber 1 973 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
sChlossen, dem Hoh�n Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis dieser Beratungen stelle ich 
den A n t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen, gegen den BesChluß des Nationalrates 
vom 1 4. ,  Feber 1 973 betreffend dieses Zusatz­
abkommen keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des N ational­
rates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu erheben. 

14. Punkt: BesChluß des Nationalrates vom 
15. Feber 1913 betreHend ein Abkommen zwi­
schen der Republik österreich und dem Groß­
herzogtum Luxemburg über Soziale Sicherheit 

samt Sdllußprotokoll (919 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Wir gelangen nun zum 14. Punkt der Tages­
ordnung: Abkommen mit Luxemburg über 
Soziale Sicherheit. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Tratter. 
Ich bitte um seinen Bericht. 

BeriChterstatter TraUer: Herr Vorsitzender! 
Herr Bundesministerl Meine Damen und Her­
ren l Das vorliegende, am 2 1 .  Dezember 1 911 
unterzeichnete Abkommen bezieht sich auf die 
österreichischen und luxemburgischen Rechts­
vorschriften über die Krankenversicherung, 
die Unfallversicherung, die Pensionsversicbe­
rung, die Arbeitslosenversicherung und die 
Familienbeihilfen. Die vereinbarten Regelun­
gen haben weitgehend die die Soziale Sicher­
heit der Wanderarbeitnehmer der EWG 
regelnden Verordnungen 3 und 4 zum Vor­
bild, wie dies auch hinsichtlich des zwischen 
Osterreich und Frankreich geschlossenen Ab­
kommens über Soziale Sicherheit der Fall war. 
Die Durchführung des gegenständlichen Ab­
kommens obliegt den autonomen österreichi­
schen Versicherungsträgern. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die geg'enständHche VOIllage in seiner 
Sitzung vom 20. Feber 1 913 in Verhandlung 
genommen und einstimmig .beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

N amens dieses Ausschusses stelle ich daher 
den A n t r a g, der Bundesrat wolle heschlie­
ßen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
15.  Feber 1973 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik Osterreich und dem Groß­
herzogtum Luxemburg über Soziale Sicherheit 
samt Schlußprotokoll wird kein Einspruch er­
hoben. 

Vorsitzender-SteHvertreter Dr. h.  c. Eckert: 
Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei deI A b s t i m m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s P I U e h  zu erheben. 

15. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 15. Feber 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit d�m das Arbeitslosenversidle­
rungsgesetz 1958 geändert wird (920 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter 
'
Dr. h. c. Etkert: 

Wir gelangen nun zum 1 5. Punkt der Tages­
ordnung: 'Änderung des Arbeitslosenversiche­
rungsgesetzes 1958. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Liedl. Ich 
bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Liedl: Durch den vorliegen­
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates sol­
len das Lohnklassenschema von derzeit 49 auf 
27 Lohnklassen reduziert, die Familienzu-
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Liedl 

schläge mit einem einheitlidlen Betrag fest- kann, eine Vereinfachung rur die Verwaltung 
gesetzt und der Zuschuß für Miete in den der Arbeitsämter, die mit dieser Materie be­
Grundbetrag eingebaut weIden. Weiters soll traut sind. 
die Verpflichtung des Arbeitslosen, sich zwei- Es werden zweitens im wesentlichen die 
mal wöchentlich beim Arbeitsamt zu melden, Steigerungsbeträge erhöht. Sicherlich kommt 
auf einmal monatlich eingeschränkt werden. diese Maßnahme auch den Versicherten zu­
Das Arbeitslosengeld, das Karenzurlaubsgeld gute. Es gibt aber auch hier Probleme, über 
und die Notstandshilfe sollen in Hinkunft im die zu reden wäre. Es besteht zum Beispiel die 
Postwege ausbezahlt oder auf Wunsdl auf Möglichkeit, daß Ar.beitnehmer :bei Uber­
ein Girokonto überwiesen werden. Neben ge- sdlIeitulIlg der Geringfügigkeitsgrenze von 
wissen Verbesserungen des Leistungsrechtes 9 oder 10 S doch einen fiktiven Arbeitslosen­
soll auch der bestehenden Unterversicherung bezug vom Mindestbetrag von 1 560 S erhal­
in der Arbeitslosenversicherung durch eine ten werden zuzüglich der Familienzuschläge. 
Erhöhung der Höchstbeitragsgrundlage Rech- Es gibt hier die Möglichkeit, daß Arbeitneh­
nung getragen werden. (Der V o r  s i t z e n d e mer mehr an ArbeitSilosenunterstützung erhal­
übernimmt wieder die Verhandlungsleitung.) ten werden, als sie überhaupt verdient haben. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten Hier wäre zu sagen: Ich glaube, das sind keine 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit- Fälle, die befriedigen, weil gerade in einer 
zung vom 20. Feber 1 973 in Verhandlung Zeit der Vollbeschäftigung die Arbeitslosen 
genommen und mit Stimmenmehrheit be- aufgefordert werden, gerade die Arbeitslosen 
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, mit geringem Einkommen, eine lang andau-
keinen Einspruch zu erheben. ernde Arbeitslosigkeit zu provozieren. 

Der Aussdluß stellt durch mich den A n- Als nächste Maßnahme werden die Fami-
t r a g, gegen den Gesetzesbeschluß des Natio- lienzuschläge auf einen einheitlichen Betrag 
nalrates vom 15.  Feber 1973 keinen Einspruch von 240 S erhöht. Auch dazu kann man j a  
zu erheben. sagen. Das ist eine Vereinfachung und zu-

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht- gleich eine Erhöhung. Man fragt sich hier 
allerdings : War das eine richtige Familien-erstatter für seinen Bericht. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Knoll. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Knoll (OVP) : Herr Vorsitzender! 
Herr Minister I Hohes Haus I Verehrte Damen 
und Herrenl Im Nationalrat wurde mit den 
Stimmen der Regierungspartei das Bundes­
gesetz, mit dem das AI1beitslosenversiche­
rungsgesetz .' geändert wird, beschlossen. Ab­
änderungsanträge der Oppositionsparteien 
wurden, ohne lange zu verhandeln, von der 
SPO abgelehnt. Es ist dies der Stil der Regie­
rungspartei, mit welchem sie ihre politischen 
Absichten durchsetzt, ohne die Meinungen der 
doch sehr großen Oppositionsparteien in 
demokratischer Weise zu hören und darauf 
Rücksicht zu nehmen. 

Die SPO redet nur dort von Demokratie, 
wo sie in der Minderheit ist. Wo sie die 
Mehrheit hat, verliert das Wort "Demokratie" 
immer mehr an Bedeutung I Aber die Oster­
reicher registrieren immer mehr, welch feine 
Art von Demokratie sie im Jahr 197 1  gewählt 
haben; sie werden , bestimmt bei den nächsten 
Wahlen die Antwort darauf wissen. 

Was bringt nun diese Novelle? 

Erstens ; Es werden die 49 Lohnklassen auf 
27 Lohnklassen reduziert. Es ist dies .bestimmt 
eine Vereinfachung, zu der man ja sagen 

förderung? Hier hätte vielIeicht doch etwas 
mehr getan \werden können. 

Genauso verhält es sich beim Mietenzu­
schuß, der in den Grundbetrag eingebaut wird. 

Daß die Meldepflicht von zweimal wöchent­
lich auf einmal monatlidl eingeschränkt wurde, 
ist sehr zu begrüßen. Ich selbst komme aus 
einem Bezirk im ländlichen Raum, wo es ge­
rade in den Wintermonaten für viele Arbeits­
losengeldbezieher eine äußerst große Härte be­
deutet, zweimal in der Woche zum Arbeits­
amt oder zur nächsten Meldestelile zu gehen, 
um der Meldepflicht nachzukommen. Also 
auch hier kann man ohne weiteres dieser 
Regelung zustimmen und dazu ja sagen. 

Als nächstes Wesentliche wird die Hödlst­
beitragsgrundlage etappenweise erhöht in An­
gleichung auch ·an die Novelle zum ASVG, 
und zwar bis auf einen Höchstbetrag von 
7650 S im Jahr 1 976: Hier wäre auch etwas zu 
sagen: Es stimmt an und für sich, daß hier 
Angleichungen vorgenommen werden sollen. 
Doch Iwissen wir genau, daß die Zahl der 
arbeitslosen Versicherten immer mehr im 
Rückgang begriffen ist, daß sich die Zahil der 
Beschäftigten immer mehr erhöht und daß die 
Löhne steigen. 

Es ist die Frage: Ist es sinnvoll, tür diesen 
Zweig der Sozialversicherung größere Beträge 
noch anzuhäufen? Wir wissen ja, daß gerade 
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Knoll 
durch diese Steigerung der Höchstbeitrags­
grundlage gewaltige Summen wiederum für 
diesen Fonds hereingehen werden. 

Wir sind der Ansicht, daß, wenn novelliert 
wird, und daran gibt es keinen Zweifel, diese 
NovelIierung auch den Erfordernissen der Zeit 
Rechnung trägt. Wir sollen nicht kleinlich sein, 
und wir wissen doch ganz genau, daß gerade 
in der Arbeitslosenversicherung Mittel vor­
handen sind. 

Diese NoveLle - so wurde in der Vor-
. lage errechnet - kostet dem Bund im Jahr 
1973 95 Millionen Schilling mit diesen vor­
hin angeführten Ergänzungen und Berichtigun­
gen. Wir haben bis heute jedoch trotz Anfrage 
im Nationalrat und im. zuständigen Unter­
ausschuß nicht erfahren, wie groß die Reser­
ven in dieser Arbeitslos enversicherung sind, 
welche Mittel hier zur Verfügung stehen. Wir 
nehmen an, daß diese Reserven bestimmt die 
Milliardengrenze übersteigen. Wir stellen fest, 
daß seit 1960 die Zahl der Beschäftigten von 
2,279.506 auf 2,489.601 im Jahr 1972 gestiegen 
ist. Von diesen sind zirka 2 Millionen Ver­
sicherte in der Arbeitslosenversicherung 
pflichtversichert. Das heißt, Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer müssen je 1 Prozent, zusammen 
2 Prozent Arbeitslosenversicherungsbeitrag 
leisten. Also es entsteht durch die Voll­
beschäftigung der letzten J.ahre eine Erhöhung 
der Beiträge, eine Mehreinnahme für diesen 
Fonds, für den Bund. 

Wir wissen aber auch ganz genau, daß 
in diesem Berichtszeitraum auch die Löhne 
und Gehälter wesentlich und beachtlich ge­
stiegen sind. Da wir wissen, daß prozentuell 
der Arbeitslosenversicherungsbeitrag einge­
hoben wird, so können wir uns auch hier 
ausrechnen, daß auf diesem Sektor wiederum 
bedeutende Mehreinnahmen erfolgt sind. 

Die Erhöhung der Höchstbeitragsgrundlage 
- ich habe es bereits erwähnt - auf 7650 S 
im Jahr 1976, beginnend mit 1 .  7. 1 973, bringt 
wieder bedeutende Mehreinnahmen für die­
sen Zweig der Sozialversicherung. 

Wie schaut es nun bei den Ausgaben aus? 
Seit 1960 ist die Zahl der Bezieher einer Lei­
stung aus der Arbeitslosenversicherung im 
Durchschnitt von 52. 172 auf im Durchschnitt 
4 1 . 134 im Jahre 1971 zurückgegangen. Bei der 
Zahl der Arbeitsuchenden - 1 960 waren es 
88.948, im Jahr 197 1  52.094 - ist ebenfalls 
ein Rückgang festzustellen. 

Diese Rückgänge bedeuten naturgemäß, daß 
die Ausgaben für die Arbeitslosenversiche­
rung zurückgegangen sind, daß hier Einspa­
rungen erfolgt sind. 

Wir können summarisch feststellen: gev.ral­

tige finanzielle Mehreinnahmen, Mehrbe­
lastunaen und verminderte Ausgaben, daher 
das E;gebnis sicherlich ein Milliardenüber­
schuß aus diesem Zweig der Sozialversiche­
rung. 

Wir sind hier der Ansicht und finden es 
nicht gerecht, daß in dieser Novelle nicht 
doch etwas mehr für diesen Zweig der Sozial­
versicherung getan wird. Daher wurden im 
Nationalrat Abänderungsanträge eingebr.acht, 
denen Sie leider nicht zugestimmt haben . 

Im darf zum Beispiel anführen, daß derzeit 
ein Versicherter, der ein höheres Einkommen 
hat und daher eine prozentuell höhere Lei­
stung erbringt, nur bis zu 40 Prozent Arbeits­
losenunterstützungsleistung erhalten kann, 
dagegen ein Versicherter, der ein geringeres 
Einkommen hat und daher zur Arbeitslosen­
versicherung weniger beiträgt, bis zu 80 Pro­
zent Arbeitslosenunterstützung erhalten kann. 
Hier müßte doch eine Entnivellierung eintre­
ten. Wir sind der Ansicht, daß der, der mehr 
leistet, nach diesem Versicherungsprinzip auch 
mehr erhalten soll. Wo bleibt hier, fragt man 
sim, die Versicherungsgerechtigkeit? 

Bei den Steuern ist es ähnlich. Wer mehr 
leistet, wird in der Steuer bestraft, indem er 
mehr Lohn- oder Einkommensteuer bezahlt. 
Das ist SPO-Gesellschaftspolitik, die wir bei 
allen G esetzen feststellen können. 

Ein weiteres Kapitel : die Bauern und gerade 
in letzter Zeit immer mehr die Nebenerwerbs­
betriebe. Wir wissen, daß gerade in der 
bäuerlichen Bevölkerung immer mehr Land­
wirte gezwungen werden, einem Nebenerwerb 
nachzugehen. Diese bekommen, obwohl sie 
einzahlen müssen und für die Arbeitslosen­
versicherung versicherungspflichtig sind, wenn 
sie eine Landwirtschaft mit einem Einheits­
wert von über 40.000 S haben, keine Unter­
stützung. Hier wäre es der berechtigte Wunsch 
und eine gerechte Forderung, daß, wenn sie 
schon zahlen, auch etwas bekommen sollen 
und daß das Limit der Bemessungsgrundlage 
doch auf 56.000 S, wie es im Nationalrat ge­
fordert wurde, angehoben wird. Auch dafür 
hat die SPO kein Verständnis gehabt und 
diesen Antrag abgelehnt. 

Wir wissen auch, daß die Lohnklassen im 
System sicherlich zu starr sind. Hier sollte 
doch etwas flexibler gearbeitet werden. Das 
würde bestimmt allen Versicherten zugute 
kommen. 

Bei allen diesen Vorschlägen und deren 
Realisierung wäre nach unserer Ansicht -'- das 
werden Sie uns eines Tages bestätigen müs­
sen - der Reservefonds aus der Arbeits-
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losenversicherung bestimmt nicht ausgeschöpft 
worden. Sie hätten die erhöhten Leistungen 
bestimmt erbringen können, und Sie hätten 
auch bedeutende Mittel für Zwecke der 
AIIbeitsmarktförderung, :wie sie ja vorgesehen 
sind und wie wir diese auch anläßlich der 
EWG-Begleitmaßnahmen in einem Wirt­
schaftspaket, paktiert mit Ihrer Partei, gefor­
dert haben, zur Verfügung gehabt und bereit­
stellen können. 

Sehr geehrte Damen und Herren der SPO­
Fraktion! Ihre Kollegen im Nationalrat haben 
alle diese Vorschläge ...,..... ich habe es bereits 
betont - in den Wind geschlagen. Sie haben 
keine Auskünfte erteilt, und sie haben mit der 
Opposition, wie es bisher immer üblich war 
bei Sozialgesetzen, eine gemeins.ame Linie zu 
finden, eine gemeinsame Lösung zu finden, 
nicht verhandelt. Wir von der Osterreichi­
sehen Volkspartei können daher dieser Geset­
zesvorlage keine Zustimmung erteilen. 

Ich bitte Sie aber: UberdeD!ken Sie noch ein­
mal dieses Sozialgesetz und geben Sie dem 
Nationalrat und den Oppositionsparteien noch 
einmal Gelegenheit, über diese Vorschläge zu 
verhandeln, und stimmen Sie einer Zurück­
weisung dieses Gesetzes zu. (Beiiall bei der 
OVP.) 

Vorsitzender: Als nächster zum Wort ge­
meldet ist Herr Bundesrat Böck. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Bundesrat Böck (SPO) : Herr Vorsitzender! 
Herr Bundesminister! Sehr geehrte Damen und 

. Herren! Es ist etwas verwunderlich für mich, 
daß heute vom Sprecher der OVP-Fraktion 
dargelegt wird, daß man diesem Gesetzent­
wurf nicht zustimmen kann, obwohl er ganz 
bedeutende Verbesserungen für die Arbeits­
losen mit sim bringt. Vor etwa fünf Jahren 
haben wir in diesem Hause die letzte Novelle 
zu diesem Arbeitslosenversicherungsgesetz 
beraten, in dem nur zwei kleine Verbesserun­
gen enthalten waren. Obwohl alle unsere Ver­
besserungsanträge im Nationalrat abgelehnt 
wurden, waren wir dennoch bereit, weil zwei 
kleine Verbesserungen drinnen waren, die­
sem Gesetz zuzüstimmen. Ich werde dann noch 
die Vergleiche von damals mit heute bringen. 

Wir haben am 20. Dezember 1967 zu die­
sem damals vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates verlangt, daß es unbedingt 
notwendig wäre, die Höhe des Arbeitslosen­
geldes mit 45 Prozent des letzten Verdienstes 
im Mittel zu fixieren. 

Wir haben verlangt, daß die Wartefrist von 
sieben Tagen bis zur Erreichung des Anspru­
ches auf AI1beitslosengeld nach Beendigung 
des Dienstverhältnisses - in Wirklichkeit 

waren es ja meistens neun oder zehn Tage, 
weil das Wochenende noch dazwischen war, 
und man sich erst am Montag melden 
konnte - gemildert wird. 

Wir haben damals verlangt, daß die Behe­
bung des Arbeitslosengeldes und die ständi­
gen Kontrollmöglichkeiten geändert werden 
müßten, nicht im Stadtbereich; sondern auf 
dem weiten Land, wo nachweisbar - ich habe 
damals Beispiele angeführt - Menschen 
14 Kilometer zu Fuß gehen mußten oder, wenn 
sie Glück hatten und einen Autobus oder eine 
Bahnverbindung zur Verfügung hatten, die 
Kosten dieser Fahrt auf sich zu nehmen hat­
ten. Hier überall haben wir Änderungen ver­
langt. 

Was sagt zu diesen drei Punkten das heu­
tige Gesetz, das uns vorliegt? 

Die Höhe des Arbeitslosengeldes ist im 
Schnitt etwa 45 Prozent. Ich habe vier Lohn­
klassen wahllos herausgegriffen, von der tief­
sten bis zur höchsten. In der Lohnklasse 2 
5 1 ,5 Prozent, das sind jene mit niedrigem 
Einkommen, die dann praktisch mit 45 Pro­
zent noch weniger hätten. Lohnklasse 10 mit 
genau 45 Prozent. Lohnklasse 20 mit 42 Pro­
zent und Lohnklasse 27 - im Augenblick 
unsere höchste Lohnklasse - mit 41 Prozent. 

Hier, wenn ich richtig verstanden habe, hat 
Herr Kollege Knoll gesagt: Diese UntersChei­
dung ist falsch, nach dem Ver.sicherungssystem 
müßte j eder im Prozents.atz das gleiche be­
kommen. 

Ich persönlich vertrete hier eine andere Auf­
fassung. Daß ich dem, der wenig hat, etwas 
mehr gebe, und dem, der ziemlich hoch oben 
ist, etwas weniger gebe, damit ich im Schnitt 
auf 45 Prozent komme, das halten wir von 
der sozialistischen Fraktion für gerechtfertigt. 

Im Vergleich dazu : Wenn wir heute einen 
Schnitt von 45 Prozent halben, hatten wir in 
dieser Novelle die ganzen Jahre hindurch 
einen Schnitt von 37 Prozent: 35,2 als unterste 
Grenze und 39 Prozent als oberste Grenze. 
Also doch ein gew.altiger Unterschied, wenn 
der einzelne im Mittelwert um 8 Prozent mehr 
bekommt. 

Zum zweiten Problem: Wartefrist. Ich freue 
mich für alle, daß die Wartefrist von sieben 
Tagen auf drei Tage herabgesetzt wurde und 
in diesem Fall drei echte Tage. Damals waren 
die sieben Tage nicht echt. Drei echte Tage, 
weil man Wochenende und gesetzliche Feier­
tage, die zwischen dem Arbeitsloswerden und 
der erstmöglichen Meldung anfallen, nicht 
wertet. Jetzt war es so : Wenn jemand am 
Freitag arbeitslos geworden ist, hat er sieb. 
am Montag am Arbeitsamt melden müs-
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sen, dann sind Samstag und Sonntag zwei 
tote Tage gewesen, und von Montag an waren 
es sieben Tage. Ich freue mich, daß es jetzt 
nur mehr drei Tage sind. 

Behebung des Arbeitslosengeldes und die 
wödlentlidle, oft doppelte Kontrolle. Wir 
haben x-mal ausgeführt hier und audl auf 
allen Tagungen, wo Gewerkschaftsfunktionäre 
und Betriebsräte zusammen waren, daß hier 
im Interesse aller, nicht nur der Arbeitslosen, 
eine Korrektur durchgeführt werden muß. 
Auch hier dürfen wir uns freuen, daß das neue 
Gesetz die Geldüberweisung vorsieht. Die in 
zwei Bundesländern durchgeführte probeweise 
Uberweisung des Arbeitslosengeldes an den 
Betreffenden direkt oder an ein Geldinstitut 
war von Erfolg begleitet und wird jetzt end­
gültig eingeführt. Damit erspart sich der Be­
treffende die Hin- und Rückreise oder das 
Hin- und Hergehen, wie gesagt, bis zu 
14 Kilometern. Einige Proben, die ich im 
Waldviertel gemadlt habe, liegen sogar bei 
1 1  Kilometern. 

Was war die Folge? Morgens hat er einen 
Autobus gehabt, und abends hat er auf einer 
soldlen Linie einen Autobus. Er war oft ge­
zwungen, viele Stunden am Ort der Auszah­
lungsstelle zu verbringen. Das Naheliegendste, 
das Mensdllichs.te war nicht, · daß er sich 
irgendwo in eine Telephonzelle stellt, um 
nicht zu erfrieren, wenn es Winter war, son­
dern daß er sich irgendwo in ein Lokal setzt 
und von dem wenigen, das er an Arbeitslosen­
unterstützung bekommt, einen Teil - und weil 
wir nur MensChen sind -, manchmal vielleicht 
einen größeren Teil von dem, was er für die 
Familie nach Hause bringen soll, in einer 
Gastwirtschaft lassen mußte unter Anfüh­
rungszeichen. Wir konnten überhaupt nicht 
begreifen, daß man die Kontrollmöglichkeiten 
nicht ändern konnte, nachdem wir das klipp 
und klar im Jahre 1 961 dezidiert gefordert 
haben. 

Die Kontrollmöglichkeit. Jetzt auf einmal 
kann es in der eigenen Gemeinde gemacht 
wenden, jetzt kann von der Kontrollpflicht 
überhaupt Abstand genommen werden. Nur 
einmal im Monat . irgendeine Stichprobe zu 
machen, wird genügen. 

Bei aUen diesen Verbesserungen - es 
wären bisher schon genug, die größeren kom­
men erst - sagt Ihre Fraktion: Wir können 
diesem Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
nicht zustimmen. 

Der MietenzusdlUß ist eingebaut worden. 
Das bringt keine grundsätzliche Veränderung, 
nur eine Verwaltungsvereinfachung. 

Wenn die Stühle bei uns nicht so komp-akt 
wären, wäre ich bei einer Feststellung vom 
Stuhl gefallen, Herr Kollege Knoll. 

Die Familienzuschläge. "Wir sind für die 
Familierizuschläge, weil sie verbessert wur­
den, aber es ist zuwenig." 

Haben Sie sich genau angeschaut, wie hoch 
sie waren und wie hoch sie heute sind? Es 
waren 30 S wöchentlich beziehungsweise 24 S, 
im ersten Fall 30 S und für jeden weiteren 
Fall 24 S wöchentlich. Und sie wurde ein­
heitlich auf monatlich 240 S erhöht. Das be­
deutet doch eine beträchtliche Steigerung. Und 
da wagt man hier in diesem Hause zu sagen: 
Man könnte etwas mehr tun! 

Dasselbe haben . wir gesagt: Man könnte 
mehr tun. Am 20. Dezember 1961. Und da hat 
der verehrte Herr Kollege Brandl von Ihrer 
Fraktion gesagt: "Das ist unmöglichI Wüp.­
schen würden wir es uns auch" - ich könnte 
zitieren -, "aber es geht nicht." 

Ich werde dann zwei Ausspruche der Frau 
Minister Rehor zitieren. Ich braudle in die­
sem Kreis nicht zu sagen, daß idl sie seit 
meiner Jugend sehr gesdlätzt habe. Ich habe 
in ihrer unmittelbaren Nähe gewohnt und 
habe sie in meiner Jugendzeit bis zum heuti­
gen Tage .als Gewerkschafterin kennengelernt. 
Sie hat halt nicht anders können, das haJbe 
ich ein paarmal offen gesagt. Sie konnte aus 
ihrer Haut nicht heraus. Sie wollte es gerne 
durchsetzen, aber sie durfte nicht. 

Das Ganze - Kontrollsystem, Auszahlung 
mit Ubersendung, Einbau der Mietenzu,:" 
schüsse - bringt doch eine Verwaltungsver­
einfacbung für die Arbeitsamtbeamten von 
ganz besonderer Bedeutung, und diese Men­
,schen kann man dann für andere Arbeiten 
im selben Bereich einsetzen, was .viel zweck­
mäßiger wäre. 

Und nun ein Wort zur Höchstbeitragsgrund­
lage. Auch hier sagte der Herr Kollege Knoll 
ein bisserl ja, ein bisserl nein, es gefiel ihm 
nid1t! 

Ich darf dem Kollegen Knoll und seinen 
Freunden von seiner Fraktion die Worte der 
Frau Minister Rehor vorlesen. Ich tue das 
sonst nie, aber das habe ich vom Herrn Kol­
legen Pitschmann gelernt. Der Herr Kollege · 
Pitsrnmann hat mich auf die Idee gebracht: 
Es ist ganz gut, wenn man einmal in alten 
Sachen wiederum kr,amt, die schon fünf oder 
etwas mehr Jahre alt sind, und dann das 
zitiert, was damals von Damen und Herren 
Ihrer Fraktion gesagt wurde. 

Der Herr Kollege Brandl hat gesagt, " daß 
die Nachziehung der Beitragsgrundlage . . .  
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eine Erhöhung des Arbeitslosengeldes mit 

. sich bringt und damit der Erfüllung der Funk­
tion des Arbeitslosengeldes als teilweisem Er­
satz für fehlenden Allbeitsverdienst näher­
kommt. " Das war sehr ruhig und nüchtern. 

Und nun die Frau Bundesminister Rehor: 

"Ich möchte mich in wenigen Sätzen zu den 
hier getroffenen Feststellungen betreffend die 
Novelle zum Arbeitslosen versidlerungsgesetz 
äußern. Uns sdlien es am wichtfgsten zu sein, 
die Anheb'img der Höchstbeitragsgrundlage im 
Bereich der Arbeitslosenversicherung genauso 
wie im Bereich des ASVG durchzusetzen." 

Das Entsdleidendste an dieser Novelle war 
also die Anhebung der Höchstbeitragsgrund­
lage so wie im ASVG. "Warum? Ich möchte 
das den Damen und Herr-en des Hohen Bun­
desrates in Erinnerung rufen: Die letzte An­
hebung der Hödlstbeitr.agsgrundlage . . .  " Und 
jetzt 'kommt die Aufzählung der Daten. 

Wenn die Frau Minister Rehor - und das 
werden Sie, die heute hier sitzen, der Frau 
Minister nidlt abstreiten, daß sie Kennerin 
der 'Materie war, weil sie zeit ihres Lebens 
in dieser Materie tätig war - damals fest­
gestellt hat, daß das das Wichtigste ist - nicbt 
unbedingt von meinem Standpunkt aus -, 
aber ein unbedingt wichtiges Detail dieser 
Ar.beitslosenversidlerung ist die Angleichung 
der Hödlstbeitragsgrundlage an die der Sozial­
versidlerung, dann hoffe ich, daß niemand 
widerspredlen wird. 

Heute höre ich vom Kollegen Knoll . . .  Er 
war damals noch nicht da, als das die Frau 
Minister Rehor ausgesprochen hat. Aber der 
Herr Kollege Knoll darf mir das glauben. Es 
ist ihr vom Herzen gekommen, genauso wie 
es mir aus tiefem Herzen kommt: eine un­
bedingte Notwendigkeit. 

Zu sag'en, der, der im Beruf steht, muß ja 
jetzt dafür mehr zahlen: Jeder möge sich 
glücklich schätzen, wann er nie von der Sozial­
versicherung Krankengeld in Anspruch neh­
men muß und nie aI1beitslos wird und die 
Arbeitslosenversicherung in Anspruch neh­
men muß. Glücklich der, der arbeiten kann 
und dafür einen höheren Beitrag leistet. Das 
ist immer noch mehr, als wenn er krank wäre 
und das Krankengeld bekommt oder arbeits­
los wäre und das Arbeitslosengeld bekommen 
wür-de. (Bundesrat S c  h r e i n  e r: Wenn schon 
Angleichen bei den Beiträgen, dann auch An­
gleichen bei den Leistungen! So wie es im 
ASVG ist! Das ist einseitig bei den Beiträ­
gen!) Diese Angleichungen, diese Verbesse­
rungen lehnen Sie heute auch hier im Bundes­
rat - für mich völlig unverständlich - ab. 

Darf ich noch etwas sagen - und damit 
bin ich schon am Ende -, und ich nehme einen 
Ausspruch des Kollegen Knoll: "Wir hatten 
viele Arbeitslose. Wir haben eine _bedeutende 
Senkung der Arbeitslosenziffern seit dem 
Jahre 1910 und dann die weiteren Jahre." 

J.a, mich freut nur, daß das auch Ihre Frak­
tion feststellt. 

Im selben Atemzug sagt Kollege Knoll: "Ja, 
jetzt wird der Fonds aufgestockt, wenn wir 
sowenig Arbeitslose haben, wird ja das Ganze 
nicht gebraucht, was jetzt an Mitteln herein­
kommt." 

Ich würde für die österreichische Bevölke­
rung der sozialistischen Regierung eine lange, 
lange Regierungsdauer wünschen, damit der 
Fonds groß wird - dann werden wir uns 
damit befassen, was wir mit dem Geld 
machen - und die Arbeitslose:r;tziffern weiter­
hin am Absinken bleiben. (Beifall bei der 
SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wind vom Berichterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? � Das ist auch nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der . 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu er­
heben. 

16. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 14. Feber 1973 über ein Bundesgesetz . 
betreffend die Ubernahme der Bundeshaftung 
für Darlehen und sonstige Kredite der Flug­
hafen Wien Betriebsgesellsdlaft mit be-

sdU'änkter Haftung (913 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
1 6. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz be­
treffend die Ubernahme der Bundeshaftung 
für Darlehen und sonstige Kredite der Flug­
hafen Wien Betriebsgesellschaft mit be­
schränkter Haftung. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Bednar. 
Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Bednar: Hohes Haus! Durch 
den vorliegenden Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates soll der Bundesminister für Finanzen 
ermächtigt werden, für Darlehen und sonstige 
Kredite der Wiener Flughafenbetriebsgesell­
schaft unter bestimmten Voraussetzungen die 
Haftung des Bundes als Bürge und Zahler 
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bis zu einem Gesamtbetrag von 450 Mil- Zustimmung zu einer Haftungsübernahme ent­
lionen Schilling an Kapital sowie 450 Mil- sprechend dem Ausmaß ihrer Beteiligung be­
lionen Schilling an Zinsen und Kosten zu schlossen haben. 
übernehmen. 

Nach den Erläuterungen der Regierungs­
vorlage unterliegt der gegenständliche Ge­
setzesbeschluß des Nationalrates lediglich hin­
sichtlich der §§ 5 und 6 (Regreßansprüche des 

. Bundes bei Inanspruchnahme der Haftung so­
wie Unentgeltlichkeit der Bürgschaftsüber­
nahme) sowie des § 7 (Vollzugsklausel), so­
weit er sich auf die §§ 5 und 6 bezieht, dem 
Einspruchsrecht des Bundesrates. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Feber 1 973 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit durch mich den A n­
t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 1 4. Feber 1 973 wird, soweit er 
dem Einspruchsrecht des Bundesrates unter­
liegt, kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter für seinen Beri!Dt. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 

Zum "Vort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Walzer. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Walzer (OVP) : Herr Vorsitzen­
der ! Herr Bundesministerl Verehrte Damen 
und Herren! Wegen der vorgeschr.ittenen Zeit 
und der noch zahlreichen Redner ist es mir 
verhältnismäßig leicht, zu diesem vorliegen­
den Gegenstand zu sprechen. Man kann dar­
über nur Positives sagen, und es sei mir ge­
stattet, dazu einige AnmerkungeIl: zu machen. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß sieht eine 
Haftungsübernahme des Bundes für die Flug­
hafenbetriebsgesellschaft Wien-Schwechat vor, 
die für Darlehen und sonstige Kredite in der 
Höhe bis zu 450 Millionen Schilling verwen­
det werden soll. Damit soll in den nächsten 
Jahren die Betriebsgesellschaft die unbedingt 
notwendigen großen Investitionsvorhaben 
durchführen. Die Haftungsübernahme" ist des­
wegen erforderlich, weil diese Vorhaben in 
keiner Weise durch Selbstfinanzierung der 
Flughafenbetriebsgesellschaft verwirklicht 
werden können. 

Ich darf vielleicht auch vorwegnehmen, daß 
auch die beiden anderen Anteilseigner der 

Das in den letzten Jahren in erheblichem 
Ausmaß zugenommene Flugverkehrsaufkom­
men erfordert den Bau einer zweiten Start­
und Landebahn mit allen dazugehörigen �n­
lagen. Hierüber ist in der Offentlichkeit und 
vor allem in · der Presse schon sehr viel ge­
sagt beziehungsweise geschrieben worden, so­
daß ich in nähere Details nicht einzugehen 
brauche. 

Zur näheren Illustration des Ansteigens des 
Personenflugverkehrs darf ich aber doch er­
wähnen, daß die Zahl der am Flughafen Wien­
Schwechat abgefertigten Fluggäste innerhalb 
von zehn Jahren, also von 1 962 bis 1 972, um 
rund 450 Prözent angestiegen ist. Auch der 
Frachtverkehr hat während dieses Zeitraumes 
ganz erheblich zugenommen. Dies allein 
spricht schon für einen vordringlichen Ausbau 
des Schwechater Flughafens. Wir können an 
der Tatsache nicht vorbeigehen, daß dieser 
Flughafen gerade für den Südostflugverkehr, 
ich möchte fast sagen, eine Drehscheibe dar­
stellt. Mit einer weiteren Steigerung des Flug­
verkehrs in unserer technisch raschlebigen 
Zeit ist durchaus zu rechnen, sodaß ein posi­
tives Votum in dieser Richtung abgegeben 
werden kann. 

Die Flughafenbetriebsgesellschaft ist daher 
in ihrem eigenen geschäftlichen Interesse, aber 
auch im gesamtösterreichischen Interesse ge­
radezu verpflichtet, den Flughafen nach 
modernsten Gesichtspunkten und möglichst 
zukunftsorientiert auszubauen. Nach Auffas­
sung von Fachleuten sollte durch den Ausbau 
auch sichergestellt werden, daß Wien in Zu­
kunft von allen, auch den größten Flugzeug­
typen angeflogen werden kann und damit 
weiter ein Faktor des Weltluftverkehrs 
bleibt. 

Der Ausbau und die Neugestaltung des 
Flughafens ist aber nicht nur aus ökonomi­
schen Gründen erforderlich, sondern auch aus 
Gründen des Umweltschutzes. Schon im Jahre 
1 963 hat der OVP-Abgeordnete Dr. Fiedler 
im Nationalrat auf einen wesentlichen Nach­
teil der bestehenden Start- und Landebahn 
von Schwechat hingewiesen, der darin b e­
steht, daß die meisten an- oder abfliegenden 
Verkehrsmaschinen einen Teil des Stadtgebie­
tes überfliegen müssen. Schon damals wurde 
auf die Möglichkeit beziehungsweise Notwen­
digkeit einer Pistenverschwenkung aufmerk­
sam gemacht. 

Gesellschaft, nämlich die Stadt Wien und das Der geplante Um- beziehungsweise Ausbau 
Land Niederösterreich, im November bezie- bietet sich nunmehr dafür an, durch eine ent­
hungsweise im Dezember des Vorjahres die ) sprechende Anlage der zweiten Piste diesem 
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Ubel abzuhelfen. Es sollte daher alles dazu ich, ist es notwendig, nicht nur eine wirt­
getan werden, die Bevölkerung der nordwest- schaftliche Betrachtung dieser Investitionen in 
lichen und südlichen Bezirke Wiens von der · Beratung zu ziehen, sondern darüber hinaus 
derzeit bestehenden schweren Lärmbelästi- die Gesamtentwicklung des Weltluftverkehrs 
gung zu befreien. Die Flugzeuge, die Wohn- einer Betrachtung zu unterziehen, um so die 
viertel überfliegen, erregen nicht nur durch Möglichkeit zu haben oder auch die Recht­
ihre Lärmentwicklung den Unwillen der Ein- fertigung zu besitzen, diesem Gesetz im ge­
wohner, sondern sie setzen diese auch schwer- samten die Zustimmung zu geben. 
sten Gefahren aus. Ihnen allen, meine sehr Wenn man die Entwicklung betrachtet, so 
verehrten Damen und Herren, ist ja bekannt, sieht man, daß im Jahre 1919 auf der ge sam­
daß in manchen Städten bereits größere Flug- ten Welt insgesamt nur 3500 Fluggäste befor­
zeugkatastrophen zu verzeichnen waren. dert worden sind, während es im Jahre 1 945 

Von Verkehrsfachleuten wurde immer wie- bereits 9 Million!3n Flugreisende gewesen 
der herausgestellt, daß erstens F.lugplätze und sind. Im Jahr 1970 sind bereits 386 Millionen 
Luftstraßen so anzulegen sind, daß die Lärm- Passagiere im Weltluftverkehr befördert wor­
auswirkungen der Flugzeuge nicht stören, und den. Die ICAO, das ist die Internationale 
zweitens die Siedlungsräume derart anzuord- Zivilluftfahrtorganisation, hat die . vorläufi­
nen sind, daß sie gegen die Lärmauswirkun- gen Verkehrsergebnisse de� Luftverkehrs von 
gen der Flugzeuge von Flugplätzen und Luft- insgesamt 120 Mitgliedstaaten für das Jahr 
straßen weit�stgehend geschützt liegen. 1 970 bekanntgegeben, wob,ei, erstmalig und 

Wenn man nun hört, da:ß durch die geplante für Osterreich nicht uninteressant, die Ziffern 

Anlage der zweiten Piste immerhin noch über die Aeroflot enthalten sind, die ein sehr 

zehn Prozent der den Flughafen Wien-Schwe- großes Verkehrsaufkommen zu verzeichnen 

chat anfliegenden Flugzeuge das Stadtgebiet hat. Man hat bereits im Jahre 1972 auf der 

überfliegen müssen, möchten wir vielleicht die gesamten Welt die 400 Millionen-Grenze er­

Anregung geben, zu überlegen, ob es nicht reicht, und man rechnet, daß bis ·zum Jahre 

doch noch möglich ist, diesen Prozentsatz 1975 rund 600 Millionen Passagiere im Welt­

neuerlich abzusenken. Ich glaube, das müßte luftverkehr befördert werden müssen, wobei 

auch technisch möglich sein; wir würden da- der Luftfrachtverkehr einschließlich des Con-
tainerverkehrs im Rahmen des Luftfrachtver­mit der Wiener Bevölkerung einen sehr gro-

ßen Dienst erweisen. kehrs eine weitere Zunahme zu verzeichnen 
haben wird. 

Was mir aber besonders wichtig erscheint: 
Die Flächenwidmungs- und Bebauungspläne Die großen LUftfahrtgesellschaften haben zur 

müssen nach sach- und fachgerechten Gesichts- Deckung des Kapazitätsbedarfes Großraum­

punkten ausgerichtet werden, damit eine Be- flugzeuge angeschafft, um der Entwicklung in 

einträchtigung der Bevölkerung insbesondere den siebziger Jahren gerecht zu werden. Ohne 

durch Lärm und dergleichen weitestgehend diese Großraumflugzeuge hätten die Flug­

hintangehalten wird. Ich bin davon überzeugt, gesellschaften ihre Luftflotten von derzeit 

daß der Wiener Gemeinderat diesem Anliegen 6500 Einheiten bis zum Jahre 1980 auf 9000 

sichedich sein Augenmerk zuwenden wird. Einheiten vergrößern müssen. Dies hätte zu 
einer weiteren !bedrohlichen Uberfüllung der 

Meine Damen und Herren! Wir hoffen, daß Verkehrsräume der Luftwege und der Flug­
mit dieser Haftungsübernahme einem weite- häfen geführt und weitgehend auch die Sicher­
ren Ausbau, einer Verbesserung unseres Flug- heit des Luftverkehrs gefährdet. 
hafens nichts mehr im Wege steht. Meine 
Fraktion gibt daher diesem Gesetzesbeschluß Der Weltverkehr bei der Luftfracht wird von 

gerne die Zustimmung. (Beifall bei der tJVP.) etwa 4 Millionen im Jahre 1965 auf 220 Mil-
lionen im Jahre 1 985 ansteigen, und für das 

Vorsitzender: Als nächster ist zum Wort Jahr 2000 gibt es eine Prognose der Inter­
gemeldet Herr Bundesrat Precht!. Ich erteile nationalen Luftfahrtorganisation auf 5,6 Mil­
ihm das Wort. liarden Tonnenkilometer. Interessant ist nun 

Bundesrat Prechtl (SPO) : Herr Bundesmini­
sterl Hoher Bundesrat! Wenn heute das Bun­
desgesetz über die Ubernahme der Bundes­
haftung für Darlehen und sonstige Kredite 
der Flughafen Wien Betriebsgesellschaft zur 
Diskussion steht und beschlossen werden soll, 
wobei hier große Kreditoperationen vorge­
nommen werden müssen, um den Ausbau des 
Flughafens Wien zu gewährleisten, so glaube 

die Umkehr, daß ungefähr 80 Prozent des 
gesamten Luftverkehrs die Luftfracht aus­
machen wird gegenüber 20 Prozent heute. 

Daraus ersieht man sehr eindeutig, welche 
große Bedeutung der Anlage von Flughäfen 
und verschiedenen Organisationen beizumes­
sen ist. Wenn im Jahre 1975 täglich 70 Mil­
lionen Reisende auf Flughäfen abgefertigt 
werden sollen, muß man feststellen, daß in 

799 
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Zukunft zentrale Verkehrsknotenpunkte auf 
Flughäfen geschaffen werden müssen, wo sich 
alle Verkehrswege und Verkehrssysteme sinn­
voll und l!armonisch integrieren sollen. Es 
muß gewährleistet sein, daß sowohl die an­
kommende Luftfracht rasch abtransportiert als 
auch die Passagiere so rasch als möglich ab­
gefertigt werden. 

Um Ihnen international einen Vergleich zu 
geben: Der Flughafen Heathrow in London, 
einer der größten der Welt, beschäftigt derzeit 
40!000 Menschen. Man plant nun, einen völlig 
neuen Flughafen anzulegen mit einem Kapital­
aufwand von 400 Millionen Pfund, der in 
sieben Jahren fertig sein soll. Wie bescheiden 
nimmt sich da jene Summe aus, die in öster­
reich dafür zur Verfügung gestellt wird. Ein 
integriertes Verkehrssystem soll in London 
vom Flughafen ausgehen, damit die Fahrzeit 
nicht länger wird als die Flugzeit von Wien 
nach London. Damit die Fahrzeit von London 
in die Stadt hinein nicht länger wird, denkt 
man an ein Massenverkehrssystem, an ein 
öffentliches attraktives Verkehrsmittel. 

. Auf österreichische Verhältnisse über­
gehend, die Flughäfen sind ja immer zur 
Diskussion gestanden, ist es vielleicht doch 
interessant, auch die Ziffern und die Ent­
wicklung der österreichischen Flughäfen einer 
Betrachtung zu unterziehen. 

Allein in österreich wurden auf allen Flug­
häfen im vergangenen Jahr 1 ,834.000 Passa­
giere befördert. Die Ziffer wird nur rund 
genannt. Davon wurden allein am Flughafen 
Wien-Schwechat 1 ,6 Millionen Reisende abge­
fertigtj das ist eine Steigerung gegenüber 
1910 um 12,9 Prozent. Im ersten Halbjahr 1 912 
sind ohne Charterverkehr bereits 81 0.000 
Passagiere befördert wordenj das entspricht 
einer weiteren Steigerungsrate von 14 Pro­
zent. 

Dieser positive Trend zeigt sicli. auch bei 
der auf dem Flughafen Wien abgefertigten 
Luftfracht, der man künftig große Beachtung 
schenken muß, mit 1 2.890 Tonnen Luftfracht 
und 1940 Tonnen Luftpost. 

Dies ist besonders bemerkenswert, da in 
der Zeit vom 20. 3. bis 1 2. 5. 1 972 der Flug­
hafen Wien mit einer Nadltsperre belegt 
werden mußte, da eine Pistenrenovierung 
notwendig geworden ist. Man sieht also deut­
lich, wie notwendig die zweite Piste geworden 
ist, da der Flugnadltverkehr auf dem Flug­
hafen Wien-Schwedlat für fast drei Monate 
lahmgelegt war und trotzdem eine abnormal 
hohe Frequenzsteigerung erreicht worden ist. 

Es findet auch einen sehr positiven Nieder­
schlag, und das soll in diesem Zusammenhang 
mit erwähnt werden, daß es audl den Austrian 

Airlines gelungen ist, ihren Anteil auf 33,4 
Prozent zu erhöhen. Und noch erfreulicher ist, 
daß erstmals positiv bilanziert werden konnte. 

Im nichtplanmäßigen Flugverkehr, dem 
Charterverkehr, der immer mehr bei den 
Urlaubern, den arbeitenden Menschen dieses 
Landes in Mode kommt, sind allein 412.000 
Reisende in der ersten Hälfte des vergangenen 
Jahres, das heißt in der Urlaubszeit, befördert 
worden. Das entspricht ebenfalls einer Zu­
nahme von fast 18 Prozent. 

Es ist deshalb äußerst notwendig, daß der 
Ausbau der zweiten Piste und der Ausbau des 
Flughafens Wien-Schwechat in Angriff ge­
nommen wird. 

Und nun zu einem grundlegenden Problem : 
der Lage des Flughafens Wien-Schwechat. 
Hisiorisdl kennen Sie die Entwicklung, daß 
der Flughafen auf den ehemaligen Gründen 
der Heinkelwerke errichtet worden ist, von 
der englischen Besatzungsmacht beschlag­
nahmt und bis kurz vor Abschluß des Staats­
vertrages von der englischen Besatzungsmadlt 
verwendet worden ist . 

Das Uberfliegen des Wiener Stadtgebietes 
hängt nicht vom guten Willen des Piloten ab, 
sondern wird bedingt durch die Auslegung 
der Luftstraßen, die international geregelt 
werden müssen. Aber es hängt besonders 
davon ab, daß wir in Wien meistens Ostwind 
haben und daher natürlich die Anflugwege 
über Wien führen. 

Das wirft naturgemäß die Frage auf, ob 
man nicht zukünftig, in zirka zehn bis zwölf 
Jahren, die Lage des Flughafens Wien­
Sdlwechat einer Prüfung unterziehen soll, um 
nicht hier unter Umständen in große Schwie­
rigkeiten zu kommen. Ich teile dabei durchaus 
die Meinung meines Vorredners, daß es sehr 
gefährlich ist, das gesamte Stadtgebiet zu 
überfliegen. Wenn man noch dazu bedenkt, 
daß die Einflugschneise beim Funkfeuer Stein­
hof beginnt und über das Lainzer Kranken­
haus, das Unfallkrankenhaus, fast . über alle 
Spitäler führt, die im Südosten von Wien 
liegen, so ist das keine sehr angenehme Auf­
gabe. 

Ich habe deshalb damals geschwiegen, als 
sich die Herren Bundesräte aus Mödling be­
.schwert haben, als die Einflugschneise etwas 
geändert worden ist. Jetzt sind wir in Mödling 
daran, und es wurde richtigerweise auch mit 
dem Krankenhaus argumentiert. 

Alle beide Argumentationen haben etwas 
für sich, aber es müßten dann auch Uberlegun­
gen angestellt werden, ob nicht in Zukunft im 
Hinblick auf die gewaltige Zunahme des Luft­
verkehrs die Lage des Flughafens Wien-
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Schwechat überhaupt richtig ist. Dieser Flug­
hafen Wien-Schwechat ist sehr nebelanfällig, 
wie Sie wissen, und es müssen dann die Lan­
dungen in Preßburg erfolgen, was dann letzten' 

Endes mit Grenzabfertigungsschwierigkeiten 
verbunden ist. 

Meines Erachtens ist es wichtig und richtig, 
auch im Rahmen der Wiener Stadtplanung 
gemeinsam mit der Flughafenbetriebsgesell­
schaft in Zusammenarbeit mit dem Verkehrs­
ministerium diese Frage in Zukunft einer sehr 
sachlichen und objektiven Betrachtung zu 
unterziehen, da bei der Flughafenbetriebs­
gesellsch&ft sowohl das Land Wien als auch 
das Land Niederösterreich zu je 25 Prozent 
beteiligt sind und 50 Prozent der Bund zur 
Verfügung stellt. Momentan ist das Projekt, 
daß Uberschallflugzeuge produziert werden, 
ja gestoppt worden. Wenn aber diese Uber­
schallflugzeuge tatsächlich kommen sollten, 
wird es wichtig sein, daß erstens keine so 
große Lärmbelästigung für die Ballungszentren 
und die darin lebende Bevölkerung eintritt. 
Es werden rigorose Maßnahmen erforderlich 
sein, um eine Schädigung der Gesundheit des 
Menschen zu verhindern. Es soll hier festge­
halten werden, daß man heute noch nicht mit 
Bestimmtheit sagen kann, welche Wirkung 
der ständige Uberschallflug auf den mensch­
lichen Organismus haben wird. Das sind ernste 
Bedenken, die im Rahmen einer solchen Dis­
kussion auch · im Bundesrat geäußert werden 
sollen. 

Wenn man bedenkt, daß sich die Verkehrs­
leistung mehr als verzehnfachen und in Zu­
kunft sogar vervierzehnfachen wird, dann 
werden auf diesem Gebiet große Kapitals­
aufwendungen erforderlich sein. Für ein so 
kleines Land wie Osterreich, das immer unter 
Kapitalnot leidet, wird es wichtig sein, die 
Mittel sachgemäß und finanziell überlegt ein­
zusetzen. 

Die Luftfahrt ist ganz allgemein als ein 
System von einzelnen Teilfunktionen zu be­
trachten. Alle ' Maßnahmen zur Förderung 
sollen daher nicht nur auf einzelne Funktio­
nen beschränkt sein, sondern auch auf die 
Gesamtheit dieses Funktionssystems sehen. 
Die Luftverkehrsleistung setzt sich aus den 
eigentlichen Transportleistungen, aus der Ab­
fertigungsleistung und aus der Wegsicherungs­
leistung zusammen. Es ist jetzt ein Bundes­
gesetz verabschiedet worden, wo erstmals die 
Wegekosten international abgegolten werden, 
weil die Flugsicherungseinrichtungen gewal­
tige Beträge erfordern, um letzten Endes die 
Sicherheit im Flugverkehr zu garantieren. Die 
Träger dieser Verkehrsfunktionen sind die 

Flughafengesellschaften. die Flughäfen, die 
Luftfahrtbehörden und die Institutionen des 
Reise- und des Frachtgeschäftes. 

Es ist offensichtlich, daß eine Verkehrs­
politik, die nur einem Bereich dieser Teil­
funktionen gerecht wird, auf diese Art ein 
ungleiches Wachstum und eine ungleiche Ent- � 
wicklung herbeiführt und die optimale Wir­
kung verfehlt wird. Es sind daher vor allem 
Maßnahmen vorzusehen, die eine Abstimmung 
der Interessen, ihre Ziele und ihre Zusammen .. 
arbeit regeln. Die Träger der Verkehrspolitik, 
seien es die Repräsentanten von öffentlichen 
Körperschaften, wirtschaftlichen Interessenver .. 
tretungen oder von einzelnen Wirtschaftenr 
müssen mit dem Ziele, den volkswirtschaft-· 
lichen Nutzen zu mehren, zu einer engen 
Zusammenarbeit zusammenfinden. 

Der Luftverkehr tritt in eine Phase steigen­
der Kompliziertheit in tedInischer, in wirt­
sChaftlicher, aber auCh in verkehrspolitischer 
Hinsicht. Der rasche tec4nische Wandel der 
Anlagen, der ungeheure Kapitalbedarf, wach­
sende Betriebsgrößen und verstärkter inter­
nationaler Wettbewerb erfordern immer drin­
gender eine Unternehmensführung, die zur 
Beachtung volkswirtschaftlicher Zielsetzungen 
leistungsorientiert sein muß. 

Für die Lösung der vielfältigen Probleme 
sind moderne Managementmethoden, Pla­
nungs- und Verwaltungstechniken heranzu­
ziehen. Die betrieblichen · Maßnahmen haben 
siCh nach der Wirtschaftlichkeit zu orientieren. 
Um mit der dynamischen Entwicklung des 
internationalen Verkehrs Schritt halten zu 
können, ist den mit der Führung betrauten 
Betrieben ein genügend großer Spielraum für 
unternehmerisdte Entscheidungen zu über­
lassen. Die Unternehmensführung sollte in 
einer fortschrittlichen Demokratisierung des 
Arbeitsprozesses neue Motivierungen für 
Leistungssteigerung schaffen. Eine Mitbestim­
mung der Arbeitnehmer an der GesChäfts­
politik der Unternehmungen ist vorzusehen, 
um ein Arbeitsklima zu sChaffen, das die Er­
füllung der hohen Anforderungen, welChe der 
Luftverkehr stellt, auCh sichert. 

Um eine harmonische Zusammenarbeit aller 
Luftverkehrsbetriebe in Osterreich zu errei­
chen, müssen über die Einsicht der Notwen­
digkeit hinausgehende entsprechende Maß­
nahmen getroffen werden. Es ist daher eine 
Institution zu schaffen, deren Aufgabe es wäre, 
die Teilfunktionen des Luftverkehrs in Oster­
reich zu koordinieren und seine Entwicklung 
und Förderung zu\ übernehmen. Es wäre an 
eine Zentralstelle zu denken, die die Zusam­
menarbeit der österreichischen Fluggesell­
schaften, der Flughäfen, der obersten Zivil-
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luftfahrtbehörde und der Interessenvertretun­
gen ermöglichen würde, ohne jedoch die recht­
liche und wirtschaftliche Selbständigkeit ein­
zelner Unternehmen einzuschränken. 

Aufgabe dieser Institution könnte zum Bei­
spiel die integrierte �lanung des Verkehrs­
aufkommens sein. Isoliert erstellte Marktpro­
gnosen der Produktion einzelner Bereiche kön­
nen auf diese Art vermieden werden --.:..... ich 
will das nicht näher erläutern, es ist ja be­
kannt, daß derzeit lokal betrachtete Prognosen 
aufgestellt werden - und Fehldispositionen 
etwa auf dem Anlagensektor ausgeschaltet 
werden. So dann könnte durch eine Arbeits­
teilung zwischen den einzelnen Betrieben 
unter Nutzung der bestehenden Anlagen und 
Kostenvorteile eine wesentliche Rationalisie­
rung erzielt werden. 

Aber ich will nicht an einem sehr wesent­
lichen Problem vorübergehen, und ich möchte 
es auch heute hier im Hohen Bundesrat zum 
Anlaß nehmen, dem Herrn Bundesminister für 
Justiz im Hinblick auf die Strafredltsreform 
besonders zu danken. 

Im Entwurf der Strafrechtsreform ist im 
§ 1 92 und im § 1 93 künftig vorgesehen, daß 
bei Flugzeugentführungen die gesetzlichen 
Maßnahmen Osterreichs, die derzeit unzurei­
chend sind - und ich freue mich, das besonders 
als asterreicher in meiner Tätigkeit in einer 
internationalen Organisation sagen zu kön­
nen -, beispielgebend für die gesamte WeIt 
sein werden. Gerade das gestrige Ereignis hat 
schon wieder mit aller DeutliChkeit gezeigt, 
wie derzeit die gesamte Luftfahrt verunsichert 
ist . . 

nationalen Zivilluftfahrt "auf sichere und 
ordnungsgemäße Weise", Bei Verwendung 
des Wortes "sicher" dachten die für die Er­
stellung des Abkommens zuständigen Perso­
nen zweifellos an die Flugsicherheit, das 
heißt, es galt siCherzustellen, daß Flugzeuge 
lufttauglich sind und die erforderlichen Navi­
gationseinrichtungen und -dienste bereitge­
stellt werden, um den Luftverkehr zu einem 
sicheren Verkehrsträger zu maChen, 

Niemand hätte damals wohl ahnen können, 
daß die Zivilluftfahrt ein Vierteljahrhundert 
später auf eine ganz andere Art und Weise 
gefährdet werden würde, nämliCh durCh Sabo­
tage anschläge auf Flugzeuge, Flughafenein­
riChtungen, durch bewaffnete Angriffe auf 
Flugzeuge am Boden oder durch die erzwun­
gene Ubernahme der Kontrolle des Flugzeuges 
oder durch dessen Umlenkung während des 
Fluges, wie wir es über Malta erlebt haben, 

Heute sehen wir, daß die Zivilluftfahrt, die 
vor allem dem Fortschritt der Menschen die­
nen sollte, gefährdet erscheint und daß sie 
des öfteren mißbraucht wird, um friedlieben­
den Menschen Furcht und Angst einzujagen. 
,Oft soll dadurch von politischen Schwierig­
keiten im eigenen Land abgelenkt werden. 

Mehr als 200 Flugzeugentführungen wurden 
mit mehr oder weniger Erfolg durchgeführt. 
Mehr als 300 Tote sind bereits zu verzeichnen 
ohne das gestrige Ereignis auf der Halb�nsel 
Sinai. 

. 

Da jedes entführte Flugzeug irgendeinmal 
auf einem Flughafen landen muß, gehört das 
Problem des hijacking - der englische Aus­
druck dafür - zu einem der brennendsten 

Schon im Jahre 1 961 habe ich in einer Probleme für die Flughäfen. In der, Bekämp­
internationalen Organisation erklärt: Wenn fung dieses verabscheuungswürdigen Terrors 
dem Terrorismus durCh Flugzeugentführungen haben bisher die meisten Länder, auCh die 
nicht Einhalt geboten wird, dann werden in Vereinten Nationen, kläglich versagt. Der 
wenigen Jahren 'die Flughäfen zu Festungen Großteil der in der internationalen Zivil­
umkonstruiert sein müssen und die gesamte- luftfahrt und auch der in OsterreiCh beschäftig­
Zivilluftfahrt sChwerstens beeinträchtigt wer- ten Dienstnehmer, sowohl das Bodenpersonal 
den. ' als auch die Piloten, haben durch einen 

Als im Jahre 1944 in Chicago das erste 
Luftfahrtabkommen unterzeichnet wurde, lau­
tete die Präambel wie folgt: 

"Die künftige Entwicklung der internatio­
nalen Luftfahrt kann in großem Maße zur 
Förderung und AUfremterhaltung der Freund­
schaft und des Verständnisses zwischen den 
Staaten und den Menschen der Welt bei­
tragen, aber ihr Mißbrauch kann ebenso zu 
einer Gefährdung der allgemeinen Sicherheit 
werden," Das wurde im Jahre 1 944 ausge­
sprochen. 

Eines der grundlegendsten Ziele dieses Ab­
kommens besteht in der Entwicklung der inter-

24stündigen Boykott im Juni 1 912 als letztes 
Mittel versucht, die Weltöffentlichkeit aufzu­
rütteln. Sie haben nicht gestreikt, um ihren 
materiellen Vorteil zu erreichen, sondern sie 
haben gestreikt für die SiCherheit der Passa­
giere, damit diese siCher an ihrem Bestim­
mungsort ankommen können. 

In der Zwischenzeit sind eine Reihe von 
Teilerfolgen durch diesen Boykott eingetreten. 
Es konnte hier besonders eine Vereinbarung 
zwischen den Vereinigten Staaten und Kuba 
getroffen werden, daß alle Flugzeugentführer 
wieder an die Vereinigten Staaten ausgeliefert 
werden. Es zeichneten siCh, international ge­
sehen, einige Teilerfolge ab. 
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Die weltweite Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer in der Zivilluftfahrt und die 
internationale Pilotenorganisation haben vo­
rige Woche in London beschlossen, einen Aus­
schuß zu gründen, um Flugzeugentführungen 
und Sabotageanschläge nicht nur in flug­
zeugen, sondern auch auf den Flughäfen auf 
die Zivilluftfahrt in Zukunft auszuschalten. 

Die wesentlichen Forderungen dieser beiden 
Interessenvertretungen sind: beschleunigte 
Ratifizierung und Erfüllung der Abkommen 
von Tokio, Den Haag und Montreal sowie 
etwaiger weiterer internationaler Abkommen 
über die Sicherheit der zivilen Luftfahrt. 

Druck auf die Regierungen und Fluggesell­
schaften, diplomatische Schritte zu unterneh­
men, damit alle Länder einen einheitlichen 
Standpunkt einnehIIlen. 

Ich möchte Ihnen nur ein Detail sagen. 
Solange es Großmächte gibt, die, um das 01 
sicher aus bestimmten ölliefernden Ländern zu 
bekommen, Beträge an Terrororganisationen 
bezahlen, wo dann die Sicherheit nicht nur der 
Luftfahrt, sondern auch die der Flughäfen ge­
fährdet erscheint, ist das sehr bedauerlich. 

Nicht zuletzt eine Verbesserung und Ver­
schärfung der Sicherungskontrollen in den 
Flughäfen der einzelnen Länder. Durch eine 
geeignete Kontrolle in den Flughäfen hätte 
wahrscheinlich die eine oder andere Flugzeug­
entführung und die damit verbundene Kata­
strophe verhindert werden können. 

Ich weiß nicht, ob einer der Anwesenden 
vielleicht schon einmal erlebt hat, was es 
bedeutet, in einem Flugzeug unter Entführern 
zu sitzen. Wir hatten im letzten Jahr in Süd­
amerika eine Stewardeß, die sich bereit erklärt 
hat, sich als Geisel Terroristen auszuliefern. 
Ich finde es zutiefst traurig, daß man diesem 
Problem - auch wenn nicht jeder selbst ein­
mal davon berührt wird - nicht die ent­
sprechende Beachtung, schenkt. 

Ich möchte hier auch ganz besonders hervor­
streichen, ohne alS' Sozialist der Bundesregie­
rung liebedienern zu wollen, daß der Herr 
Bundeskanzler, an den ich mich gewandt habe, 
in einem Antwortschreiben vom 1 9. 9. 1 912 
sehr umfangreich mitgeteilt hat, daß heute die 
Sicherheitsverhältnisse bei der Abfertigung 
auf den österreichischen Flughäfen nicht die 
angenehmsten sind, aber doch zu den besten 
zählen, wenn auch von einer hundertprozenti­
gen Sicherheit- nicht gesprochen werden kann. 

Wir würden uns sehr über eine recht bal­
dige Verabsdliedung der ' Novelle des Straf­
rechtes freuen, weil hier sowohl § 192 als auch 

§ 1 93 den Gerichten dann überhaupt erst die 
richtige Möglichkeit geben, gesetzlich gegen 
diesen Terrorismus vorzugehen. 

Ich freue mich umsomehr, daß asterreich 
als ein sehr kleines Land mit einer sehr 
bescheidenen Fluggesellschaft, aber doch am 
Rande Mitteleuropas zum Osten, auf einem 
politisch sehr neuralgischen Punkt, beispiel­
gebend ist. Mögen bei Planung des Aus.baues 
des Flughafens Wien-Schwechat auch diese 
Maßnahmen berücksichtigt werden. Deshalb 
geben wir sehr gerne diesem Gesetz die 
Zustimmung. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Ich frage: Wünscht noch jemand das Wort? 
- Das ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Äbstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates - soweit er der Beschlußlas­
sung des Bundesrates unterliegt - k e i n  e n 
E i n sp r u c h zu erheben. 

17. Punkt: Bestbluß des Nationalrates vom 
14. Feber 1973 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik Usterreitb und der Bundes­
republik Deutsdlland über die Umsatzbesteue­
rung des Waren- und Dienstleistungsverkehrs 
zwischen den österreidlischen Gemeinden 
Mittelberg und Jungholz und der Bundes-

republik Deutschland (914 der Benagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
11.  Punkt der Tagesordnung: Abkommen mit 
der Bundesrepublik Deutschland über die 
Umsatzbesteuerung des Waren- und Dienst­
leistungsverkehrs zwischen den österreidli­
schen Gemeinden Mittelberg und Jungholz 
und der Bundesrepublik Deutschland. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Schickel­
gruber. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Sdlhkelgruber: Das vorlie­
gende ' Abkommen sieht eine Regelung des 
Waren- und Dienstleistungsverkehrs zwischen 
den österreichischen Gemeinden Mittelberg im 
Kleinen Walsertal und Jungholz, die als Zoll­
anschlußgebiet zum deutschen Zollgebiet ge­
hören, und der Bundesrepublik Deutschland 
im Bereich des österreidlischen und deutschen 
Umsatzsteuerrechtes vor. Durch die vorge­
sehene Regelung soll eine Doppelbelastung 
sowie eine Nichtbesteuerung für Umsätze in 
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den erwähnten Gebieten vermieden werden, 
die sich auf Grund der Einführung der Mehr­
wertsteuer in Osterreich ergeben könnte. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des vorliegenden Abkommens die Er­
lassung eines besonderen Bundesgesetzes im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz . zur Uberführung des Vertrags­
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

Als Ergebnis der Beratungen des Finanz­
ausschusses stelle itb. in dessen Auftrag somit 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen, g.egen diesen Beschluß des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben. 

. 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Dr. Pitschmann. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat DDr. Pitschmann (OVP) : Sehr ge­
ehrter Herr Minister! Meine Damen und Her­
renl Bereits am 22. Juni vergangenen Jahres 
konnte ich bei Verabschiedung des Mehrwert­
steuergesetzes auf die Sondetverhältnisse im 
Zollausschlußgebiet im Kleinen Walsertal und 
Jungholz und auf die dadurch notwendigen 
Sonderregelungen verweisen. 

Im Beratungsstadium zur Mehrwertsteuer 
haben vor allem das Kleine Walsertal, aber 
auch Jungholz sehr viele Eingaben an das 
Finanzministerium gemacht und allzulange 
keinerlei Antwort erhalten, bis dann die Vor­
arIberger neutrale Zeitung heftige Kritik am 
Finanzminister übte, weil er einfach den be­
rechtigten Wünschen und Anregungen dieser 
beiden Zollausschlußgebiete keinerlei Rech­
nung trug. Dann erst erfolgte am 26. 6. 1972 
die erste Antwort vom Finanzministerium. 

Dabei darf die Feststellung getroffen wer­
den, daß ' weder das Kleine Walsertal noch 
Jungholz irgendwelche Bevorzugungen ver­
langen, sondern nichts anderes als einiger­
maßen gleiche Startbedingungen, um eben 
lebensfähig und konkurrenzfähig bleiben zu 
können. 

Auch die j etzige Vorlage bringt wieder 
einige Enttäuschungen mit sich. Es ist sogar 
so weit, daß die Kleinen Walsertaler sagen, 
daß praktisch kaum ein gewichtiger Wunsch 
voll berücksichtigt worden sei. 

Dies wurde dem Finanzminister wiederum 
mitgeteilt und neuerlich der Nachweis erbracht 
- praktisch wissenschaftlich erarbeitet -, daß 
bisher schon die Wettbewerbsbeeinträchtigun­
gen in . diesen beiden Zollausschlußgebieten 
gravierend gewesen sind. 

Nur eInige Beispiele. Eine ' Getränkesteuer 
gibt es im Einzelhandel in Deutschland bei­
spielsweise nicht. Und mit Deutschland, mit 
dem Allgäu, muß das Kleine Walsertal, muß 
die dortige Wirtschaft konkurrenzfähig blei­
ben. 

Auch die Sonderabgabe von alkoholischen 
Getränken gibt es in Deutschland nicht. Da­
gegen werden dort Bier und Branntwein in 
der Erzeugungsstufe wesentliCh höher be­
steuert. Der Walsertaler Unternehmer kauft 
diese höhere Verbrauchsabgabe mit ein, und 
hier wirkt sie sich natürlich noch einmal 
erhöhend auf die Sonderabgabe aus. 

Den 6prozentigen Dienstgeberbeitrag zum 
Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen, eine 
solche Abgabe gibt es in Deutschland seit 
einiger Zeit auch nicht mehr. Bei einem Lohn­
anteil von 30 Prozent macht das bereits 
1 ,8 Prozent des Umsatzes aus. 

Wir haben auch eine höhere Gewerbesteuer 
als in Deutschland, einen niedrigeren Unter­
nehmerfreibetrag und vor allem auch einen 
höheren Hebesatz. 

Wir haben eine höhere Einkommensteuer 
und vor allem auch hÖhere . Soziallasten. In 
Deutschland kennt man den 13. und 1 4. Mo­
natsbezug und die vor allem dadurch anfallen­
den Sozialversicherungsbeiträge nicht. Alle 
diese bisherigen Wettbewerbsbeeinträchtigun­
gen führten zu einer überdurchschnittlichen 
Schrumpfung der Einzelhandelsbetriebe in die­
sen genannten ZollaussCblußgebieten. 

Mit Einführung der Mehrwertsteuer in 
Osterreich mit den um 2,5 beziehungsweise 
5 Prozent höheren Steuers ätzen gegenüber der 
Bundesrepublik Deutschland und einer Steuer 
vom Selbstverbrauch von anfänglich 12 Pro­
zent steigt die Mehrbelastung auf ein uner­
trägliches Maß. Bei Weitergabe des höheren 
Mehrwertsteuersatzes ergeben sich. beim 
Steuersatz von 8 Prozent 2,37 Prozent und bei 
einem solchen von 16 Prozent 4,5 Prozent 
Preiserhöhungen. 

Aus Konkurrenzgründen i-st der Walsertaler 
Unternehmer jedoch nicht in der Lage, diese 
Mehrbelastungen in den Preisen weiterzu­
geben. Denn dem Konsumenten stehen in einer 
Entfernung von etwa 10 Kilometern außer­
ordentlich leistungsfähige Einkaufsquellen, 
Kaufmärkte und Supermärkte zur Verfügung, 
und er kann im Gegensatz zu zollgrenznahen 
Gebieten in Tirol, Vorarlberg und Salzburg 
die eingekaufte Ware ohne Einschränkung in 
das Zollausschlußgebiet verbringen. 

Abgabengerechte Preise hätten also zwangs­
läufig existenzvernichtende UmsatzIÜckgänge 
zur Folge, weil der Konsument hier im Kleinen 
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Walsertal nur noch augenblicklich auftreten­
den Bedarf in bescheidenem Ausmaß decken 
würde. 

Die Kleinen Walsertaler haben zwischen-

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
18 . Punkt der Tagesordnung : Bundesgesetz 
betreffend das Internationale Institut für an­
gewandte Systemanalyse. 

zeitlich wieder versucht, durch Eingaben, durch Berichterstatterin ist Frau Bundesrat Her-
Vorsprachen im Finanzministerium in Wien mine Kubanek. Ich bitte um ihren Bericht. 
auf diese Krisensituation hinzuweisen. Sie 
haben - das muß anerkennenswerterweise 
gesagt werden - Verständnis insofern ge­
funden, als der Herr Bundeskanzler und der 
Herr Finanzminister ihren Urlaub in Lech 
unterbrachen und einen Tag im Kleinen 
Walsertal weilten, um dort an Ort und Stelle 
die Situation zu studieren. 

Es wurde auch der Bitte des Kleinen 
Walsertales Rechnung getragen, daß vom 26. 
bis zum 28. Februar eine Steuerexpertenkom­
mission an Ort und Stelle diese ganze recht 
komplexe und sdlwierige Materie prüft, und 
man hofft, zurückkommend , auf die Zusagen 
von Bundeskanzler und Finanzminister, daß 
man alles eingehend prüfen und bei Fest­
stellung von Sonderhärten und ähnlichen Din­
gen mehr auch Sondervorkehrungen, Sonder­
regelungen treffen werde. 

Das ganze Kleine Walsertal und auch Jung­
holz sind sehr gespannt auf die Ergebnisse 
der Untersuchungen dieser hohen Experten, 
die in drei Tagen Arbeit sicherlidl mehr als 
genug Benachteiligungen dieser Zollausschluß­
gebiete feststellen werden. Es ist dann zu 
hoffen, daß das Wort des Herrn Bundeskanz­
lers und des Finanzministers eingelöst wird, 
bei Feststellungen von Sonderhärtefällen 
Sonderregelungen zu treffen. 

Meine Fraktion sagt gerne ja zu diesem 
Gesetz, weil es ein Sdlritt weiter zum Abbau 
von ungerechtfertigten Konkurrenzschwierig­
kei ten oder Konkurrenzstartbedingungen ist. 
(Beiiall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Wünscht noch j emand das Wort? - Das 
ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein 
Schlußwort gewünscht? - Das ist auch nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E  i n s  p r u c h zu erheben. 

1 8. Punkt: Gesetzesbesmluß des Nationalrates 
vom 14. Feber 19'13 über ein Bundesgesetz 
betreffend das Internationale Institut für an­
gewandte Systemanalyse (915 der Beilagen) 

Berichterstatterin Hermine Kubanek: Herr 
Vorsitzender I Herr Ministerl Hoher Bundesratl 
Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates sollen dem am 4. Oktober 1972 
in London gegründeten Internationalen Insti­
tut für angewandte Systemanalyse, das im 
Schloß Laxenburg bei Wien untergebracht 
werden soll, sowie den nichtösterreichisdlen 
Dienstnehmern dieses Instituts steuer- und 
zollredltliche Begünstigungen eingeräumt wer­
den. Die nidltösterreichischen Dienstnehmer 
sollen außerdem von den österreichisdlen 
Rechtsvorschriften im Bereich der Sozialen 
Sicherheit ausgenommen werden. 

Der Finanzausschuß hat mich auf Grund 
eines einstimmigen Beschlusses ermächtigt, 
dem Hohen Hause vorzuschlagen, gegen den 
vorliegenden Gesetzesbeschluß keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Vor1iitzender: Ich danke der Frau Bericht­
erstatterin für ihren Bericht. 

Zum Wort gemeldet hat sidl Herr Bundesrat 
Ing. Spindelegger. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Ing. Spindelegger (OVP) : Herr 
Vorsitzender I Herr Bundesministerl Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Zur Vorlage 
über ein Gesetz betreffend das Internationale 
Institut für angewandte Systemanalyse ist aus 
den Erläuternden Bemerkungen zu entnehmen, 
daß die Akademien der Wissenschaften aus 
etlichen Ländern übereingekommen sind, auf 
wissenschaftlicher Grundlage gemeinsame Pro­
bleme zu erarbeiten. Vor allen Dingen auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes. der Medizin und 
des Wesens der Bevölkerung sollen Forschun­
gen mit Hilfe von Großcomputern durchge­
führt und Ergebnisse erarbeitet und erzielt 
werden. 

Diese Zielsetzung ist außerordentlich zu 
begrüßen, da es sich hier um sehr zeitnahe 
und brennende Probleme handelt, die unter 
allen· Umständen einer Lösung zugeführt wer­
den müssen. 

Ich darf aber doch eine gewisse Skepsis 
darin sehen, wenn in der Zielsetzung und der 
künftigen Tätigkeit die Wissenschaftler aus 
verschiedenen sozialen, wirtschaftlichen und 
vor allen Dingen politischen Systemen Ge­
meinsames erarbeiten wollen. Allein die Vor­
aussetzungen in den einzelnen Ländern sind 
sehr versdlieden, und manche Begriffsbestim­
mungen klaffen sehr weit auseinander. 
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Ich meine hier, daß man zum Beispiel von 
der Freiheit des Mensmen im Osten eine 
andere Vorstellung hat als in den westlichen 
Ländern. Es kann doch heute nicht geleugnet 
werden, daß Menschen, weil sie aus irgend­
einem Grund ihre Heimat ver lassen wollen 
und die Grenze überschreiten, deswegen wie 
Freiwild glatt abgeknallt werden, das heißt 
mit anderen Worten, Bewegungsfreiheit nur 
auf einem extra abgegrenzten Erdteilstreifen! . 

Oder welche erschütternden Berichte sickern 
durch, was mit jenen geistig Schaffenden 
passiert, die nimt das herrschende System 
akzeptieren, sondern glauben, daß woanders 
bessere Voraussetzungen für die Freiheit des 
Geistes vorhanden sind. Solche werden für 
schizophren und nicht normal erklärt. Ihre 
Bewegungsfreiheit endet damit, daß sie allein 
in einem kleinen Raum sind. 

Wenn ich mir die Länder, die sich zu diesem 
Internationalen Institut zusammengeschlossen 
haben, genau ansehe, so Sind unter anderen 
auch manche darunter, bei denen die vorhin 
zitierten Beispiele zutreffen. Hier glaube ich, 
daß die Gemeinsamkeit zu suchen große 
Schwierigkeiten machen wird. 

Hoffentlich wird durch die Internationalisie­
rung und das Bestreben der geistigen Elite 
dieser Länder ein BrückeJlschlag über die ver­
schiedenen Ansichten möglich gemacht. Oster­
reich und vor allem die Osterreichische Aka-
demie der Wissensmaften ist j a  sehr daran 
interessiert, aus den Ergebnissen neue wissen­
schaftliche Erkenntnisse zu bekommen. 

Als Mandatar des Bezirkes Mödling freut 
es mich natürlich besonders, -daß der Sitz 
dieser internationalen Institution im ehemali­
gen Schloß Laxenburg errichtet wird. Es wird 

· dadurch die schon bisher sehr rührige Schloß 
Laxenburg-Betriebsgesellschaft in die Lage 
versetzt, weitere Teile dieses Schlosses, das 
j a  durch die Nachkriegsereignisse sehr nUt­
genommen wurde und desolat ist, instand­
zusetzen. Natürlich wird sim die ganze Um­
gebung sowie der Schloßpark selbst zum an­
genehmen Aufenthalt und zur Freizeitgestal­
tung positiv auf die Tagungsteilnehmer aus­
wirken. 

Ich darf mir vielleicht noch eine Bemerkung 
zur Finanzierung des Instituts erlauben. Es 
ist leider der Herr Finanzminister niCht hier. 
Meine Frage lautet: Werden tatsächlich die 
Einnahmen durm die Errichtung und Tätigkeit 
des Instituts in Osterreich höher sein als die 
Aufwendungen, die der österreichisme Staat 
durm seine Mittelbeisteuerung und durch die 
steuerlime Begünstigung für Ausländer fest-

_ gelegt hat? 

Die Osterreichische Volkspartei wird dieser 
Vorlage die Zustimmung geben, · weil wir 
glauben, daß durch diese Institution die Welt 
nicht weiter entzweit, sondern enger anein­
ander gebunden wird. (Bei/all bei der OVP.) 

Vorsitzender: Als nächste zum Wort ge­
meldet hat sich Frau Bundesrat Dr. Hilde 
Hawlicek. Ich erteile ihr das Wort. 

Bundesrat Dr. Hilde Hawlicek (SPO) : Hohes 
Haus! Der vorliegende Gesetzesbeschluß über 
das Internationale Institut für angewandte 
Systemanalyse scheint auf den ersten Blick 
ein Routinegesetz zu sein und keine Wort­
meldung zu erfordern. 

Es steckt aber viel mehr dahinter, als dem 
kurzen Gesetzestext zu entnehmen ist. Es 
handelt sich dabei nicht nur um einen diplo­
matischen Erfolg Osterreichs, dieses Institut 
in unser Lan.d naCh Laxenburg gebramt zu 
haben, die Arbeit dieses Instituts kann viel­
mehr für die ganze Menschheit bedeutsam 
werden. 

Worum handelt es sich aber zunächst bei 
diesem Gesetzesbeschluß 1 Er räumt dem Insti­
tut und den niChtösterreiChischen Dienstneh­
mern desselben in steuer- und zollrechtlicher 
Hinsicht eine gewisse Sonderstellung ein. 

Ich kann hier meinen Vorredner beruhigen, 
daß - ich habe jetzt die Unterlagen nicht alle 
hier - auf alle Fälle schon in den nächsten 
paar Jahren die Einnahmen, die uns dieses 
Institut auf steuerlicher Seite bringen wird, 
bei weitem diese Vorrechte wettmamen wer-
den. 

Die Gewährung dieser steuerrechtlichen 
Vorteile ist deshalb notwendig, weil das 
Institut redltliCh keine internationale Staaten­
organisation, sondern eIne sogenannte NGO, 
eine non goveI1l;lllental organization, ist. Eine 
steuerremtliche Vorzugsbehandlung ist aber 
gerechtfertigt einerseits durch die besondere 
Bedeutung des Instituts und andererseits durch 
den Umstand, daß die Mittel des Instituts aus 
öffentlichen Institutionen verschiedener Staa­
ten herrühren. 

Um welche Art von Institut handelt es sich 
überhaupt, und wer war an seiner Gründung 
interessiert? 

Die Idee, ein so.lches Institut zu gründen, 
wurde erstmals 1966 konkreter formuliert, und 
zwar im engsten Beraterkreis des damaligen 
US-Präsidenten Johnson. Johnson ging es vor 
allem darum, eine Zusammenarbeit der USA 
und . der Sowjetunion auf wissenschaftlichem 
Gebiet in irgendeiner Form zu institutionali­
sieren. 
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Gegen Ende des Jahres 1968 wurde die Idee 

vom sogenannten Romklub, einer Gruppe 
führender europäischer Wissenschafter und 
Industrieller, aufgegriffen. Im Bericht des Rom­
klubs zur Lage der Menschheit, der . erst 
voriges Jahr erschienen ist und der großes 
Aufsehen erregt hat - ich werde auf ihn 
gegen Ende meiner Ausführungen noch kurz 
zu sprechen kommen -, wird diese Idee 
weiter verfolgt. 

Der Durchbruch scheint aber erst im Früh­
ja.hr 1972 anläßlich des Besuches des Präsi- . 
denten Nixon in Moskau geglückt zu sein. 

Schließlich sind am 4. Oktober 1972 - nach 
insgesamt sechsjährigen schwierigen Ver­
handlungen - die Akademien der Wissen­
schaften von zwölf Ländern, nämlich von Bul­
garien, der Bundesrepublik Deutschland, der 
CSSR, der DDR, Frankreichs, Großbritanniens, 
Italiens, Japans, Kanadas, Polens, der UdSSR 
und der USA, durch feierliche Unterzeichnung 
der Satzung übereingekommen, ein Institut 
für an gewandte Systemanalyse zu gründen 
und gleichzeitig das Anbot der österreichi­
schen Bundesregierung anzunehmen, seinen 
Sitz in Schloß Laxenburg bei Wien zu errich­
ten. Damit wurden die Bemühungen der inten­
siven diplomatischen Tätigkeit gekrönt, die 
sofort im September 1969 eingesetzt hatten, 
als Osterreich erstmals von den Gründungs­
absichten erfahren hatte. 

Das österreichische Sitzanbot, welches auf 
Grund von Beschlüssen der österreichischen 
Bundesregierung im August 1 970, Oktober 
197 1  und Juni 1 972 den Proponenten des In­
stituts unterbreitet wurde, zeichnet sich durch 
Uberschaubarkeit und klare Abgrenzung der 
österreichischen Verpflichtungen aus. Es war 
aber dennoch großzügig genug gestaltet, die 
Konkurrenzangebote anderer Länder, insbe­
sondere Frankreichs, welches sich bis zuletzt 
bemühte, überbieten zu können. 

Für Osterreich ist dieses Institut in drei­
facher Hinsicht bedeutsam: 

Erstens als Beitra-g zur weltweiten Ent­
spannung. In dem aus Anlaß der Instituts­
gründung herausgegebenen Kommunique des 
Bundesministeriums für Auswärtige Angele­
genheiten heißt es dazu: 

"Mit der nunmehr erfolgten Niederlassung 
des Internationalen Instituts für angewandte 
Systemanalyse glaubt die österreichische Bun­
desregierung, einen nicht unwesentlichen Bei­
trag zur Entspannung zu leisten. In Zusam­
menarbeit mit dem Land Niederösterreich und 
der Stadt Wien setzt die österreichische Bun­
desregierung einen Schritt zur Erfüllung der 
Regierungserklärung vom 5. November 1971 ,  

Osterreich als Land der Begegnung durch die 
Beheimatung internationaler Institutionen 
weiter zu verankern." 

Zweitens ist das Institut für Osterreich aber 
auch aus rein wissenschaftlichem Interesse 
bedeutsam. Osterreich verspricht sich von der 
Zusammenarbeit zwischen dem Institut und 
der österreichischen Wissenschaft wertvolle 
Impulse für die Forschung überhaupt und ins­
besondere für die Entwicklung der Wissen­
schaft und Forschung in unserem Lande. 

In diesem Zusammenhang möchte ich sehr 
begrüßen, daß der Rat des Instituts vorigen 
Monat, nämlich am 16. Jänner, einstimmig 
beschlossen hat, die Osterreichische Akademie 
der Wissenschaften einzuladen, Mitglied die­
ses Instituts zu werden. 

Außerdem wurde die Zusage gegeben, das 
Institut ab Herbst 1 973 an einer geeigneten 
österreichischen Computeranlage teilhaben zu 
lassen und zur gegebenen Zeit für ausrei­
chende interurbane Telephon- und Datenver­
bindungen, insbesondere zur lJbertragung wis­
senschaftlicher Dokumente, Sorge zu tragen. 
Die Anforderungen, die das Institut an die 
technische Infrastruktur seines Sitzes stellt, 
werden vermutlich eine katalysatorische Wir­
kung auf die Entwicklung entsprechender 
österreichischer Einrichtungen haben. Mög­
licherweise werden sogar zukünftige Ost­
West-Computerverbindungen über Wien­
Laxenburg laufen. 

Schließlich kann durch die Errichtung eines 
solchen Instituts in Osterreich der Abwande­
rung hervorragender österreichischer Wissen­
schafter ins Ausland, dem sogenannten brain­
drain, Einhalt geboten werden. Ja noCh mehr: 
Es könnte sogar eine aktive Wanderungs­
bilanz österreichischer Wissenschafter, von der 
Bundeskanzler Kreisky in seiner Regierungs­
erklärung gesprochen hat, erreicht werden. 

Drittens ist dieses Institut last not least 
auCh deshalb für Osterreich bedeutsam, weil 
damit ein Verwendungszweck für Schloß 
Laxenburg gefunden wurde. Schon seit zehn 
Jahren suchen Wien und Niederösterreich 
einen geeigneten Verwendungszweck für die­
ses Schloß, um eine umfassende Renovierung 
voranzutreiben und das Schloß vor dem Ver­
fall zu bewahren. Nun wird es auf Kosten der 
österreichischen Bundesregierung unter Betei­
ligung des Landes Niederösterreich und der 
Stadt Wien in einem Kostenverhältnis von 
60 : 20 : 20 restauriert werden. Die voraussicht­
lichen Kosten der ersten Ausbaustufe werden 
sich um 60 Millionen österreichische Schilling 
bewegen. Sie sind um vieles geringer, als die 
Errichtung anderer internationaler Institutio­
nen kostet. 
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Dr. Hilde HawUcek 
Schließlich ist noch als positiv anzuführen 

- und das hat auch mein Vorredner her­
vorgehoben -, daß durch die Ansiedlung die­
ses Instituts, dessen Angehörige nach inter­
nationalen Maßstäben Spitzengehälter bezie­
hen werden, eine wirtschaftliche Belebung des 
Gebietes um Laxenburg, vor allem Badens als 
Fremdenverkehrs-, Siedlungs- und Kongreß­
zentrum zu erwarten ist. 

Zum Schluß möchte ich mich noch der Frage 
zuwenden: Welche Aufgabe wird das Institut 
haben, welchen Tätigkeitsbereich, welche Ziel­
setzungen? 

Ein präzise festgelegtes Tätigkeitspro­
gramm konnte bisher - selbst von Vertre­
tern der Mitgliedsinstitutionen nicht - nicht 
skizziert werden. Feststeht aber bereits, was 
auch Abgeordneter Spindelegger ausgeführt 
hat, daß sich die Arbeit auf die gemeinsame 
Erforschung langfristiger Probleme der wis­
senschaftlichen Methodologie mit Hilfe von 
Großcomputern erstreCken wird. Die Schwer­
punkte liegen auf den Gebieten der Biologie 
und Medizin, des Umweltschutzes und des 
Urbanismus. 

Meiner Meinung nach lassen der Name des 
Instituts und diese grobe Festlegung erwarten, 
daß sich die Wissenschafter vor allem mit den 
Problemen beschäftigen werden, die im Bericht 
des Romklubs aufg,ezeigt wurden und die die 
ganze Welt aufhorchen ließen. 

Es sind dies fünf wichtige Trends mit welt­
weiter Wirkung: die beschleunigte Industriali­
sierung, das rapide Bevölkerungswachstum, 
die weltweite Unterernährung, die Ausbeu­
tung der Rohstoffreserven und die Zerstörung 
des Lebensr,aumes. 

des Romklubs vorgegangen ist. Sie wird die 
Dynamik komplexer Systeme genannt. Aber 
ich möchte, was die wissenschaftliche Methode 
betrifft, nicht zu ausführlich werden. Ich habe 
sie nur erwähnt, um den Namen des Instituts 
zu verdeutlichen. 

Was uns Politiker vor allem interessieren 
muß, ist, daß die Wissenschafter zu dem Er­
gebnis kommen, daß eine Katastrophe nur 
dann verhindert werden ' kann, wenn durch 
Auferlegung freiwilliger Wachstumsbeschrän­
kungen ein Zustand weltweiten Gleichgewichts 
erreicht werden kann. Das könnte aber nur 
durch eine weltweite Zusammenarbeit von 
Wissenschaftern und Politikern geschehen. 

Was mich an einem Zustand ökologischen 
und wirtschaftlichen Gleichgewichts stark fas­
ziniert, das ist der Gedanke, daß er eine unbe­
grenzte individuelle und sozi.ale Weiterent­
wicklung ermöglicht. 

Mit der Schaffung des Instituts für an'ge­
wandte Systemanalyse, dessen steuerrecht­
liche Begünstigung wir heute beschließen, ist 
ein Anfang gemacht. 

Wissenschafter aus zwölf Ländern werden 
mit Hilfe von Systemanalysen weltweite .Pro­
bleme untersuchen. Es wird dann wieder . die 
Reihe an den Politikern sein, wenn es gilt, 
diese Probleme durch entsprechende Entschei­
dungen zu lösen. 

Dabei geht es uns Politikern nicht um die 
Frage, 0 b die Menschheit überleben wird, 
sondern . w i e  sie weiterleben wird. Hoffen 
wir alle, daß dieses Weiterleben nicht ein 
Weiterexistieren bedeuten wird, sondern eine 
Weiterführung der sozialen und kulturellen 
Entwicklung der ganzen Menschheit. Danke 

Alle diese Trends haben ein exponentielles schön. (Beifall bei der SPO.) 
Wachstum zu verzeichnen. Zum Beispiel ver- Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
doppelt sich die Weltbevölkerung innerhalb gemeldet. 
von 30 Jahren. 

Keiner dieser fünf Faktoren · wirkt unab­
hängig, jeder steht in ständiger Wechselwir­
kung mit allen anderen. Das heißt: Die Bevöl­
kerung kann nicht wachsen ohne Ernährung; 
die Nahrungsmittelproduktion wächst mit der 
Zunahme des Kapitals;  mehr Kapital erfordert 
mehr Rohstoffe; verbrauchte Rohstoffe tragen 
wiederum zur Umweltverschmutzung bei, und 
die Umweltverschmutzung beeinflußt wieder 
die Bevölkerungszunahme und das Ansteigen 
der Nahrungsmittelproduktion. 

Um solche komplexe Systeme zu unter­
suchen, wie sie diese Faktoren darstellen, ist 
es notwendig, sich der Systemanalyse zu be­
dienen. Professor Forrester hat in seinem Buch 
"Der teuflische Regelkreis" eine neue Methode 
entwickelt, nach der auch die Untersuchung 

Ich stelle die Frage, ob sich noch jemand 
zum Wort 'meldet. - Das ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort gewünscht? - Das ist ebenfalls 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu 
erheben. 

19. Punkt: Gesetzesbescbluß des Nationalrates 
vom 14. Feber 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das ScbeidemÜllZengesetz 1963 

geändert wird (916 der Beilagen) 
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Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
19. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 
Scheidemünzengesetzes 1963. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Bednar. 
Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Bednar: Hoher Bundesrat I 
Durch diesen Gesetzesbeschluß des National­
rates soll die Kopfquote zur Ausprägung von 
Scheidemünzen von 600 S auf 500 S herab­
gesetzt werden. Gleichzeitig sollen die Silber­
münzen zu 25 S und 50 S auf diesen Betrag 
nicht angerechnet werden. Weiters ist vorge­
sehen, daß die Oesterreichische Nationalbank 
über Ersuchen des Bundesministeriums für Fi­
nanzen Vorschläge für den jährlichen Bedarf 
an Umlaufmünzen zu erstatten hat. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20. Feber 1973 
in Verhandlung genommen und mit Stimmen­
mehrheit beschlossen, dem Hohen Haus zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanzausschuß somit durch mich den A n­
t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 14. Feber 1973 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Scheidemünzengesetz 
1963 geändert wird, wird kein Einspruch er­
hoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter für seinen Bericht. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Wagner. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Wagner (OVP) : Herr Vorsitzen­
der! Herr Ministerl Meine Damen und Herrenl 
Dem Bundesrat liegt heute ein Gesetzes­
beschluß des Nationalrates zur Beschlußfas­
sung vor, mit dem das Scheidemünzengesetz 
1963 geändert werden soll. 

Im ScheidemÜDzengesetz ist festgelegt, daß 
das Finanzministerium beredltigt - ist, Scheide­
münzen aus unedlem Metall und Silbermünzen 
zu prägen und in den Verkehr zu setzen. Wie 
Ihnen ja bekannt ist, sind seit dem Jahre 1955 
solche SHbermünzen im Nennwert von 25 und 
50 S im Umlauf. 

Im Scheidemünzengesetz ist aber auch 
gleichzeitig eine Mengengrenze für die 
gesamte Münzausprägung festgelegt: die 
sogenannte Kopfquote. Diese Kopfquote 
wurde seit 1963 dreimal geändert, zuletzt im 
Jahre 1970, und beträgt seither 600 S. In diese 
Kopfquote sind auch die erwähnten Silber­
münzen einbezogen. 

Diese Kopfquote wurde bis 31 .  Oktober 1 972 
mit 57 1 ,36 S, also fast vollkommen ausgenutzt. 
Davon entfielen pro Kopf 348 S auf die beiden 
Gedenkmünzen und auf alle anderen Münzen 
bis 10 S 228 S pro Kopf. Das bedeutet, daß 
etwa 60 Prozent des gesamten Münzumlaufes 
auf die beiden Gedenkmünzen und ungefähr 
40 Prozent auf alle übrigen Münzen entfallen. 

Die vorliegende Novelle sieht nun zwei 
Änderungen vor. Die eine Änderung betrifft 
die l O-S-Münze. Diese l O-S-Münze ist derzeit 
als Silbermünze im Umlauf. Der Finanzmini­
ster soll nun ermächtigt werden, in Zukunft 
diese 10-S-Münze auch aus unedlem Metall 
zu prägen und in den Verkehr zu setzen. 

Ich persönlich sehe keinen zwingenden 
Grund dafür, und auch in den Erläuterungen 
sind diesbezüglich keine Begliündungen ange­
geben. Ich hätte daher sehr gerne an den 
Herrn Finanzminister die Frage gerichtet, was 
ihn zu dieser Maßnahme bewogen hat. Aber 
vielleicht ist auch der Herr Justizminister in 
der Lage, eine solche Frage zu beantworten. 

Ich könnte mir vorstellen, daß man vielleicht 
die Absicht hat, die 10-S-Silbermünze aus dem 
Verkehr zu ziehen und durc:h eine 10-S-Münze 
aus unedlem Metall zu ersetzen, so wie man 
es ja smon vor einigen Jahren mit der 5-S­
Münze getan hat. Das wäre eine denkbare 
Möglichkeit. 

Die zweite Änderung, meine Damen und 
Herren, möchte ich als ausgesprochen gravie­
rend bezeichnen. Sie hat nämlich zur Folge, 
daß diese 25- und 50-S-Münzen aus der Kopf­
quote herausgenommen werden. Was bedeutet 
das? 

Das bedeutet, daß die Prägung dieser Ge­
denkmünzen, obwohl sie weiterhin offizielles 
Zahlungsmittel bleiben, in Zukunft keiner 
gesetzlichen Mengenbegrenzung mehr unter­
liegt, während die übrigen Münzen weiterhin 
in dieser gesetzlichen Mengenbegrenzung ver­
bleiben und damit .auch in der Kopfquote ver-
bleiben. 

. 

Das bedeutet weiter, meine Damen und Her­
ren, daß in Zukunft der Herr Minister ganz 
allein und nach eigenem Ermessen den Men­
genumlauf dieser Gedenkmünzen ausweiten 
kann. Die einzige Grenze, die ihm gesetzt ist, 
ist die Aufnahmefähigkeit des Marktes: Und 
da glaube ich, meine Damen und Herren, daß 
sich der Herr Finanzminister in Anbetracht 
der fortschreitenden Inflation sicherlich keine 
g·anz besonders großen Sorgen wird machen 
brauchen, denn die Nachfrage nach diesen 
Gedenkmünzen ist sowohl im In- als auch im 
Ausland außerordentlich groß. Das geht auch 
aus den Erläuternden Bemerkungen zu die­
sem Gesetz hervor. 
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Wagner 
Der Umlauf dieser Gedenkmünzen betrug 

bis zum 3 1 .  Oktober 1912 etwas über 72 Mil­
lionen Stück im Werte von rund 2,6 Milliarden 
Schilling. Den Erläuterungen zufolge könnte 
nun der Herr Finanzminister jährlim ohne 
weiteres solme Gedenkmünzen im Werte von 
mindestens 150 Millionen Schilling auf den 
Markt werfen, ohne dessen Aufnahmefähig­
keit ernstlim zu gefährden. 

Es ergibt sim nun daraus die wohl berech­
tigte Frage: Was sind eigentlich die Gründe 
für eine solche gravierend·e Gesetzesände­
rung? 

Diese Gesetzesänderung, meine Damen und 
Herren - und das ist das Entsmeidende 
daran -, hat j a  in ihrer letzten Konsequenz 
den Entzug der Kontrollrechte des Parlaments 
zur Folge ! In Zukunft braumt nämlich der 
Herr Finanzminister, wenn er eine Auswei­
tung der Umlaufmenge dieser Gedenkmünzen 
vornehmen will, nicht mehr die Zustimmung 
des Parlaments einzuholen. Er kann ·also ganz 
nam seinem eigenen Ermessen handeln I Die­
ser Mißachtung der parlamentarischen Kon­
troHrechte geben Sie, "meine Damen und Her­
ren der sozialistisChen Fraktion, ohne auch nur 
mit einer Wimper zu zucken, Ihre Zustim­
mungl 

Ich kann nur sag·en : Wie hat sich die Zeit 
und wie hat sich die Auffassung der Soziali­
stischen P.artei geändert I In der Koalitions­
zeit und auch in der Zeit der OVP-Allein­
regierung . . .  (Zwischenruf bei der SPO.) So 
schlecht ist es Ihnen gegangen, Kollege Wally. 
So schleCht ist es Ihnen gegangen, daß Sie so 
gut aussehen. (Beifall bei der OVP.- Wider­
spruch bei deI SPO. - Bundesrat W a 1 1  y: 
Ich darf feststellen, daß ich überhaupt nichts 
gesagt habe! - Heiterkeit.) 

In der Koalitionszeit, meine Damen und 
Herren, und auCh in der Zeit der OVP-Allein­
regierung ist die SPO vehement für die Wah­
rung der parlamentarischen Kontrollrechte ein­
getreten. Heute, wo die SPO die Mehrheit 
hat, die Alleinregierung stellt, ·sCheinen Sie, 
meine Damen und Herren der Sozialistischen 
Partei, offensichtlich keinen besonderen Wert 
mehr auf die Wahrung dieser Kontrollrechte 
zu legen, denn sonst müßten Sie dieses Gesetz 
glatt ablehnen. (Zwischenrufe.) Lachen Sie 
nicht so, Herr Schipani ! (Heiterkeit. - Bun­
desrat B ö  c k: Sind Sie so angerührt? - Wei­
tere Zwischenrufe.) 

Herr Kollege Schipanil Wenn Sie eine so 
wichtige Gesetzesänderung, durch die Ihnen 
persönlich als Abgeordneter Rechte entzogen 
werden, für die Sie selbst immer eingetreten 
sind, lächerlich finden, dann bedaure ich das 

nur. (Beifall bei der OVP. - Bundesrat 
H a b  I i n  g e r: Das Gesetz lindet er ohnedies 
nicht lächerlich, sondern nur Sie!) Ich kann 
den Gesinnungswandel Ihrer Fraktion wirk­
lich nur ernsthaft bedauern. 

Meine Damen und Herren! Nun wieder 
zurück zu der von mir aufgeworfenen Frage: 
Welche Gründe gibt es für eine solche gravie­
rende Gesetzesänderung? Sie könnten nun 
sagen: Diese Gründe stehen ohnedies in den 
Erläuterungen. (Bundesrat Dr. F r  u h s t 0 r­
f e  r:  Eben!) Ebenl Diese Begründungen haben 
es in sich, aber in negativer Hinsicht. Vor ­
allem sind diese Begründungen nicht trans­
parent, um einen Ausdruck des Herrn Bundes­
kanzlers Dr. Kreisky zu gebrauchen, den er 
sehr gern und oft verwendet. Die in den Er­
läuterungen angeführten Gründe sind meiner 
Auffassung nach weder stichhältig noch 
glaubwürdig. 

Was soll man zum Beispiel von folgender 
Begründung halten, die in den Erläuterungen 
aufscheint? Ich darf sie jetzt zitieren: 

"Im Hinblick darauf, daß nach den öster­
reichischen Silbergedenk:münz�:m im In- und 
Ausland eine außerordentlich starke Nach­
frage besteht, sodaß sie als Zahlungsmittel 
nicht in Erscheinung treten, ist es gerechtfer­
tigt" - deswegen ist es gerechtfertigt, weil 
sie als Zahlungsmittel nicht aufscheinen? ; im 
Gegenteil; iCh persönlidJ. wäre der Meinung, 
daß sie gerade in der Kopfquote drinnenblei­
ben sollen, weil sie eben noch Zahlungsmittel 
sind -, "sie von der Anrechnung auf die Kopf­
quote auszunehmen. Sie zählen zwar zum viru­
lenten Geldumlauf, sind aber dem Umlauf 
praktisch entzogen; kurze Zeit nach ihrer Aus­
gabe sind sie nur mehr im Handel gegen ein 
Aufgeld zu erhalten." 

Dieses Aufgeld ist nicht gering. Gestatten 
Sie, meine Damen und Herren, · d·aß ich nur 
ein paar Bei9piele nenne. So bekommen Sie 
im Handel ganz offiziell für eine 25-S-MÜDze 
aus dem Jahre 1 955 260 S. (Bundesrat Doktor 
Anna D e m u t h: Das ist wie bei den Brief­
marken! - Ruf bei der SPO: Sammlerwertl) 
Moment! Ich rede nicht von Briefmarken, son­
dern von der Währung. (Heiterlteit und Bei­
fall bei der OVP.) Für eine 25-S-Silbermünze 
aus dem Jahre 1960 bekommen Sie 140 S, und 
für eine 25-S-Münze aus dem Jahre 1968 be­
kommen Sie 90 S. Kein Bankinstitut würde 
diese 25 S so verzinsen. 

Meine Damen und Herren l Zum Schluß steht 
noch in diesen Erläuterungen: "Dieser Um­
stand" - weil diese Silbergedenkmünzen 
praktisch zur Ware geworden sind - "trägt 
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Wagner 

auch dazu bei, daß sie nicht mehr zur Oester­
reidlisdlen Nationalbank zurückströmen." 
(Bundesrat W a 1 1  y: Das sind die TatsaChen!) 

Warum ist das so? Weil diese Gedenkmün­
zen nicht nur offizielles Zahlungsmittel sind, 
sondern, bedingt durch die wirtsdlaftlichen 
Verhältnisse, auch zum Sammelobjekt wur­
den. Sie wandern einfach in den Sammel­
strumpf und sind somit praktisdl zur Handels­
ware geworden. 

Diese Umstände reChtfertigen aber meiner 
Auffassung nach keinesfalls die Herausnahme 
dieser Gedenkmünzen aus der Kopfquote und 
somit - was das Entscheidende ist - auch 
aus der gesetzlichen Mengenkontrolle. Es gibt 
hier bestimmt noch andere Möglichkeiten, nur 
würden sie wahrsdleinlich dem Herrn Finanz­
minister kaum etwas einbringen. 

Die wahren Gründe dieser einschneidenden 
Gesetzesänderung, die zu · 

einer sehr weit­
gehenden Ermächtigung an den Finanzminister 
führt - das muß betont werden -" sind offen­
sichtlich fiskalischer Natur. Allein der Münz­
gewinn, oder aus der Ausnutzung der hier 
gebotenen Möglichkeiten geschöpft werden 
kann, kann in den nächsten Jahren einige 
Milliarden Schilling betragen. 

Meine Damen und Herren! Jetzt etwas 
Grundsätzliches :  Im Prinzip nichts dagegen, 
wenn siCh der Herr Finan�minister um Finanz­
mittel bemüht, denn er hat ja auch Ausgaben 
zu bestreiten, a!ber alles dagegen, wenn es 
unter Ausschaltung der parlamentarischen 
Kontrollrechte geschieht. (Beifall bei der tJVP.) 

Sie jedoch, meine Damen und Herren der 
Sozialistischen Partei, scheinen leider anderer 
Auffassung zu sein. (Bundesrat B ö r ö c z k y: 
Gott sei Dank!) Sie stimmen dieser Gesetzes­
änderung einfach widerspruchslos zu und be­
rauben sich dadurch selbst jener Rechte, für 
deren Erhaltung Sie in der Verg.angenheit so 
vehement eingetreten sind. Sehr bedauerliCh I 

Für meine Fraktion darf ich sagen, daß sie 
nicht gewillt ist, diese Systemänderung wider­
spruchslos hinzunehmen. Sie wird daher die­
sem Gesetz ihre Zustimmung nicht erteilen. 
(Beifall bei der tJVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesminister Dr. Androsch. ICh erteile 
ihm das Wort. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsdl: 
Hoher Bundesratl Vielleicht ist es für die wei­
teren Uberlegungen zweckdienlich, wenn ich 
Sie davon informiere, daß die gegenständliche 
Vorlage selbstverständlich der Oesterreichi­
sdlen Nationalbank zur Begutachtung vorge­
legt wurde und daß der Generalrat, der 

b(>kanntlich von den beiden hier in diesem 
Hohen Haus vertretenen Parteien paritätisch 
besetzt ist, diese Vorlage einstimmig gutge­
heißen hat. (Hört! Hört/-Rufe bei der SPO.) 

Es scheint von der OVP�Fraktion des Gene­
ralrates bis hier ins Parlament gewisse Kom­
munikationsschwierigkeiten zu geben. Es hat 
sich schon bei den Ber.atungen im Finanz- und 
Budgetausschuß des Nationalrates gezeigt, daß 
dem so ist. (Bundesrat S c h r e i n  e r: Der Ge­
neralrat steht doch nicht über dem Parlamentl) 
Aber zu währungspolitischen Fragen ist durch 
das Noterrbankgesetz, welChes das Parlament 
bekanntlich heschlossen hat, eben die Oester­
reichische Nationalbank zu entsCheiden beru­
fen. 

Zur Sache selbst. Die Kopfquote hat die 
Problematik in sich, daß zwischen jenen 
Scheidemünzen, die zwar de nomine den Geld­
umlauf erhöhen, .aber de facto eine Thesaurie­
rung . darstellen, weil sie, wie gesagt, in den 
Strumpf oder ins Ausland wandern, und den 
tatsächlich in Umlauf befindlichen Scheide­
münzen keine Untersdleidung gemacht wird 
und auch an sich nicht gemacht werden kann, 
wobei ich nur der Ordnung halber erwähne, 
daß weder Briefmarken noch Scheidemünzen 
die Währung sind. So gesehen, sind Scheide­
münzen auch niCht mit dem Begriff der Wäh­
rung zu verwechseln. 

Das hat die Konsequenz, daß das jährliche 
Prägungsprogramm bei den Münzen, die vor 
allem numismatisChen Charakter haben, den · 
tatsächlichen SCheidemünzenumlauf sehr be­
einträchtigt hat, weil hier wiederum folgendes 
auftritt :  nämlich die Tatsache, daß vor allem 
in den Fremdenverkehrssaisonmonaten be­
trächtliche Mengen ·an Scheidemünzen ganz 
einfaCh deswegen aus dem Verkehr kommen, 
weil die Ausländer das Geld nicht mehr rück­
wechseln. Jeder von uns, der im Ausland war, 
weiß genau, was sich zu Hause an ausländi­
schen SCheidemünzen ansammelt, weil man 
sie niCht mehr rückwechselt. Nominell stecken 
sie im Gesamtgeldumlauf drinnen, nominell 
sind sie auf die Kopfquote anzurechnen, aber 
de facto stehen sie der Wirtschaft nicht mehr 
zur Verfügung. 

Das bedeutet, daß vor allem aus den west­
lichen Bundesländern in den Sommermonaten 
immer wieder die Klagen und Wünsche nadl 
mehr Scheidemünzen kommen, was prägungs­
mäßig vielfach die Kapazität des Hauptmünz­
amtes übersteigt. Jeder von Ihnen, der im 
Westen gelegentliCh mit Fremdenverkehr zu 
tun haben sollte, wird mir das sicherliCh bestä­
tigen. können. 
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So war die Uberlegung - und sie wurde gesetzlich verankertes Mitwirkungsrecht er­
nicht erst neu geboren, sondern nur reali- hält. 
siert -, das zu trennen und die Kopfquote 
hinsichtlich der Scheidemünzen, die in der Tat 
nicht nur vüulenterweise, sondern auch fakti­
scherweise in den Gesamtumlauf eingehen, 
und zwar nachfragewirksam, also als monetäre 
Nachfragemöglichkeit, von jenen Münzen zu 
trennen, die vornehmlich Sammler�weck.en 
dienen und dadurch ganz sicherlich nicht Vor­
aussetzungen für monetäre Nachfrage schaffen. 
Aber ganz sicher muß es sich um Münzen 
handeln, weil ebensowenig Sonderpostmar­
ken, die keine Marken sind, sondern irgend­
wie nur Verschlußmarken darstellen, densel­
ben Wert für einen Briefmarkensammler wie 
tatsächliche Briefmarken haben. Genauso 
wenig hätten für einen Sammler von Münzen 
Medaillen denselben Charakter, wie ihn eben 
Münzen haben. 

Nun ist die Frage; in welchem Umfang dies 
geschehen könnte. Das ergibt sich schlicht und 
einfach einmal . aus dem Markt. Wenn der 
Markt das nicht aufnimmt, hat der Hinweis 
etwas für sich, daß die Münze zu einer Han­
delsware wird, daher ihre Aufnahmsfähigkeit 
auch von der Aufnahmsfähigkeit des Marktes 
abhängt. 

Aber darüber hinaus sind zum Unterschied 
vom jetzigen Zustand, wo wohl die Kopfquote 
eine Grenze gebildet hat, aber sonst keine wie 
immer gearteten Kautelen bestanden haben 
und innerhalb der Kop.fquote das beliebig, 
wenn man nicht auf den sonstigen Scheide­
münzenumlauf Bedacht genommen hätte, ver­
wirklicht hätte werden können, nunmehr im 
Gesetz eine ganze Reihe von Kautelen in der 
Richtung enthalten, daß diese das Finanzmini­
sterium binden und der Notenbank als unab­
hängiges währungspolitisches Institut zusätz­
liche, erstmals diesbezüglich eingeräumte 
Rechte gibt, hier an der Gestaltung entspre­
chend mitzuwirken. 

Und das tut sie in anderen Fragen auch, 
denken Sie nur daran. Niemand wird sagen, 
daß es ein Ausschalten parlamentarischer 
Rechte ist, wenn etwa Notenbank und 
Finanzministerium die Parität unserer Wäh­
rung festsetzten. Mit gutem Grund hat der Ge­
setzgeber diesen bei den Einrichtungen die so 
wichtige Entsmeidungsvollmacht übertragen. 

Wenn er es also in einer so wimtigen 
Sache, wie es die Paritätsfestsetzung ist, getan 
hat, so ist nicht einzusehen, warum das in 
einer viel weniger wichtigen - deswegen 
nicht unbedeutenden nicht geschehen 
sollte, weil zum erstenmal gegenüber dem bis­
herigen Rechtszustand die Notenbank ein 

Das war sicherlich der Grund, warum es im 
Generalrat der Notenbank, der Notenbank als 
unabhängiger Einrichtung der Währungspoli­
tik, zu einem einstimmigen Beschluß zustim­
mender Art zu dieser Novelle gekommen ist, 
das heißt, auch jene Herren, die von Ihrer 
Partei dorthin entsandt wurden, ' haben dem 
zugestimmt. (Beifall bei der SPO.) 

. 

Vorsitzender: Als nächster zum Wort ge­
meldet ist Herr Bundesrat Wally. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Bundesrat Wally (SPü) : Herr Vorsitzender! 
Herr Bundesministerl Sehr verehrte Damen 
und Herrenl Nach den ausführlichen Erklärun­
gen des Herrn Bundesministers kann ich mein 
Thema vielleicht etwas verlagern. 

Ich möchte nur dem Herrn Kollegen Wagner 
zu seiner Argumentation noch folgendes 
sagen: Die Tatsache, daß der Generalrat der 
Nationabbank einstimmig den entsprechenden 
Bestimmungen zugestimmt hat, also auch mit 
den Stimmen Ihrer Vertreter dort, ist ja auch 
smon im Nationalrat ausführlich debattiert 
und festgestellt worden. Und der Abgeordnete 
Lane hat, wie aus der "Parlamentskorrespon­
denz" zu ersehen ist, diese Feststellung 
bereits getroffen, weshalb ich Ihre Argumen­
tation, Herr ' Kollege, in diesem Falle, sagen 
wir, für verspätet ansehen muß. Dieses Pro­
blem war ja meiner Meinung nach schon ge­
klärt. 

Das zweite: Wenn Sie hier so formulieren, 
als ob die eine Fraktion die Kontrollrechte 
des Parlaments weniger beachte und die 
andere ja und das an einem solchen Beispiel 
zu belegen versuchen, so ist das eine so weit­
reichende und, wie ich glaube, grundsätzlidle 
Feststellung, daß sie an und für sich im Rah­
men dieses Themas, wie auch aus den Aus­
führungen des Herrn Bundesministers hervor­
geg·angen ist, sagen. wir, nicht deck.bar er­
scheint. 

Wenn ich j etzt ein bißchen, sagen wir, auch 
von der heiteren Seite her Ihrer Argumenta­
tion folge, so komme ich irgendwie zu dem 
Schluß, daß Sie den Silbermünzen die Schuld 
geben daran, daß sie sozusagen aus dem viru­
lenten Geldverkehr ausscheiden. 

Ich möchte aber sonst noch sagen, verehrte 
Damen und Herren, daß die Bedenken, die der 
Herr Kollege geäußert hat, einen Standpunkt 
und, wie ich glaube, weitgehend einen unter­
lagenbegründeten Standpunkt darstellen, der 
eben zur Kenntnis zu nehmen ist. Aber ich 
darf ausführen, daß das Interesse an unseren 
Silbermünzen, also an den 25- und 50-S-Ge-
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denkmünzen dadurch gegeben ist, daß sie eben 
eine Besonderheit darstellen, einen bestimm­
ten numismatischen Wert für viele bedeuten 
und daß sie, wie wir wissen, in den Strümpfen, 
wie man früher einmal gesagt hat - heute 
wahrscheinlich in Schatullen und derglei­
chen -, nicht, sagen wir, zum Spaß, sondern 
eines bestimmten Wertes wegen verschwin­
den, aber in ihrer Rückwirkung auf den Geld .. 
umlauf natürlich nicht zu übersehen sind. 

Während - wie schon erwähnt wurde -
unser jetzt im Umlauf befindlidles Klein­
geld - also ohne die besagten Gedenkmün­
zen - nur in einer Kopfquotenhöhe von 
226,62 S - ich habe die Dezimalen auch mit­
geredlnet - kursiert, kann diese Quote nun 
auf 500 S erhöht werden. 

Dadurch wird in Zukunft - und das scheint 
mir ein wesentlicher Sinn dieser Vorlage zu 
sein - gesichert - Herr Kollege, das haben 
Sie, glaube ich, in Ihrer Argumentation viel­
leicht nidlt genügend berücksichtigt -, daß 
wir genügend wedlselbares Kleingeld haben 
werden, an dem es gegenwärtig infolge dieser 
Kopfquotengrenze einfach mangelt. Das wis­
sen wir, und das wissen die Kassiere und die 
Kellner überall zu berichten. Dadurch wird 
also in Zukunft mehr als das Doppelte dieses 
praktischen Wechselgeldes der Kleinmünzen 
zur Verfügung stehen. 

Daß es mit den Münzen von 1 Groschen und 
2 GrosChen seine Bewandtnis hat, das ist uns 
schon klar. Ich darf auch erwähnen, daß es ja 
unter diesen 2-Groschen-Münzen - das wis­
sen die Numismatiker genau - ganz beson­
dere Wertstücke gibt. Da gibt es Seltenheits­
wertstücke, die bestimmte Sammelwerte dar­
stellen. 

Noch etwas darf ich also als Argumentation 
ZUm Gesetzesbeschluß bringen. Es handelt sich 
doch ausschließlich - das ist auch aus den 
AusfÜhrungen des Herrn Bundesministers für 
Finanzen hervorgetreten - um eine Berech­
tigung. Es ist eine Berechtigung, Scheidemün­
zen zu prägen und in Umlauf zu setzen. Es 
wird nidlt kategorisch vorgeschrieben - das 
könnte man auf Grund des Nationalbank­
gesetzes auch gar nicht -, welche Münzen im, 
einzelnen in welcher Zahl und wann tatsäch­
lich hergestellt und in Umlauf gebracht wer­
den. 

Selbstverständlich, meine Damen und Her­
ren - das ist ja doch bekannt, nehme ich 
an -, wird das jährliche Prägeprogramm ein­
vernehmlich mit der Nationalbank erstellt und 
durchgeführt. Es ist nicht so, wie gesagt wurde 
oder wie ich es gehört habe, daß der Finanz­
minister nun, womöglich noch nach seinem 
Gutdünken, Prägeaufträge gibt, sondern daß 

die schon erwähnte Abhängigkeit und das Ein­
verständnis mit der Nationalbank bestehen 
muß. (Bundesrat Dr. H e  9 e r: Der kann gar 
nicht anders I) 

Verehrte Damen und Herren! Anmerkungs­
weise möchte ich aber doch eine Nebenwir­
kung der Gesetzesnovelle aufzeigen, die durch 
die praktische Herausnahme der Silber­
gedenkmünzen aus dem Geldumlauf entsteht. 
Immerhin werden derzeit rund 41 Millionen 
Stück 25-S-Gedenkmünzen und rund 30 Mil­
lionen 50-S-Gedenkmünzen de facto stillge­
legt, was einem Gesamtgeldwert von rund 
2517,2 Millionen Schilling entspricht. Da auch 
in Zukunft die Werte der Silbergedenkmünzen 
von der Nationalbank im Geldumlauf ausge­
wiesen werden, ergibt sich derzeit eine ent­
sprechende Bindung von Zahlungsmitteln im 
Kopfquotenwert durchschnittlich von 350 S 
oder, wie schon gesagt, 2,6 Milliarden, eine 
Bindung, die im Rahmen der Stabilisierungs­
bestrebungen keineswegs unerwünscht sein 
kann; auch das ist ein Gesichtspunkt. 

Es wäre , allerdings nicht wünschenswert, 
sollte nun dieses stillgelegte Geld plötzlich im 
Umlauf auftauchen. Dann wäre eine gewisse, 
allerdings sehr begrenzte, Problematik gege­
ben. Von einer Geldabschöpfung durch den 
Finanzminister in diesem Sinne kann also 
überhaupt nicht die Rede sein. 

Verehrte Damen und Herrenl Nachdem ja 
der Herr Finanzminister die wesentlichen Pas­
sagen bereits in seiner Stellungnahme zum 
Ausdruck gebracht hat, möchte ich bei dieser 
Gelegenheit doch noch einmal, weil wir von 
Geld reden, auf die hier im Zusammenhang 
mit der Mehrwertsteuer erfolgten Kontrover­
sen in einigen Sätzen zurückkommen: Ich darf 
erinnern an die Verabschiedung des Preis­
bestimmung-sgesetzes vom 1 3. Juli 1 972, an 
die weitläufigen Auseinandersetzungen im Zu­
sammenhang mit der Verabschiedung der Ab­
kommen mit der EWG beziehungsweise der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl am 27. Juli und 9. November 1912 bezie­
hungsweise vorher, als die Interimsabkommen 
zur Debatte standen, am 20. September des 
vergangenen Jahres. 

Verehrte Damen und Herren! Dazu möchte 
ich sagen: Es lohnt sich für uns alle, nachdem 
nun die ersten Auswirkungen dieser weitrei­
chenden Gesetzesmaterien zutage treten, ein­
mal zu prüfen, inwieweit damals die Argu­
mentationen in der Sache zutreffend gewesen 
sind und inwieweit sie sich nun als verfehlt 
heraussteHen. 

Es wäre für mich, ich möchte sagen, ein 
leichtes und in mancher Hinsicht verlockend, 
Zitate von damals zu bringen. Zitate sind 
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immer problematisch, weil sie immer nur ge- politik verantwortlichen Minister und Organe. 
wisse Teilaspekte belegen und niemals eine (Bundesrat B ü r k 1 e: Das ist viel Weihrauch 
Gesamtstellungnahme wiedergeben. jetzt! 8 Prozent Weihrauch!) 

Aber es lohnt sich für Pariamentarier, Situa­
tionen miteinander zu vergleichen. Diese 
Uberprüfung ist jedem von uns möglh::h, viel­
leicht haben 'so wie auch ich einige Kollegin­
nen und Kollegen diese Vergleiche angestellt. 
Meiner Meinung nach stellen sich die Sachver­
halte in kritischer Betrachtung wie folgt dar: 

Der Ubergang zur Mehrwertsteuer konnte 
trotz partieller Schwierigkeiten im allgemei­
nen reibungslos vollzogen werden. 

Herr Kollege Bürklel Das unbeirrbare, der 
Gesamtbevölkerung verantwortliche wirt­
schaffspolitische Verhalten der Sozialpartner 
und das Verhalten unserer Bevölkerung, ins­
besondere der Frauen, die im Vertrauen auf 
die Zuverlässigkeit der Verantwortlichen in 
diesem Staate als Konsumenten eine kritische 
und überlegte Verhaltensweise praktiziert 
haben. Ich möchte nicht vergessen, daß die 
Mitwirkung der Massenmedien und einzelne 
ihrer Initiativen eine willkommene Hilfe 

Die in diesem Zusammenhang von vielen waren. 
befürchteten ungerechtfertigten Preissteige- Verehrte Damen und Herrenl Ich will aber 
rungen sind, wie der Jännerindex beweist, 
niCht eingetreten. 

Die im voraus berechneten und hier auch 
dargelegten Preissenkungen bei entsprechen­
den Warengruppen sind tatsächlich erfolgt. 

Der Zeitpunkt für die Einführung der Mehr­
wertsteuer war richtig gewählt. 

Die Disziplin der Sozialpartner ist im Sinne 
der Vereinbarung gewahrt worden, das Preis­
bestimmungsgesetz konnte die "Außenseiter" 
in Schranken halten und befürchtete negative 
Beispielswirkungen verhindern. (Bundesrat 
B Ü r k 1 e: Das ist ja eine Wahlrede, Herr Kol­
lege!) 

Die Interimsabkommen haben ihre voraus­
reichenäe Funktion erfüllt. 

Die Stabilisierungsmaßnahmen der Bundes­
regierung, in ihrer Wirkung massiv verstärkt 
durch das stabilitätsbewußte Verhalten der 
Sozialpartner, sind in der Tat termin- und 
funktionsgereCht wirksam geworden. 

Damit hat unsere Republik oder, enger ge­
faßt, die österreichische Wirtschaftspolitik ein 
hohes Maß von Vertrauen und Verantwortung 
gerechtfertigt, das von der Bevölkerung, aber 
auch von den ausländischen Partnern in uns 
gesetzt worden ist. 

Wenn wir uns in dieser Situation noch ein­
mal den Film der Geschehnisse und Debatten 
während des letzten halben Jahres vor Augen 
führen, dann komme ich als sozialistischer 
Mandatar zu einem, wie ich glaube, durchaus 
realistischen Schluß : 

Alle jene, die, ' aus weldlen berechtigten 
Gründen immer, für den ersten Teil dieses 
Jahres maßlose Preissteigerungen, Katastro­
phen und wirtschaftspolitisches Versagen pro­
phezeit haben, haben einige gravierende Rea­
litäten unterschätzt: die Tatkraft und das zähe 
und zielbewußte Handeln der Bundesregie­
rung und vor allem der für die Wirtschafts-

damit nicht sagen, daß wir, ich meine jetzt, 
wir sozialistischen Abgeordneten, als Frak­
tion meinen, mit der nun bestandenen Feuer­
taufe wäre schon die Schlacht um die wirt­
schaftlidle Stabilität gewonnen. Abgesehen 
von der virulenten Weltwährungssituation, 
von der sehr wohl zu sprechen wäre, gibt es 
eine Reihe von Problemen, heute auch in der 
Presse dargestellt, die, wie ich glaube, uns 
alle bewegen: 

Wie kann in Zukunft verhindert werden, 
daß ungerechtfertigte Preiserhöhungen erfol­
gen? 

Wie kann die Gefahr gebannt werden, daß 
ein vereinbarter zeitlicher Aufschub von 
Tarif-, Preis- und Lohnerhöhungen durch un­
kontrolliertes Aufheben der Hemmungssduan­
ken einen unerwünschten Auftrieb auslöst, 
einen Sog nach sieh zieht? 

Wie soU d�r Sicherungsmechanismus des 
Preisbestimmungsgesetzes in Zukunft wirken? 

Wie soll das Zusammenwirken der Sozial­
partner in Zukunft erfolgen 1 

Verehrte Damen und Herren! Das sind Fra­
gen, politisch sozusagen an uns selbst gestellt. 
Sie tragen die Antworten bereits in 'sich. 

Verehrte Damen und Herrenl Ich darf zum 
Schluß kommen nach diesem kurzen Streifzug, 
von dem ich glaube, daß er erlaubt war, und 
darf sagen, daß die sozialistische Fraktion des 
Bundesrates gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates keinen Einspruch erheben wird. 
(Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
nochmals Herr Bundesrat Wagner. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Bundesrat Wagner (OVP) : Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren ! Wenn idl mich 
nochmals zum Wort gemeldet habe, so des­
halb, weil ich einige Ausführungen des Herrn 
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Finanzministers und meines Vorredners, des 
Herrn Kollegen Wally, nicht unwidersprochen 
hinnehmen kann. 

Der Herr Finanzminister hat unter anderem 
davon gesprochen, das wäre eine Art von 
Desavouierung der OVP-Mitglieder des Gene­
ralrates der Nationalbank, denn die hätten ja 
zuge . . .  (Widerspruch bei der SPO. - Rufe 
bei der SPO: Das ist ganz daneben! Das ist 
eine echte Unterstellungl) 

Dann darf ich sagen, daß das Wort "Des­
avouierung" in der Debatte im Nationalrat ge­
fallen ist, und sollte ich es . übertragen 
haben . . .  (Widerspruch bei der SPO.) Aber 
es hat dort irgendwie Anklang gefunden. (Ruf 
bei der SPO: Aber hier nichtl) 

Auch Herr Kollege Wally hat in diese Kerbe 
geschlagen, indem er meinte, meine Argumen­
tation käme verspätet, weil sich der General­
rat einverstanden erklärt hat, diesem Gesetz 
zuzustimmen. (Bundesrat W a l l  y: Meine Mei­
nung war, daß das, was Sie gesagt haben, im 
Nationalrat schon als erledigt anzusehen war!) 

Ich möchte dazu grundsätzlich folgendes 
sagen: Meine persönliche Auffassung ist, daß 
es nicht Aufgabe der Mitglieder des General­
rates der Nationalbank ist, darüber zu ent­
scheiden, ob bei einem Gesetz die parlamen­
tarischen Kontrollrechte verletzt werden oder 
nicht. Das ist Aufgabe des Parlaments, das 
möchte ich einmal klar feststellen. (Beifall bei 
der OVP.) 

Ich habe hier festgestellt, daß durch dieses 
Gesetz die Kontrollrechte des Parlaments ein­
geengt werden, und darüber haben die Mit­
glieder des Generalrates nicht zu befinden, 
meine Damen und Herren I Das ist einmal das 
eine. 

Das zweite ist: Der Herr Finanzminister 
sagt, das Gesetz gibt so gewissermaßen der 
Nationalbank das Recht zur Mitwirkung. Habe 
ich jetzt richtig und sinngemäß zitiert, Herr 
Finanzminister? Das Gesetz gibt der National­
bank das Recht der Mitwirkung bei der Men­
genfestsetzung der Münzen, meinten Sie wahr­
scheinlich. 

Darf ich hiezu folgendes sagen: In dieser 
Regierungsvorlage ist ein Passus eingebaut, 
das heißt ein Absatz eingefügt, der scheinbar 
Anlaß dazu gibt, davon dieses Recht abzulei­
ten. Aber was ist Recht? (Bundesrat S e h  i­
p a n i: Das, was der OVP hilft, nicht?) Nein, 
scheinbar, was die Mehrheit in diesem Hause 
entscheidet, das scheint Redlt zu sein, seit 
Sie die Mehrheit haben, Herr Kollege. 

Der Passus lautet folgendermaßen: 

"Die Oesterreichische Nationalbank hat dem 
Bundesministerium für Finanzen auf dessen 
Ersudlen Empfehlungen hinsichtlich der Menge 
der j ährlich auszugebenden Münzen zu erstat­
ten; . . .  " 

"Hat", das ist bindend. Aber "über Ersuchen 
des Finanzministers" . (Bundesrat S e h r  e i:­
n e  r: Ein Ermächtigungsgesetz ist das!) Und 
wenn der Herr Finanzminister nicht ersucht, 
dann hat die Nationalbank weder das Recht 
noch ist sie dazu verpflidltet, solche Vor­
schläge zu erstatten. 

Nun könnte man natürlich sagen: Selbst­
verständlich, so etwas wird j a  immer im Ein­
vernehmen gemacht! Ich stoße mich hier 
aber - und ich betone das - an der Geset­
zesformulierung. (Bundesrat S e h r  e i n  e r: 
Genau!) Denn was nicht zwingend vorgeschrie­
ben ist, muß auch nicht zwingend eingehalten 
werden. Es kann also der Finanzminister ohne­
weiters in Eigenregie das Umlaufvolumen die­
ser Gedenkmünzen ausdehnen. Das möchte ich 
einmal klar dazu sagen. 

Außerdem finde ich, daß die Erläuterungen, 
ich will nicht sagen, irreführend, aber nicht 
vollständig sind. Ich habe hier gesagt, hier 
steht "über Ersuchen des Herrn Finanzmini­
sters" , also über Ersuchen des Finanzministers. 
Auf Seite 3 steht aber zudem folgendes:  "Der 
neue Absatz 4" - das ist der eben zitierte 
Absatz 4 - "sieht die Aufnahme der Ver­
pflichtung der Oesterreichischen Nationalbank, 
Vorschläge für das jährliche Emissionspro­
gramm . . .  zu erstatten, vor." 

Von einer Verpflichtung ist in diesem Ab­
satz 4 keine Rede ; denn erst über Ersuchen 
des Finanzministeriums wird die Nationalbank 
verpflichtet. Erst, das betone ich, über , Er­
suchen. Und das Ersuchen muß nicht unbedingt 
gestellt werden. 

Ich glaube, man sollte also schon bedenken, 
daß Gesetze n�r hinsichtlich dessen bindend 
sind, was drinnen steht. Wenn drinnen stünde, 
daß das Finanzministerium zwingend die Na­
tionalbank um Vorschläge zu ersuchen hat, 
wäre das zwingend. Aber "über Ersuchen", 
das kann man und kann man auch nicht. 

Das möchte ich nur zur KlarsteIlung, meine 
Damen und Herren, anführen, damit nicht 
etwas im Raum hängenbleibt. Sie lachen viel­
leicht, Herr Kollege, aber Gesetze sollte man 
so lesen, daß man sie auch richtig anwendet, 
Herr Kollege. Danke für die Aufmerksamkeit. 
(Beifall bei der 'OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
abermals der Herr Finanzminister Doktor 
Androsch. Ich erteile ihm das Wort. 

800 
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Bundesminister für Finanzen Dr. Androsm.: 
Hoher Bundesrat! Darf ich noch einige Klar­
stellungen treffen, weil doch Mißverständnisse 
vorzuliegen scheinen. 

Zunächst möchte ich sagen: Weder wollte 
ich zum Ausdruck bringen noch habe ich ge­
sagt, daß der Generalrat oder eine General­
ratsfraktion desavouiert werden. Aber ganz 
sicher habe ich nicht gesagt, daß sie thesau­
riert werden. "Thesaurieren" heißt "stillegen", 
und das bezieht sich auf Münzen und sicher­
lich nicht auf den Generalrat. Das ist das erste. 

Das zweite: Sicherlich ist das ein Ermäch­
tigungsgesetz, gar keine Frage, wie es tau­
sende Ermächtigungsbestimmungen in ein­
fachen materiellen Gesetzen, aber auch im 
Bundesfinanzgesetz und ihm nach Artikel 42 
Abs. 5 der Bundesverfassung gleichzuhalten­
den Gesetzen gibt. Es ist völlig legitim und 
legal, wenn na'ch Artikel 18 die entsprechende 
Determinierung erfolgt ist, wie eine ganze 
Reihe Verfassungs gerichtshof judikate ausju­
diziert haben. 

Und nun darf ich Ihnen, da offensichtlich 
deswegen die Mißverständnisse aufgekommen 
sind, doch die neuen Bestimmungen referieren, 
die eine Bindung an die Notenbank als oberste 
Instanz in Währungsfragen darstellen, und da 
eine Einzelbestimmung ohne den Zusammen­
hang mit diesen Kautelen überhaupt nicht 

davon haben Sie nicht gesprochen. (Bundesrat 
W a g n e  r: Das ist zwingend, aber nicht das 
andere!) Davon haben Sie nicht gesprochen, 
Herr Bundesrat, und daher muß ich feststellen, 
daß Ihre Ausführungen einseitig, weil unvoll­
-ständig sein mußten, da Sie eine Bestimmung 
genommen haben, aber nicht den Zusammen­
hang aller Bestimmungen, und nur dieser kann 
zu einem brauchbaren Urteil führen. 

Für die 25- und 50-S-Silbermünzen kann 
dies nach dem vorliegenden Entwurf sogar 
bereits dann geschehen, wenn nur 5 Prozent 
jeweils einer dieser Sorten zur Nationalbank 
zurückgelangt sind. Also hier eine noch stär­
kere Bindung, weil ein größeres Recht der 
Notenbank. Auch davon, sehr geehrter Herr 
Bundesrat, haben Sie nicht gesprochen. Und 
nur in diesem Zusammenhang kann man über­
haupt die ganze Regelung sehen. 

Und was noch entscheidend ist und was 
gegenüber dem j etzigen Zustand eine Ver­
schlechterung fürs Finanzministerium oder, 
wenn Sie wollen, für den fiskalischen Stand­
punkt darstellt, ist die Tatsache, daß das 
Nominale seitens der Notenbank für neu-
emittierte Münzen dem Finanzministerium erst 
dann gutgeschrieben wird, wenn diese Münzen 
tatsächlich in Umlauf gebracht werden. Was 
heißt das nun im Zusammenhang mit dem, 
was ich vorhin gesagt habe? 

evalviert, das heißt bewertet werden kann. Erstens, einmal dürfen die Münzen nur im 

Zunächst wird wie bisher das j ährliche Wege der Notenbank ausgegeben werden, und 

Prägeprogramm mit der Notenbank abge- eine Gutschri�t erfol�t erst dann, wenn die 

stimmt allerdings bisher auf freiwilliger Basis Notenbank dIese Munzen, dem Bedarf ent­

und n�nmehr durch den Gesetzesauftrag des I sprechend, tatsächlich in Umlauf bringt. Das 

Absatzes 4 im § 1 ist die Situation. Wenn Sie anderer Meinung . 
sind, darf ich bitten . . . (Bundesrat W a g n e  r: 

Weiters : Die Münzen dürfen nur im Wege Das , ist nicht das, was ich meine! Bisher hat 
der Oesterreichischen Nationalbank ausge- ja die Nationalbank die Münzen ausgegeben! 
geben werden, das heißt, wir können prägen, Das ist nicht zur Debatte gestanden! Mir geht 
was wir wollen, gewissermaßen auf Teufel- es hier um die Mißachtung der parlamentari­
komm-raus. Das hat aber keine Wirkung, weil sehen Kontrollrechte, nicht um diesen Ge­
über die Ausgabe die Oesterreichische Natio- setzestextl) 
nalbank entscheidet. 

Wenn nun zu viele Münzen in den Umlauf 
kommen sollten, was Sie befürchten, strömen 
sie wieder zur Nationalbank zurück; das er­
gibt sich aus dem Geldkreislauf der Wirtschaft. 
Wenn sie es nitht tun und in den Strumpf 
wandern, dann ist eine monetäre Nachfrage 
damit nicht verbunden. 

Die Nationalbank kann sie, und das ist nun 
neu gemäß § 2 Abs. 2, dem Finanzministerium 
zurückstellen und den Nominalwert für jene 
Bestände an Münzen zurückverlangen, die 
während eines halben Jahres 1 5  Prozent der 
j eweiligen Sorte übersteigen, das ist eine 
zwingende Norm, ein zwingendes Recht der 
Notenbank, hier diese Wirkung auszuüben; 

Sehr geehrter Herr Bundesratl Ich greife 
Ihre Ausführungen, die sich voll mit dem 
decken, was Ihre Fraktionskohegen im Natio­
nalrat sagen und was in völligem Widerspruch 
mit Ihren Parteifreunden im Generalrat steht, 
auf und stelle fest, daß Sie eine Behauptung 
aufgestellt haben, anknüpfend an eine Be­
stimmung des Gesetzes unter Außeracht­
lassung aller anderen. Wenn Sie nun so fair 
wären, die anderen Bestimmungen mit in die 
Betrachtungen einzubeziehen, dann könnten 
Sie, logisch geschlossen, zu diesem Ergebnis, 
zu diesem Schluß nicht mehr kommen. 

Was die parlamentarischen Rechte anbe­
langt, so darf ich doch noch einmal festhalten, 
daß die österreichische Bundesverfassung ganz , 
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Bundesminister Dr. Androscb 
klar sagt und der Verfassungsgerichtshof 
mehrfach ganz klar ausjudiziert hat, unter 
welchen Bedingungen Ermächtigungen ge­
geben werden können, nämlich dann, wenn sie 
nach Artikel 18 hinreichend determiniert sind. 
Und das war auch der Grund, warum der 
Verfassungsdienst seinerseits keine Bedenken 
hatte, sodaß das auch von diesem Standpunkt 
aus in völliger Ubereinstimmung mit der 
Bundesverfassung steht. (Beifall bei der SPtJ.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Herr 
Bundesrat Hofmann-Wellenhof hat sich noch 
zusätzlich gemeldet. 

Bundesrat Hofmann-Wellenhof (OVP) : Ich 
möchte nur in aller Kürze meinem Bedauern 
darüber Ausdruck verleihen, daß am Anfang 
seiner zweiten Wortmeldung der Herr Finanz­
minister beanstandet hat, daß unser Herr 
Kollege Wagner die Fremdwörter "thesaurie­
ren" und "desavouieren" verwechselte. Wir 
beide, Herr Finanzminister, sind Studierte, ich 
glaube, der Herr Kollege Wagner nkbt. Wir 
wollen doch nicht die Worte hier so auf die 
Goldwaage legen. Jedem einzelnen von uns 
kann einmal etwas passieren. (Zwischenrufe 
bei der SPtJ.) Ich möchte also doch bitten, 
daß wir uns, glaube ich, von dieser Art von 
Uberlegenheit freihalten sollten. 

Sie sagten in Ihrer ersten Wortmeldung, daß 
es an mangelnder Kommunikation zwischen 
Generalrat und unserer Fraktion zu liegen 
schien, und ich glaube - wenn ich mich 
verhört habe, dann bitte ich um Entschuldi­
gung -, das war eine Verwechslung zwischen 
"thesaurieren" und "desavouieren". Dies soll­
ten wir wirklich nicht unserem Kollegen an­
lasten. (Beifall bei der tJVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
noch der Herr Finanzminister Dr. Androsch. 
Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Ich bitte um Entschuldigung, wenn ich mich 
noch einmal zum Wort melde. Wenn Sie 
diesen Eindruck hatten, daß ich eine bildungs­
mäßige Uberlegenheit ausspielen wollte, dann 
bitte ich sehr um Entschuldigung. Aber sChließ­
lich, Herr Bundesrat, ist mir ein Vorwurf 
gemacht worden, und ich habe nichts anderes 
getan, als zu meinen, dieser Vorwurf wäre 
zu Unred:J.t erfolgt, weil er auf einem Mißver­
ständnis beruht. (Beifall bei der SPtJ.) 

Vorsitzender: Es ist niemand mehr zum 
Wort gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Berichterstatter das Schlußwort 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu er­
heben. 

20. Punkt: Gesetzesbesm.luß des Nationalrates 
vom 14. Feber 1973 tiber ein Bundesgesetz 
betreffend die Finanzierung der Arlberg 
Sdmellstraße in der Teilstre<k.e Sankt Anton 
am Arlberg bis Langen am Arlberg (Arlberg 
Schnellstraße Finanzierungsgesetz) (917 der 

Beilagen) 

21. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 14. Feber 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz. mit dem das Tauemautobahn-Finanzle­
rungsgesetz geändert wird (918 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zu den 
Punkten 20 und 21 der Tagesordnung, über 
die eingangs beschlossen wurde, die Debatte 
unter einem abzuführen. 

Es sind dies:  

Arlberg Schnellstraße Finanzierungsgesetz 
und 

Änderung des Tauemautobahn-Finanzie­
rungsgesetzes. 

Berichterstatter über beide Punkte ist Herr 
Bundesrat Schickelgruber. Ich bitte um seine 
Berichterstattung. 

Berichterstatter Sd1.I<k.elgruber: Durch den 
vorliegenden Gesetzesbeschluß des National­
rates soll der Bau, die Erhaltung, der Betrieb 
und die Finanzierung der Arlberg Schnell­
straße in der Teilstrecke Sankt Anton am 
Arlberg bis Langen am Arlberg einer Aktien­
gesellschaft übertragen werden. Für die Be­
nutzung dieses Teilstückes wird ein Entgelt 
zu entrichten sein. Der Bundesminister für 
Finanzen soll ermächtigt werden, für Kredit­
operationen unter bestimmten Voraussetzun­
gen die Haftung des Bundes als Bürge und 
Zahler zu übernehmen. Die Aktiengesellschaft 
soll von den bundesgesetzlich geregelten Ab­
gaben vom Einkommen sowie von der Ge­
werbesteuer nach dem Gewerbeertrag und 
dem Gewerbekapital befreit werden, wenn 
sich ihre Tätigkeit auf die im Gesetzesbe­
schluß bezeid:J.neten Aufgaben beschränkt. 
(Vorsitzender-Stellvertreter Hella H a  n z 1 i k 
übernimmt die Verhandlungsleitung.) 

Der Finanzausschuß hat sich in einer Sitzung 
damit beschäftigt und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, gegen diesen 
Gesetzesbesdlluß keinen Einspruch zu er­
heben. Ich bitte den Bundesrat um die ent­
sprechende Bescblußfassung. 
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Der zweite Antrag: Durd! den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates soll eine 
Ausweitung des Tauernautobahnprojekts, und 
zwar durch Vollausbau der Freilandstrecken, 
Zusatzspuren bei Steigungen über 3 Prozent, 
Bau des Knotens Ennstal und Bau der An­
schlußstrecke Rennweg-Gmünd erfolgen. Da­
zu ist eine Erhöhung des Grundkapitals der 
mit ßer Herstellung, Erhaltung und Finanzie­
rung betrauten Aktiengesellschaft sowie eine 
Erhöhung der Zuschüsse de� Länder Kärnten 
und Si]lzburg vorgesehen. Der Haftungsrah­
men des Bundes soll auf insgesamt höchstens 
10,88 Milliarden Schilling an Kapital und einen 
gleich hohen Betrag für Zinsen und Kosten 
erhöht werden. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit durch mich den A n­
t r a g, der Bundesrat wolle beschließen, gegen 
diesen Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Wir gehen nunmehr in die Debatte ein, die 
über die zusammengezogenen Punkte unter 
einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Dr. Schwaiger. 

Bundesrat Dr. Schwaiger (OVP) : Frau Vor­
sitzendel Herr Bundesministerl Hohes Hausl 
Da im Laufe des heutigen Tages die Stand­
punkte hier und da sehr heftig aufeinander­
geprallt sind, wie es wohl auch bei manchem 
Tagesordnungspunkt in der Natur der Sache 
liegt, ist es mir ein Vergnügen, nun zu einem 
Tagesordnungspunkt kurz zu reden, von dem 
ich annehme, daß dabei eine Einmütigkeit des 
ganzen Hohen Hauses sein wird, weil das zu­
mindest für den Westen Osterreichs eine er­
freuliche Sache ist. Ich beschränke mich auf 
den Tunnel durch den Arlberg, weil sich über 
die Tauernautobahn wahrscheinlich Salzburger 
und Kärntner zum Wort melden werden. 

Der Arlberg ist ein Paß mit 1800 Meter 
Höhe; er liegt also, klimatisch bedingt, in 
einem Bereich etwas oberhalb der Waldgrenze. 
Dazu ist die Gebirgsformation so, daß sie 
quer zur Wetterrichtun� liegt, was also be­
deutet: im Sommer große Niederschläge von 
Regen, im Winter meterhohe Niederschläge 
in Form von Schnee. 

Dazu ist zu betonen, daß diese Straße in 
den dreißiger Jahren angelegt wurde, heute 
aber eher den Charakter einer Ausflugsstraße 
hat als einer wichtigen Ostwestverbindungi 
diese Straße ist zu steil und zu hoch. 

Beim Bahnbau vor 100 Jahren hat man das 
berücksichtigt, und man hat diesen Tunnel 
durch den Arlberg gebaut. Wenn man 1 00 

Jahre später daraufkommt, daß auch ein 
Straßentunnel notwendig ist, dann ist dieser 
Gedanke und die Realisierung dieses Gedan­
kens auf das beste zu begrußen. 

Es wurde im Nationalrat von einem soziali­
stischen Abgeordneten kritisiert, daß das nicht 
früher in Angriff genommen worden sei, es 
sei ein Versäumnis von diesem oder jenem 
Minister. 

Dazu möchte ich sagen: Das Land Tirol hat 
sich bemüht, eine Rangordnung der Wichtig­
keit durchzusetzen, und diese Rangordnung 
war ohne Zweifel die Autobahn Kufstein­
Innsbruck-Brenner. Um die Brennerauto­
bahn zu erreichen, hat auch das Land Tirol 
große Opfer gebracht. Auch für das Teilstück 
Innsbruck-Kufstein hat das Land Tirol einen 
Teil des Zinsendienstes gegenüber dem 
Finanzminister übernommen, sonst wäre die 
Autobahn heute noch nicht fertig. 

Ich darf als einen anderen Vergleich die 
Felbertauernstraße bringen, die in summa 
etwa 1 Milliarde Schilling gekostet hat und 
die auf große Kritik gestoßen ist auch in Tirol, 
woran sich das Land groß beteiligt hat und 
woran sich immerhin fast alle Gemeinden von 
vier Bezirken beteiligt haben. Diese Felber­
tauernstraße ist heute für das Finanzmini­
sterium ein Geschäft. Für das Land Tirol wäre 
es auch ein Geschäft, wenn das Land die 
Dividenden pflegen würde und sie nicht in 
Form von Körperschaftsteuer vorweggenom­
men werden würden. Die Mauteinnahmen die­
ser Straße, die 1 Milliarde gekostet hat, sind 
inzwischen etwa auf 120 Millionen Schilling 
j ährlich angestiegen. 

Die Mauteinnahmen der Brennerautobahn 
sind noch etwas höher. Es ist zu erwarten, daß 
vielleicht im heurigen Jahr, wenn Bozen­
Klausen einmal fertig ist, eine weitere Steige­
rung der Mauteinnahmen erfolgen wird, sodaß 
die präliminierten 170 Millionen Mautein­
nahmen j ährlich, die für den Kapitaldienst 
notwendig wären, in diesem oder im nächsten 
Jahr erreicht werden. 

. 

Also diese Sachen waren nicht Versäum­
nisse, sondern waren die Folge einer organi­
schen Rangordnung, die konsequent durchge­
führt worden ist. 

Wir haben schon noch andere Anliegen auch 
in Tirol, nicht nur diesen Arlbergtunnel und 
die Brennerautobahn. Wie man weiß, sind 
Gespräche im Gange, Herr Bundesminister, 
über die Schnellstraße Ulm-Mailand oder 
München-Venedig oder die Südalpenstraße 
von Kärnten herauf nach Lienz durchs Puster­
tal. Aber wenn jetzt nun dieser Tunnel gebaut 
wird, dann begrüßen wir das auf das beste. 
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Wenn gesagt wird, das kommt nur den 
Frächtern oder sonst wem zugute, dann möchte 
ich erwidern, daß das natürlich der ganzen 
Bevölkerung zugute kommt. 

Die Hindernisse des Verkehrs versuchte die 
Bundesbahn in den letzten Jahren damit etwas 
zu mildern, indem sie von Landeck nach 
Bludenz, glaube ich, einen Huckepackverkehr 
eingeführt hat, der aber nicht richtig funktio­
nierte und inzwischen wieder eingestellt 
wurde. Diese Schwierigkeiten wird der Tunnel 
beseitigen. 

Es bleibt mir zum Schluß nur noch übrig, 
allen Beteiligten, die zu diesem Beschluß bei­
getragen haben, egal welcher Parteirkhtung, 
aufrichtig zu danken und sie zu bitten, daß 
solche Projekte weiterhin wohlwollend ver­
folgt werden. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Zum Wort hat sich nun Herr Bundesrat 
Schwarzmann gemeldet. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Scbwarzmann (SPO) : Frau Präsi­
dentinl Herr Minister I Hohes Haus! Mit 
großem Interesse haben nicht nur die Abge­
ordneten der Länder Tirol und Vorarlberg, 
sondern auch die ganze Bevölkerung den 
Beschluß des Nationalrates zur Finanzierung 
eines Arlbergtunnels und den Abschluß eines 
Gesellschaftsvertrages zur " Kenntnis genom­
men und sind jenen,. die dazu beigetragen 
haben, sehr dankbar. 

Wenn auch die OVP für sich in Anspruch 
nehmen will - so Nationalrat Regensburger, 
Abgeordneter des Nationalrates Stohs und 
nun auch in einer abgeänderten Form Herr 
Kollege Dr. Schwaiger -, daß schon unter 
ihrer Regierung durch den Minister Kotzina 
die Weichen für die Tunnelierung gestellt 
wurden, so muß doch zugestanden werden, 
daß erst durdl die Vorlage des Bundesstraßen­
gesetzes am 27. 1 1 . 1970 ein wesentlicher 
Schritt getan wurde und "in der weiteren Folge 
Zug um Zug die Planung für diese Tunnel­
verbindung und die Bildung einer Gesellschaft 
durch den Bautenminister Moser und der 
Regierung Kreisky getätigt wurde. 

Zum Zeitpunkt der OVP-Regierung gab es 
hauptsächlich nur Trassenstreit, also die De­
batte, weldler Tunnel, ob von Langen oder 
von Stuben nach Sankt Anton beziehungs­
weise zum Mooserkreuz zu führen ist ; diese 
Debatte war also noch nicht abgesdllossen. 

Durch die Gründung der Arlbergstraßen­
tunnel AG am 26. 1 .  1 973 konnte auch die 
Finanzierung dieses Bauvorhabens sicherge­
stellt werden und somit auch der Baubeginn, 
der voraussichtlich im Herbst dieses Jahres 
erfolgen wird. 

Wie wichtig diese Tunnelverbindung für das 
Land Vorarlberg und das Land Tirol beson­
ders in den Wintermonaten ist, möchte iCh 
durch einige Daten belegen. 

Nicht nur die Straßensperren wegen Lawi­
nengefahr, sondern auch die Uberwindung 
von 470 Meter Höhenunterschied bei Schnee 
und Eis bringen für den Schwerlastverkehr 
große Schwierigkeiten. So mußte die Straße 
über den Arlberg im Winter 1964/65 für 
233 Stunden, das sind 9 Tage und 18 Stunden, 
im Winter 1965/66 258 Stunden, somit 10 Tage 
und 6 Stunden, im Winter 1966/67 1 1  Tage 
und 3 Stunden gesperrt werden, im Winter 
1 967/68 gar 14 Tage und 1 0  Stunden. Im 
Winter 1968/69 hatten wir die erfreuliche Tat­
sache, daß der Arlberg nicht

' 
gesperrt wurde. 

Im Jahre 1969170 waren es wiederum 14 Tage 
und 7 Stunden, im Winter 1970171 13 Tage, 
im vorigen Winter keine Sperrung, und im 
jetzigen Winter sind es schon wieder drei­
einhalb Tage. 

Wenn man noch bedenkt, mit welchen 
Schwierigkeiten und Gefahren die Fahrt mit 
schweren Fahrzeugen während der Winterzeit 
verbunden ist, kann man einigermaßen er­
messen, welche Nachteile für den Transport 
von Wirtschaftsgütern aller Art der Wirtschaft 
und somit auch der KonsumentensChaft da­
durch erwaChsen. 

Der Bahntransport dieser Fahrzeuge von 
Bludenz beziehungsweise Langen nadl Sankt 
Anton beziehungsweise bis Landeck ist sehr 
zeitraubend und sehr kostspielig trotz Bei­
stellung moderner Waggons, also dieser schon 
genannte Huckepackverkehr, und außerdem 
ein Defizitgeschäft für die Bundesbahn. Solche 
Transporte sind nur auf größeren Strecken 
wirtschaftlich. 

Die Frequenz betrug im J ahresdurdlsdmitt 
im Jahre 1970 - von den Jahren 1971  und 
1972 sind keine Zahlen bekannt, weil die 
Zählungen nur alle fünf Jahre durchgeführt 
werden - in beiden Ridltungen 2513 Fahr­
zeuge pro Tag. Beim Maximalverkehr wurden 
9243 Fahrzeuge tägliCh gezählt und im Winter 
durchsdlnittlidl 2300 Fahrzeuge. 

Wenn man weiters bedenkt, daß fahrdyna­
mische UntersuChungen ergeben haben, daß 
bei Benützung eines Tunnels für LKW mit 
Anhänger 75 Prozent, für LKW ohne Anhänger 
70 Prozent und für PKW 50 Prozent Fahrzeit­
einsparungen erreicht werden können und die 
Treibstoffeinsparungen bei LKW mit Anhän­
ger 70 Prozent, bei LKW ohne Anhänger 
65 Prozent und bei PKW ebenfalls 50 Prozent 
ausmachen, kann der wirtschaftliche Vorteil 
eines Tunnels einigermaßen ermessen werden. 
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Wenn dazu noch die gewalt.ige Zeitersparnis 
berücksichtigt wird und die voraussichtlich 
mehrfac:he Zahl der Fahrzeuge, die diese 
Strecke schon durdl die rasdle Steigerung des 
Autoverkehrs befahren werden, sowie die 
Brennstoffersparnis, so ist die rasche Erbauung 
dieses Tunnels wohl gerechtfertigt. Die hohen 
Kosten von voraussichtlich 3520 Millionen 
Sdlilling bis zur Fertigstellung beziehungs­
weise ein Gesamthaftungsrahmen von 5600 
Millionen Schilling inklusive der Zinsen für 
eine mittlere Laufzeit sind da ebenfalls ge­
rechtfertigt. 

Mit dem Bau dieses Tunnels von 1 0,4 Kilo­
metern, zu dem noch ein Vortunnel von 
2,7 Kilometern in Sankt Anton vorgesehen ist, 
wird der längste Straßentunnel verwirklicht, 
wofür die ganze Bevölkerung Osterreichs, 
aber ganz besonders die der Bundesländer 
Vorarlberg und Tirol der sozialistischen Bun­
desregierung und den Regierungen der ge­
nannten Bundesländer zu besonderem Dank 
verpflichtet sind. 

Es ist erfreulich, daß auf Grund der Ver­
handlungen auf höchster Ebene vom 26. Januar 
1 972 und am 2. September 1972 in Sankt 
Christoph bei der Unterzeichnung des Syndi­
katsvertrages sowie der GrÜlldungsversamm­
lung der Arlbergstraßentunnel AG am 26. 1 .  
1 973 ein Finanzierungsmodus gefunden wer­
den konnte, der für alle Beteiligten als tragbar 
zu bezeichnen ist und eine echte föderalistische 
Tat bedeutet. Nur durch die zusätzliche finan­
zielle Beteiligung der Bundesländer Tirol mit 
26 Prozent an der Bausumme und von Vorarl­
berg mit 14 Prozent konnte dieses Bauvor­
haben wesentlich vorgezogen werden und 
somit für die Wirtschaft und besonders für 
den Fremdenverkehr ein großer Vorteil er­
reicht werden. 

Der Bau dieses Tunnels erfordert weiters 
den raschen Bau der vorgesehenen Autobah­
nen und Schnellstraßen auf der Strecke Inns­
bruck bis Bregenz, um die österreichische Ost­
westtransversale zu komplettieren. In Vorarl­
berg wird der baldige Baubeginn der Auto­
bahn im Raume Bregenz von der österrei­
chisch-deutschen Grenze bis Dornbirn-Nord 
erwartet, ferner der Bau eines weiteren Teil­
stückes der Autobahn von Rankweil bis Blu­
denz und der weitere Ausbau der Schnell­
straße von Innerbraz bis zum vorgesehenen 
Tunnelportal in Langen am Arlberg. 

Diese großen Bauvorhaben mit weiteren 
dringenden Straßenbauten in ganz Osterreich, 
zum Beispiel die Schließung der Autobahn­
lücke von Tirol nach Salzburg, erfordern einen 
gewaltigen Kapitalaufwand. Die SPO-Regie­
rung war sieb. im klaren, daß der derzeitige 

Budgetrahmen so beengt ist, daß eine Frei­
madlung von Mitteln für den Straßenbau aus 
den allgemeinen Budgetmitteln unmöglich ist. 
Daher war die Erhöhung einer Mineralölsteuer 
für den Straßenbau unerläßlich. Die von der 
Bevölkerung gewünschte Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse verlangt zusätzliche 
Opfer, die wiederum durch größere Erfolge 
im Fremdenverkehr und vermehrtem Güter­
austausch reichliche Vorteile für unser Land 
bringt. 

Die Ersc:hließung dieser Mittel für den 
Straßenbau machte es möglich, auch für diese 
so wichtige Verbindung Zuschüsse aus den 
Mitteln der Bundesmineralölsteuer von 450 
Millionen zu leisten. Zu den vorgenannten 
Opfern zählt auch die vorgesehene Einhebung 
einer Mautgebühr, um die Amortisation und 
Verzinsung des Baukapitals sowie die Kosten 
der Verwaltung in absehbarer Zeit und zu 
einem Großteil zu decken. Wenn man die 
eingangs genannten Vorteile berücksichtigt, . 
so ist es wohl gerechtfertigt, diese Einnahmen 
zu sichern. 

Andererseits ist es audt verständlich, wenn 
heute schon gewünsdtt oder gefordert wird, 
den Fahrzeugbesitzern beziehungsweise den 
Tunnelbenützern aus Vorarlberg und Tirol in 
erster Linie, wenn es möglich ist allen Oster­
reichem, die Maut zu ermäßigen oder aufzu­
lassen. Wenn diese Minderausgaben, die be­
sonders im Schwerlastverkehr entstehen, der 
ganzen Bevölkerung durch Verbilligung der 
Konsumgüter zugute kommen und finanziell 
tragbar sind, kann eine solche Ermäßigung nur 
unterstützt werden. 

Unterrichtete Kreise sehen einen besonde­
ren Vorteil in der Parallelführung des Tunnels 
mit dem Eisenbahntunnel, wobei Verbindungs­
stollen vorgesehen sind, die bei Unfällen in 
einem der Tunnels besonders vorteilhaft 
wären. Das kann man ebenfalls besonders 
begrüßen, weil dadurch eine rasdtere Be­
hebung der Unfälle beziehungsweise das Weg­
schaffen der Verwundeten und dergleichen 
gewährleistet ist. 

In Anbetracht der Dringlidtkeit der Schaf­
fung dieser Straßenverbindung zwischen Tirol 
und Vorarlberg und der großen Vorteile gibt 
die sozialistisdle Bundesratsfraktion diesem 
Gesetz gerne ihre Zustimmung. (Beifall bei 
der SPO.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Zum Wort hat sich nun Herr Bundesrat Mayer 
gemeldet. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Mayer (OVP) : Frau Vorsitzende I 
Herr Bundesministerl Hoher Bundesrat! Meine 
sehr geehrten Damen und Herrenl Es ist nicht 
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eine Selbstverständlichkeit, sondern durchaus 
auch eine bestimmte Sorge, wenn über eine 
Frage des eigenen Bundeslandes eine Ge­
setzesvorlage zu behandeln ist, daß man sich 
da zum Wort meldet. Es wird deswegen etwas 
kürzer sein, weil ja das Stammgesetz vor­
handen ist und weil es sich in diesem Fall bei 
der Tauernautobahnscheitelstrecke nur um 
eine Abänderung der Finanzierung handelt. 

Aus der Sicht des Landes Salzburg . ist diese 
Gesetzesänderung zu begrüßen, weil mit der 
Novellierung des Tauernautobahn-Finanzie­
rungsgesetzes eine Aufstockung der finanziel­
len Mittel vorgesehen ist, was wieder, so 
glauben wir, bewirkt, daß der Bau in einer 
Zügigkeit fortgeführt werden kann, wie er 
etwa geplant und vorgesehen ist. 

Diese Aufstodmng soll neben dem Abfangen 
der allgemeinen Baukostensteigertmg, das soll 
nicht vergessen werden, auch zum Vollausbau 
der im Baubereidt Eben im Pongau bis 
Gmünd liegenden Freilandstrecken der soge­
nannten Gesellschaftsstrecke dienen. 

Nach Schätzungen von Fachleuten werden 
die Mehrkosten des Vollausbaues etwa 6 Pro­
zent nicht übersteigen. 

Sdton bei den Beratungen zum Stammgesetz 
war klar, daß die Autobahn in diesem Bereich 
der Wohlstandsbringung bisher verkehrs­
mäßig nicht so günstig erschlossener Gebiete 
helfen wird. Das war die Ursache, das war der 
Grund. 

Zwei gewaltige Bergmassive, der Radstädter 
Tauern und der Katsdtberg, werden dadurch 
von Verkehrserschwernissen freigemacht wer­
den und vor allem auch die Wintersicherheit 
für den durchziehenden Verkehrsstrom dieser 
Bergstraßen erreicht werden können. 

Wenngleich die wirtschaftlichen Vorteile 
des Landes Salzburg erst im südlichen Lande's­
bereich im Lungau als wirksam zu erwarten 
sein werden, so werden die die Orte verbin­
denden bisherigen Bundesstraßen weitgehend 
vom in Richtung Süden und Südosten ziehen­
den Verkehrs strom entlastet werden können. 
Von Seite anderer Bundesländer möge man 
mir nicht böse sein, wenn wir ganz klar er­
kennen, daß die größeren Vorteile in Kärnten 
ihre Wirkung haben werden und sich auf die 
Steiermark ausbreiten. 

Noch näher ausgedrückt wird der Fremden­
verkehrsstrom und die Zubringung der Wirt­
schafts güter vom wirtschaftlichen Zentrum 
Europas ermöglicht werden. Dies sind einige 
Erkenntnisse und Vorstellungen, die in der 
Hoffnung ihrer positiven Wirkung sicher noch 
fortgesetzt werden . könnten. 

Nun aber, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, komme ich zu einer anderen Frage. 
Es hat j etzt mandunal den Anschern, als würde 
die derzeitige Regierung und der zuständige 
Minister durch diese starke Optik von Auto­
bahn und Schnellstraße der dritten Straßen· 
kategorie, den sogenannten B-Straßen, zu­
wenig Aufmerksamkeit schenken. Diese Bun­
desstraßen aber sind nicht nur als Verbindung 
von Ort zu Ort und zur reibungslosen Ab­
wicklung des Arbeitsprozesses der Gesamt­
wirtschaft äußerst wichtig, sie sind zugleidt 
auch die Abnehmer und Zubringer des Ge­
samtverkehrs zu den Autobahnen und Schnell­
straßen. Es muß daher nach einem harmoni­
schen Zusammenwirken der Bundesstraßen 
aller Kategorien getrachtet werden. 

Ernstlich muß ich auf einen Beispielsfall 
hinweisen. Der Herr Bundesminister für Bau­
ten und Technik neigt dazu, doch eine stief­
mütterliche Behandlung solcher Straßenzüge 
eingeleitet zu haben. Es handelt sich hier um 
die Bundesstraße 1 56, die Lamprechtshausner 
Bundesstraße. Darauf muß aufmerksam ge­
macht werden. 

Es handelt sich dabei um die mit Verord­
nung des Bundesministers für Bauten und 
Technik im Jahre 191 1  genehmigte Straßen­
trasse im Gemeindegebiet Anthering, nur 
einige Kilometer nördlich der Stadt Salzburg. 
Durch die Verzögerung der in diesem Bereich 
geplanten Ortsumfahrungen wird nicht nur die 
weitere Entwicklung der Stadt Salzburg und 
der Wirtschaftszentren dieser Stadtumgebung 
und der naheliegenden Gemeinden sehr stark 
behindert beziehungsweise eingeschränkt, 
sondern es leidet in einem noch größeren Aus­
maß der gesamte Personen- und Güterverkehr 
des nördlichen Flachgaues entlang der Staats­
grenze zu Bayern - das ist eine Eigenart -
und jener des Wirtschaftsverkehrs aus dem 
oberösterreichischen Innviertel zu den Wirt­
schaftsgebieten im Raume der Stadt Salzburg, 
der ja nachweislich in einem sehr großen 
Ausmaß besteht. 

Ich nehme diesen Straßenzug deswegen be­
wußt als Beispielsfall, weil sich das an der 
Lampredltshausner Bundesstraße am besten 
beweisen läßt. Das erste Baulos, die Umfah­
rung Bergheim, ist im Jahre 1 911  bis zum 
Jahre 1 912 hinein erledigt worden, dann 
wurde jede weitere Fortsetzung dieses Stra­
ßenzuges unterbrodten. Es bedeutet sicher 
Mehrauslagen, wenn man irgendwo eine vor­
bereitete Arbeit abbricht und diese erst später 
wieder fortsetzen muß. 

Eine solche Unterbrechung hätte aber unter­
bleiben können, wenn eine kräftige Unter­
stützung durch finanzielle Mittel des Bundes 
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für den vom Bund so stark verlangten Ausbau 
der Gasteiner Straße erfolgt wäre. In diesem 
Zusammenhang ist es interessant, daß der 
Wunsch des Bundes ausgesprochen auf den 
Ausbau der Gasteiner Straße gelegt wurde 
und daß natürlich die Mittel von dort her­
genommen werden mußten, wo man glaubte, 
daß diese Arbeiten nicht so notwendig seien. 

Nun glaube ich, daß es dem Herrn Finanz­
minister doch möglich 'Sein müßte, aus seinen 
Mehreinnahmen der Mehrwertsteuer zur 
Mineralölsteuer - ich weiß nicht, wie hoch 
diese Mehreinnahmen sind, und ich werde 
mich auch hüten, Zahlen zu nennen, die ich 
nicht genau belegen kann - Beträge flüssig­
zumachen. Aber es dürfte im allgemeinen 
doch zutreffen, daß, wenn man auf der einen 
Seite Kostensteigerungen hat, es auf der ande­
ren Seite für den Fiskus auch Mehreinnahmen 
geben wird. Diese Mehreinnahmen, wieder in 
der richtigen Form verteilt, werden unsere 
Zufriedenheit auch im Hinblkk. auf die Bun­
desstraßen dritter Kategorie, der B-Straßen 
finden können. 

Dem Gesetzesbeschluß über die Finanzie­
rung der Tauernautobahn gibt die OVP-Frak­
tion ihre Zustimmung. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella HanzUk: 
Zum Wort hat sich Frau Bundesrat Helene 
Tschitschko gemeldet. Ich erteile ihr dieses. 

Bundesrat· Helene Tscbitsmko (SPO) : Frau 
Vorsitzende I Herr Finanzminister! Meine 
Damen und Herren! Die Bedeutung der 
Tauernautobahn ist eine solche, daß es sich 
erübrigt, sie noch besonders hervorzuheben. 
Gestatten sie mir trotzdem, kurz festzuhalten, 
daß sich die Notwendigkeit der Schaffung 
einer leistungsfähigen Nordsüdverbindung 
Salzburg-Villach aus verkehrsgeographi­
schen, verkehrspolitischen, verkehrswirtschaft­
lichen sowie aus regionalpolitischen und 
staatspolitischen Gründen ergibt. 

Kärnten hat diese Bedeutung in der Ver­
gangenheit klar erkannt. Trotzdem wurde die 
gesetzliche Grundlage für den Bau der Tauern­
autobahn Salzburg-Niederalm-Golling­
Werfen-Eben im Pongau-Flachau-Zeder-
haus-Katschberg-Renweg-Gmünd in 
Kärnten-Seeboden-Spittal-Villachi Ab-
zweigung von Lieserhofen bei Seeboden zur 
Drautal Bundesstraße bei Lendorf erst mit der 
Bundesstraßengesetznovelle 1968 geschaffen. 

Am 6. März 1969 wurde durch das Tauern­
autobahn-Finanzierungsgesetz der Ausbau des 
wichtigsten Teiles dieser Verbindung, der 
eigentlidle Alpenüberg'ang vom Ennstal . in 
SalZlburg ins Kärntner Liesertal einschließlich 
der beiden Großtunnels - zirka 6,4 Kilometer 

unter den Radstädter Tauern zwischen Fladlau 
und Zederhaus und zirka 5,4 Kilometer unter 
dem Katschberg - und deren Rampen, das ist 
die 53 Kilometer lange Strecke von Eben im 
Pongau bis Rennweg - die sogenannte 
Tauernautobahn-Scheitelstrecke -, der Tau­
ernautobahn AG übertragen. 

1 969 wurde auch die Gesamtsumme der 
während der zirka fünf jährigen Bauzeit auf­
zubringenden Mittel - Baukosten per 1 .  Jän­
ner 1 968 einschließlich Grundablösen, Bau­
kostenstei'gerungen von rund 5 Prozent Bau­
neben(kosten, Verwaltungskosten der Gesell­
schaft und sonstige Kosten während der Bau­
zeit, Kreditkosten und Anleihedienst - mit 
rund 3450 Millionen Schilling erredmet. 

Diese Baukosten beziehen sich allerdings 
nur auf die Herstellung der Halbautobahn, das 
heißt, die Scheitelstrecke Eben im Pong,au­
Rennweg wird nur mit zwei Fahrstreifen aus­
gestattet. Parallel dazu sollte vom Bundes­
ministerium für Bauten und Technik der Aus­
bau .der entsprechenden Zubringerstraßen von 
Salzburg nach Eben im Pongau und von Renn­
weg nach Villach einschließlich der Umfahrung 
Spittal vorangetrieben werden. 

Das Grundkapital der Tauernautobahn 
- 1 912 zur Gänze eingezahlt - betrug damals 
250 Millionen Schilling, wovon der Bund 
60 Prozent und die Länder Kärnten und Salz­
burg je 20 Prozent aufbrachten. Weiters wurde 
vereinbart, daß von den beiden Ländern durch 
15 Jahre hindurch, von 1913 bis 1981, ein 
jährlicher Baukostenzuschuß von je 10 Millio­
nen Schilling, das sind zusammen 300 Millio­
nen Schilling, ge1eistet wird. 

Bereits Mitte 1910 zeichnete sidl ab, daß die 
j ährlichen Kostensteigerungen 5 Prozent we­
sentlich übersteigen würden. Der Aufsichtsrat 
der Tauernautobahn AG erachtete es daher 
für notwendig, Verhandlungen der Aktionäre 
über dieses Thema anzur,egen. Weiters wurde 
damals auf die Wirtschaftlichkeit des sofor­
tigen Vollausbaues der Scheitelstrecke und auf 
die Ausführung von Zusatzspuren bei Stei­
gungen über 3 Prozent hingewiesen. Diese 
Erhöhung der Baukosten von rund 2 1 1 1  Mil­
lionen Schilling ,- Preissteigerungen, Voll­
ausbau und so weiter - bedingte eine Novel­
lierung des Tauernautobahn-Finanzierungsge­
setzes. 

Weiters mußte von seiten der Ämter der 
Kärntner und Salzburger Landesregierung be­
fürchtet werden, daß die Fertigstellung der 
Anschlußstrecke zwischen Salzburg und 
Villach nicht rechtzeitig erfolgen könnte. 

Das Land . Kärnten sah sich durch den Bau­
beschluß der Osterreich.ischen Draukraftwerke 
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für das Maltakraftwerk im Juni 1 97 1  vor ein 
weiteres schwerwiegendes Problem gestellt. 
Die Hauptbauzeit für das Kraftwerk wird Mitte 
1975 beginnen. Die Bewältigung des Trans­
portverkehrs auf der Liesertal Bundesstraße 
wird während d-er Hauptbauj ahre ab 1 975 als 
völlig ausgeschlossen angesehen. Das Gesamt­
erfordernis für das Teilstück Lieserhofen­
Gmünd würde nach Berechnungen der Bundes­
straßenverwaltung bei einer 5prozentigen 
Preis steigerung 144 Millionen Schilling be­
tragen. Eine vorzeitige Inangriffnahme wäre 
allerdings nur durdl eine vermehrte Inan­
spruchnahme von Fremdkapital im Ausmaß 
von 294 Millionen Sdlilling möglich. Die hier­
auf entfallende Zinsenbelastung soll durdl 
Mittel des B�des, des Landes Kärnten und 
der Osterreichischen Draukraftwerke . als Inter­
essenträger aufgebracht werden. 

Da dies·es Problem aber im Einvernehmen 
mit allen Beteiligten geklärt werden sollte, die 
Meinungen hinsichtlich der Höhe der Bau­
kosten, der Finanzierungskosten und so weiter 
aber beträchtlich auseinandergingen, erklärte 
der Herr Finanzminister Dr. Androsdl Anfang 
1 972, daß er nach Vorliegen der endgültigen 
Berechnungen eine grundsätzliche Aussprache 
zwischen den Herren Landeshauptmännern 
von Kärnten und Salzburg herbeiführen werde. 

Und nun zeigte es sich, daß die gegenwär­
tige Bundesregierung, im besonderen der Herr 
Bundesminister für Finanzen Dkfm. Dr. Hannes 
Androsch und der Herr Bundesminister für 
Bauten und Technik Jos-ef Moser, niCht nur 
die Bedeutung eines forcierten Ausbaues der 
'f.auernautobahn klar erkannten, sondern auch 
bereit waren, diesen Ausbau tatkräftig zu 
fördern. So ging der Bund zum Beispiel von 
der Meinung ab, daß bei der Novellierung 
des Tauernautobahn-Finanzierungsgesetzes 
die Bedeckung des Abganges der Tauernauto­
bahn AG aus den zweckgebundenen Mineral­
ölsteuereingängen vorgesehen werden müßte. 
Dadurch werden die Mittel aus der Mineralöl­
steuer für den Ausbau der Bundesstl1aßen A 
und B nicht gekürzt. 

Am 5. April 1 972 fand unter dem Vorsitz des 
Herrn Bundesministers Androsch in Anwesen­
heit des Herrn Bundesministers Moser und 
den Ländervertretern, an ihrer Spitze die Lan­
deshauptmänner von Kärnten, Hans Sima. und 
Salzburg, Dipl.-Ing. Dr. Hans Ledlner, sowie 

. leitender Beamter des Finanzministeriums und 
der beiden Länder ein politisches Spitzenge­
spräch über den forcierten Ausbau der Tauern­
autobahn statt. 

Die Tauernautobahn ist derzeit von Salz­
burg bis Kuchl rund 20 Kilometer in Betrieb, 
bis einige Kilomet-er über den Raum Golling 

hinaus in Bau. Vom Raum Golling ,bis Eben 
klafft eine Lücke von rund 30 Kilometern. Die 
Gesellschaftsstrecke reicht von Eben im 
Pongau 'bis Rennweg. Von Rennweg bis 
Lies erhofen besteht ebenfalls eine Baulücke 
von rund 27 Kilometern in schwierigstem Ge­
lände. Der nächste Abschnitt der Tauernauto­
bahn, die rund 13 Kilometer lange Umfahrung 
Spittal mit Wolfsbergtunnel, befindet sich der­
zeit in Bau. 

Die Notwendigkeit, die beiden Baulücken 
zwischen Go11ing bis Eben und zwischen Renn­
weg und Lieserhofen möglichst rasch, späte­
stens jedoch bis Ende des laufenden Dezen­
niums zu schließen, wurde von allen Beteilig­
ten einstimmig anerkannt. 

NaCh eingehenden Beratungen konnte der 
Herr Finanzminister im · wesentlichen folgen.;. 
des Ergebnis des Spitzengespräches konkreti­
sieren : 

1 .  Die Freilandstrecken der Gesellschafts­
strecken Eben-Rennweg werden in einem 
Zug voll - also vierspurig - ausgebaut 
werden. Bei Steigungen über 3 Prozent wird 
eine Zusatzspur eingebaut. 

2. Die Gesellschaftsstrecke wird von Renn­
weg nach Süden bis Gmünd verlängert. Ebenso 
wird der Knoten Altenmarkt auf SalZ'burger 
Seite einbezogen. 

3. Es muß vor allem durch den rechtzeitigen 
Ausbau der Strecke Werfen-Eben sicherge­
stellt werden, daß spätestens 1 982 eine durch­
gehende Befahrung der Tauernautobahn 
möglich ist. 

4. Die Gesellschafter sind bereit. das Grund­
kapital zu verdoppeln, wie dies vom Finanz­
ministerium gefordert wurde, und zwar im 
gleichen Verhältnis, nämlich 60 Prozent Bund 
und je 20 Prozent die Länder Kärnten und 
Salzburg. 

Mit der bei dieser Aussprache am 5. April 
1 972 erfolgten Entscheidung wurde sicherge­
stellt, daß die gigantische Bausumme von rund 
6 Milliarden Schilling innerhalb von zehn 
Jahren für die durchgehende Befahrbarkeit 
der Tauernautobahn zwischen Salzburg und 
Spittal zur Verfügung gestellt werden kann, 
wozu noch die Finanzierungskosten für jene 
Abschnitte kommen, die von der Gesellschaft 
mit Hilfe von Fremdkapital gebaut werden 
müssen. 

Im Anschluß dar,an verpflichtete sich der 
Bund beziehungsweise das Bundesministerium 
für Bauten und Technik, alle Maßnahmen so 
zeitgerecht zu ergreifen, daß die Befahrbarkeit 
der Autobahntrasse Lieserhofen-Gmünd der 
Tauernautobahn ab 1. Juli 1 915 für den Bau-
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stellensChwerverkehr für das Kraftwe�k Malta 
der OsterreiChischen Draukraftwerke AG ge­
währleistet erscheint und die Uberga:be des 
AbsChnittes an den öffentlichen Straßenver­
kehr mit 1 .  Juli 1976 erfol,gt. Das Land Kärnten 
verpflichtete sich seinerseits, unter diesen Vor­
aussetzungen gemeinsam mit den ODK dem 
Bund noch im Jahre 1972 einen verlorenen 
Zuschuß von 50 Millionen Schilling zu leisten. 

Am 27. Juni 1972 fand bei Herrn Finanz­
minister Dr. Androsch eine weitere Aussprache 
zur Klärung der eventuellen Zahlungsmodali­
täten bezüglich des Baukosten�uschusses der 
beiden Länder Kärnten und Salzburg von jähr­
lich 210 Millionen SChilling an die Tauern­
autobahn AG statt. Durch das Entgegenkom­
men des Herrn Finanzministers war es schließ­
lich mögliCh, eine Einigung zu erzielen, die 
von Kärnten zwar bedeutende finanzielle 
Opfer fordert, eine finanzielle Uberbelastung 
aber aussChließt. Kärnten trägt damit der 
Wichtigkeit eines raschen . Ausbaues der 
Tauernautobahn, auf die es ja in ,der Ver­
gangenheit schon immer hingewiesen hat, 
ReChnung. 

Meine Damen und Herren I Lassen Sie midl 
abschließend meiner festen Uberzeugung Aus­
druck verleihen, daß die gute Zusammenarbeit 
zwischen dem Bund und den beiden betroffe­
nen Ländern auf allen Ebenen den weiteren 
zügigen Ausbau der Tauernautobahn als einen 
wintersiCheren Alpenübergang ermöglichen 
und besChleunigen wird. Vielleidlt wird der 
Bau der Tauernautobahn einst dem Bau der 
Semmeringbahn gleiChgestellt werden. Ohne 
Zweifel aber wird Osterreich das Prestige, 
das es im Ausland bereits heute genießt, 
weiter vergrößern können. Meine Fraktion 
wird der Gesetzesvorlage gerne ihre Zustim­
mung geben. ICh danke für Ihre Aufmerksam­
keit. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Bürkle. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Bürkle (OVP) : Es irritiert ein 
bißchen, weil man sagen muß : Frau Vorsit­
zende - ich glaube, zum erstenmal in der 
Zweiten Republik, ich bin nicht ganz sicher -i 
also Frau Vorsitzende! Herr Minister! Meine 
sehr geehrten Damen und Herrenl Der heutige 
Tag ist für einen Parlamentarier, der weit im 
Westen Osterreichs wohnt, eigentlich ein Tag 
der Freude. 

Mit diesem Gesetz wird ein Stein für ein 
Werk gesefzt, das lange auf sich warten hat 
lassen. Fast 1 00 Jahre sind seit dem Bau der 
Arlbergeisenbahn und des Tunnels vergangen, 
damals eine ungeheuer bedeutungsvolle Ost­
West-Verbindung. Das gilt heute noch. 

Darf ich Ihnen in Erinnerung rufen, wie weit 
dieses Bundesland westlich des Arlbergs von 
der Bundeshauptstadt und auch von den inqu­
strieHen Zentren dieses Landes entfernt ist 
- obwohl ich Ihnen nichts Neues sage -, und 
Ihre Geographiekenntnisse ein bißchen stra-
pazieren. f 

Bedenken Sie, daß Feldkirch, die westlichste 
Stadt Osterreichs, um 10 Kilometer näher bei 
Paris liegt als bei Wien und daß es von 
Feldkirch in die Metropole der Lombardei, 
nach Mailand, näher ist als nach Salzburg, daß 
es nach Zürich und zum Weltflughafen Kloten 
von Feldkirch um 50 Kilometer näher ist als 
von Feldkirdl nach Innsbrulli, daß es von 
Feldkirch nach Basel, dem drittgrößten Rhein­
hafen, näher ist als von Feldkirch nach Wörgl 
im unteren Innta!. Bonn ist in der gleichen 
Zeit mit dem Auto zu erreichen, die man nach 
Wien brauCht. Ich sage Ihnen das nur des­
wegen, damit Sie auch begreifen, daß wir eine 
echte Freude haben, daß jetzt diese neue Ost­
West-Verbindung hoffentliCh bald in Angriff 
genommen wird. 

Das wirtschaftlich starke Vorarlberg hat 
selbstverständlich - zwar sehr exportorien� 
tiert, aber immerhin - seine großen Märkte 
in den großen Zentren dieses Landes, in Wien, 
im Raum Linz, in Graz. Wir brauchen also die� 
sen Ubergang, das heißt den Durchgang durch 
den Arlberg. Diese Arlbergstraße durch den 
Paß, durch das Inntal und durdl das Klostertal 
i'st eigentlich - und nun noch einmal ein 
bißchen Geographie - die einzige im Alpen­
bereich liegende wirklich brauchbare Ost­
West-Verbindung beziehungsweise West-Ost­
Verbindung. 

Die Strecke über den Bregenzerwald, . über 
den Hochtannbergpaß, muß auch über einen 
Paß in fast 1 800 Meter Höhe, muß absteigen 
ins Lechtal, muß aufsteigen auf den Fernpaß 
und auf das Miemingerplateau, um nach Inns­
brulli zu kommen. Die südliche Transversale, 
die über Chur, den Julierpaß, Pontresina, über 
die Bernina, den Tonalepaß, die Mendel, 
Bozen, die Dolomiten·straße nach Cortina 
führt, ist ja eigentlich eine Fremdenverkehrs­
straße, hat aber für den wirklichen Ost-West­
Verkehr, vor allem für den wirtschaftlichen 
Ost-West-Verkehr, keine Bedeutung und ist 
praktisCh nicht brauchbar. 

Meine Damen und Herren! Als im Jahre 1 884 
der Arlbergtunnel - damals vorausschauen­
derweise . - zweispurig fertiggestellt wurde, 
hat die Straße über den Arlbergpaß zuerst 
ihre Bedeutung verloren. Erst die Motorisie­
rung In der ersten Hälfte und vor allem in 
der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts hat 
ihre Bedeutung wieder ins Gigantisdle wach­
sen lassen. 
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Kollege Schwarzmann hat Ihnen einige Zah­
len genannt. Ich war selbst überra'scht : 
9000 Fahrzeuge kriechen an Spitzentagen, 
glaube ich, haben Sie gesagt, üper eine Paß­
straße, darunter Hunderte von Lastwagen, 
schweren Lastern, Oltankern und sonstigen 
Fahrzeugen. 

Die Eisenbahn über den Arlberg, die nach 
dem Jahre 1 945, in den fünfziger Jahren -
damals haben wir ja, glaube ich, mit einem 
50-Mi11ionen-Franken-Kredit aus der Schweiz 
die Westrampe modernisiert - leistungsfähi­
ger ausgebaut wurde, ist fast lawinensicher 
gemacht worden. Sie genügt aber einfach nicht, 
um das Verkehrsaufkommen auf der Strecke 
West-Ost beziehungsweise umgekehrt zu be­
wältigen. Leider hat man in dieser Zeit dem 
Straßenausbau nicht die Aufmerksamkeit zu­
gewendet, wie man das .im Hinblick auf die 
Bedeutung der Straße erwarten hätte dürfen. 

Meine Damen und Herren I Nur wer die 
Paßstraße - im Sommer ist sie ja wirklich 
harmlos - im Winter als Berufsfahret kennt, 
wer 'Sie mit einem LKW befahren muß, weiß, 
was das an den meisten Tagen im Winter 
bedeutet: Sturm, Eisglätte, Schnee, Lawinen, 
abrutschende Fahrzeuge, Kollisionen, Schäden. 

Die Verladeeinrichtungen der Bundesbahn 
in Sankt Anton am Arlberg und Langen sind 
völlig ungenügend, weil es einfach finanziell 
nicht dafürsteht, bei nur geringer Benützer­
zahl an den wenigen Tagen des Jahres Ver­
ladeeinrichtungen zu schaffen, die dann dem 
Ansturm an Katastrophentagen gerecht wer­
den könnten. Das kann man einfach nicht tun. 
Daher ist dann der Stau da. 

Die Verluste der Wirtschaft und aller Stra­
ßenbenützer in den letzten Jahrzehnten, die 
durch die Schwierigkeiten auf der Paßstraße 
entstanden sind, lassen sich schwer abschät­
zen. Als echte Lösung hat sich daher die 
Untertunnelung des Berges angeboten, zumal 
man gerade in den letzten 30 Jahren mit dem 
Bau von Straßentunnels die besten Erfahrun­
gen gemacht hat. Denken Sie an den Felber­
tauerntunnel, denken Sie an den Autotunnel 
unter dem Großen Sankt Bernhard oder an den 
Sankt Bernhardin mit einem Tunnel von 
immerhin über sechseinhalb bis sieben Kilo­
meter Länge ; sie alle haben sich großartig 
bewährtl 

Daß der Herr Bundeskanzler die Hilfestel­
lung des Bundes beim Bau dieser Straße als 
ein Geschenk für Vorarlberg und auch zum 
Teil für Tirol hinstellt, hat uns eigentlich ein 
bisserl geärgert. Wir lassen uns nicht gern 
Geschenke machen. Das beweist auch, daß 
der Herr Bundeskanzler die Dinge nicht ganz 
richtig sieht, sonst hätte er ' die Bemerkung 

nicht gemacht. Wenn wir bedenken, daß das 
Land Vorarlberg bis vor zwei Jahren nach 
Wien an der Steuerkraftspitze in Osterreich 
gestanden ist und erst vor eineinhalb oder 
zwei Jahren vom Land Salzburg überflügelt 
worden ist, dann lassen wir uns �icht gerne 
vorhalten, daß wir Geschenke bekommen. ICh 
glaube, diese Ost-West-Verbindung ist nicht 
eine Sache, die man mit einem Geschenk 
regeln kann. 

Der Ausbau der Zweigleisigkeit der Bun­
desbahn im Vorarlberger Rheintal liegt 
im argen. Aber ich habe nie gehört, daß der 
Herr Bundeskanzler davon gesprochen hat, 
daß die Republik der Gemeinde Wien ein 
Geschenk von 2 Milliarden Schilling gemacht 
habe, sondern es wurde immer die These ver­
breitet, es sei notwendig, diesem supergroßen 
Werk, dem U-Bahn-Bau, beizustehen. 

Daß Wien - ich möchte keinen Neidkorn­
plex erwecken, das liegt mir völlig fern -
bedeutend mehr hat als manche Bundesländer, 
aber trotzdem finanziell nicht mehr leisten 
muß, ist eine Tatsache. Denken Sie einmal an 
die Einrichtungen der Bunde sthe ater, von 
denen einer, der im Westen oder in Kärnten 
wohnt, nicht sehr viel hat, für die aber das 
gesamte österreichische Volk mit Recht - ich 
bin dafür - große Summen auf den Tisch 
legen muß, wenn man bedenkt, daß die Bun­
destheater auch heute noch trotz der soge­
nannten großen Reform täglich einen Abgang 
von etwa einer Million Schilling haben. 

Also bitte nicht von Geschenken reden, son­
dern eher von einer Leistung, die dem gesam­
ten österreichischen Volk zugute kommt. Wir 
hoffen, daß ja auch die Bewohner der Länder 
Salzburg, Oberösterreich, Kärnten, Nieder­
österreich und vor allem auch die Wiener 
hin und wieder die Straße durch den Arlberg 
benützen, um auch unser schönes Land im 
Westen kennenzulernen. 

Daß sich der Bund am Stammkapital mit 
1 20 Millionen Schilling, die Länder Tirol und 
Vorarlberg mit 80 Millionen Schilling betei­
ligen, ist eigentlich keine sehr erfreuliche Tat­
sache. Wenn man dann noch bedenkt, daß 
die Länder Tirol und Vorarlberg bis 1982, 
Herr Minister, noch 1 50 Millionen Schilling 
dazulegen müssen (Zwischenrufe), an verlo­
renen Zuschüssen, wohlgemerkt, nicht etwa an 
Kapital oder an rückzahlbaren Darlehen, son .. 
dern echt verlorenem ZUSdlUß dazulegen müs­
sen, dann ist die Leistung des Bundes absolut 
nicht überzubewerten, und das vom "Ge­
schenk" rückt dann in ein ganz eigenartiges 
Licht. Die Länder Tirol und Vorarlberg müs­
sen insgesamt 230 Millionen Schilling auf den 
Tisch legen und der Bund 150 Millionen. 
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Sicher, der Bund übernimmt die Ausfalls­

haftung als Bürge und Zahler für die aushaf­
tenden Darlehen, aber es zahlt sie j a  auch 
nicht die Bundesregierung aus den Aufwands­
entschädigungen, sondern sie wird aus der 
Mineralö}steuer, aus der eben alle oder fast 
alle StraßenbaumiUel fließen, auf den Tisch 
gelegt werden müssen, sofern jemals über­
haupt ein Haftungsanspruch an den Bund ent-
steht. 

. 

Meine Damen und Herren I Ich habe bereits 
am Anfang gesagt, wir freuen uns über dieses 
Gesetz, stimmen ihm selbstverständlich zu und 
können nur hoffen, daß mit dem Tunnelbau 
möglichst bald begonnen wird, damit dieses 
Land westlich des Arlbergs noch mehr als 
bisher an das übrige Osterreich angeschlossen 
wird. Daß wir dann, Herr Minister - und hier 
habe ich das gleiche zu sagen wie mein Kol­
lege Schwarzmann -, die vielleicht nicht ganz 
unberechtigte Hoffnung haben, in der Frage 
der Mautgebühren etwas bevorzugt behandelt 
zu werden, ist meine Bitte am Schluß. (Beifall 
bei der OVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Herr Bundesrat Bürkle! Ich darf etwas richtig­
stellen. Sie werden sich nicht sehr oft umstel­
len müssen, wenn Sie den Vorsitz anzuspre­
chen haben, denn seit 1 945, also in den letzten 
28 Jahren, haben wir es zu drei weiblichen 
Vorsitzenden gebracht. Wir hoffen aber trotz­
dem, daß wir in Zukunft (Bundesrat B ü r k 1 e: 
In Zukunft mehr/) doch mehr Erfolg haben 
werden. (Beifall bei der SPO.) 

Zum Wort hat sich nun gemeldet Herr Bun­
desrat Wally. Ich erteile es ihm. (Bundesrat 
K 0 u b a: Jetzt fehlt nur noch ein weiblicher 
Parlamentsdirektor, dann schauen wir Män­
ner hier herinnen schön aus/) 

Bundesrat Wally (SPO) : Sehr verehrte Frau 
Vorsitzende! Herr Bundesminister! Sehr ver­
ehrte Damen und Herren! Ich glaube, es ist 
selbstverständlich, daß bei der Diskussion 
eines so gewaltigen und vielleicht auch histo­
rischen Bauwerkes die Vertreter der Bundes­
länder, die damit befaßt werden, ihre Stel­
lungnahmen abgeben. 

Die Ausführungen des Kollegen Bundesrat 
Mayer haben sich ja schon auf die Belange 
des Landes Salzburg bezogen. Da auch die 
Frau Kollegin Tschitschko mit Zahlen und 
Unterlagen sehr ausführlich zur Stelle gewe­
sen ist, möchte ich davon absehen, noch einmal 
dieselben Belange, wenn auch variiert, zu 
bringen, sondern zunächst nur einige grund­
sätzliche Feststellungen machen und sagen, 
daß mit der Tauernautobahn nach dem Bren­
nerübergang einer der wichtigsten Ostalpen­
übergänge im Autobahnformat gebaut wird. 

Es sitzt ein Kollege hier, der zwischen diesen 
beiden Autobahnen, ich möchte fast sagen, als 
Lebenswerk noch eine dritte Autobahn im 
Auge hat. Vielleicht wird es auch dazu noch 
einmal kommen. 

Wenn ich von dem absehe, was schon er­
wähnt worden ist - es will sich ja niemand 
wiederholen -, so darf ich ähnlich wie zwei 
andere Kollegen auf ein besonderes Problem 
in diesem Zusammenhang eingehen. 

Einleitend dazu möchte ich wirklich bedau­
ern, daß seinerzeit, 197 1 , das Bundesstraßen­
gesetz hier im Bundesrat und auch vorher 
schon im Nationalrat beinahe sang- und klang­
los über die Bühnen unserer beiden Häuser -
wenn ich das so ausdrücken darf - gegangen 
ist. Dieses Gesetz, das so weitgehende Neu­
regelungen getroffen hat und damit auch den 
Bundesländern Unterlagen für ihre legisti­
sehen Neuregelungen im Straßenwesen bezie­
hungsweise in den Finanzierungsproblemen 
geschaffen hat, ist eigentlich nie so richtig 
gewürdigt worden, sondern es ist damals im 
Juni in der auslaufenden Session sozusagen 
untergegangen. Ich spreche nicht zur Tauern­
autobahn, bei der es ja nur zu begrüßen 
ist, daß die Scheitelstreck.e sofort zweibahnig 
in Angriff genommen wird und nur die Tun­
nelröhren zunächst einmal einbahnig gestaltet 
werden und daß, wie schon erwähnt, bei Stei­
gungen über 3 Prozent eine Zusatzspur ange­
legt wird und daß, wie wir gehört haben, in 
Altenmarkt und in Rennweg Einbindungen ge­
schaffen werden. 

Ich möchte aber, weil in der Debatte 
des Nationalrates eine Salzburger Abgeord­
nete, die Frau Kollegin Helga Wieser, bittere 
Klage darüber geführt hat, daß es bei den 
Grundablösen zu großen Benachteiligungen 
der Grundbesitzer und Bauern, wie sie sagte, 
gekommen ist, dazu Stellung nehmen und 
sagen, daß mir außer aus ihrem Munde von 
keiner anderen Seite trotz Nachforschungen 
solche Klagen bekannt geworden sind. Im 
Gegenteil. Diese Grundablösen sind in Zusam­
menarbeit mit den Fachleuten der Kammern 
recht großzügig erfolgt. Ich muß von dieser 
Stelle aus feststellen, daß ich diese Klagen 
für überflüssig erachte. Sie erscheinen mir, wie 
gesagt, nicht begründet. 

Im Gegenteil - und das ist heute schon 
gesagt worden -: Die Tauernautobahn im 
Bereich des oberen Ennstales und des Zeder­
haustales im Lungau bringt für die dortige 
Landwirtschaft entscheidende Impulse. Nicht 
nur, daß im Zu- und Nebenerwerb Möglich­
keiten geschaffen werden, die es bisher dort 
nicht geben konnte, etwa im Rahmen der Ak­
tion Urlaub auf dem Bauernhof, kommt auch 
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der Fremdenverkehr in diesen Tälern gerade 
den bäuerlichen Kreisen in diesem Landschafts­
teil ebenso wie den anderen zugute, was ja 
nur begrüßt werden kann. 

Verehrte Damen und Herren! Nun aber zu 
einem anderen Problem, von dem ich glaube, 
daß es alle Bundesländer berührt und uns 
Ländervertreter vielleiCht allgemein angehen 
könnte. Es handelt sich dabei um den immer­
währenden Durchzugsverkehr in unseren 
Orten und in ·unseren Gemeinden. 

Das Bundesstraßengesetz besagt nämlich in 
bezug auf diesen Durchzugsverkehr, daß Fuß­
gängerüber- und -unterführungen so angelegt 
werden können, daß sie · bei einfachster Aus­
führung - als Kannverfügung - von der 
Bundesstraßenverwaltung zu 50 Prozent finan­
ziert werden. 

Nun ist Tatsache, daß dieser steigende 
Durchzugsverkehr auf Bundesstraßen beson­
ders in kleineren Orten dazu führt, daß zu 
Stoßzeiten des Verkehrs diese Straßen oft 
nicht mehr im normalen Stil überquert wer­
den können. Trotz Ampeln und Zebrastreifen 
ist beim schnellen Durchzugsverkehr - mei­
stens ist nur eine Begrenzung mit 70 Stunden­
k.ilometern - eine Uberschreitung riskant, 
besonders für unsere Schuljugend. 

Die Anlage von Fußgängerhnterführungen 
im besonderen wird daher immer dringlicher 
auch im Zusammenhang mit der Einbindung 
von den Autobahnen her. Wir würden zum 
Beispiel im Lande Salzburg eine ganze Serie 
solcher Straßenüberquerungen brauchen. 

Nun ist bestimmt festzustellen, daß der 
Bund, die Bundesstraßenverwaltung, von die­
ser Kannbestimmung, 50 vom Hundert zur 
einfachsten Ausführung einer Unter- oder 
Uberführung beizusteuern, bisher recht groß­
zügig Gebrauch gemacht hat. In den mir 
bekannten Fällen hat es im Verhandlungsweg 
immer dazu geführt, daß administrativ, kurz 
und bündig sozusagen, und finanziell einwand­
frei diese SO VOIJl Hundert geleistet worden 
sind. Dies schon einfach deshalb, weil sonst 
diese Ubergänge überhaupt nicht zustande ge­
kommen wären. 

In Kenntnis der Situation unserer Gemein­
den und ihrer Finanzlage geht die Uberlegung 
dahin, daß viele Gemeinden trotz dieser 
50 Prozent nicht in der Lage sind, die in 
ihrem Bereich notwendigen Fußgängerüber­
oder -unterführungen zu bauen, auch nicht in 
der einfachsten Ausführung. 

Es wäre nun natürlich leicht, aber billig, 
vom Bund eine Erhöhung des Satze's von 
SO Prozent zu verlangen. Ich glaube aber 
nicht, daß in der Gepflogenheit des Zusam-

menwirkens dieser Satz im Ernst in Frage ge­
stellt werden könnte. Trotzdem bin ich der 
Meinung, verehrte Damen und Herren, daß 
hier Lösungen gefunden beziehungsweise an­
gebahnt werden sollen. 

Zu den Unterführungen wäre zu sagen, daß 
schon allein die einfachste Ausführung ein 
Problem ist. Wie das ausschaut - die grob 
verschalten Betonwände und das, was davon 
übrigbleibt -, das ist in einem modernen 
Fremdenverkehrsort gar nicht mehr zu ver­
antworten. Die Gemeinden sind, so glaube 
ich jedenfalls, der Meinung, man könnte diese 
Unterführungen sehr wohl ästhetisch, dem 
modernen Orts bild entsprechend, ausgestalten, 
darin SChaukästenanlagen installieren und 
dadurch Einnahmen für die Gemeinde erzielen. 
Jedenfalls ist schon die einfachste Ausführung 
ein Problem. Zweitens sind, wie schon gesagt, 
und das bestätigen mir die Bürgermeister, die 
SO Prozent so schwer von der Gemeinde auf­
zubringen. 

Ich erlaube mir daher, meine verehrten 
Damen und Herren, in diesem Zusammenhang, 
ich :mödlte fast sagen, initiativ anzuregen, 
ohne etwa einen Antrag zu stellen, weil das 
ja auch ,so möglich ist, daß wir uns bemühen, 
gerade als Ländervertreter eine Art von kon­
zertierter Aktion ins Leben zu rufen, die be­
wirkt, daß es den Gemeinden möglidl wird, 
solche Unterführungen in Zukunft mit Hilfe 
des Bundes und wahrscheinlidl audl. der Län­
der - darauf kommt es hinaus - anzulegen. 

Ich glaube, damit leisten wir einen prakti­
schen Beitrag, dienen einerseits dem Durch­
zugsverkehr, der von lJberschreitungen ent­
lastet wird, dienen anderseits der SiCherheit 
der Fußgänger, insbesondere der Schuljugend, 
dienen auch unseren Gemeinden dadurch, daß 
eine stabile Anlage mit Einnahmsquellen, auf 
Dauer gesehen, geschaffen wird, und dienen 
auch dem Ausbau unseres Straßenwesens. 

Verehrte Damen und Herrenl Die sozialisti­
sche Fraktion wird gegen den v:orliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates keinen 
Einspruch erheben. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Zum i Wort hat sidl. nun gemeldet Herr Bun­
desrat Dr. Pitschmann. Idl erteile es ihm. 

Bundesrat DDr. Pltsdunann (OVP) : Hohes 
Haus! Ich versichere Ihnen vorbildliche Kürze. 
Drei Namen werden mit diesem Glanzstück 
der S 16 in die GesChichte eingehen: der Wei­
chensteller Kotzina, der Spatenstecher Moser 
und jener Minister, der in fünf Jahren die 
Straße eröffnen wird. Ein Denkmal setzen und 
ersten Dank aussprechen sollte man, glaube 
iCh, den Steuerzahlern Osterreichs, die solche 
großartige Werke ermöglichen. 
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Seit vielen Jahren wird das Modewort uns heute nur, glaube ich, in EhrfurCht und in 

"Chancengleichheit", oft penetrant, strapaziert. Achtung verneigen können. Mögen die Bau­
Wie sehr Vorarlberg immer wieder als Stief- ausführenden v;.on 1973 bis 1978 im Glanz­
kind innerhalb der österreichischen Bundes- stück der S 16; '  dieses Schnellstraßentunnels 
länder dadurch, daß eben die Entfernung zur durch den Arlber.g, von ebensoviel Geschick 
schwerkopflastigen Metropole so groß ist, und Glück begleitet seinl (Beifall bei der 

herhalten muß, habe ich anläßlich der Debatte OVP.) 
zum Finanzausgleich dargelegt. Wie groß die Ein letztes Wort als Vorarlberger. Der 
Benachteiligungen dieses westlichen Bundes- lawinensichere Ausbau der Strecke Langen­
landes sind, resultierend eben aus der regio- Sankt Anton der jetzigen Bundesstraße, der 
nalen Situation, wieviel Mehraufwand an Zeit künftigen alten Bundesstraße, darf im Inter­
und Geld für alle, die draußen zu tun haben, esse der österreichischen Spitzenfremdenver­
die vom Westen her in Richtung Osten Ge- kehrsorte Stuben, Lech, Zürs, Sankt Christoph 
spräche zu führen haben, Reisen zu unterneh- nicht etwa durch den Bau dieser S 1 6, dieses 
men haben oder Transporte durchführen müs- Straßentunnels verzögert werden. Das müssen 
sen, wäre, glaube ich, einer eigenen Disserta- uns diese soviel Devisen bringenden Frem­
Hon wert. denverkehrsorte wert sein. Dieser letzte 

Eine Bitte, . Herr Finanzminister: Unbedingt 'Appell gelte hier auch vor allem unserem 
dafür Sorge zu tragen, daß bei den Maut- Finanzminister. Danke schön. (Beifall bei der 
gesprächen Vorarlberg entsprechend be rück- OVP.) 
siChtigt wird, daß hier ein gewisser Lastenaus-

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: gleich erfolgt, damit nicht die Gefahr Fuß ach-
ähnliCher Komplikationen heraufbeschworen Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

wird. Drei Kilometer kürzerer Weg, ist gesagt Wünscht noch j emand das Wort? - Es ist 
worden, absolute WintersiCherheit. (Bundes- dies nicht der Fall. 
minister ' Dr. A n  d r 0 s e h: Der ' Tunnel wird Die Debatte ist geschlossen. 
nicht getauft!) Er kann nicht getauft werden, W· d B 'cht t tt . S..,l.. l ß t 1I vom · en ers a er ein Ul u wor aber es können andere Dinge eintreten; es gewu"nscht2. - Das ist nicht der Fall. gibt Komplikationen demokratischer oder 
undemokratischer Art, nicht nUr Taufakte, son- Die Abstimmung über die vorliegenden Ge-
dern auch andere. 'setzesbeschlüsse des Nationalrates erfolgt ge­

trennt. Es ist unbedingt darauf hinzuweisen und 
vom Westen her Wert darauf zu legen, daß Bei der getrennt durchgeführten A b 8 t i m­
endlich auch einmal in Richtung Doppelglei- m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die 
sigkeit der Bundesbahn Bregenz�Bludenz beiden GesetzesbeschJüsse des Nationalrates 
eine Entlastung erfolgt. Jeder Osterreicher, - soweit sie der Beschlußfassung des Bundes­
der vom Osten oder Südosten nach Vorarlberg rates unterliegen - k e i n  e n E j n s p r u c h 
fahren muß, weiß, wie ungeheuer zäh sich die zu erheben . 

. Strecke Innsbruck-Bregenz, Innsbruck-Feld­
kirch in die Länge zieht. Die Strecke kommt 
einem viel länger vor als die weitere Entfer­
nung beispielsweise von Wien nach Linz. Es 
ist hoch an der Zeit, daß diese so stark fre­
quentierte Eisenbahnstrecke endlich sukzes­
sive zur Doppelgleisigkeit ausgebaut wird. 

Unfaßbar scheinen uns allen heute die Lei­
stungen jener Techniker, Erbauer und Arbei­
ter zu sein, die in vier bis fünf Jahren von 
1880 bis 1884 die doppeigleisige Tunnelierung 
für die Eisenbahn durch den Arlberg durch­
gekämpft, durchgearbeitet haben, in nur 
51 Monaten Arbeitszeit, dabei noch Dutzende 
Brücken von Bludenz bis über den Arlberg 
hinweg mit einer sehr schweren Trassenfüh­
rung und schwierige Hangverbauungen errich­
tet haben, und das praktisch alles ohne Maschi­
nen in einer kürzeren Zeit, als jetzt diese 
Autobahntunnelierung oder Straßentun_nelie­
rung durchgeführt werden kann. Grandiose 
Leistungen der damaligen Zeit, vor denen ' wir 

22. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 15. Feber 19'13 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Durchführung der Zollbestim­
mungen der Europäisdlen Freihandelsassozia­
tion (EFTA-Durdlführungsgesetz 1973) (928 der 

Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Wir gelangen nun zum 22. Punkt der Tages­
ordnung: EFTA-Durchführungsgesetz 1973. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Heinzin­
ger. Ich bitte um den Bericht. (Bundesrat 
H e i n  z i n g e r  befindet sich nicht im Saal.) 
Falls er nicht anwesend ist, bitte ich den Aus­
schußobmann, den Bericht zu erstatten. (Bun­
desrat H e i n  z i n g e r  betritt den Saal.) 

Berichterstatter Heinzinger: Hohes Haus ! 
Meine sehr geehrten Damen und Herrenl Ich 
danke Ihnen sehr herzlich, daß Sie mir die 
Chance nicht genommen haben, meinen Be­
richt zu erstatten. 
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Heinzlnger 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates entspricht in großen Teilen den 
analogen Bestimmungen des EG-Abkommen­
Durchführungsgesetzes, BGBI. Nr. 468/1912, 
und soll die Konformität des Vorgehens der 
Zollverwaltung gegenüber den erwähnten 
Europäischen Gemeinschaften und den EFTA­
Staaten sicherstellen. Er stellt eine völlige 
Neufassung des 1 .  EFTA-Dunflführungsgeset­
zes dar. Mit Rücksicht auf die vorgesehenen 
neuen Ursprungsregelungen sollen wesent­
liche Teile des 3. und des 5. EFTA-Durchfüh­
rungsgesetzes, die sich auf Ursprungsregelun­
gen nach dem bisherigen EFTA-Ursprungs­
system beziehen, aufgehobe� werden. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
heiten und wirtschaftliche Integration hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 20. Feber 1 913 in Vßrhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu er­
heben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für auswärtige Angelegenheiten und 
wirtschaftliche Integration somit durch mich 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 1 5. Feber 1 913 betreffend ein Bun­
desgesetz über die Durchführung der Zoll­
bestimmungen der Europäischen Freihandels­
assoziation (EFTA-Durchführungsgesetz 1913) 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsi tzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu er­
heben. 

23. Punkt: Besdlluß des Nationalrates vom 
14. Feber 1973 betreifend einen Vertrag zwi­
sdIen der Republik Usterreich und der Welt­
organisation für geistiges Eigentum in Genf 
über die Erridltung eines Internationalen 
Patentdokumentationszentrums (923 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Wir gelangen nun zum 23. Punkt der Tages­
ordnung: Vertrag mit der Weltorganisation 
für geistiges Eigentum in Genf über die Er­
richtung eines Internationalen Patentdoku­
mentationszentrums. 

Berichterstatter ist Herr Ing. Spindelegger. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Ing. Spindelegger: Durch 
den vorliegenden Vertrag soll ein Internatio­
nales Patentdokumentationszentrum mit dem 
Sitz in Wien geschaffen werden. Aufgabe des 
Zentrums soll es sein, die bibliographischen 
Daten der Patentdokumente aus aller Welt 
in einer Datenbank zu speichern und nach 
bestimmten Gesichtspunkten als zusammen­
gehörig zu ermitteln. Die Dienste des Zen­
trums sollen sowohl den Patentbehörden als 
auch privaten Abnehmern aus Industrie und 
Wissenschaft zur Verfügung stehen. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des vorliegenden Abkommens die Er­
lassung eines besonderen Bundesgesetzes im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. (Der V o r  s i t z  e n d  e über­
nimmt die Verhandlungsleitung.) 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat die gegenständliche Vorlage in .sei­
ner Sitzung vom 20. Feber 1 913 in Verhand­
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für wirtschaftliche Angelegenheiten 
somit durch mich den A n  t r a g, der Bundes­
rat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
14. Feber 1 913 betreffend einen Vertrag zwi­
schen der Republik Osterreicb. und der Welt­
organisation für geistiges Eigentum in Genf 
über die Errichtung eines Internationalen 
Patentdokumentationszentrums wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter für seinen BeriCht. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Ich 'stelle die Frage, ob jemand das Wort 
wünscht. - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

24. Punkt: Gesetzesbeschlu8 des Nationalrates 
vom 14. Feber 1913 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Handelsstatistisc:he Gesetz 

1958 geändert wird (924 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
24. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 
Handelsstatistischen Gesetzes 1 958. 
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Vorsitzender 
Berichterstatter ist Herr Bundesrat Walzer. rungsvorschläge, welche weder die ratio legis 

kh bitte um seinen Bericht. des zitierten Gesetzes ändern noch das zu 

Berichterstatter Walzer: Durch den vorlie­
genden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
soll eine Teilbereinigung der Rechtsvorschrif­
ten über die Handelsstatistik erfolgen. So soll 
unter anderem die handelsstatistische Anmel­
dung beim Osterreichischen Statistischen Zen­
tralamt auch in anderer Weise als durch Uber­
gabe des amtlichen Anmeldescheines zugelas­
sen werden. Vorgesehen ist auch eine Erhö­
hung der Wertgrenzen für die Ausnahmen 
von der Anmeldung der Ein-, Aus- und Durch­
fuhr. 

erwartende präjudizieren. 
Wie bereits bekannt, soll das Gesetz von 

1958 in absehbarer Zeit vol1kommen neu über­
arbeitet werden, wobei besonderer Wert auf 
die administrativen Änderungen, wie die Ein­
führung der elektronischen DatEmverarbei­
tung, gelegt und auf die Erstellung eines all­
gemeinen statistischen Konzeptes Bedacht ge­
nommen werden wird. Das hier zu beratende 
Abänderungsgesetz wird also lediglich dazu 
beitragen, fühlbare Arbeitserleichterungen für 
die Wirtschaft und für das Statistische Zen­
tralamt und vor allem für die Zollbehörden 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen- zu schaffen. 
heiten hat die gegenständliche Vorlage in sei-
ner Sitzung vom 20. Feber 1 973 in Verhand- Nach · Aussagen von leitenden Beamten des 
lung genommen und einstimmig beschlossen, Zolldienstes wird das gegenwärtig noch in 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein- Kraft stehende Gesetz infolge der Uberbean-
spruch zu erheben. spruchung der Grenzorgane nicht mehr mit der 

. . erwünschten Präzision angewendet. Wertgren-
Als Er�ebms. semer B

.
eratung stellt der Aus- zen im Betrage von 200 S sind heute lächer­

schu
.
ß fur w�rtschaftbche Angelegenheiten 'lich, bedeuten eine große Mehrarbeit und 

somIt durch mICh den A n t r a g, der Bundes- haben fiskalisch keinen Wert. 
rat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 14.  Feber 1913 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Handelsstatistische 
Gesetz 1958 geändert wird, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter für seinen Bericht. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundes­
rat Brunner. Ich erteile ihr das Wort. 

Bundesrat Wanda Brunner (SPO) : Herr Vor­
sitzender! Herr Minister !  Meine sehr geehrten 
Damen und Herrenl Durch die Regierungsvor­
lage vom 25. Oktober 1 972 soll das Bundes­
gesetz vom 26. Juni 1 958 betreffend die sta­
tistischen Erhebungen des Warenverkehrs mit 
dem Ausland, das Handelsstatistische Gesetz 
1958, novelliert werden. 

Diese:s Gesetz hat den Nationalrat bereits 
passiert und wurde dort einstimmig angenom­
men, nachdem es der Handelsausschuß in sei­
ner Sitzung am 5. Feber 1973 in einer Vorbe­
ratung, bei der es ebenfalls zur Stimmenein­
helligkeit gekommen war, in der vorliegenden 
Fassung vorgeschlagen hatte. Diese allge­
meine Zustimmung erlaubt es mir, die einzel­
nen im vorliegenden Entwurf taxativ aufge­
zählten Abänderungen nur generalisierend zu 
streifen . . Dies umsomehr, weil die jetzt ge­
plante Novellierung lediglich eine Anpassung 
an die wesentlich geänderten Verhältnisse 
herbeiführen soll. Es sind jedoch nur Ände-

Diese Äußerungen decken sich mit dem Be­
richt des Handelsausschusses und beweisen, 
daß sich hier Theorie und Praxis vereinigten. 

Es �st also wünschenswert, wenn möglichst 
noch vor dem Einsetzen der Hauptreisezeit die 
angestrebten Erleichterungen Gesetzeskraft er­
hielten. Deshalb begrüßen wir die Änderung 
dieses Gesetzes. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Ich frage: Wünscht noch jemand das Wort? 
- Das ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 
Wird vom Berichterstatter das Schlußwort 

gewünscht? - Das ist ebenfalls niCht der Fall. 
Wir kommen zur Abstimmung. 
Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 

Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu er­
heben. 

25. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 14. Feber 1913 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Zählung von Arbeitsstätten 
(Arbeitsstättenzählungsgesetz) (925 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
25. Punkt der Tagesordnung: Arbeitsstätten­
zählungsgesetz. 

Beridüerstatter ist Herr Bundesrat Doktor 
Heger. Ich bitte um seinen Beridlt. 
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Berichterstatter Dr. Heger: Hohes Haus! 
Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates soll im Jahre 1973 und sodann 
jeweils in einem Abstand von zehn Jahren 
eine ordentliche Zählung der ArbeitS/stätten, 
ausgenommen jener der Land- und Forstwirt­
schaft, durchgeführt werden. Ferner soll die 
Bundesregierung ermächtigt werden, durch 
Verordnung eine Zählung auch zwischen zwei 
ordentlichen Zählungen anzuordnen, wenn 
dies vordringliche Umstände von gesamtwirt­
schaftlicher Bedeutung erfordern. Der Arbeits­
stättenzählung ist der Charakter einer Basis­
zählung zugedadlt, die im Interesse einer 
raschen Auswertbarkeit der erhobenen Daten 
mit einfachstem Frageprogramm ausgestattet 
ist. Ergänzungen durdl eingehendere Bereichs­
zählungen werden im Einzelfall durCh Verord­
nungen auf Grund de,s Bundesstatistikgesetzes 
1 965 angeordnet werden können. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat die gegenständliche Vorlage in sei­
ner Sitzung vom 20. Feber 1973 in Verhand­
lung genommen und einstimmig besChlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

In diesem Sinne stelle idl den A n t r a g, 
der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 1 4. Feber 1913 betreffend ein Bun­
desgesetz über die Zählung von Arbeitsstätten 
(Arbeitsstättenzählungsgesetz) wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter für seinen Bericht. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. . 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Lied!. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Liedl (SPO) : Herr Vorsitzender! 
Herr Ministerl Hohes Hausl Meine Damen und 
Herren! Der vorliegende Gesetzesbeschluß 
ersetzt das bisherige Betriebszählungsgesetz 
und wird nun ab 1913 im Abstand von zehn 
Jahren eine Zählung der" Arbeitsstätten vor­
nehmen. Bereidlszählungen werden durdl Ver­
ordnungen durch das zuständige Ressort 
durchgeführt werden können. Das Zähl­
ergebnis wird so wie bisher eine UbeI1Sidlt 
über sämtliche Arbeitsstätten geben und ge­
winnt daher auch eine große Bedeutung für 
Maßnahmen der Raumplanung und -forschung 
und der Regionalanalyse. Die Zählergeb­
nisse geben ein genaues Bild von der räum­
lichen Verteilung der einzelnen Branchen, der 
betrieblichen Strukturen nach Mittel- und 
Kleinbetrieben und Großbetrieben. 

Wenn nun dieses Gesetz eine Raumord­
nungsfunktion erfüllt, so ilSt eine der Auf­
gaben der Raumordnung die Zielsetzung nach 
einer optimalen räumlichen Struktur. Demnach 
ist die Raumordnung eine klare. weitblidtende 
Vorstellung davon, nadl welchen Grundsätzen 
ein Raum künftig gegliedert und gestaltet wer­
den soll, und bedarf ,daher vielfältiger Unter-
lagen. 

' 

Es müssen daher alle Maßnahmen wie etwa, 
um nur zwei wichtige Elemente zu nennen. 
die der Verkehrspolitik sowie wirtschaftspoli­
tische Förderungsmaßnahmen mit der raum­
politischen Zielsetzung abgestimmt werden. 

Wenn nun auf Oberösterreich bezogen der 
Initiator des oberösterreichisdlen Raumord­
nungsgesetzes, Landeshauptmannstellvertreter 
Fridl, über die Aufgaben des Raumordnungs­
beirates anläßlich einer Pressekonferenz aus­
führte, daß dieser Beirat nun die Aufgabe hat, 
Prioritäten für Entwidtlungen festzustellen, 
und diese mit den Gemeinden gemeinsam 
durchzuführen sind, die zu erstellenden Flä­
dlenwidmungspläne aber die Grundlage künf­
tiger Entfaltungen sein werden und hier 
besonderes Augenmerk der Wirtschaftsstruk­
tur zugewendet werden muß, so steht diese 
zielführende Erklärung eines Regierungsmit­
gliedes der oberösterreichisdlen Landesregie­
rung , im Widerspruch zu einem Artikel des 
"Linzer Volksblattes" vom 30. 1 .  1913 über 
das obere Mühlviertel, wo ein Mitglied der 
Aktionsgemeinschaft oberes Mühlviertel die 
Meinung vertritt, es gäbe einen neuen Klas­
senkampf unter dem Motto hier Ballungs­
räume, dort ländlicher Raum. und dies sei 
ein struktureller Klassenkampf. An einer ande­
ren Stelle des Artikels wird ausgeführt, daß 
eine zUfriedensteUende Lösung nur erreicht 
werden kann, wenn Bund und Land für Not­
standsgebiete ein verbindlidles Entwidtlungs­
programm und entsprechende Gesetze schaf­
fen. 

Wer nun die wirtschaftlidle Struktur dieses 
Bereiches kennt, der weiß audl - außer er 
leugnet bewußt diese Tatsachen -, daß vor 
Jahrzehnten die Möglichkeit vielfach gegeben 
war, durdl Betriebsansiedlungen vermehrte 
Arbeitsmöglichkeiten zu schaffen, jedoch diese 
wirtschaftlich notwendigen Maßnahmen aus 
rein politisdlen Motiven in diesem Bereidl. 
verhindert wurden. 

In diesen Jahren gab es jedoch schon Ergeb­
nisse der Betriebszählungen. es gab schon 
einen Raumordnungsplan, begrenzt auf das 
obere Mühlviertel, einen Mühlviertler Verein 
und die finanziellen Hilfen . durch das Ge­
meindereferat des Landes Oberösterreidl. Nun 
muß man sich fragen: Was sollen nun die 

801 
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Lledl 

Klagen und späten Erkenntnisse einer verfehl- die Funktion von wirtschaftlichen und kultu­
ten Wirtschaftspolitik für einen Landesteil? rellen Schwerpunkten in den einzelnen Räu­

men bilden .
. 

Hier werden nun Versäumnisse in der Ver-
gangenheit zu einem Klassenkampf umfunk­
tioniert. 

Der Autor des erwähnten Artikels führt 
weiter aus, daß auf Grund der isolierten geo­
graphischen Lage und des Fehlens von indu­
striellen und gewerblichen Arbeitsplätzen das 
obere Mühlviertel in die Sogwirkung des 
hochindustrialisierten Linzer Raumes geraten 
ist, daß fast ein Viertel der Bevölkerung seit 
Kriegsende abgewandert ist, daß darüber 
hinaus Tausende Pendler täglich oder wöchent­
lich aus dem oberen Mühlviertel in Linzer 
Betriebe fahren, daß sich neuerdings auch ohne 
Zweifel der Trend zum Pendeln iIi den bayri­
schen Raum verstärkt und daß von allen 'Be­
zirken der Bezirk Rohrbadl in letzter Zeit 
den größten Zuwachs an Bayernpendlern haUe. 

Diese Feststellungen sind zu unterstreichen, 
da sie deutlich machen, wohin Versäumnisse 
auf wirtschaftlichem Gebiet führen und wohin 
ständiges Nachgeben gegenüber einzelnen 
Unternehmern führt, die gemeint haben, ein 
Landstrich könne auf Jahrzehnte hinaus eine 
Art von wirtschaftlichem, aber damit auch poli­
tischem Naturschutzgebiet für sie und ihre 
Partei bleiben. Das ist aber auch ein Beweis 
dafür, daß man aus statistischen Ergebnissen 
keine Erkenntnisse zog. 

Da im Bericht des Handelsausschusses des 
Nationalrates, 668 der Beilagen, auf die beson­
dere Bedeutung der Raumplanung sowie der 
Regionalanalysen hingewiesen wird, habe ich 
an Hand des Beispieles oberes Mühlviertel 
aufgezeigt, wie wichtig solche Zählergeb­
nisse sein könnten, wenn sie zur Grundlage 
für Maßnahmen der Strukturverbesserung ge­
nommen würden. 

Die Raumordnungspolitik steht ohne Zwei­
fel zwei voneinander abhängigen Phänomenen 
gegenüber : auf der einen Seite den Verdich­
tungsräumen und Wachstumsräumen, dort, wo 
sich das wirtschaftliChe und gesel1schaftliche 
Leben immer stärker konzentriert, und auf der 
anderen Seite stehen die ländlichen Gebiete, 
die durch ein relatives Zurückbleiben der 
Wirtschaftskraft und durch Abwanderung ge­
kennzeichnet sind. 

Da beide Erscheinungen sowohl volkswirt­
schaftliche als audl private Kosten verur­
'sachen, gilt es, die Lebensbedingungen der 
Bevölkerung in diesen Räumen durch eine 
aktive Raumordnungspolitik zu verbessern. 
Daher erscheint es in diesen ländlichen Gebie­
ten unerläßlidl, daß dort ein wohldurchdadltes 
Netz von zentralen Orten errichtet wird, die 

Der Anreiz für die Ansiedlung von Indu­
strien und Gewerbebetrieben führt zu einer 
entsprechenden wirtschaftlichen Dynamik und 
ist eine Voraussetzung für die Zentralität die­
ser Orte. Jedoch sollte eine Errichtung von 
neuen Arbeitsplätzen nur gefördert werden, 
wenn Produktionsprogramm und Standort des 
Betriebes eine langfristige günstige Entwick­
lung erwarten lassen. Hier gilt besonders der 
Grundsatz: Nicht Betriebe um jeden Preis! 

Aber ebenso große Bedeutung kommt den 
Klein- und Mittelbetrieben zu, wenn eine op­
timale Versorgung der Bevölkerung gewähr­
leistet sein soll, denn diese Betriebe sind in 
vielen Wirtschaftsbereichen tragende Ele­
mente. 

Wenn auch im Laufe der wirtschaftlichen 
Entwicklung die Existenzberechtigung der 
Klein- und Mittelbetriebe in Frage gestellt 
war, so traf dies nur auf einzelne Teilbereiche 
zu. Es steht außer Frage, daß so mancher 
Handwerkszweig dem technischen Fortschritt 
und der Industrialisierung zum Opfer gefallen 
ist. Es wird auch in Hinkunft so sein, daß bei 
der Herstellung von Gütern in großen Serien, 
bei Fertigungsprozessen, die bedeutende An­
lagen erfordern oder bei denen komplizierte 
Verfahren eine . entscheidende Rolle spielen, 
der industrielle Großbetrieb dem gewerblichen 
Klein- und Mittelbetrieb überlegen sein wird. 

Jedoch werden sich die gewerblichen Zulie­
fererbetriebe der Industrie immer mehr aus­
weiten. Auch die gewerbliche Herstellung von 
kleineren Serien, die individuelle Produktion, 
die Verteilung der Güter, die Installation und 
das Service sowie vor allem die Dienstlei­
stungsgewerbe werden auch in Hinkunft ein 
weites Betätigungsfeld haben. 

Es wird ohne Zweifel die Funktion als Zti­
lieferer nicht ohne Problematik bleiben, denn 
es kann sich je nach der Branche eine mehr 
oder weniger große Krisenanfälligkeit erge­
ben, aber auch die Gefahr eines Abhängig­
keitsverhältnisses von großen Betrieben liegt 
im Bereich der Möglichkeit. 

Immer mehr neue Rohstoffe und Waren, 
neue Produktionsverfahren, modische Entwick­
lungen, Änderungen der Verbrauchsgewohn­
heiten sowie neue Formen des Vertriebes er­
fordern · eine - ständige Anpassung in einem 
noch höheren Ausmaß als bisher. Der Klein­
und Mittelbetrieb ist gerade wegen ·seiner 
begrenzte Größe in der Lage, die erforder­
liche Beweglichkeit zu entwickeln. 

319. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)82 von 90

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 319. Sitzung - 22. Feber 1973 9389 

Liedl 

Es muß daher dem Wirtschaftstreibenden 
die Möglichkeit geboten werden, und darüber 
hinaus allen interessierten Stellen, die sich 
mit Strukturfragen beschäftigen, entspre­
chende Informationen zu erwerben. Eine die­
ser Möglichkeiten bietet das Gesetz über die 
Zählung von Arbeitsstätten, dem wir gerne 
unsere Zustimmung geben. (Bei/all bei der 
SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Ich frage, ob noch jemand das Wort wünscht. 
- Das ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Berichterstatter das Schlußwort 
gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht-der Fall. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu er-
heben. 

. 

26. Punkt: Besdlluß des Nationalrates vom 
14. Feber 1973 betreffend ein Abkommen zwi­
smen der RepubUk . Osterreim und der Unga­
rismen Volksrepublik über den Sdlutz von 
Herkunftsangaben. Ursprungsbezeidmungen 
und sonstigen aui die Herkunft hinweisenden 
Benennungen landwirtsdlaitlicher und ge­
werblidler Erzeugnisse samt Protokoll (926 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
26. Punkt der Tagesordnung: Abkommen mit 
Ungarn über den Schutz von Herkunfts­
angaben, Ursprungsbezeichnungen und sonsti­
gen auf die Herkunft hinweisenden Benen­
nungen landwirtschaftlicher und gewerblicher 
Erzeugnisse. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Polster. 
Ich bitte um seinen Bericht. 

Ich begrüße den inzwischen im Hause er­
schienenen Herrn Bundesminister Dr. Stari­
bacher. (Allgemeiner Bei/all.) 

Berichterstatter Polster: Hoher Bundesrat! 
Mit dem vorliegenden Abkommen verpflichten · 
sich beide Vertragsstaaten, alle notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Bezeichnung 
von landwirtschaftlichen und gewerblichen 
Erzeugnissen, die aus dem Gebiet des anderen 
Vertragsstaates stammen, gegen unlauteren 
Wettbewerb im geschäftlithen Verkehr zu 
schützen. Das Abkommen enthält nur die 
grundsätzlichen juristischen Bestimmungen so­
wie eine Ermächtigung zum Absthluß eines 
auf Verordnungsstufe stehenden Ubereinkom­
mens. Dieses Ubereinkommen wird die Listen 

der geschützten Bezeichnungen enthalten und 
kann infolge seines Verordnungs charakters 
bei Bedarf leichter an die wirtschaftliche Not­
wendigkeit angepaßt werden. Dem Abkom­
men steht rechtlich völlig gleichberechtigt ein 
Protokoll zur Seite, welches weitere Bestim­
mungen enthält, die nicht in die Systematik 
des Abkommens passen und die die Anwen­
dung gewisser Vorschriften des Vertrages 
näher regeln. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des vorliegenden Abkommens samt Pro­
tokoll die Erlassung eines besonderen Bundes­
gesetzes im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
Bundes-Verfa:ssungsgesetz zur Uberführung 
der Vertragsinhalte in die innerstaatliche 
Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat die gegenständliche Vorlage in sei­
ner Sitzung vom 20. Feber 1913 in Verhand­
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für wirtschaftliche Angelegenheiten so­
mit durch mich den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
14. Feber 1973 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik Osterreich und der Unga­
rischen Volksrepublik über den Schutz von 
Herkunftsangaben, Ursprungsbezeichnungen 
und sonstigen auf die Herkunft hinweisenden 
Benennungen landwirtschaftlicher und ge­
werblicher Erzeugnisse . samt Protokoll wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Be­
richterstatter für seinen Bericht. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Ich stelle die Frage, ob jemand das Wort 
wünscht. - Das ist ebenfalls nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

27. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. Feber 1973 betreffend ein Handels- und 
Zahlungsabkommen zwismen der Republik 
Osterreim und der Volksrepublik China 

(927 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
27. Punkt der Tagesordnung: Handels- und 
Zahlungsabkommen mit China. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Ing. Eder. 
Ich bitte um seinen Bericht. 

802 
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Berichterstatter Ing. Eder: Hoher Bundesrat! 
Da.s vorliegende Abkommen sieht die gegen­
seitige . Gewährung der Meistbegünstigung auf 
dem Gebiet der Zoll- und sonstigen Abgaben 
(Steuern, Gebühren und Beiträge), die anläß­
lieb. der Ein- oder Ausfuhr von Waren erhoben 
werden, sowie auch hinsidltlidl der Art der 
Erhebung dieser Zölle und Abgaben zwischen 
der Republik Osterreidl und der Volksrepu­
blik China vor. Abgaben mit zollgleieber Wir­
kung werden davon niebt erfaßt. Das Abkom­
men enthält ferner unter anderem eine Preis­
klausel und eine Regelung des Zahlungsver­
kehrs. Eine vorgesehene GemIschte Kommis­
sion wird neben der Beobachtung der Durch­
führung des Abkommens neue Möglichkeiten 
zur Entwicklung des Handels zwischen den 
Vertragsparteien zu- prüfen und geeignete 
Vorschläge zur Abänderung oder Ergänzung 
dieses Abkommens zu erstatten haben. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des vorliegenden Abkommens die Er­
lassung eines besonderen Bundesgesetzes im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verla.s­
sungsgesetz nicht erforderlidl. 

Der Ausschuß für wirtsebaftlidle Angelegen­
heiten hat die gegenständlidle Vorlage in sei­
ner Sitzung vom 20. Feber 1913 in Verhand­
lung genommen und einstimmig besdllossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­

·sprudl zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
sdluß für wirtsdlaftlidle Angelegenheiten so­
mit durch mich den A n  t r a g, der Bun�esrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 4. Feber 1973 betreffend ein Handels- und 
Zahlungs abkommen zwisdlen der Republik 

, Osterreich und der Volksrepublik China wird 
kein Einsprudl erhoben. 

Vorsitzender: Idl danke dem Herrn Be­
ridlterstatter für seinen Bericht. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Kouba. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Kouba (SPO) : Herr Vorsitzender I 
Frau Minister! Herr Minister I Meine Damen 
und Herren! Ich mödlte meinen Ausführun­
gen voraussdlicken, daß ich nicht die Absicht 
habe, die Größe der Entfernung von unserem 
neuen Handelspartner oder die Mao-Fibel zu 
zitieren. (Bundesrat S c  h r e i n  e I: Nicht so 
lange!) 

Aus dem bisherigen Bekanntsein dieses zu 

faßt ist, von der zweifellos eminenten Bedeu­
tung dieses Abkommens für unsere Wirtschaft 
und damit für unser Land und welcher An­
strengungen es unsererseits bedarf, sollen in 
weiterer Folge alle Möglichkeiten ausge­
schöpft werden, kein Bild machen. 

Osterreich hat am 28. Mai 1 97 1  als einer 
der ersten Staaten diplomatische Beziehun­
gen mit der Volksrepublik China aufgenom­
men. In der Folge wurden über Wunsch der 
chinesischen Regierung zwecks Regelung des 
Handels- und Zahlungsverkehrs Verhandlun­
gen über ein Abkommen auf Regierungsebene, 
welches das bisherige Kammerabkommen er­
setzen sollte, geführt und zur Jahresmitte ab­
geschlossen. Die Unterzeichnung dieses Ab­
kommens erfolgte am 2. November 1912 in 
Peking durch unseren Handelsminister Dok­
tor Staribacher. Mit diesem Abkommen soll 
und wird für Osterreidt ein Platz auf dem . 
chinesischen Absatzmarkt, der in 'Zukunft 
immer größere Möglichkeiten bieten dürfte, 
gesichert werden. 

Bis 197 1  war die österreichische Handels­
bilanz mit China passiv, aber das Jahr 1 972 
brachte eine völlige Trendumkehr. Ich möchte 
dies mit einigen Ziffern beweise�: 

1968 betrug die Einfuhr aus China 214 Mil­
lionen SdtiIIing, die Ausfuhr nach China 
177 Millionen Schilling. 1 969 betrug die Ein­
fuhr 244 Millionen Sdtilling, die Ausfuhr 
106 Millionen Schilling. 1970 betrug die Ein­
fuhr 321 Millionen Sdtilling, die Ausfuhr 
140 Millionen Schilling. 1971 betrug die Ein­
fuhr 278 Millionen Sdtilling, die Ausfuhr 
1 22 Millionen Schilling. 1972 betrug die Ein­
fuhr 1 94 Millionen und die Ausfuhr 322 Mil­
lionen Schilling. 

Die chinesische Regierung hat anläßlidl der 
Wirtschaftsbesprechungen in Peking vom 
28. Oktober bis 4. November 1972 ihr großes 
Interesse am Import von Erzeugnissen in der 
Hauptsache der österreichischen Stahlindustrie 
und an chemischen Produkten, vor allem 
Düngemittel, betont und feste Zusicherungen 
hinsichtlich einer vermehrten Abnahme öster­
reichischer Waren schlechthin gegeben. 

Wenn wir in der heutigen Sitzung des Bun­
desrates im 1 .  Punkt über Eisen- und Stahl­
fusion und über die Stärkung der Konkurrenz­
fähigkeit unserer Eisen- und Stahlverarbei­
tung gesprochen haben, dann dürfte das hier 
ein besonderer Hinweis sein, daß wir auch 
mit einer Fusion letzten Endes kräftiger mit 
China in den Handel kommen können. 

beschließenden Handels- und Zahlungsabkom- Daß es für Osterreich eine große Chance 
mens mit China kann sich wohl der, der mit ist, zeigt die Tatsache, daß China, ein Land 
der Materie und den Details nicht direkt be- mit rund 150 Millionen Einwohnern, nur 
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Kouba 

knapp mit 1 Prozent am Welthandel beteiligt 
ist. Der wichtigste ' Wirtschaftszweig ist die 
Landwirtschaft, in der 80 Prozent der Bevölke­
rung arbeiten. Am Ausbau der Industrialisie­
rung ist China daher sehr interessiert. 

Ein weiteres Plus dieses Abkommens ist 
ohne Zweifel, daß eine Preisklausel und eine 
Regelung des Zahlungsverkehrs, die auch Zah­
lung in Schilling vorsieht, vorgesehen ist und 
,dem Abkommen keinerlei Warenlisten für die 
Ein- und Ausfuhr beigegeben sind. 

Meine Damen und Herrenl Die Gründe für 
diese erfreuliche Entwicklung waren die Auf­
nahme der diplomatischen Beziehungen, wie 
schon am Anfang betont wurde, die Entsen­
dung einer österreichischen Wirtschaftsmis­
sion im Herbst 1 911 , der Abschluß des Han­
dels- und Zahlungsabkommens, verbunden mit 
Wirtsmaftsgesprächen, im Herbst 1912 in 
Peking, ebenso das stark gestiegene Interesse 
österreichismer Firmen am Chinahandel und 
an der Kantoner Messe sowie der dadurch 
mögliche weitere Ausbau der Kontakte mit 
den chinesischen Außenhandelsorganisationen. 

Diese Kontakte können sich sicherlich noch 
vertiefen und ausweiten, da die Volksrepu­
blik China erstmalig an der Wiener Herbst­
messe 1913 beteiligt sein und andererseits 
Osterreich im Frühjahr 1 914 eine Industrie­
ausstellung in Peking veranstalten wird. 

Das chinesische Bezugsinteresse für öster­
reichische Erzeugnisse kam durch den Besuch 
einer Delegation des China Council for the 
Promotion of International Trade im Juni 1972 
und einer Tedmikerdelegation im Jänner 1973 
in Osterreich zum Ausdruck. Anfang März des 
laufenden Jahres wird neuerlich eine Dele­
gation Osterreich besuchen, um über den An­
kauf von Stahl und Ferrolegierungen zu ver­
handeln. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Nationalrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

28. Punkt: 'GesetzesbesmluB des Nationalrates 
vom 14. Feber 1 973 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Studienridltung Medizin 

(91 1 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
28. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz 
über die Studienrichtung Medizin. 

Berichterstatterin ist Frau Dr. Hilde Hawli­
cek. Ich bitte um ihren Bericht. 

Ich begrüße dazu die im Haus erschienene 
Frau Bundesminister Dr. Hertha Firnberg. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Berichterstatterin Dr. Hilde Hawlicek: 
Hohes Hausl Durch den vorliegenden Geset­
zesbeschluß des Nationalrates soll im Rahmen 
des Allgemeinen Hochsdlul-Studiengesetzes 
1966 eine spezielle Regelung des Medizin­
studiums erfolgen. Das Studium soll aus drei 
Abschnitten mit einer Gesamtstudiendauer 
von zwölf Semestern bestehen: Zur Erlassung 
der Studienpläne ist an jeder medizinischen 
Fakultät eine Studienkommission vorgesehen, 
die aus je drei Vertretern der Professoren, 
des sonstigen wissenschaftlichen Personals so­
wie der Studenten besteht. Weiters ist zur 
Ausarbeitung von Empfehlungen eine Gesamt­
studienkommission aller medizinischen Fakul­
täten Osterreichs vorgesehen, der auch ein 
Vertreter der Osterreichischen Ärztekammer 
angehören soll. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 20. Feber 1973 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassungs- und ReChtsangelegen­
heiten somit durch mich den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Meine Damen und Herrenl Wir sehen also, 
daß gute Voraussetzungen für die österrei­
chische Wirtschaft für einen intensiven China­
handel geschaffen worden sind, und es wird 
an un:s allen und an den Verantwortlichen 
in der österreichischen Wirtschaft liegen, diese 
zu Nutz und Frommen unserer Wirtschaft zu 
nützen. Danke. (BeiJall bei der SPO.) Gegen den Gesetzesbeschluß des National­

rates vom 14. Feber 1 973 betreffend ein Bun­
Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr desgesetz über die Studienrichtung Medizin 

gemeldet. wird kein Einspruch erhoben. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das Vorsitzender: Ich danke der Frau Bericht-
ist nicht der Fall. erstatterin für ihren Bericht. 

Die Debatte ist geschlossen. Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 

Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht der Fall. Bürkle. Ich erteile ihm das Wort. 
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Bundesrat Bürkle (OVP) : Herr Vorsitzender I Mediziner manchmal, so glaube ich, sogar 
Frau Ministerl Meine sehr geehrten Damen mehr lernen könnte als in einer großen Kli­
und Herren! Das Parlament hat in den letzten nik, wo er bei der Visite als letzter im Kome­
Jahren eine Reihe von Gesetzen über einzelne tenschweif hinter dem Professor und den Assi­
StudienriChtungen verabsChiedet. Ich bin nicht stenten herläuft. 
ganz sicher, aber ich glaube, Frau Minister, 
daß wir jetzt das vorletzte haben. Ich glaube, 
die Juristerei fehlt noCh. (Bundesminister Dok­
tor Hertha F i r  n b  e r g: Das tierärztliche!) 
Also das drittletzte, das wir jetzt behandeln. 

Meine Damen und Herren! Daß dieses Ge­
setz für uns alle, ja für jeden Menschen in 
diesem Lande von Bedeutung ist, ist eigentlich 
klar. Ganz besonders deswegen, weil heute 
die Erkenntnis, daß Gesundheit eines der 
größten Güter, vielleicht das graßte überhaupt 
ist, das ein Mensch besitzen kann, in das All­
gemeinbewußtsein eingedrungen ist. Daß der 
Ausbildung derjenigen, die diese Gesundheit 
bewachen, bewahren und notfalls auCh wieder­
herstellen sollen, größtes Augenmerk ge­
schenkt werden muß, ist auCh selbstverständ­
lich. 

Dieses Gesetz regelt also den Studiengang 
der zukünftigen Ärzte. Es bestimmt, daß der­
jenige, der Arzt werden will, mindestens 
zwölf Semester wird 'Studieren müssen. Das 
ist um zwei bis vier Semester mehr als für 
andere Diplomstudien. 

Es regelt auch den akademischen Titel, den 
ein Student nach Abschluß des Studiums be­
kommen soll. Dieser Titel ist im Gegensatz 
zu anderen Studienrichtungen nimt zweige­
teilt, sondern es gibt nach dem abgeschlos­
senen Studium nur den Doktor. Diese Ent­
scheidung ist ganz sicher richtig, weil im Be­
wußtsein der Offentlichkeit der Arzt einfach 
mit dem Doktortitel und umgekehrt beinahe 
der Doktortitel mit dem Arzt identifiziert 
werden. 

Im Ausbildungsgang der Mediziner ist auch 
vorgeschrieben, daß er 1 6  Wochen, das sind 
vier Monate, als Famulus tätig zu sein hat. 
ICh möChte bei dieser Gelegenheit den Wunsch 
aussprechen, der aus vielen kleineren Spi­
tälern kommt, daß ein Teil - ich sage be­
wußt: ein Teil - dieser Famulustätigkeit auch 
in den sogenannten kleineren Spitälern ab­
geleistet werden sollte - ich weiß, daß das 
keine Materie ist, die in diesem Gesetz gere­
gelt werden könnte, sondern in einem ganz 
anderen -, und zwar in kleineren Spitälern, 
die für die Ausbildung zum praktischen Arzt 
nimt zugelassen sind. Im glaube nämlich 
- iCh möchte fast sagen: aus Erfahrung -, 
daß auch in kleineren Spitälern, die manchmal 
sehr gut geführt sind und an denen sehr - tüch­
tige und umfassend gebildete Ärzte tätig sind, 
daß aum an solmen Spitälern ein angehender 

ICh habe niCht verallgemeinert. Ich will nur 
sagen: Wenn ein Teil der Famulustätigkeit in 
solchen Spitälern abgeleistet werden könnte, 
würde er manchmal mehr und persönlicher 
direkten EinbliCk in das bekommen, was die 
zukünftige Medizin von ihm verlangt. 

Ich kann das jetzt nic�t sagen, aber ich habe 
so das Gefühl, daß die vier Monate Famulus­
tätigkeit im Laufe der sechs- bi:s siebenjähri­
gen Ausbildungszeit eigentlich eher zu kurz 
bemessen ist. 

-

Daß dieses Gesetz dann auch nom rein 
organisatorisme Regelungen enthält, wie die 
Studienkommission, darf noch erwähnt wer­
den. 

Eine kritische Bemerkung noch zum Gesetz: 
Es regelt beinahe alles: die Prüfungsfädler, 
angefangen von der Biologie für Mediziner 
über die pathologisme Anatomie und Ge­
richtsmedizin bis zur Rechtskunde für Medi­
ziner beim letzten Rigorosum. 

Kein Wort allerdings steht in diesem Gesetz 
darüber, daß einer, der medizinisch-technisCh 
noch so gut ausgebildet sein kann, trotzdem 
kein guter Arzt sein muß, wenn ihm das fehlt, 
was man als ärztliches Ethos bezeichnet. Die 
innere Einstellung . zum Beruf, das Wissen, 
daß gerade der Arztberuf - und vielleicht der 
am allermeisten - Berufung erfordert, davon 
steht in diesem Gesetz nichts. Wenn man sieht 
oder selbst erlebt hat, wie vor etwa 30 Jah­
ren Ärzte vollkommen vergessen hatten, daß 
sie einmal den hippokratischen Eid geleistet 
hatten und sich zu Handlangern und Schergen 
der Diktatur hergegeben haben, muß man be- ' 
dauern, daß auf diesen wichtigen Bestandteil 
der ärztliChen Ausbildung in diesem Gesetz 
nicht Bezug genommen wurde. 

Von allen Ärzten, ausnahmslos, wird auch 
heute nom neben dem rein fachlimen Können 
hohe menschliChe Qualität verlangt, manch­
mal allerdings vergebens. Manchmal fühlt sich 
einer nur noch als Techniker der Medizin, 
sieht sein speziellstes FaChgebiet und vergißt 
ob seines Spezialistentums den Menschen, 
den er zu betreuen hat. Das ist auch nimt 
verallgemeinernd gesagt, aber es gibt diese 
Fälle. 

Daher, so glaube iCh, wäre ein wesentlicher 
Teil der ärztlichen Ausbildung die Hinführung 
der jungen Menschen zu einem Berufsethos, 
das sie das tun läßt, was· Hippokrates vor 
etwa 2000 Jahren formuliert hat, und das, so 
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Bürkle 
glaube ich, noch immer jeder junge Arzt bei 
der Promotion als den hippokratischen Eid zu 
leisten hat. Aus diesem hippokratischen Eid 
nur die Kernsätze. 

"Meine Anordnungen will ich geben nach 
meinem Können und Wissen zum Nutzen der 
Leidenden. Verderben und Schaden aber ihnen 
wehren. Auch werde ich tödliches Gift nie­
mandem geben, mag er selbst darum bitten, 
und auch keinen Rat dieser Art erteilen. Auch 
werde ich nie einem Weibe ein Mittel zur 
Vernichtung der Leibesfrucht reichen. Lauter 
und gottgefällig will idl bewahren mein Leben 
und meine Kunst." 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Die Hoffnung und die Erwartung, daß Ärzte, 
die auch Lehrer sind, die eben junge Ärzte 
heranbilden, das Wissen, das sie besitzen, 
im Sinne von Hippokrates weitergeben und 
die jungen angehenden Mediziner audl auf 
eine entsprechende Berufsauffassung und eine 
innere Einstellung zUm Beruf, also zur ärzt­
lichen Ethik hinführen, macht es uns leicht, 
diesem Gesetz mit gutem Gewissen zuzustim­
men. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Als nächster zum Wort ge­
meldet ist Herr Bundesrat Professor Doktor 
Gise!. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Dr. Gisel (SPO) : Herr Vorsitzen­
derl Frau Minister I Sehr geehrte Damen und 
Herrenl Einem so gut fundierten Diskussions­
beitrag nachfolgen und ihn weiterführen zu 
können, ist ein Vergnügen, für das ich mich 
herzlich bedanken möchte. 

Nur eines : Den hippokratischen Eid schwö­
ren wir heute nicht mehr. Die medizinische 
Wissensdlaft ist über sehr viele Fakten hin­
aus, die in diesem Eid enthalten sind, sie 
ist weitergegangen, und das, was als Eides­
formel an der Universität gesprochen wird, 
klingt so ein bißchen in seinen Absätzen, als 
wäre es der alte hippokratisdle Eid, es ist 
aber inzwischen etwas ganz anderes gewor­
den. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Heute befinden Politiker über die künftige 
Ausbildung der Ärzte. Heute sind sie die ein­
deutig Gebenden iIi dieser so oft bemühten 
Partnerschaft. 

Arzt und Politiker haben eines gemeinsam: 
an heide heften s·ich leicht und oft Undank 
und üble Nachrede. Beklemmende Aussicht 
für einen, der beides, Politiker und Arzt, ist. 
Undank und üble Naduede treten enst dann 
zurück, wenn am offenen Grab festgestellt 
wird. daß der Tote ein Beispiel war, daß so 
einer nimmer kommt, daß er sich aufgeopfert 

hat und daß er noch am Leben sein könnte, 
wenn er sich ·mehr geschont hätte. (Heiter­
keit.) 

Zwiespältig' ist der ärztliche Beruf in unse­
rer Gesellschaftsordnung auch seiner Kon­
struktion nach. Einenseits verlangt man vom 
Arzt hohe Moral und - wir haben es gerade 
wieder gehört - permanente Beweise seines 
ärztlichen Ethos, andererseits nimmt man zur 
Kenntnis, urteilt und verurteilt, daß er so 
etwas wie ein Kleingewerbetreibender im Ge­
sundheitsverschleiß ist, der demnach am 
Kranksein der anderen profitieren würde. 

Die BClJSis der modernen Medizin ist die 
Wissenschaft von der Natur, und daraufhin 
ist der Lehrplan der medizinischen Fakultäten 
ausgerichtet. Aber naturwissenschaftliche Be­
gabung kann wohl Kennzeichen des Studen­
ten der Medizin, nicht aber das ausschließlich 
legitimierende Merkmal des Arztes sein. 

Arztsein ersdlöpft sich nicht in der Anwen­
dung naturwissenschaftIidler Erkenntnisse. 
Nicht selten treten ärztliche Erfahrung und 
Intuition, Mensdlenkenntnis und ein unwäg­
bares Gespür, ja  ein Künstlertum an die Stelle, 
auf der eben nodl wissensdlaftlich begründete 
Uberlegung stand. 

Es ist immer wieder faszinierend zu erleben, 
wie verschieden junge Menschen in den ersten 
Semestern ihres Medizinstudiums das Organ, 
das Relief, den Leib im Hinsehen beobadlten, 
angreifen und erfassen. Welche Details der 
eine übersieht, vernadllässigt, vergißt, wäh­
rend der andere akzentuiert, überbetont er­
lebt und beurteilt. Aus beiden aber soll die 
Schule Ärzte machen. 

Selbach hat die Forderung erhoben, daß 
- ich zitiere - "der Arzt weit über die 
exakte Wissenschaft und ihre Richtigkeiten 
hinaus im mitmenschlichen Bereich wirken 
und dazu die Forderung nach Wahrhaftigkeit , 
erfüllen" muß. "Seine Haltung und Handlung 
werden aus Gewißheit guter Kenntnisse und 
begründeter Uberzeugung erwartet; die ärzt­
liche Aussage muß richtig und wahr zugleich 
sein." 

Meine Damen und Herren I Demgegenüber 
kann dieses Gesetz nur einen Teil dieser Vor­
aussetzungen des Arzttums garantieren. Für 
einen anderen Teil bleibt der Arzt zeitlebens 
ausschließlich Weisungsempfänger seines Ge­
wissens. Er ist eben mehr als ein Heilfunktio­
när. Er vertritt bisweilen den Lehrer, den 
Geistlichen, den Richter, Vater und Mutter. 
Er darf sim nimt den Problemen der Eugenik 
verschließen, und unsagbar Schweres ist ihm 
auferlegt in der Sphäre des Sterbens, in der 
seine ärzt1ime Haltung immer wieder geprüft 
wird. 
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Diese Uberlegungen, dieses Wissen um die 
Realität im ärztlichen Alltag, waren für mich 
und meine Freunde maßgebend für Formu­
lierungen und Vorschläge, die wir abgegeben 
haben, als wir zur Stellungnahme zur Gestal­
tung dieser Gesetzesmaterie eingeladen wur­
den. 

Ich durfte an dieser Stelle bereits einmal 
meinen Lehrer Tandler zitieren, der · in sei­
nem Lehrbuch die Meinung vertritt: " Unsere 
Studenten lernen zuviel und wissen zu­
wenig; unsere Ärzte wissen zuviel und kön­
nen zuwenig." Wir wollen nicht untersuchen, 
ob dieses brillante Zitat auch heute noch Gül­
tigkeit hat, aber reagieren wir heute auf diese 
Herausforderung mit unserer Kompetenz. Ge­
stalten wir einen Teil, den schulischen Teil, der 
ärztlichen Berufsvorbildung - die Gesetzes­
materie spricht von wissenschaftlicher Berufs­
vorbildung -, gestalten wir diesen Teil neu, 
damit gewährleistet wird, daß die Studieren­
den mehr wissen und als Ärzte mehr leisten 
können. 

Halten wir fest: Die Schule kann nur Wis­
sen vermitteln und versuchen, ins wissen­
schaftliche Denken hineinzuführen. Da aber 
die Heilkunde mehr ist als angewandte Natur­
wissenschaft, der Arzt niemals ausschließliCh 
nach Normen, wie sie der Wissenschaftlichkeit 
entsprechen würden, behandeln kann, vermag 
diese Gesetzesvorlage nur in gewisser Ein­
schränkung die Voraussetzungen für einen 
künftigen guten Ärztestand zu schaffen. 

Ich sprach von Normen. Sie zu kennen und 
nach ihnen zu verfahren, ist für den Arzt 
niCht ausreichend. 

solche Ausbildung immer kleine Kranken­
anstalten empfohlen -, in solchen Kranken­
anstalten fehlen derzeit sehr . häufig personelle 
und materielle Voraussetzungen. Dort müssen 
j etzt Maßnahmen getroffen werden, die an 
Kliniken, die ja ihrem Wesen naCh Lehr­
anstalten sind, bereits vorhanden sind. Ob die 
vier Monate Pflichtfamulatur aucb nur an­
nähernd genügen, möChte ich mit Ihnen gar 
niCht debattieren - irgendwo stimme icb 
Ihnen zu -, aber wenn man die Stellung­
nahmen der Landesregierungen ansieht, wird 
dort bereits dem Ministerium gegenüber die 
Wochenzahl von 16 Stunden als zu hoen ange­
führt. 

Auch die Neugliederung und längst fällige 
Erweiterung des Lehrstoffs ist ein Vorzug die­
ser Gesetzesvorlage, für die dem Ressort gro-' 
ßer Dank gebührt. 

Gedankt soll aber auCh allen denen werden, 
die sich die Mühe in Beratung und Stellung­
nahme gemacht haben. Daß die Studenten­
schaft nicht nur der Verlängerung der Studien­
dauer r also der Vermehrung von zehn auf 
zwölf Semester, sondern auCh der Aufnahme 
von sieben neuen Prüfungsfächern zugestimmt 
hat, zeigt, daß sien die vor allem Betroffenen 
den Erfordernissen der Realität nicht versChlie­
ßen. Damit ist gleichsam als Nebeneffekt eine 
gewisse Anpassung ans Medizinstudium im 
Ausland möglien geworden. 

Darüber hinaus saniert dieses Gesetz Unzu­
länglichkeiten, die besonders den Studien­
anfänger belastet haben. Studienkommissio­
nen werden aber ganze Arbeit leisten müssen, 
um der Zwangsjacke termingebundener Teil­
prüfungen der Rigorosen die Starre zu neh-

Der deutsche Pathologe Zollinger schreibt men und sie nicht zu einer Fessel werden zu 
im Vorwort seines vor wenigen Tagen in den lassen. 
Handel gekommenen Lehrbuchs folgenden 
Satz: 

"Recbtzeitig das Beobachten der AbweidlUn­
gen vom Normalbild zu erlernen, ist . . . eine 
der Grundforderungen an das Medizinstu­
dium, gleiCht doch kein Patient dem andern, 
auch wenn er dieselbe Diagnose trägt." 

N a,ch diesen grundsätzlichen Feststellungen 
zum Aktuellen: Diese Gesetzvorlage, meine 
Damen und Herren, hat sich viel vorgenom­
men. Sie will das Medizinstudium praxisnäher 
gestalten, eine gewisse Ausbildung am Kran­
kenbett wird künftighin für alle Studierenden 
verpflichtend, sein. Hiefür sind im § 1 2  lit. 2 
gesetzliche Vorschriften angekündigt, denn in 
vielen Krankenanstalten, die für die Ablei­
stung solcher Pflichtfamulaturen an und für 
sich gut geeignet wären - ich stimme Ihnen, 
Herr Kollege Bürkle, vollkommen zu, und ich 
habe auch meinen eigenen Kindern für eine 

Ein Student, der Lehrplan und Prüfungs­
tenn in einhält, ist ein guter, vielleicbt sogar 
ein Vorzugs sChüler. Die Gesetzesvorlage 
klassifiziert ihn als gewissenhaften Studen­
ten. Derjenige aber, der sich mit einer Basis­
disziplin umfassender, kritischer .... befassen 
möchte und mit dem Zeitminimum niCht zu­
recht kommt, wird natürlich die Erfolgsstati­
stik belasten. Er ist aber kein schleChter Stu­
dent und kein Bummler. 

Dazu kommt, daß an einer großen Fakultät 
wie zum Beispiel in Wien mit mehr als 
700 Studierenden in einem Jahrgang ein eng 
begrenzter Termin auch von seiten der Prüfer 
kaum eingehalten werden kann. Das Auswei­
chen auf ein programmiertes Testprüfverfah­
ren widerspricht gerade in der Humanmedizin 
den Intentionen, die wir im Ausleseverfahren 
zum Arztturn zu beachten hätten, und es sollte 
nur im Ausnahmefall zulässig sein. 
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Daher glaube ich nidlt, daß es viele Studie­
rende anstreben werden, die Drittelung des 
Studiums voll zu akzeptieren, und zum Bei­
spiel tatsädllich den ersten sogenannten vor­
klinisdlen Studienabschnitt in vier Semestern 
beenden werden. Was bisher in nominell fünf 
Semestern, in Wahrheit aber sedls und sieben 
Semestern bei im ganzen zehnsemestriger 
Studiendauer bewältigt wurde, ist noch dazu 
bei Vergrößerung des Prüfungsstoffs kaum in 
vier Semestern abzusdlließen. 

Mit Recht äußerte sich daher eine begut­
achtende, pädagogisch besonders qualifizierte 
Behörde in ihrer Stellungnahme vom 16. 1 1 .  
191 1  z u  diesem Gesetz, es erscheint fast un­
möglich, in den vier Semestern des ersten 
Rigorosums sieben Prüfungen rechtzeitig ab­
zulegen; bei den bisher vorgesdlriebenen fünf 
Prüfungsfächern benötigt die Mehrzahl der 
Studierenden bereits sechs Semester. 

Um diese Sdlwierigkeit, meine Damen und 
Herren, weiß das Gesetz. Daher sind mit 
sofortiger Wirksamkeit Studienkommissionen 
einzusetzen. § 14 dieses Gesetzes regelt ihre 
Zuständigkeit, wobei mir ihre Kompetenz für 
die Gestaltung von Lehrveranstaltungen und 
Prüfungen nicht weniger wichtig zu sein 
scheint, als daß sie Vorsdlläge zur Abände­
rung der Studienordnung vorlegen und erar­
beiten dürfen. Hier können künftighin Kor­
rekturen erfolgen, die zum Beispiel wegen 
unzulänglidler Pädagogik auf manchen Lehr­
stühlen notwendig werden könnten. Der Um­
fang dessen, was wissenwert und fachbil­
dungsfördemd ist, muß durch koordinierende 
Maßnahmen festgesetzt, aber audl abgewan­
delt werden. Wie oft wird der Lehrer die 
Wissensnotwendigkeit beim Schüler über­
sdlätzen, was bei diesen die Unterscbätzung 
des Wissenswerten provoziert. Der akademi­
sche Lehrer verlangt - dazu fühlt er sidl. als 
Forsdl.er in seiner wissenschaftlidl.en Disziplin 
verpflichtet - Genauigkeit. Zweckdienliche 
Lehre kann sich häufig mit in kritischer Uber­
sdlau erworbener Kenntnis der Zusammen­
hänge begnügen. 

Immer aber wird es schwierig sein, die 
Grenze festzustellen, wo dem Wissenden ein 
Maß an Vergessen heilsam ist, ein Ubermaß 
aber verderblich wird. Womit das alte Zitat 
von den den Maulwürfen vergleichbaren 
Ä-rzten fällig wurde, den Ärzten, die im dunk­
len arbeiten und deren Hände Tagewerk 
Erdhügel wären. 

Im Gegensatz zu anderen glaube idl, daß 
nur selten jemand seine ärztliche Laufbahn 
von vornherein festlegen kann und soll. Vie­
les entscheidet sich während des Studiums aus 
Zufall oder aus der Entdeckung bestimmter 

Anlagen und Neigungen im ungeheuer weiten 
Rahmen des Gesamtgebiets der Medizin. Und 
deshalb muß es in seiner reidlen Vielfalt 
abgehandelt werden. Dieses Gesetz ermög­
limt es. Wahlfämer, Freifämer und Disser­
tationen sind erstmals vorgesehen. 

Ich möchte aber - und eine derartige Stel­
lungnahme habe im noch nirgends gefun­
den - dom 'darauf hinweisen, daß es durdl 
die Vermehrung der Prüfungs fächer den Medi­
zinern noch schwerer als bisher werden wird, 
alle Prüfungen mit Auszeichnung abzulegen 
und sub auspiciis praesidentis rei publicae 
zu promovieren. 

Meine Damen und Herren I Wenn die medi­
zinischen �akultäten imstande sind, . dieses 
Gesetz weitgehend zu materialisieren, wenn 
sie es vermögen, Tradition und . Fortschritt zu 
harmonisieren, und wenn nur der junge 
Mensdl Arzt wird, den sein Herz dazu treibt, 
dann müßten die künftigen in asterreich aus­
gebildeten Doktoren der Medizin von der 
Sdmle her befähigt sein, als gute Ärzte wir­
ken zu können. Wir stimmen der Gesetzes­
vorlage zu. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Ich stelle die Frage. ob sidl noch jemand 
zum Wort meldet. - Dies ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist gesdllossen. 

Wird vom Berichterstatter ein Smlußwort 
,gewünsdlt? - Das ist ebenfalls nidlt · der Fall. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu er­
heben. 

29. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. Feber 1973 betreffend einen Notenwemsei 
tiber die gegenseitige Anerkennung weiterer 
akademismer Grade zMsmen der Republik 
Usterreim und der ItaUenismen RepubUk 

samt Anlagen (912 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum . 
29. Punkt der Tagesordnung: Notenwechsel 
über die gegenseitige Anerkennung weiterer 
akademischer Grade zwischen Osterreich und 
Italien. 

Berichterstatterin ist Frau Bundesrat Dok­
tor Anna Demuth. Ich bitte um ihren Berimt. 

Beridlterstatterin Dr. Anna Demuth: Hohes 
Haus I Durch den vorliegenden Notenwechsel 
soll eine weitere Gleichstellung von akade­
mischen Graden zwischen asterreich und Ita­
lien entsprechend dem Ergebnis der Verhand­
lungen einer auf Grund des österreichisch-
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italienischen Kulturabkommens eingesetzten 
Expertenkommission erfolgen. Im besonderen 
sollen weitere 21 akademische Grade zwischen 
den beiden Staaten anerkannt werden, sodaß 
künftighin 58 akademische Grade gleichge­
stellt sein werden. Die gegenseitige Aner­
kennung von in österreich oder Italien er­
worbenen akademischen Graden soll ohne 
Rü<xsicht auf die Staatsbürgerschaft ihrer In­
haber durchgeführt werden. Vorgesehen ist 
auch eine gegenseitige Anerkennung von 
Studienzeiten beziehungsweise Teilprüfungen 
bei Fortsetzung eines einschlägigen Studiums 
im anderen Vertragsstaat. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des vorliegenden Notenwedlsels die Er­
lassung eines besonderen Bundesgesetzes im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­
inhaltes in die innerstaatlidle Redltsordnung 
nicht erforderlidl. 

Namens des Ausschusses für Verfassungs­
und Rechtsangelegenheiten stelle ich den A n­
t r a g, gegen diese Vorlage keinen Einspruch 
:zu erheben. 

Vorsitzender: Ich danke der Frau Bericht� 
erstatterin für ihren Bericht. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wünscht jemand das Wort? - Das ist nicht 
der Fall. 

Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n e n E i n s p r u c h zu erheben. 

Vorsitzender: Die Tagesordnung ist "er� 
schöpft. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung 
des Bundesrates wird auf schriftlichem Wege 
erfolgen. Als Sitzungs termin ist Donnerstag, 
der 29. März 1973, in Aussicht genommen. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kom­
men jene Vorlagen in Betracht, die der Natio­
nalrat bis dahin verabschiedet haben wird, 
soweit sie dem Einspruchsrecht des Bundes­
rates unterliegen. Ein" diesbezügliches Aviso 
wird noch schriftlich ergehen. 

Die Sitzung ist 9 e s c h I  0 s s e n. 

SchluJi der Sitzung : 17 Uhr 25 Minuten 

österreichisehe Staatsdruckerei L61 19193 
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